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1.  Vorwort 
 

 
Dr. Lutz Hasse 

 

Viele Bürger interessieren sich sehr für öffentliches Verwaltungshandeln. Bisweilen 

werden den Bürgern, insbesondere auf kommunaler Ebene, die nachgefragten In-

formationen jedoch verwehrt. Oder sie werden abgeschreckt mit dem Hinweis auf 

hohe, von ihnen zu zahlende Gebühren. Solche Situationen tragen auch dazu bei, 

Unmut und Skepsis gegenüber Verwaltungshandeln und öffentlichen Institutionen 

hervorzurufen – und nicht zu Unrecht, wie ich finde. Der Schriftsteller Günter Wallraff 

hat es treffend ausgedrückt: „Öffentlichkeit ist der Sauerstoff der Demokratie”, und 

wenn dieser Sauerstoff fehlt, kann die Luft für die Akzeptanz einer demokratischen 

Staatsform schnell dünner werden. 

 

2016 ist auch Baden-Württemberg in den Kreis der Länder, die über ein Informations-

freiheitsgesetz verfügen, eingetreten. Niedersachsen wird möglicherweise das 

nächste Land sein, in dem ein solches Gesetz im Herbst 2017 in Kraft treten wird. 

Die Bundesländer Hessen und Bayern bilden auf dem Gebiet der Informationsfreiheit 

die Schlusslichter – hier gibt es bisher kein Informationsfreiheitsgesetz.  

 

Die Entwicklung der Informationsfreiheit in Thüringen – das Informationsbedürfnis der 

Bürgerinnen und Bürger, die sachgerechte Umsetzung des Thüringer Informations-

freiheitsgesetzes (ThürIFG), konkrete Fallbeispiele, in denen die Herausgabe von 

Informationen verweigert wurde, Gerichtsurteile und Hinweise auf Lücken in den Re-
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

gelungen zur Informationsfreiheit in Thüringen – all das beinhaltet der vorliegende 

2. Tätigkeitsbericht. Im Anhang des Berichts finden Sie wichtige Entschließungen

zum Thema „Informationsfreiheit“. Die Entschließungen sind von der Konferenz der 

Informationsfreiheitsbeauftragten gefasst und beziehen sich nicht nur auf Thüringen. 

Insbesondere die konkreten Beschwerdefälle sind dabei recht vielfältig und spiegeln 

das manchmal konfliktbehaftete Verhältnis zwischen Bürgern und der öffentlichen 

Verwaltung wider: So erbat ein Beschwerdeführer von einem Thüringer Ministerium 

per E-Mail die Auskunft über die Höhe von tatsächlich aufgewendeten Finanzmitteln 

für bestimmte, durch das Land geförderte Projekte. Er erhielt keine Antwort und auf 

Nachfrage wurde ihm mitgeteilt, dass sein Auskunftsersuchen nicht eingegangen sei, 

daraufhin stellte er seine Anfrage erneut, erhielt jedoch wieder keine Antwort und 

schaltete den TLfDI ein. In der Folge wurde die E-Mail mit dem Informationsantrag 

schließlich im persönlichen E-Mail-Archiv der Mitarbeiterin des Ministeriums gefun-

den. Ein anderer Beschwerdeführer begehrte von einer Thüringer Gemeinde Proto-

kolle einer öffentlichen Bauausschusssitzung als Kopie. Die Gemeinde reagierte je-

doch nicht auf seinen Antrag, daher schaltete er den TLfDI ein. Auf dessen Nachfra-

ge teilte die Gemeinde mit, dass der Antrag des Beschwerdeführers nicht eingegan-

gen wäre. Der TLfDI empfahl dem Beschwerdeführer, den Antrag nochmals schrift-

lich zu stellen und begleitete dies. Die Gemeinde gab nunmehr die begehrten Infor-

mationen heraus.  

Doch nicht nur die Informationsverweigerung durch öffentliche Behörden beschäftigte 

den TLfDI, sondern auch die Kosten für erbetene Auskünfte. So stellte ein anderes 

Thüringer Ministerium einem Bürger, der um die Bereitstellung von amtlichen Daten 

gebeten hatte, mehrere tausend Euro in Rechnung. Weiterhin erhielt der TLfDI auch 

Anfragen zum Schutz von sogenannten „Whistleblowern“, d.h. Schutz von Personen, 

die über Rechtsverstöße im öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich berichten. 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage gibt es in Deutschland – leider – keinen ent-

sprechenden Schutz, obgleich dies, auch nach Auffassung der Informationsfreiheits-

beauftragten der Länder, sehr zu wünschen wäre. 
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Hinsichtlich der Informationsfreiheit bestehen die Aufgaben des TLfDI gegenwärtig in 

erster Linie darin, Eingaben und Anfragen von Bürgern zu bearbeiten, denen der Zu-

gang zu erbetenen Informationen von öffentlichen Stellen verwehrt wurde. Häufig ist 

dies im kommunalen Bereich der Fall. Oftmals wissen die Kommunen nicht, dass sie 

den Bürgern gegenüber in der Informationspflicht stehen oder sie beschränken diese 

Informationspflicht nach eigenem Ermessen zum Nachteil der Bürger.  

 

Weiterhin berät der TLfDI öffentliche Stellen bei der Umsetzung des Informationsfrei-

heitsgesetzes und führt fachliche Schulungen in Verwaltungseinrichtungen durch. 

Diese Aufgaben können wir aber aufgrund begrenzter personeller Ressourcen leider 

nur begrenzt wahrnehmen. Erfreulicherweise zeigen sich die meisten öffentlichen 

Stellen aber durchaus kooperativ und versuchen, dem Informationsanspruch der 

Bürger gerecht zu werden. Daher gab es im Berichtszeitraum lediglich zwei Bean-

standungen. Das zeigt, dass die öffentlichen Stellen in Thüringen durchaus gewillt 

sind, die Informationsansprüche der Bürger zu erfüllen. Dennoch sollte dies noch 

mehr zur Routine werden.  

 

Gleichwohl bietet das ThürIFG für eine solche Routine keine sehr feste Grundlage. 

Denn nach dem ThürIFG sind derzeit nur Landesbehörden verpflichtet, Informationen 

nach der Thüringer Informationsregisterverordnung zu veröffentlichen. Aber auch 

hierbei müssen nur Informationen in das Register aufgenommen werden, die über 

das Internet bereits öffentlich zugänglich sind. Die Kommunen sind nach dem Thü-

rIFG nicht verpflichtet, Informationen dort zu veröffentlichen, und als TLfDI gesteht 

mir dieses Gesetz leider auch nur sehr schwache Kontrollrechte zu. Weiterhin ist die 

Kostenregelung nicht sehr bürgerfreundlich. Im ThürIFG werden Gebühren nach dem 

Kostendeckungsprinzip erhoben (gemäß § 21 Abs. 4 Satz 3 des Thüringer Verwal-

tungskostengesetzes). Dies bedeutet in der Regel: Je größer der nachgewiesene 

Verwaltungsaufwand ist, um die Informationen zusammenzutragen (zeitlicher Auf-

wand, Personalaufwand etc.), desto höher sind die Gebühren. 

 

Dies sind nur einige Gründe, warum die Weiterentwicklung der gegenwärtigen 

Rechtslage – im Interesse der Thüringer Bürgerinnen und Bürger und der Stärkung 

unserer Demokratie – zwingend erforderlich ist.  
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mationen heraus.  

 

Doch nicht nur die Informationsverweigerung durch öffentliche Behörden beschäftigte 

den TLfDI, sondern auch die Kosten für erbetene Auskünfte. So stellte ein anderes 

Thüringer Ministerium einem Bürger, der um die Bereitstellung von amtlichen Daten 

gebeten hatte, mehrere tausend Euro in Rechnung. Weiterhin erhielt der TLfDI auch 

Anfragen zum Schutz von sogenannten „Whistleblowern“, d.h. Schutz von Personen, 

die über Rechtsverstöße im öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich berichten. 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage gibt es in Deutschland – leider – keinen ent-

sprechenden Schutz, obgleich dies, auch nach Auffassung der Informationsfreiheits-

beauftragten der Länder, sehr zu wünschen wäre. 
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2. Informationsfreiheit in Deutschland

2.1. Die Entwicklungen des Informationsfreiheitsrechts auf Bundes- und 

Landesebene im Berichtszeitraum 

Bisher haben in Deutschland der Bund sowie die Bundesländer Baden-Württemberg, 

Brandenburg, Berlin, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen, Bremen, Mecklen-

burg-Vorpommern, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt und Thüringen eigene 

Informationsfreiheitsgesetze. In Hamburg und in Rheinland-Pfalz gibt es dagegen 

bereits Transparenzgesetze. 

„Neu“ hinzugekommen ist Baden-Württemberg. Der Landtag hat dort am 16. De-

zember 2015 das Gesetz zur Einführung der Informationsfreiheit (Landesinformati-

onsfreiheitsgesetz – LIFG vom 25. November 2015) verabschiedet. Dieses Gesetz ist 

angelehnt an das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes. Zwar legt dieses Gesetz in 

§ 11 LIFG Veröffentlichungspflichten fest, ein Transparenzportal wie in Hamburg o-

der Rheinland-Pfalz könnte jedoch nur durch Rechtsverordnung eingerichtet werden. 

In Rheinland-Pfalz wurde das seit dem Jahr 2008 bestehende Landesinformations-

gesetz (LIFG) durch das Landestransparenzgesetz vom 27. November 2015 

(LTranspG) abgelöst. Mit dem neuen Landestransparenzgesetz soll der Zugang so-

wohl zu Umweltinformationen als auch der Zugang zu amtlichen Informationen ge-

währleistet werden. Neben dem Informationszugang auf Antrag wird eine Vielzahl 

amtlicher Informationen auf einer Transparenz-Plattform veröffentlicht, die für jeden 

Interessierten zugänglich ist. Veröffentlichungspflichtig sind gem. § 7 LTranspG unter 

anderem Gutachten und Studien, soweit sie von Behörden in Auftrag gegeben wur-

den, in Entscheidungen der Behörden einflossen oder ihrer Vorbereitung dienten, 

Geodaten nach Maßgabe des Landesgeodateninfrastrukturgesetzes vom 23. De-

zember 2010 (GVBl. S. 548, BS 219-2) in der jeweils geltenden Fassung, Zuwen-

dungen, soweit es sich um Fördersummen ab einem Betrag von 1.000,00 EUR han-

delt, Zuwendungen an die öffentliche Hand ab einem Betrag von 1.000,00 EUR, die 

wesentlichen Unternehmensdaten von Beteiligungen des Landes an privatrechtlichen 

Unternehmen, soweit sie der Kontrolle des Landes im Sinne des § 3 Abs. 3 Nr. 2 und 
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In diesem Sinne: Fragen Sie nach, fordern Sie Information und informieren Sie den 

TLfDI, wenn Sie keine Auskünfte erhalten! 

Ihr 

Dr. Lutz Hasse 
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Das Informationszugangsgesetz in Sachsen-Anhalt (IZG LSA) wurde auf der 
Grundlage § 15 IZG LSA unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände und 
mit Hilfe weiterer Sachverständiger evaluiert. Der 181 Seiten umfassende Evaluati-
onsbericht ist unter
http://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/files/drs/wp6/drs/d4288lun.pdf  
abrufbar. Hierbei wurde deutlich, dass sich das IZG im Ganzen bewährt hat. Die 
meisten Informationsersuchen wurden auf kommunaler Ebene eingereicht. Jedoch 
erscheint der Landesregierung die Bestellung eines behördlichen Informations-
beauftragten nicht notwendig, und sie regt daher an, diese Aufgabe dem behörd-
lichen Datenschutzbeauftragten mit zu übertragen. Hinsichtlich eines möglichen 
Informationsregisters wie in Hamburg sieht die Landesregierung keinerlei 
Handlungsbedarf bei der Offenlegung privatrechtlicher Verträge. Jedoch ist es 
notwendig, aufgrund eines Landesinformationsregistergesetzes für die Bekanntgabe 
von Verträgen 

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz
 und die Informationsfreiheit 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

3 LTranspG unterliegen, und Daten über die wirtschaftliche Situation der durch das 

Land errichteten rechtlich selbstständigen Anstalten, rechtsfähigen Körperschaften 

des öffentlichen Rechts mit wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb und Stiftungen ein-

schließlich einer Darstellung der jährlichen Vergütungen und Nebenleistungen für die 

Leitungsebene, die im Rahmen des Antragsverfahrens gemäß den Bestimmungen 

des Teils 3 LTranspG elektronisch zugänglich gemachten Informationen, in öffentli-

cher Sitzung gefasste Beschlüsse nebst den zugehörigen Protokollen und Anlagen, 

Berichte über den Stand der Umsetzung von Rechtsvorschriften sowie Konzepten, 

der Wortlaut von völkerrechtlichen Verträgen, das von den Organen der Europäi-

schen Union erlassene Unionsrecht sowie Rechtsvorschriften von Bund, Land, Ge-

meinden und Gemeindeverbänden über die Umwelt oder mit Bezug zur Umwelt, poli-

tische Konzepte sowie Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt und Daten oder 

Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von Tätigkeiten, die sich auf 

die Umwelt auswirken oder wahrscheinlich auswirken. Leider sind die Kommunen als 

den Bürgern besonders nahestehende Informationsquellen in Rheinland-Pfalz von 

der Veröffentlichungspflicht nahezu ausgeschlossen (§ 7 Abs. 4 LTranspG).  

In Bremen hatte am 22. April 2015 die Bremische Bürgschaft die Novellierung des 

Informationsfreiheitsgesetzes beschlossen. Die Veröffentlichung von Dokumenten ist 

zur Pflicht geworden und kann notfalls gerichtlich eingeklagt werden.  
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der öffentlichen Hand mit privatwirtschaftlichen Unternehmern ein Informationsregis-

ter zu erstellen. Über die Finanzierung eines solchen Portals muss dann das Parla-

ment entscheiden.  

Weiter stellte die Landesregierung fest, dass eine Gebührenobergrenze bei 500,00 

Euro in die Informationszugangskostenverordnung (IZGKostVO) durch Änderung 

eingefügt werden müsste. Schleswig-Holstein will sich mit seinem Transparenzge-

setz dem Vorschlag von Thüringen weitgehend anschließen. 

2.2. Länder ohne Informationsfreiheitsgesetze 

In den Bundesländern Bayern und Hessen existieren nach wie vor keine Informati-

onsfreiheitsgesetze. Einige bayerische Kommunen haben jedoch eigene Informati-

onsfreiheitssatzungen, die den Zugang zu amtlichen Informationen gewähren sollen. 

Am 29. Dezember 2015 hat der Bayerische Landtag das Bayerische Landesdaten-

schutzgesetz in der Form geändert, dass nunmehr ein Recht auf Auskunft über den 

Inhalt von Akten und Dateien besteht. Allerdings muss hierfür ein berechtigtes Inte-

resse geltend gemacht werden. 

In Hessen ist im Koalitionsvertrag 2014 bis 2019 von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN unter dem Titel “Regieren: Fair und transparent”, ein Informationsfreiheits-

gesetz für das Bundesland Hessen angekündigt. Dazu startete im September 2015 

eine Evaluation der Informationsfreiheitsgesetze, die laut Aussage des Hessischen 

Ministeriums für Inneres und Sport bis zum Herbst 2016 abgeschlossen werden soll-

te. Die Landesregierung soll laut Aussage des Ministeriums insbesondere die Chan-

cen und Risiken eines Informationsfreiheitsgesetzes vor dem Hintergrund bewerten, 

ob in anderen Ländern und beim Bund in der Praxis Transparenz für die Bürger über 

bestehende Informationsrechte hinaus erreicht und dabei nicht der Schutz von per-

sonenbezogenen Daten, von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen oder schutzwür-

digen Interessen des Staates beeinträchtigt wurde. Eine Veröffentlichung der Ergeb-

nisse ist jedoch nicht beabsichtigt. 

In Niedersachsen wurde im Koalitionsvertrag 2013 bis 2018 zwischen der SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN festgehalten, dass ein modernes Informationsfreiheits- 

und Transparenzgesetz vorgelegt werden soll. Für die öffentlichen Stellen soll ver-
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Grundlage § 15 IZG LSA unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände und 

mit Hilfe weiterer Sachverständiger evaluiert. Der 181 Seiten umfassende Evaluati-

onsbericht ist unter http://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/files/drs/wp6/drs/

d4288lun.pdf abrufbar. Hierbei wurde deutlich, dass sich das IZG im Ganzen bewährt

hat. Die meisten Informationsersuchen wurden auf kommunaler Ebene eingereicht.

Jedoch erscheint der Landesregierung die Bestellung eines behördlichen Informati-

onsbeauftragten nicht notwendig, und sie regt daher an, diese Aufgabe dem behörd-

lichen Datenschutzbeauftragten mit zu übertragen. Hinsichtlich eines möglichen In-

formationsregisters wie in Hamburg sieht die Landesregierung keinerlei Handlungs-

bedarf bei der Offenlegung privatrechtlicher Verträge. Jedoch ist es notwendig, auf-

grund eines Landesinformationsregistergesetzes für die Bekanntgabe von Verträgen 
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pflichtend vorgeschrieben werden, Informationen digital in einem Transparenzregister 

zu veröffentlichen. Der Informationszugang soll verwehrt werden, wenn personenbe-

zogene Daten oder der Schutz öffentlicher Belange entgegenstehen.   

Einen Entwurf für ein Transparenzgesetz für Niedersachsen hat die dortige Landes-

regierung Ende Januar 2017 vorgelegt.1 

Auch der Freistaat Sachsen hatte in im Koalitionsvertrag 2014 bis 2019 zwischen 

der CDU und der SPD festgelegt, dass die Bürger grundsätzlich Zugang zu behördli-

chen Informationen und Dokumenten bekommen, wenn nicht wesentliche Rechtsgü-

ter, wie der Schutz von personenbezogenen Daten, Betriebs- und Geschäftsgeheim-

nisse oder besondere öffentliche Belange entgegenstehen. Trotz dieser Ankündi-

gung wurde bis zum Redaktionsschluss noch immer kein Informationsfreiheitsgesetz 

verabschiedet. 

2.3. Informationsfreiheit und Datenschutzgrundverordnung – geht das zu-
sammen? 

Nachdem die Europäische Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) zum 25. Mai 

2016 bereits in Kraft getreten war, aber bis zum 25. Mai 2018 noch nicht angewendet 

wird, gingen beim Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-

mationsfreiheit (TLfDI) Fragen ein, ob er denn über das genannte Datum hinaus so-

wohl für den Datenschutz als auch für die Informationsfreiheit zuständig sein könne. 

Grundsätzlich ist zur Beantwortung dieser Frage zunächst auf Artikel 85 Abs. 1 DS-

GVO hinzuweisen, der den Mitgliedstaaten ins Stammbuch schreibt, dass sie durch 

Rechtsvorschrift das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten gemäß der 

DS-GVO mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung und Informationsfreiheit in Ein-

klang bringen müssen.  

Darüber hinaus ergibt sich aber auch aus der DS-GVO selbst, dass sich Datenschutz 

und Informationsfreiheit nicht gegenseitig ausschließen, sondern beide Aufgabenge-

biete vom TLfDI weiterhin wahrgenommen werden können und dürfen: 

1   Download: http://www.niedersachsen.de/download/114782/
Gesetzentwurf_Transparenzgesetz_fuer_Niedersachsen.pdf

http://www.niedersachsen.de/download/114782/Gesetzentwurf_Transparenzgesetz_fuer_Niedersachsen.pdf
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- Aus Artikel 57 DS-GVO, der die Aufgaben für die Aufsichtsbehörden im Da-

tenschutz regelt, ergibt sich kein Ausschlussgrund, der einer Übertragung wei-

terer Befugnisse entgegensteht.  

- Zu keinem anderen Ergebnis gelangt man, wenn man Artikel 58 Abs. 6 DS-

GVO (Befugnisse der Aufsichtsbehörden) zu Grunde legt, da diese Regelung 

nur gewährleisten will, dass die Befugnisse der Aufsichtsbehörden zur Zu-

sammenarbeit und Kohärenz mit den anderen Aufsichtsbehörden nicht durch 

die Ausübung zusätzlicher Befugnisse beeinträchtigt wird. Durch die weitere 

Wahrnehmung der Aufgaben des TLfDI im Bereich der Informationsfreiheit 

sind diese Befugnisse aus Artikel 58 DS-GVO, wie z. B. die Durchführung von 

Datenschutzüberprüfungen gem. Art. 58 Abs. 1 Buchstabe b) oder die Ver-

warnungsfunktion der Aufsichtsbehörde gem. Art. 58 Abs. 2 Buchstabe b) DS-

GVO nicht beeinträchtigt. 

Alle Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder, die zugleich das Amt 

des/der Informationsfreiheitsbeauftragten wahrnehmen, haben im praktischen Ar-

beitsalltag auch keine Schwierigkeiten bei der Durchsetzung des Grundrechts auf 

informationelle Selbstbestimmung einerseits und dem Recht auf Zugang zu In-

formationen öffentlicher Stellen andererseits „unter dem Dach“ derselben Behör-

de. Vielmehr bedingt die Verwirklichung der beiden Rechte einander, und die 

Doppelfunktion der Datenschutz- und Informationsfreiheitsbeauftragten gewähr-

leistet dabei die Auslotung der Balance zwischen Informationsfreiheit und Daten-

schutz.  
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und Informationsfreiheit nicht gegenseitig ausschließen, sondern beide Aufgabenge-

biete vom TLfDI weiterhin wahrgenommen werden können und dürfen:

1http://www.mj.niedersachsen.de/startseite/themen/niedersaechsisches_informationszugangsgesetz_
nizg/niedersaechsisches-informationszugangsgesetz-nizg-150667.html
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3. Die Konferenzen der Informationsfreiheitsbeauftragten

3.1. Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) ist ein 

Gremium, das aus den Informationsfreiheitsbeauftragten besteht, die in ihrem Land 

über ein entsprechendes Informationsfreiheitsgesetz verfügen. Sie ist damit das 

Pendant zur Konferenz der Datenschutzbeauftragten. Derzeit besteht die Konferenz 

aus den Mitgliedern der Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-

sen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen und dem Bund. Seit 2016 ist auch das 

Bundesland Baden-Württemberg Mitglied der Konferenz. Die Konferenz beschäftigt 

sich mit aktuellen Themen und Fragen der Informationsfreiheit und fasst hierzu Ent-

schließungen. Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten tagt zweimal jähr-

lich unter wechselndem Vorsitz. Die Sitzungen der Konferenz der Informationsfrei-

heitsbeauftragten sind grundsätzlich öffentlich. 

Im Jahr 2015 hatte der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-

freiheit Mecklenburg-Vorpommern den Vorsitz der Konferenz inne. In diesem Jahr 

wurden zwei Entschließungen gefasst.  

Mit der Entschließung „Mehr Transparenz bei den Verhandlungen über das Transat-

lantische Freihandelsabkommen (TTIP)!“ hebt die Konferenz die Notwendigkeit 

größtmöglicher Transparenz in den Verhandlungen für eine lebendige öffentliche De-

batte hervor, in der die Bürgerinnen und Bürger vollständig über die Auswirkungen 

von TTIP (Transatlantic Trade and Investment Partnership) auf ihr tägliches Leben 

informiert werden. Die Konferenz forderte im Sinne von Open Government Data, der 

Öffentlichkeit neben zusammenfassenden und erläuternden Informationen vermehrt 

Originaldokumente zur Verfügung zu stellen, um es den Bürgerinnen und Bürgern zu 
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ermöglichen, sich eine eigene Meinung von den Inhalten und dem Ablauf der Ver-

handlungen zu bilden. 

Mit der Entschließung „Auch Kammern sind zur Transparenz verpflichtet!“, wiesen 

die Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland darauf hin, dass sich immer 

wieder berufsständische Kammern den Transparenzanforderungen der jeweiligen 

Informationszugangsgesetze verweigern. Berufsständische Kammern nehmen je-

doch grundsätzlich hoheitliche Aufgaben auf Bundes- und Länderebene wahr. Infor-

mationen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit anfallen, unterfallen den Informationszu-

gangsgesetzen von Bund und Ländern. Die Informationsfreiheitsbeauftragten forder-

ten die berufsständischen Kammern mit ihrer Entschließung auf, ihren Transparenz-

verpflichtungen nachzukommen. 

Im Jahr 2016 übernahm die Nordrhein-Westfälische Landesbeauftragte für den  Da-

tenschutz und Informationsfreiheit den Konferenzvorsitz. Mit der Entschließung 

„GovData: Alle Länder sollen der Verwaltungsvereinbarung beitreten und Daten auf 

dem Portal bereitstellen!“ appelliert die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag-

ten in Deutschland an die verbleibenden Länder, der Verwaltungsvereinbarung zu 

GovData beizutreten und fordert alle Vereinbarungspartner zur verstärkten Bereitstel-

lung von Daten auf. 

Mit der Entschließung „Auch die Verwaltungen der Landesparlamente sollen Gutach-

ten der Wissenschaftlichen Dienste proaktiv veröffentlichen!“ zieht die Konferenz der 

Informationsfreiheitsbeauftragten die Konsequenz aus der neuen Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts, wonach die Bundestagsverwaltung auf Antrag Zu-

gang zu den Ausarbeitungen der wissenschaftlichen Dienste gewähren muss (Urteil 

vom 25. Juni 2015, Az.: 7 C 1/14). Infolge dieses Urteils sah sich die Bundestags-

verwaltung angesichts hoher Antragszahlen zur Vermeidung beträchtlichen Verwal-

tungsaufwands genötigt, ihre Verwaltungspraxis anzupassen, sodass seit dem 18. 

Februar 2016 generell alle Ausarbeitungen der wissenschaftlichen Dienste vier Wo-

chen nach Auslieferung an die auftraggebenden Abgeordneten proaktiv veröffentlicht 

werden. Die Konferenz fordert – im Sinne von Open Data und Transparenz - eine 

konsequente Ausweitung dieser Praxis auch für die Verwaltungen der Landesparla-

mente. 
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Pendant zur Konferenz der Datenschutzbeauftragten. Derzeit besteht die Konferenz

aus den Mitgliedern der Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-

sen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen und dem Bund. Seit 2016 ist auch das

Bundesland Baden-Württemberg Mitglied der Konferenz. Die Konferenz beschäftigt

sich mit aktuellen Themen und Fragen der Informationsfreiheit und fasst hierzu Ent-

schließungen. Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten tagt zweimal jähr-

lich unter wechselndem Vorsitz. Die Sitzungen der Konferenz der Informationsfrei-

heitsbeauftragten sind grundsätzlich öffentlich. 

Im Jahr 2015 hatte der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-

freiheit Mecklenburg-Vorpommern den Vorsitz der Konferenz inne. In diesem Jahr

wurden zwei Entschließungen gefasst.  

Mit der Entschließung „Mehr Transparenz bei den Verhandlungen über das Transat-

lantische Freihandelsabkommen (TTIP)!“ hebt die Konferenz die Notwendigkeit

größtmöglicher Transparenz in den Verhandlungen für eine lebendige öffentliche De-

batte hervor, in der die Bürgerinnen und Bürger vollständig über die Auswirkungen 

von TTIP (Transatlantic Trade and Investment Partnership) auf ihr tägliches Leben 

informiert werden. Die Konferenz forderte im Sinne von Open Government Data, der

Öffentlichkeit neben zusammenfassenden und erläuternden Informationen vermehrt 

Originaldokumente zur Verfügung zu stellen, um es den Bürgerinnen und Bürgern zu 
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Mit der Entschließung „Nicht bei Open Data stehenbleiben: Jetzt auch Transparenz-

gesetze in Bund und Ländern schaffen!“ fordert die Konferenz der Informationsfrei-

heitsbeauftragten die Gesetzgeber in Bund und Ländern auf, flächendeckend Trans-

parenzgesetze zu schaffen, die Open-Data-Regelungen beinhalten sollen, um den 

individuellen, antragsgebundenen Informationszugangsanspruch mit der Verpflich-

tung öffentlicher Stellen, bestimmte Informationen aktiv auf Informationsplattformen 

im Internet zu veröffentlichen, zu verbinden. So sollen Behörden von Bund und Län-

dern dazu verpflichtet werden, zusammenhängende, aus sich heraus nachvollziehba-

re Unterlagen der Öffentlichkeit proaktiv zur Verfügung zu stellen. Derartige Unterla-

gen könnten zum Beispiel Verträge, Gutachten, Protokolle, Haushaltspläne oder we-

sentliche Bestandteile von Subventionsvergaben sein.  

Die Entschließungen der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten befinden 

sich als Anlage in diesem Tätigkeitsbericht. Zudem sind sie wie die Tagesordnungen 

und die Protokolle der Sitzungen im Internet veröffentlicht und auf der Homepage des 

TLfDI (www.tlfdi.de) abrufbar. 

3.2. Arbeitskreis Informationsfreiheit 

Die Sitzungen der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

werden von dem Arbeitskreis Informationsfreiheit (AKIF) vorbereitet. Zudem bietet 

dieser Arbeitskreis die Möglichkeit, sich über aktuelle Entwicklungen, Fragestellun-

gen und Probleme länderübergreifend auszutauschen. Der Arbeitskreis tagt zweimal 

jährlich unter wechselndem Vorsitz. Die Sitzungen des Arbeitskreises sind grundsätz-

lich öffentlich und die Protokolle werden im Internet veröffentlicht. 

3.3. Internationale Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 

Vom 21. bis 23. April 2015 fand in Santiago de Chile die 9. Internationale Konferenz 

der Informationsfreiheitsbeauftragten (ICIC) statt. In Ihrer Abschlusserklärung brach-

ten die Vertreter die wichtigsten Herausforderungen an das Recht auf Informations-

zugang auf der Plenarsitzung zum Ausdruck: 

Die anhaltenden Ungleichheiten, die die Wahrnehmung des Informationszugangs-

recht für alle Bürger einschränken, der Rückschritt des Informationszugangsrechts 
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aufgrund der Billigung von Gesetzgebungen und öffentlichen Politiken, die im Wider-

spruch zu diesem Recht stehen, dass das Recht auf Informationszugang in Ländern 

mit einer größeren digitalen Kluft erschwert wird und die fehlende angemessene Fi-

nanzierung, Unterstützung und Unterhaltung der Aufsichtsorgane. Die Internationale 

Konferenz fordert deshalb zum Schutz, zur Förderung und zur Stärkung eines effek-

tiven Rechts auf Informationszugang dazu auf, weiterhin wachsam zu sein und zu-

sammenzuarbeiten. 

Die nächste Internationale Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten wird 2017 

in Manchester2 stattfinden.  

4. Rechtsprechungsübersicht im Berichtszeitraum

Die Gerichte tragen dazu bei, dass Rechtsprobleme, die im Bereich der Informations-

freiheit bestehen, gelöst werden und das Informationszugangsrecht weiter konkreti-

siert wird. Im vorliegenden Tätigkeitsbericht soll hier wieder eine kleine Auswahl 

an wesentlichen Gerichtsentscheidungen aufgeführt werden. Weitergehende Hin-

weise finden sich auf der Homepage des TLfDI (https://www.tlfdi.de/tlfdi/informations 

freiheit/was-ist-informationsfreiheit/). Auf der Seite befindet sich ein Link auf die 

Rechtsprechungsdatenbank der Brandenburgischen Beauftragten für den Daten-

schutz und die Informationsfreiheit. In dieser Datenbank sind Gerichtsurteile kosten-

los aufrufbar, die den informationsfreiheitsrechtlichen Bereich zum Gegenstand ha-

ben.  

2 https://datenschutz-berlin.de/content/nachrichten/termine. 
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4.1. Der Deutsche Bundestag muss Auskunft über Hausausweise geben 

Das Verwaltungsgericht Berlin entschied am 18. Juni 2015 (VG Berlin, Urteil 

vom 18. Juni 2015, Az.: VG 2 K 176.14, siehe die Pressemitteilung unter 

www.berlin.de/gerichte/verwaltungsgericht/presse/pressemitteilungen/2015/pressemit

teilung.425718.php), dass der Deutsche Bundestag Auskunft über die Zahl der an 

Verbandsvertreter ausgestellten Hausausweise und die Namen der Verbände geben 

muss. Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages besagt, dass Hausaus-

weise für Verbandsvertreter ausgestellt werden, wenn diese mit ihrem Verband in 

einer öffentlichen Liste eingetragen sind. Sind hingegen die Vertreter nicht in dieser 

öffentlichen Liste eingetragen, kann dennoch ein Hausausweis erteilt werden. Dazu 

muss der Vertreter des Verbandes in einem durch den Parlamentarischen Geschäfts-

führer einer Fraktion gezeichneten Antrag nachweisen, dass er den Deutschen Bun-

destag im Interesse des Parlaments öfters aufsuchen muss.  

Ein Antragsteller begehrte nun auf der Grundlage des Informationsfreiheitsgesetzes 

des Bundes Zugang zu Informationen zur Zahl und zu den Namen dieser Verbände. 

Dieser Antrag wurde abgelehnt mit der Begründung, dass die Zeichnung der Anträge 

durch den Parlamentarischen Geschäftsführer eine parlamentarische Angelegenheit 

sei, sie mandatsbezogene Informationen betreffe und zudem Rückschlüsse auf die 

Person zuließe. Dieser Argumentation ist das Verwaltungsgericht Berlin jedoch nicht 

gefolgt. Die Ausgabe von Hausausweisen stellt nach der Auffassung des Gerichts 

eine Verwaltungstätigkeit des Bundestags dar und ist nicht dem Bereich der parla-

mentarischen Tätigkeit zuzuordnen. Auch die Mandatsfreiheit der  Abgeordneten sei 

nicht verletzt, da die Zahl der ausgegebenen Hausausweise und die Namen der Ver-

bände keine Rückschlüsse darauf erlauben, welcher Parlamentarischer Geschäfts-

führer von welcher Fraktion für welchen Verband die Anträge gezeichnet habe. Ein 

Rückschluss auf die Namen der jeweiligen Abgeordneten oder der einzelnen Vertre-

ter der Verbände hielt das Gericht für unwahrscheinlich. Die Berufung zum Oberver-

waltungsgericht Berlin-Brandenburg wurde zugelassen.  
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4.2. Der Deutsche Bundestag muss Zugang zu Gutachten des Wissenschaft-

lichen Dienstes gewähren 

 Am 25. Juni 2015 entschied das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) (BVerwG, 

Urteil vom 25. Juni 2015, Az.: 7 C 1.14, 7 C 2.14, siehe hierzu die Pressemitteilung 

des Bundesverwaltungsgerichts http://www.bverwg.de/presse/pressemitteilungen/

pressemitteilung.php?jahr=2015&nr=53),  dass  die Bundestagsverwaltung zwei 

Klägern  Zugang zu den  Ausarbeitungen  des  Wissenschaftlichen  Dienstes 

gewähren muss.  

Ein Journalist begehrte im ersten Verfahren auf der Grundlage des Informationsfrei-

heitsgesetzes  des  Bundes Ablichtungen von  Dokumenten  des Wissenschaftlichen 

Dienstes  des  Deutschen  Bundestages,  die  auf  Anforderung  von dem früheren 

Abgerdneten  Karl-Theodor  zu Guttenberg in den Jahren 2003 bis 2005 erstellt 

worden waren und die er dann für seine Dissertation verwendet habe. Im zweiten 

Verfahren  begehrte  ein  Kläger  Einsicht  in das durch den  Wissen-

schaftlichen  Dienst  erstellte  Gutachten   „Die Suche nach außerirdischem 

Leben und die Umsetzung der UN-Resolution zur Beobachtung unidentifizierter 

Flugobjekte und extraterrestrischer Lebensformen“ (UFO-Gutachten). 

Beide Anträge lehnte der Bundestag zunächst ab. Da die begehrten Dokumente zur 

Mandatsausübung   der   Abgeordneten  gehören  würden,  sei  das Informations-

freiheitsgesetz  des  Bundes  hier  nicht  anwendbar. Auch das Oberverwaltungs-

gericht  Berlin-Brandenburg  ist  dieser  Rechtsauffassung gefolgt und wies die 

Kläger in zweiter Instanz ab. 

Dann   kam   das   Bundesverwaltungsgericht.   Es   entschied, dass  der  Deutsche 

Bundestag  sehr  wohl  unter  das  Informationsfreiheitsgesetz  des  Bundes falle, 

soweit es um Gutachten und sonstige Zuarbeiten des Wissenschaftlichen Dienstes 

geht.  Der  Bundestag  ist  insoweit  eine  informationspflichtige  Behörde,  da  er 

Verwaltungsaufgaben  wahrnehme. Unerheblich  ist dabei, dass die Abgeordneten 

des Deutschen Bundestages die Gutachten und Unterlagen des Wissenschaftlichen 

Dienstes  für  ihre  parlamentarische  Tätigkeit  nutzen,  denn  der  Zugang  zu den 

Ausarbeitungen  des  Wissenschaftlichen  Dienstes  als  solche ist nicht mit 

Hinweisen  auf  die  Auftraggeber  verbunden. Dass im ersten Verfahren - 

aufgrund  äußerer  Umstände - der  Auftraggeber der Gutachten bekannt war, 

war für das Gericht unbeachtlich. Das freie Mandat biete 
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keinen Schutz dafür, dass ein ehemaliger Abgeordneter sich im Nachgang einer öf-

fentlichen Debatte über die Nutzung des Wissenschaftlichen Dienstes entziehen 

könne.  Auch das Urheberrecht stehe weder der Einsicht in diese Ausarbeitungen 

noch die Anfertigung einer Kopie entgegen. Bei der Anfertigung eines urheberrecht-

lich geschützten Werkes werden nach der Auffassung des Gerichts dem Dienstherrn 

grundsätzlich die Nutzungsrechte eingeräumt. Das Urteil sorgte für große öffentliche 

Aufmerksamkeit und zu einem Umdenken des Deutschen Bundestages. Seit dem 18. 

Februar 2016 bedarf es keines Antrags mehr auf Informationszugang. Die Bundes-

tagsverwaltung veröffentlicht nun generell die Ausarbeitungen des Wissenschaftli-

chen Dienstes proaktiv im Internet vier Wochen nach der Auslieferung an die Auftrag 

gebenden Abgeordneten, damit diese zunächst die Möglichkeit haben, die Gutachten 

exklusiv nutzen zu können (siehe hierzu auch die Entschließung zwischen der 30. 

und 31. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland vom 28. April 

2016 „Auch die Verwaltungen der Landesparlamente sollen Gutachten der Wissen-

schaftlichen Dienste proaktiv veröffentlichen!“- Anlage 5, Buchstabe D. dieses Tätig-

keitsberichts).  

4.3. Verfassungsunmittelbarer Anspruch eines Journalisten auf Auskunft 

Ein Journalist beantragte im November 2010 beim Bundesnachrichtendienst (BND) 

Auskunft über die NS-Vergangenheit der dortigen hauptamtlichen sowie der inoffiziel-

len Mitarbeiter, die er jedoch nicht bekam. Die dagegen erhobene Klage des Journa-

listen wies das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in letzter Instanz ab. Auskunfts-

ansprüche gegen eine Bundesbehörde können laut dem Urteil des Bundesverwal-

tungsgerichts nicht auf die Landespressegesetze gestützt werden. Anerkannt hatte 

das Gericht hingegen einen unmittelbaren Anspruch des Journalisten auf Auskunft 

aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 Grundgesetz (GG), der aber in diesem Fall mangels Erfüllung 

der Voraussetzungen nicht in Betracht kam, da die begehrten Informationen der Be-

hörde selbst noch nicht vorlagen, sondern erst im Rahmen einer zu diesem Zweck 

eingesetzten Historikerkommission beschafft werden sollten. Die Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts hatte die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 

(IFK) in ihrer Entschließung vom 27. Juni 2013 in Erfurt insofern begrüßt, als damit 

der Auskunftsanspruch von Journalisten grundrechtlich abgeleitet und abgesichert 
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wird. Aus der Sicht der Konferenz galt es jedoch, die notwendigen gesetzlichen 

Grundlagen für eine effektive journalistische Recherche herzustellen, die eine zeitna-

he, aktuelle und profunde Berichterstattung ohne abschreckende Kostenhürden mög-

lich machen sollte. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, das lediglich einen 

Minimalstandard mit nur  unklaren Grenzen und Beschränkungsmöglichkeiten garan-

tiert, darf nach Auffassung der IFK jedenfalls nicht das letzte Wort sein. Bundesbe-

hörden müssen aus der Sicht der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 

denselben Auskunftspflichten unterliegen wie die Landesbehörden.   

Gegen die letztendlich ablehnende Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

hatte der Journalist Verfassungsbeschwerde eingelegt. Das Bundesverfassungsge-

richt (BVerfG) nahm jedoch seine Beschwerde nicht an (BVerfG, Beschluss vom 27. 

Juli 2015, Az.: 1 BvR 1452/13 siehe hierzu die Pressemitteilung des Bundesverfas-

sungsgerichts https://www.bundesverfassungsgericht.de/

SharedDocPressemitteilungen/DE/2015/bvg15-074.html). 

Nach der Ansicht des Gerichts sei eine Verletzung von Grundrechten im Ergebnis 

nicht ersichtlich. Das Gericht hat dabei offen gelassen, ob und wie weit der 

Auskunftsanspruch aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 Grundgesetz abgeleitet werden kann. 

Eine Verletzung der grundrechtlich geschützten Pressefreiheit komme dann nicht in 

Betracht, solange den Journalisten im Ergebnis ein Auskunftsanspruch zugespro-

chen wird, der nicht hinter dem Gehalt der Auskunftsansprüche der Landespresse-

gesetze zurückbleibt.  In dem zugrunde liegenden Fall richtete sich der 

Auskunftsanspruch des Journalisten auf Informationen, über die der 

Bundesnachrichtendienst selbst noch nicht verfügte, sondern die erst von einer 

unabhängigen Historikerkommission erarbeitet werden mussten. Ein 

Auskunftsanspruch der sich auf die Beschaffung von Informationen richtet und 

von den Gerichten nicht zugestanden wird, verletze nach der Auffassung des 

Bundesverfassungsgerichts keine Grundrechte (hier die Pressefreiheit nach Art. 5 

Abs. 1 S. 2 GG).  

4.4. Herausgabe der Telefondurchwahlnummern von Richtern 

Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) hatte im 

Mai 2015 entschieden, dass nach dem dortigen Landesinformationsfreiheitsgesetz 
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hörde selbst noch nicht vorlagen, sondern erst im Rahmen einer zu diesem Zweck 

eingesetzten Historikerkommission beschafft werden sollten. Die Entscheidung des 
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https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/bvg15-074.html
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ein Anspruch auf Zugang zu einer vollständigen Telefonliste mit den Durchwahl-

nummern aller Richter nicht bestehe (OVG NRW, Urteil vom 6. Mai 2015, Az.: 8 

A1943/13, siehe hierzu die Pressemitteilung http://www.justiz.nrw.de/JM/Presse 

/presse_weitere/PresseOVG/archiv/2015_01_Archiv/06_05_2015_1/index.php). 

Der Ausschlussgrund des § 6 Satz 1 Buchst. a IFG NRW war nach der Ansicht des 

Gerichts hier einschlägig, da zu den dort genannten Schutzgütern der öffentlichen 

Sicherheit auch die Funktionsfähigkeit der staatlichen Einrichtungen zähle. Die Rich-

ter an dem streitgegenständlichen Gericht seien über die jeweiligen Sekretariate er-

reichbar. Diese Sekretariatsnummern bzw. Servicenummern waren auf der Internet-

seite des Gerichts abrufbar. Die Entscheidung, nur die Nummern der Sekretariate der 

Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen, würde dem Ziel dienen, die eingehenden Te-

lefonanrufe nach dem jeweiligen Anliegen zu ordnen und den Anrufer zu dem richti-

gen Ansprechpartner zu führen. All das diene der effektiven Aufgabenerledigung. Ein 

Zugang zu den Durchwahlnummern der einzelnen Richter, würde die gerichtsinter-

nen festgelegten Arbeitsabläufe und die Arbeit der Richter nachhaltig stören, so das 

Gericht. 

Bei nichtrichterlichen Gerichtsangehörigen seien zwar öffentliche Belange nicht be-

troffen, aber der Schutz der personenbezogenen Daten würde hier greifen, es sei 

denn, es läge eine Einwilligung vor. Da ein solches Drittbeteiligungsverfahren nicht 

stattgefunden hatte, wurde der ablehnende Bescheid durch das Gericht insoweit auf-

gehoben, als der Beklagte verpflichtet wurde - nach der Durchführung des Drittbetei-

ligungsverfahren - neu zu bescheiden.  

4.5. Kooperationsvertrag bleibt unter Verschluss 

Ein Antragsteller begehrte unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz Nord-

rhein-Westfalen (IFG NRW) die Offenlegung eines Kooperationsvertrags der Univer-

sität mit einem Unternehmen. Der Antrag wurde von der Universität unter Berufung 

auf § 2 Abs. 3 IFG NRW abgelehnt, da die Kooperationsvereinbarung in den Bereich 

von Forschung und Lehre fallen würde. Nach § 2 Abs. 3 IFG NRW gilt für For-

schungseinrichtungen, Hochschulen und Prüfungseinrichtungen dieses Gesetz nur, 

soweit sie nicht im Bereich von Forschung, Lehre, Leistungsbeurteilungen und Prü-

fungen tätig werden.   
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Die Klage des Antragstellers gegen die Ablehnung blieb jedoch erfolglos. Sowohl das 

Verwaltungsgericht als auch das Oberverwaltungsgericht wiesen die Klage ab (OVG 

Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 18. August 2015, Az.: 15 A 97/13). Zur Begründung 

führte das Oberverwaltungsgericht aus, dass sich § 2 Abs. 3 IFG NRW mit den dort 

niedergelegten Begriffen der Forschung und der Lehre auf das verfassungsrechtliche 

Begriffsverständnis bezögen. Die Bereichsausnahme solle verhindern, dass durch 

einen möglichen Informationszugang das Grundrecht der Wissenschaft und For-

schung gefährdet würde. Aus diesem Grund gelte der Ausschluss des Anwendungs-

bereichs des IFG NRW nicht nur für die wissenschaftlichen Erkenntnisgewinne durch 

die Forschung, sondern auch unmittelbar für wissenschaftsrelevante Angelegenhei-

ten wie in diesem Fall die Drittmittelverträge für Forschungsvorhaben, so das Ober-

verwaltungsgericht. Die Revision wurde nicht zugelassen. 

4.6. Justizvollzugsanstalt muss Auskunft über Entgelt geben 

Das Verwaltungsgericht Minden hatte über einen Fall zu entscheiden, bei dem ein 

ehemaliger Strafgefangener unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz 

Nordrhein-Westfalen (IFG NRW) Auskunft über die Höhe seines vereinbarten Ent-

gelts erhalten wollte. Während er seine Strafe in der Justizvollzugsanstalt absaß, war 

er bei mehreren Unternehmen tätig. Die Arbeitsverträge liefen aber über die Justiz-

vollzugsanstalt. Der Strafgefangenen erhielt sein Entgelt unter den Vorgaben des 

Strafvollzugsgesetzes. Die jeweiligen Unternehmen zahlten jedoch die Vergütungen 

nach den geltenden Tarifverträgen. Die Auskunft über die Höhe des vereinbarten 

Entgelts wurde dem Antragsteller von der Justizvollzugsanstalt verweigert. Das Ver-

waltungsgericht urteilte jedoch zugunsten des Antragstellers (VG Minden, Urteil 

vom 5. August 2015, Az.: 7 K 2267/13, siehe hierzu die Pressemitteilung 

https://www.justiz.nrw.de/JM/Presse/presse_weitere/PresseOVG/archiv/2015_02_Ar

chiv/19_08_2015_1/index.php). Öffentliche Belange würden dem Informationsan-

spruch nicht entgegenstehen. Der Verwaltungsaufwand, der mit einer solchen An-

tragstellung verbunden ist, werde vom IFG NRW vorausgesetzt und könne nur dann 

zu einer Ablehnung führen, wenn die Erfüllung der Informationspflicht die Erledigung 

der eigentlichen Kernaufgaben verhindere. Dies war in diesem Sachverhalt nicht der 

Fall. Auch Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse würden durch den Zugang der In-
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formationen nicht offenbart werden, da sich ja die vereinbarte Vergütung an den gel-

tenden Tarifverträgen orientierte. Ein Wettbewerbsnachteil wäre demzufolge nicht 

ersichtlich. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig.  

4.7. Landtagsfraktion hat Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen 

Im vorliegenden Fall beantragte die Fraktion der Piratenpartei im Berliner Abgeordne-

tenhaus auf Grundlage des Informationsfreiheitsgesetzes (Bund)- IFG - bei der Bun-

desagentur für Arbeit die Übersendung von Zielvereinbarungen nach dem SGB II 

zwischen der Bundesagentur für Arbeit mit den Geschäftsführungen der  kommuna-

len Jobcenter. Dieser Antrag wurde von der Bundesagentur für Arbeit abgelehnt. Da-

rin seien personenbezogene Daten enthalten, die in Kombination von bereits veröf-

fentlichten Informationen Rückschlüsse auf Gehaltskomponenten oder auf die dienst-

liche Beurteilung der betroffenen Geschäftsführer/-innen möglich mache. Die von der 

Fraktion sodann erhobene Klage war erst in zweiter Instanz vor dem Bayrischen 

Verwaltungsgerichtshof (BayVGH), (BayVGH, Urteil vom 22. April 2016, Az. 5 BV 

15.799; 1. Instanz: VG Ansbach, Urteil vom 30.01.2015, Az.: 14 K 14.01781) erfolg-

reich. Im Gegensatz zur Vorinstanz stellte der BayVGH fest, dass die parlamentari-

sche Fraktion als „Jeder“ i. S. d. § 1 Abs. 1 IFG anzusehen und damit antragsbefugt 

ist. Der Gesetzgeber habe nicht grundsätzlich jede juristische Person des öffentli-

chen Rechts vom Informationszugangsanspruch ausgenommen. Es sollte vermieden 

werden, dass Behörden untereinander auf Grundlage des IFG Auskunft verlangen 

können. Sie seien dann anspruchsberechtigt, wenn sie sich ungeachtet ihres rechtli-

chen Status einer mit den Anspruchsberechtigten vergleichbaren Lage gegenüber 

der informationspflichtigen Stelle befinden würden. Dies sei bei der Fraktion der Fall. 

Das Gericht verpflichtete die Bundesagentur für Arbeit dazu, die Zielvereinbarungen 

unter Schwärzung von Namensangaben herauszugeben. Die Revision wurde zuge-

lassen.  

4.8. Nachbar erhält keine Auskunft über Namen eines Gutachters 

Der Antragsteller, ein Nachbar des betreffenden Wohngebiets, begehrte im Rahmen 

eines Verfahrens zwecks Erlangung einer Baumfällgenehmigung eines benachbarten 

Grundstückseigentümers die namentliche Nennung des Gutachters, der die Stand-
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festigkeit des zu fällenden Baumes beurteilte. Die zuständige Stadt verweigerte ihm 

die Auskunft, da der Gewährung von Zugang zu den personenbezogenen Daten des 

Gutachters überwiegende schutzwürdige Belange des Verfassers entgegenstünden. 

Die vom Antragsteller erhobene Klage vor dem Verwaltungsgericht Hamburg (VG 

Hamburg), hatte keinen Erfolg. Das VG (VG Hamburg, Urteil vom 05. August 2016, 

Az.: 17 K 3397/15) urteilte, dem Antragsteller stünde kein Auskunftsanspruch nach 

dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) auf Erteilung der Auskunft des 

Verfassers des Gutachtens zu. Das Gutachten unterliege nicht der Veröffentli-

chungspflicht, da es nicht von der Behörde beauftragt wurde. Die Vorschrift im 

HmbTG erfasse jedoch nur Gutachten und Studien, soweit diese von Behörden in 

Auftrag gegeben worden seien und die aus ihnen folgende Entscheidung selbst der 

Veröffentlichungspflicht unterliege. Darüber hinaus stünden auch schutzwürdige Be-

lange des Verfassers der Offenlegung entgegen. Dessen Befürchtungen uner-

wünschter Kontaktaufnahmen und Anfeindungen hielt das Gericht für berechtigt, 

auch weil es in der Vergangenheit immer wieder zu solchen Vorfällen kam.  

Die Berufung wurde nicht zugelassen. 

4.9. Bürger erhält Zugang zu Protokollen einer nichtöffentlichen Sitzung 

In diesem Fall beantragte ein Bürger der Stadt Hamburg beim Bezirksamt Hamburg 

die Offenlegung der Unterlagen und Beratungen, die im Zusammenhang mit einem 

Bauantrag eines anderen Grundstückseigentümers standen. Er erweiterte seinen 

Antrag in der Folgezeit auf Informationszugang zu den Beratungen in den nicht-

öffentlichen Sitzungen des Bauausschusses des Bezirks und den Niederschriften 

und Stellungnahmen des Rechtsamts zur Petition des Antragstellers. Weiter bean-

tragte er den Informationszugang zu den Beratungen des Stadtplanungsausschusses 

des Bezirks sowie zu dessen Niederschriften zum Bauantrag. Das Bezirksamt lehnte 

den Antrag mit der Begründung ab, dass der Bau- und Denkmalschutzausschuss die 

Nichtöffentlichkeit der Beratung beschlossen habe. Aus diesem Grund seien die dazu 

herangezogenen Unterlagen vertraulich und dem Antragsteller nicht zugänglich. Die 

daraufhin erhobene Klage des Antragstellers hatte erst in zweiter Instanz vor dem 

Hamburgischen Oberverwaltungsgericht (OVG Hamburg, Urteil vom 10.11.2015 Az.: 

3 Bf 44/13) in vollem Umfang Erfolg. Das Gericht sprach dem Antragsteller ein voll-
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umfängliches Auskunftsrecht zu den begehrten Informationen zu. Nach dem Ham-

burgischen Transparenzgesetz (HmbTG) seien Protokolle und Unterlagen von Bera-

tungen dann von der Informationspflicht ausgenommen, wenn sie durch spezialge-

setzliche Vertraulichkeitsvorschriften geschützt sind. Dabei würde nicht an die Nicht-

öffentlichkeit von Beratungen angeknüpft, sondern an die Verschwiegenheitspflicht 

der Teilnehmer. Nur die Nichtöffentlichkeit der Sitzungen reiche nicht, um die Aus-

nahmeregelung der Vorschrift anzuwenden. Im vorliegenden Fall sei zur Auslösung 

der Vertraulichkeit des Inhalts von Beratungen der Bezirksversammlung nach dem 

Bezirksverwaltungsgesetz der Beschluss der Bezirksversammlung oder der Aus-

schüsse notwendig. Der Ausschluss der Öffentlichkeit von der Beratung reiche nicht 

aus, um die Pflicht zur Verschwiegenheit über den Inhalt der Beratung zu bewirken. 

Die Revision wurde durch das OVG Hamburg nicht zugelassen.  

4.10. Rechtsreferendar erhält keine Prüfungsaufgaben und Prüfervermerke zur 

Prüfungsvorbereitung 

Ein Rechtsreferendar aus Nordrhein-Westfalen beantragte beim zuständigen Lan-

desjustizprüfungsamt NRW (LJPA) auf Grundlage des Informationsfreiheitsgesetzes 

NRW (IFG NRW) die Gewährung auf Zugang zu den Prüfungsaufgaben samt des 

Prüfervermerks und die Lösung der Aufgaben im Rahmen der zweiten juristischen 

Staatsprüfung aus beiden Vorjahren. Weiter wollte er die Unterlagen zum Zweck der 

Vorbereitung auf seine eigene 2. Juristische Staatsprüfung vervielfältigen. Das LJPA 

lehnte das Informationsbegehren umfassend ab. Die daraufhin erhobene Klage des 

Rechtsreferendars vor dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen (VG Gelsenkirchen, 

Urteil vom 28.04.2016, Az.: 17 K 4135/15) blieb ohne Erfolg. Das Gericht lehnte ein 

Informationsanspruch mit der Begründung ab, dass Prüfungseinrichtungen nach dem 

IFG NRW vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen seien, soweit sie 

im Bereich von Leistungsbeurteilungen und Prüfungen tätig würden. Auch im Bereich 

Aufbewahrung und Verwendung der Klausuren sei das LJPA Prüfungseinrichtung i. 

S. d. IFG NRW. Es müsse sichergestellt werden, dass die Praxis aufgrund der Aus-

bildungspläne zum Zweck der Ausbildung der Referendare mit einer ausreichenden 

Zahl Klausuren versorgt würde. Gewähre das LJPA jedermann Zugang zu den Klau-

suraufgaben samt Prüfervermerk, könne die Ausbildungspraxis mit der erforderlichen 
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Zahl an Klausuren nicht mehr versorgt werden. Auch eine ausreichend objektive 

Leistungsbeurteilung der Referendare wäre bei Bekanntgabe der Prüfungsaufgaben 

nicht mehr möglich. Dies stelle eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung dar, da die Funktionsfähigkeit des LJPA als staatliche Einrichtung gefährdet 

würde. Auch bestehe ein umfassendes Akteneinsichtsrecht des Prüflings im Justiz-

ausbildungsgesetz NRW. Insofern bestehe auch kein Informationsanspruch nach 

dem IFG NRW.  
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5. FAQs – Antworten auf häufig gestellte Fragen

5.1. Wie ist das ThürIFG aufgebaut?  

Das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) hat eine klare Struktur. Es glie-

dert sich in den Anwendungsbereich (§ 2), die Begriffsbestimmung (§ 3), das Verfah-

ren (§§ 4 - 6), die Ausnahmetatbestände (§§ 7 - 9), die Verwaltungskosten (§ 10), die 

Veröffentlichungspflichten (§ 11), die Aufgaben des Thüringer Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) (§ 12 ThürIFG), die Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten (§ 13) und die Vorschrift zum Rechtsweg (§ 14) auf. 

Das Informationszugangsrecht kann von jedem geltend gemacht werden. Es wird 

grundsätzlich ohne die Angabe eines Verwendungszwecks oder den Nachweis eines 

besonderen Interesses, sondern um seiner selbst willen gewährt. Dem Informations-

zugangsrecht stehen im Einzelfall Ausnahmetatbestände gegenüber, die sowohl 

staatliche Interessen als auch personenbezogene Daten Dritter sowie Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse von Unternehmen schützen. Im Einzelfall ist von der öffentli-

chen Stelle zu prüfen, ob und ggfs. in welchem Umfang ein Ausschlussgrund ein-

greift und somit der Informationszugang besteht oder abgelehnt werden muss. Hier 

soll ein kleiner Wegweiser durch das ThürIFG dargestellt werden, der den grundsätz-

lichen Verfahrensgang vom Antrag bis zu den Kosten skizziert. 

5.2. Für wen gilt das ThürIFG? (Anwendungsbereich) 

§ 2 ThürIFG regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes. Es gilt für Behörden, Ein-

richtungen und sonstige öffentliche Stellen des Landes, Gemeinden und Gemeinde- 

verbände sowie für die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen, soweit sie in öf-

fentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form öffentlich-rechtliche Verwaltungsauf-
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gaben wahrnehmen. Zudem gilt das Gesetz für natürliche und juristische Personen 

des Privatrechts, soweit sich eine Behörde zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen 

Aufgaben dieser Person bedient oder dieser Person die Erfüllung öffentlich-

rechtlicher Aufgaben übertragen wurde. Die Abätze 3 bis 9 von § 2 ThürIFG enthal-

ten diverse Ausnahmen vom Anwendungsbereich, so z. B. für Gerichte und Staats-

anwaltschaften, soweit Informationen aus deren Verfahrensakten betroffen sind, oder 

für den Landtag im spezifischen Bereich der Wahrnehmung parlamentarischer Ange-

legenheiten. 

 

5.3. Was muss ich tun, um die gewünschten Informationen zu bekommen?  
 

Um Informationen überhaupt erhalten zu können, ist ein Antrag nötig. Der Antrag 

kann sowohl schriftlich als auch mündlich, zur Niederschrift oder elektronisch gestellt 

werden. Zu beachten ist, dass der Antrag im Falle des § 2 Abs. 2 ThürIFG an die öf-

fentliche Stelle zu richten ist, die sich der natürlichen oder juristischen Person des 

Privatrechts bedient oder dieser Person die Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben 

übertragen hat. Sofern eine Beleihung vorliegt, ist der Antrag gegenüber dem Belie-

henen zu stellen. 

Grundsätzlich bedarf der Antrag auf Informationszugang keiner Begründung. Sollte 

der Antrag jedoch Daten Dritter betreffen, muss er begründet werden und ggfs. ein 

rechtliches Interesse (sofern eine Abwägung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 ThürIFG vorge-

nommen werden muss) geltend gemacht werden. Um den Antrag möglichst effektiv 

bearbeiten zu können, sollte sich aus dem Antrag nach Möglichkeit genau entneh-

men lassen, welche Information der Antragsteller konkret begehrt. Dies erleichtert die 

Suche der öffentlichen Stellen nach den Informationen, und unnötige Rückfragen 

können vermieden werden. 

Der Zugang wird nur zu den vorhandenen amtlichen Informationen gewährt. Grund-

sätzlich besteht somit keine Verpflichtung der öffentlichen Stelle, die Informationen 

erst zu beschaffen. 
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5. FAQs – Antworten auf häufig gestellte Fragen 
 

 
 

5.1. Wie ist das ThürIFG aufgebaut?  
 
Das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) hat eine klare Struktur. Es glie-

dert sich in den Anwendungsbereich (§ 2), die Begriffsbestimmung (§ 3), das Verfah-

ren (§§ 4 - 6), die Ausnahmetatbestände (§§ 7 - 9), die Verwaltungskosten (§ 10), die 

Veröffentlichungspflichten (§ 11), die Aufgaben des Thüringer Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) (§ 12 ThürIFG), die Ahndung 

von Ordnungswidrigkeiten (§ 13) und die Vorschrift zum Rechtsweg (§ 14) auf. 

Das Informationszugangsrecht kann von jedem geltend gemacht werden. Es wird 

grundsätzlich ohne die Angabe eines Verwendungszwecks oder den Nachweis eines 

besonderen Interesses, sondern um seiner selbst willen gewährt. Dem Informations-

zugangsrecht stehen im Einzelfall Ausnahmetatbestände gegenüber, die sowohl 

staatliche Interessen als auch personenbezogene Daten Dritter sowie Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse von Unternehmen schützen. Im Einzelfall ist von der öffentli-

chen Stelle zu prüfen, ob und ggfs. in welchem Umfang ein Ausschlussgrund ein-

greift und somit der Informationszugang besteht oder abgelehnt werden muss. Hier 

soll ein kleiner Wegweiser durch das ThürIFG dargestellt werden, der den grundsätz-

lichen Verfahrensgang vom Antrag bis zu den Kosten skizziert. 

 

5.2. Für wen gilt das ThürIFG? (Anwendungsbereich) 
 
§ 2 ThürIFG regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes. Es gilt für Behörden, Ein-

richtungen und sonstige öffentliche Stellen des Landes, Gemeinden und Gemeinde- 

verbände sowie für die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen, soweit sie in öf-

fentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form öffentlich-rechtliche Verwaltungsauf-
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5.4. Wie gestaltet sich das Verfahren? 
 
Sobald der Antrag auf Informationszugang bei der öffentlichen Stelle eingegangen 

ist, beginnt die Prüfung, ob und in welchem Umfang dem Antrag entsprochen werden 

kann. 

Das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) sieht zahlreiche Ausnahmen 

vor, bei deren Vorliegen ein Informationszugang ausgeschlossen ist. Diese Aus-

schlussgründe sind in den §§ 7 - 9 ThürIFG niedergelegt. So besteht der Anspruch 

auf Informationszugang nicht, wenn das Bekanntwerden der Information nachteilige 

Auswirkungen z.B. auf die öffentliche Sicherheit oder auf die fiskalischen Interessen 

der in den Anwendungsbereich fallenden Stellen im Wirtschaftsverkehr haben kann. 

Der Antrag ist abzulehnen, soweit die amtliche Information einer durch Rechtsvor-

schrift oder durch Verschlusssachenanweisung für das Land geregelten Geheimhal-

tungs- oder Vertraulichkeitspflicht unterliegt oder wenn beispielsweise bei vertraulich 

erhobenen oder übermittelten Informationen das Interesse des Dritten an einer ver-

traulichen Behandlung fortbesteht. Zudem kann der Antrag abgelehnt werden, wenn 

die Bearbeitung einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand erfordert oder der 

Antrag missbräuchlich gestellt wurde. Diese Begrenzungsmaßnahmen sind jedoch 

eng auszulegen. Durch § 8 ThürIFG wird der behördliche Entscheidungsprozess ge-

schützt (d.h. der Prozess der Willensbildung). Hiervon sind jedoch die Grundlagen, 

auf denen die Willensbildung erfolgt, abzugrenzen. Dieser Ablehnungsgrund entfällt 

zudem mit dem Abschluss des Verfahrens, da dann das Ergebnis  der Entscheidung 

nicht mehr beeinträchtigt werden kann. Auch der Schutz personenbezogener Daten 

und von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen wird nach dem ThürIFG beachtet. Der 

Zugang zu diesen Daten ist grundsätzlich ausgeschlossen, es sei denn, es liegen die 

genannten Ausnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1-5 ThürIFG vor. Eine Ausnahme zur 

Bekanntgabe der Information gilt dann, wenn die betroffene natürliche oder juristi-

sche Person einwilligt oder die Offenbarung durch ein Gesetz oder aufgrund eines 

Gesetzes erlaubt ist. Weiterhin ist die Information bekanntzugeben, wenn sie aus 

allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden kann oder die Offenbarung zur 

Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit geboten ist. Ferner ist 

die Information zu offenbaren, wenn der Antragsteller ein rechtliches Interesse an der 
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Kenntnis dieser geltend macht und der Offenbarung keine schutzwürdigen Belange 

der betroffenen natürlichen oder juristischen Person entgegenstehen.  

Etwas umfangreicher wird das Verfahren, sofern ein Dritter im Sinne des ThürIFG 

betroffen ist. Dann gibt ihm die öffentliche Stelle schriftlich die Gelegenheit zur Stel-

lungnahme innerhalb eines Monats (§ 6 Abs. 4 S. 2 ThürIFG). Bei besonders ge-

schützten Daten (rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, Gesund-

heitsdaten etc.) gilt die Einwilligung als verweigert, wenn sie nicht innerhalb eines 

Monats vorliegt (§ 6 Abs. 4 ThürIFG). Soll dem Antrag auf Informationszugang im 

weiteren Verlauf, trotz ablehnender Stellungnahme des Dritten, stattgegeben werden, 

gibt die öffentliche Stelle dem Dritten nochmals Gelegenheit, sich innerhalb von zwei 

Wochen zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Danach ist 

dem Dritten die Entscheidung mitzuteilen. Der Informationszugang darf jedoch dem 

Antragsteller erst dann gewährt werden, wenn die Entscheidung gegenüber dem Drit-

ten Bestandskraft hat (durch Ablauf von Widerspruchs- und Klagefristen oder nach 

einer rechtskräftigen Gerichtsentscheidung) oder die sofortige Vollziehung durch die 

öffentliche Stelle angeordnet wurde und zwei Wochen nach Bekanntgabe dieser An-

ordnung verstrichen sind. Das Drittbeteiligungsverfahren kann zur Folge haben, dass 

sich der Informationszugang möglicherweise in die Länge zieht. Sofern Daten Dritter 

im Sinne des ThürIFG vom Antragsteller nicht begehrt werden, ist es hilfreich, dies 

bereits bei der Antragstellung der öffentlichen Stelle mitzuteilen. Dann besteht grund-

sätzlich die Möglichkeit, diese Daten bereits vor dem Informationszugang beispiels-

weise zu schwärzen. 

 

5.5. Wie lange dauert die Bearbeitung meines Antrages?  
  
Über den Antrag hat gemäß § 6 Abs. 3 ThürIFG die öffentliche Stelle unverzüglich, 

spätestens innerhalb von einem Monat nach seinem Eingang zu entscheiden. Diese 

Frist kann einmal angemessen verlängert werden, wenn der Umfang oder die Kom-

plexität der Information oder die Beteiligung Dritter dies rechtfertigen sollte. Der An-

tragsteller ist jedoch von dieser Fristverlängerung innerhalb eines Monats zu infor-

mieren. 
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5.4. Wie gestaltet sich das Verfahren? 
 
Sobald der Antrag auf Informationszugang bei der öffentlichen Stelle eingegangen 

ist, beginnt die Prüfung, ob und in welchem Umfang dem Antrag entsprochen werden 

kann. 

Das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) sieht zahlreiche Ausnahmen 

vor, bei deren Vorliegen ein Informationszugang ausgeschlossen ist. Diese Aus-

schlussgründe sind in den §§ 7 - 9 ThürIFG niedergelegt. So besteht der Anspruch 

auf Informationszugang nicht, wenn das Bekanntwerden der Information nachteilige 

Auswirkungen z.B. auf die öffentliche Sicherheit oder auf die fiskalischen Interessen 

der in den Anwendungsbereich fallenden Stellen im Wirtschaftsverkehr haben kann. 

Der Antrag ist abzulehnen, soweit die amtliche Information einer durch Rechtsvor-

schrift oder durch Verschlusssachenanweisung für das Land geregelten Geheimhal-

tungs- oder Vertraulichkeitspflicht unterliegt oder wenn beispielsweise bei vertraulich 

erhobenen oder übermittelten Informationen das Interesse des Dritten an einer ver-

traulichen Behandlung fortbesteht. Zudem kann der Antrag abgelehnt werden, wenn 

die Bearbeitung einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand erfordert oder der 

Antrag missbräuchlich gestellt wurde. Diese Begrenzungsmaßnahmen sind jedoch 

eng auszulegen. Durch § 8 ThürIFG wird der behördliche Entscheidungsprozess ge-

schützt (d.h. der Prozess der Willensbildung). Hiervon sind jedoch die Grundlagen, 

auf denen die Willensbildung erfolgt, abzugrenzen. Dieser Ablehnungsgrund entfällt 

zudem mit dem Abschluss des Verfahrens, da dann das Ergebnis  der Entscheidung 

nicht mehr beeinträchtigt werden kann. Auch der Schutz personenbezogener Daten 

und von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen wird nach dem ThürIFG beachtet. Der 

Zugang zu diesen Daten ist grundsätzlich ausgeschlossen, es sei denn, es liegen die 

genannten Ausnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1-5 ThürIFG vor. Eine Ausnahme zur 

Bekanntgabe der Information gilt dann, wenn die betroffene natürliche oder juristi-

sche Person einwilligt oder die Offenbarung durch ein Gesetz oder aufgrund eines 

Gesetzes erlaubt ist. Weiterhin ist die Information bekanntzugeben, wenn sie aus 

allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden kann oder die Offenbarung zur 

Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit geboten ist. Ferner ist 

die Information zu offenbaren, wenn der Antragsteller ein rechtliches Interesse an der 
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5.6. In welcher Form bekomme ich die gewünschten Informationen? 
   

Die Auskunft kann gemäß § 6 Abs. 6 ThürIFG mündlich, schriftlich oder elektronisch 

erteilt werden. Die öffentliche Stelle kann gemäß § 6 Abs. 5 ThürIFG Akteneinsicht 

gewähren oder die Informationen in einer sonstigen Weise zur Verfügung stellen. 

Gewährt die öffentliche Stelle dem Antragsteller Akteneinsicht, so ist ihm die Anferti-

gung von Notizen und Kopien gestattet, sofern keine Urheberrechte dem entgegen-

stehen. 

Der Antragsteller muss sich jedoch nicht dem von der öffentlichen Stelle vorgeschla-

genen Informationszugang unterordnen. Vielmehr kann er eine bestimmte Art des 

Informationszugangs verlangen. Von dieser Wahl darf nur aus wichtigem Grund ab-

gewichen werden. 

Ob die Informationen, die der Antragsteller erhält, inhaltlich richtig sind, ist von der 

öffentlichen Stelle grundsätzlich nicht zu prüfen. Aus Gründen der Fairness sind je-

doch Tatsachen mitzuteilen, die die Unrichtigkeit der Information möglicherweise 

vermuten lassen. 

Wird der Antrag teilweise von der öffentlichen Stelle abgelehnt, etwa weil Aus- 

schlussgründe dem Zugang entgegenstehen, heißt dies nicht automatisch, dass der 

Antragsteller auch keinen Zugang zu den hiervon nicht betroffenen Informationen 

hat. So können die geheimhaltungsbedürftigen Informationen unkenntlich gemacht 

(schwärzen) oder abgetrennt werden. Ist die Informationsgewährung lediglich zu 

dem aktuellen Zeitpunkt nicht möglich, soll die öffentliche Stelle dem Antragsteller 

mitteilen, ob und wann ihm die begehrten Informationen zu einem späteren Zeit-

punkt zugänglich gemacht werden können. Damit wird das unnötige mehrmalige Stel-

len von Anträgen vermieden. 

 

5.7. Mit welchen Kosten ist der Informationszugang verbunden? 
 
Der Informationszugang ist grundsätzlich gemäß § 10 ThürIFG mit Kosten verbun-

den. Damit soll der Aufwand ausgeglichen werden, der der öffentlichen Stelle bei der 

Aufbereitung der Informationen entstanden ist. Lediglich Informationen, deren Zu-

gang keinen erheblichen Zeitaufwand und keine Sachmittel erfordern, sind ohne die 

Erhebung von Kosten zugänglich zu machen. Das Interesse des Antragstellers an 
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der Information darf jedoch auch für die Kostenerhebung nicht zu Grunde gelegt 

werden. 

Da der Antragsteller die Kosten bei seiner Antragstellung in den meisten Fällen nicht 

abschätzen kann, ist er über die voraussichtlichen Kosten vorab zu informieren. Dazu 

sollte möglichst konkret mitgeteilt werden, welche Kostenfaktoren von der öffentli-

chen Stelle in Ansatz gebracht werden (Drittbeteiligungsverfahren, Umfang der Ak-

ten, noch vorzunehmende Schwärzungen, etc.). Jedoch sind die Kosten nicht so zu 

bemessen, dass der Antragsteller von seinem Informationszugang abgeschreckt 

wird. 

Eine speziell für das ThürIFG geltende Gebührenverordnung ist im Freistaat Thürin-

gen bislang noch nicht erlassen worden, sodass sich die Kosten gem. § 10 Abs. 1 

ThürIFG nach dem Thüringer Verwaltungskostengesetz (ThürVwKostG) und der da-

zugehörigen Thüringer Allgemeinen Verwaltungskostenordnung (ThürAllgVwKostO) 

berechnen (siehe dazu die Anlagen 2 und 3 zu diesem Tätigkeitsbericht).  

5.8. Was kann ich tun, wenn der Informationszugang abgelehnt wird?  

Wird der Informationszugang abgelehnt, steht dem Antragsteller der Rechtsweg of-

fen. So kann er Widerspruch und Klage einreichen, um die Informationen zu erlan-

gen. 

5.9. Wie kann mir der TLfDI helfen? 

Unabhängig von der Einlegung förmlicher Rechtsbehelfe, wie dem Widerspruch und 

der Klage, kann sich der Antragsteller gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG auch an den TLfDI 

wenden, wenn er sich in seinem Recht auf Informationszugang nach dem ThürIFG 

verletzt sieht. 

Wichtig ist jedoch, dass die Anrufung des TLfDI keine Unterbrechung oder Hem-

mung von Widerspruchs- und Klagefristen auslöst. Diese Rechtsmittel sind vom An-

tragsteller selbstständig einzulegen. 
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5.6. In welcher Form bekomme ich die gewünschten Informationen? 

Die Auskunft kann gemäß § 6 Abs. 6 ThürIFG mündlich, schriftlich oder elektronisch 

erteilt werden. Die öffentliche Stelle kann gemäß § 6 Abs. 5 ThürIFG Akteneinsicht

gewähren oder die Informationen in einer sonstigen Weise zur Verfügung stellen.

Gewährt die öffentliche Stelle dem Antragsteller Akteneinsicht, so ist ihm die Anferti-

gung von Notizen und Kopien gestattet, sofern keine Urheberrechte dem entgegen-

stehen. 

Der Antragsteller muss sich jedoch nicht dem von der öffentlichen Stelle vorgeschla-

genen Informationszugang unterordnen. Vielmehr kann er eine bestimmte Art des

Informationszugangs verlangen. Von dieser Wahl darf nur aus wichtigem Grund ab-

gewichen werden. 

Ob die Informationen, die der Antragsteller erhält, inhaltlich richtig sind, ist von der

öffentlichen Stelle grundsätzlich nicht zu prüfen. Aus Gründen der Fairness sind je-

doch Tatsachen mitzuteilen, die die Unrichtigkeit der Information möglicherweise 

vermuten lassen. 

Wird der Antrag teilweise von der öffentlichen Stelle abgelehnt, etwa weil Aus-

schlussgründe dem Zugang entgegenstehen, heißt dies nicht automatisch, dass der

Antragsteller auch keinen Zugang zu den hiervon nicht betroffenen Informationen

hat. So können die geheimhaltungsbedürftigen Informationen unkenntlich gemacht 

(schwärzen) oder abgetrennt werden. Ist die Informationsgewährung lediglich zu

dem aktuellen Zeitpunkt nicht möglich, soll die öffentliche Stelle dem Antragsteller 

mitteilen, ob und wann ihm die begehrten Informationen zu einem späteren Zeit-

punkt zugänglich gemacht werden können. Damit wird das unnötige mehrmalige Stel-

len von Anträgen vermieden.

5.7. Mit welchen Kosten ist der Informationszugang verbunden? 

Der Informationszugang ist grundsätzlich gemäß § 10 ThürIFG mit Kosten verbun-

den. Damit soll der Aufwand ausgeglichen werden, der der öffentlichen Stelle bei der

Aufbereitung der Informationen entstanden ist. Lediglich Informationen, deren Zu-

gang keinen erheblichen Zeitaufwand und keine Sachmittel erfordern, sind ohne die 

Erhebung von Kosten zugänglich zu machen. Das Interesse des Antragstellers an 
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6. Einzelfälle aus der Tätigkeit des Thüringer Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit 

 

 
 

6.1. Fallzahlen vorab 
 
Posteingänge Informationsfreiheit (Beschwerden, Einzelprobleme): 

 

 
 

6.2. Wie heißen die Unternehmen?  
 

Ein Beschwerdeführer hatte sich an den Thüringer Landesbeauftragten für den Da-

tenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) gewandt, weil er sein Recht auf Infor-

mationszugang nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) als ver-

letzt ansah. Auf der Grundlage einer Pressemitteilung des damaligen Thüringer Mi-

nisteriums für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft (nunmehr Thüringer 

Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz) bat er um Benennung der Fern-

wärmeversorger, die ihre Preise gesenkt hatten. Das Ministerium berief sich auf den 
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Ausschlussgrund des § 7 Abs. 1 Nr. 5 Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (Thü-

rIFG). Danach besteht der Anspruch auf Informationszugang nicht, wenn das Be-

kanntwerden der amtlichen Information nachteilige Auswirkungen haben kann auf die 

Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs-, Regulierungs-, Versi-

cherungsaufsichts-, und Sparkassenaufsichtsbehörden. Dem TLfDI obliegt dabei 

nach der gesetzlichen Bestimmung im ThürIFG (§ 12 ThürIFG) lediglich die Prüfung, 

ob die Voraussetzungen des vorgetragenen Ablehnungsgrundes hinreichend durch 

die informationspflichtige Stelle dargelegt und begründet sind. Anhand dieser Tatsa-

chen prüft der TLfDI, ob eine Ablehnung des Informationszugangs gerechtfertigt ist. 

Im Rahmen eines Gespräches mit Vertretern des Ministeriums in der Behörde des 

TLfDI wurde seitens des Ministeriums dargelegt, dass es sich bei dem durchgeführ-

ten Verfahren im Rahmen der Missbrauchsaufsicht der Landeskartellbehörde Ener-

gie um eine „freiwillige“ Kooperationsbereitschaft zwischen den Fernwärmeversogern 

und dem Ministerium handelte. Dabei wurde durch die Bildung fiktiver Abnahmefälle 

ein Vergleich der Fernwärmepreise möglich. Anhand dieser Abnahmefälle konnte 

das Ministerium die teuersten Fernwärmeversoger zu freiwilligen Preissenkungen 

bewegen. Das Ministerium konnte im Rahmen des geführten Gespräches dem TLfDI 

glaubhaft darlegen, dass ein solches freiwilliges Verfahren nicht mehr zustande 

kommen würde, wenn die Namen der Unternehmen veröffentlicht würden. Aus die-

sem Grund kam der TLfDI in diesem konkreten Einzelfall zu dem Ergebnis, dass das 

Ministerium den Informationszugang zu den Unternehmen verweigern konnte. 

Dem Recht auf Informationszugang können im Einzelfall Ausschlussgründe der §§ 7, 

8, 9 ThürIFG entgegenstehen. Diese sind jedoch immer anhand des konkreten 

Sachverhalts zu prüfen. In diesem Fall stand dem Informationszugang der Aus-

schlussgrund des § 7 Abs. 1 Nr. 5 ThürIFG entgegen. Danach besteht der Anspruch 

auf Informationszugang nicht, wenn das Bekanntwerden der amtlichen Information 

nachteilige Auswirkungen haben kann auf die Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der 

Finanz-, Wettbewerbs-, Regulierungs-, Versicherungsaufsichts-, und Sparkassenauf-

sichtsbehörden. 
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6. Einzelfälle aus der Tätigkeit des Thüringer Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit 

6.1. Fallzahlen vorab

Posteingänge Informationsfreiheit (Beschwerden, Einzelprobleme): 

6.2. Wie heißen die Unternehmen?  

Ein Beschwerdeführer hatte sich an den Thüringer Landesbeauftragten für den Da-

tenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) gewandt, weil er sein Recht auf Infor-

mationszugang nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) als ver-

letzt ansah. Auf der Grundlage einer Pressemitteilung des damaligen Thüringer Mi-

nisteriums für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft (nunmehr Thüringer

Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz) bat er um Benennung der Fern-

wärmeversorger, die ihre Preise gesenkt hatten. Das Ministerium berief sich auf den 
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6.3. Informationszugang zu einem versammlungsrechtlichen Bescheid 
 

Ein Antragsteller begehrte im Berichtszeitraum auf der Grundlage des Thüringer In-

formationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG) Zugang zu einem Auflagenbescheid eines 

versammlungsrechtlichen Aufzuges am 1. Mai 2015. Dieser Zugang wurde nicht ge-

währt, sodass der Antragsteller sich an den Thüringer Landesbeauftragten für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) wandte. Der TLfDI bat daraufhin das 

Landratsamt um eine Stellungnahme. Dieses teilte mit, dass es im Vorfeld des 1. Mai 

2015 für Versammlungsbehörde und Polizei erkennbar gewesen wäre, dass Störun-

gen und Blockadeversuche auftreten würden. Es hätte zahlreiche Aufrufe in den so-

zialen Netzwerken gegeben. Vorausschauend sei es geboten gewesen, vorherseh-

bare Störungen und Blockaden abzuwehren. Als Ausschlussgrund für den Antrag auf 

Informationszugang führte das Landratsamt dazu § 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG an. Nach 

§ 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG besteht der Anspruch auf Informationszugang nicht, wenn 

das Bekanntwerden der amtlichen Information nachteilige Auswirkungen haben kann 

auf die öffentliche Sicherheit, insbesondere die Tätigkeit der Polizei, […] [oder] der 

sonstigen für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen. Der Begriff der öffentlichen 

Sicherheit wird in Anlehnung an § 54 ThürOBG als die Unverletzlichkeit der Rechts-

ordnung, der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sowie des Bestan-

des, der Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Träger von 

Hoheitsgewalt definiert. In der Begründung zum Gesetzentwurf für ein Thüringer In-

formationsfreiheitsgesetz (Drs. 5/4986) heißt es, dass nachteilige Auswirkungen 

dann vorliegen, wenn durch das Bekanntwerden der Information das Schutzgut ge-

fährdet werden kann. Die Darlegungslast liegt hierzu im Einzelfall bei der informati-

onspflichtigen Stelle.  

Aus Sicht des TLfDI war es durchaus vorstellbar, dass in diesem konkreten Sachver-

halt aufgrund der beschriebenen Punkte des Landratsamtes ein Ausschlussgrund 

nach § 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG vorlag. Es war jedoch anhand der getroffenen Ausfüh-

rungen für den TLfDI nicht erkennbar, dass dieser Ausschlussgrund für sämtliche 

Auflagen/Angaben des Versammlungsbescheides vorlag. Folglich waren die von 

dem Landratsamt beschriebenen Punkte aus der Sicht des TLfDI für die Ablehnung 

des kompletten Antrags nicht ausreichend. Insbesondere wäre hier die Möglichkeit 

eines Teilinformationszugangs, wie es § 6 Abs. 8 ThürIFG vorsieht, möglich und zu 
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prüfen gewesen. Der Ausschlussgrund nach § 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG verlangt nicht 

eine einheitliche Lösung. Der Informationszugangsanspruch ist nur zu verneinen, 

wenn der Schutz öffentlicher Belange entgegensteht; im Übrigen kann jedoch ein 

Zugang zu den Informationen gewährt werden. Insofern konnte die Ansicht des Land-

ratsamtes - dass ein Anspruch auf Informationszugang auch nicht nur zum Teil be-

stehen könne, wenn nach § 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG der Schutz öffentlicher Belange 

entgegenstünde - vom TLfDI nicht geteilt werden. 

Darüber hinaus war man beim Landratsamt davon ausgegangen, dass ein späterer 

Informationszugang nach dem 1. Mai 2015 von dem Antragsteller nicht angestrebt 

wurde. Aus diesem Grund sei seitens des Landratsamtes darauf verzichtet worden, 

der Antragstellerin mitzuteilen, dass ggfs. ein Informationszugang zu einem späteren 

Zeitpunkt möglich wäre. § 6 Abs. 9 S. 1 ThürIFG sieht vor, dass im Fall einer voll-

ständigen oder teilweisen Ablehnung des Antrags mitgeteilt werden soll, ob und ge-

gebenenfalls wann der Informationszugang ganz oder teilweise zu einem späteren 

Zeitpunkt möglich ist. Die Norm ist als „Soll-Vorschrift“ ausgestaltet. Das heißt, dass 

der Antragsteller in der Regel zu informieren ist und nur in atypischen Ausnahmefäl-

len davon abgewichen werden darf (vgl. Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, Kom-

mentar, § 4, Rn. 43). Ein solcher Ausnahmefall war in diesem Fall für den TLfDI nicht 

erkennbar. Die Vorschrift soll die Entscheidungsfreiheit der Antragstellerin hinsicht-

lich eines neuen Antrags auf Zugang zu Informationen sichern. 

Weiterhin war das Landratsamt der Auffassung, dass eine Anonymisierung im Zuge 

der Aufgabenerfüllung der Versammlungsbehörde vor dem 1. Mai 2015 nicht reali-

sierbar war. Nach § 7 Abs. 3 Nr. 2 ThürIFG kann der Antrag auf Informationszugang 

abgelehnt werden, wenn die Bearbeitung mit einem unverhältnismäßigem Verwal-

tungsaufwand verbunden wäre und dadurch die ordnungsgemäße Erfüllung der Auf-

gaben der öffentlichen Stelle erheblich beeinträchtigt würde, es sei denn, das Infor-

mationsinteresse des Antragstellers überwiegt im Einzelfall das entgegenstehende 

öffentliche Interesse. Wie zutreffend in der Begründung zum Gesetzentwurf für das 

ThürIFG (Drucksache 5/4986, Seite 29) aufgeführt, kommen hier Fälle in Betracht, in 

denen für den Informationszugang eine Vielzahl von Akten seitenweise zu prüfen und 

ggfs. unkenntlich zu machen wäre. Dies ist jedoch bei einem Versammlungsbescheid 

schwer vorstellbar. Zudem müsste die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung der Be-

hörde erheblich beeinträchtigt worden sein; auch dies war im vorliegenden Sachver-
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6.3. Informationszugang zu einem versammlungsrechtlichen Bescheid 

Ein Antragsteller begehrte im Berichtszeitraum auf der Grundlage des Thüringer In-

formationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG) Zugang zu einem Auflagenbescheid eines

versammlungsrechtlichen Aufzuges am 1. Mai 2015. Dieser Zugang wurde nicht ge-

währt, sodass der Antragsteller sich an den Thüringer Landesbeauftragten für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) wandte. Der TLfDI bat daraufhin das

Landratsamt um eine Stellungnahme. Dieses teilte mit, dass es im Vorfeld des 1. Mai 

2015 für Versammlungsbehörde und Polizei erkennbar gewesen wäre, dass Störun-

gen und Blockadeversuche auftreten würden. Es hätte zahlreiche Aufrufe in den so-

zialen Netzwerken gegeben. Vorausschauend sei es geboten gewesen, vorherseh-

bare Störungen und Blockaden abzuwehren. Als Ausschlussgrund für den Antrag auf

Informationszugang führte das Landratsamt dazu § 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG an. Nach

§ 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG besteht der Anspruch auf Informationszugang nicht, wenn 

das Bekanntwerden der amtlichen Information nachteilige Auswirkungen haben kann 

auf die öffentliche Sicherheit, insbesondere die Tätigkeit der Polizei, […] [oder] der 

sonstigen für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen. Der Begriff der öffentlichen 

Sicherheit wird in Anlehnung an § 54 ThürOBG als die Unverletzlichkeit der Rechts-

ordnung, der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sowie des Bestan-

des, der Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Träger von 

Hoheitsgewalt definiert. In der Begründung zum Gesetzentwurf für ein Thüringer In-

formationsfreiheitsgesetz (Drs. 5/4986) heißt es, dass nachteilige Auswirkungen 

dann vorliegen, wenn durch das Bekanntwerden der Information das Schutzgut ge-

fährdet werden kann. Die Darlegungslast liegt hierzu im Einzelfall bei der informati-

onspflichtigen Stelle.  

Aus Sicht des TLfDI war es durchaus vorstellbar, dass in diesem konkreten Sachver-

halt aufgrund der beschriebenen Punkte des Landratsamtes ein Ausschlussgrund 

nach § 7 Abs. 1 Nr. 6 ThürIFG vorlag. Es war jedoch anhand der getroffenen Ausfüh-

rungen für den TLfDI nicht erkennbar, dass dieser Ausschlussgrund für sämtliche 

Auflagen/Angaben des Versammlungsbescheides vorlag. Folglich waren die von 

dem Landratsamt beschriebenen Punkte aus der Sicht des TLfDI für die Ablehnung 

des kompletten Antrags nicht ausreichend. Insbesondere wäre hier die Möglichkeit

eines Teilinformationszugangs, wie es § 6 Abs. 8 ThürIFG vorsieht, möglich und zu 
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halt nicht erkennbar. Der Bearbeitungsaufwand, den ein Antrag auf Informationszu-

gang nach dem ThürIFG mit sich bringt, ist grundsätzlich nicht ausreichend, um den 

Informationszugang deshalb zu verwehren.   

Aus der Sicht des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-

mationsfreiheit wurde der Antragsteller in seinem Recht auf Informationszugang nach 

dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz durch die Nicht-Beachtung des  § 6 Abs. 8 

und 9 S. 1 ThürIFG verletzt. Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit beanstandete dies nach § 12 Abs. 3 S. 3 und 4 ThürIFG 

und setzte die Aufsichtsbehörde über die Beanstandung in Kenntnis. 

Eine Beanstandung des TLfDI hat keinerlei Auswirkung auf die vom Antragsteller 

selbst eingelegten Rechtsmittel, etwaige Entscheidungen der Widerspruchbehörde 

oder eine mögliche gerichtliche Entscheidung. Zudem besitzt der TLfDI keine Wei-

sungs-, Anordnungs-, oder Aufhebungsbefugnis gegenüber der informationspflichti-

gen Stelle. Der Antragsteller muss sein Recht auf Informationszugang gegebenen-

falls im Rechtsweg erstreiten. 

6.4. Kosten für ein Verzeichnis 

Ein Antragsteller wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbeauf-

tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, dass 

das Thüringer Landesamt für Statistik von ihm grundlos 20,00 Euro für ein Verzeich-

nis der Anschriften der Gemeindeverwaltungen, Verwaltungsgemeinschaften und 

erfüllenden Gemeinden Thüringens verlangt hätte. Eine Begründung, aus welchem 

Grund die 20,00 Euro gefordert wurden, wurde ihm seitens des Thüringer Landesam-

tes für Statistik nicht dargelegt. In der vom TLfDI erbetenen Stellungnahme teilte das 

Landesamt für Statistik mit, dass die Kosten aufgrund des § 21 Abs. 1 des Thüringer 

Verwaltungskostengesetzes (ThürVwKostG) in Verbindung mit der Thüringer Allge-

meinen Verwaltungskostenordnung (ThürAllgVwKostO) erhoben wurden. Nach § 1 

ThürVwKostG kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung (Verwaltungskos-

tenordnung) Gebühren für öffentliche Leistungen festsetzen und die Erstattung von 

Auslagen regeln.  
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Nach § 1 ThürAllgVwKostO werden für öffentliche Leistungen allgemeine Verwal-

tungskosten nach dem als Anlage beigefügten Allgemeinen Verwaltungskostenver-

zeichnis erhoben. Diese Anlage sieht vor, dass für allgemeine öffentliche Leistungen 

Gebühren von 5,00 bis 50.000,00 Euro erhoben werden können. Das Thüringer Lan-

desamt für Statistik hatte die Gebühr gemäß § 21 Abs. 1 ThürVwKostG so bemes-

sen, dass zwischen dem Verwaltungsaufwand für die Erstellung des Verzeichnisses 

einerseits und dem wirtschaftlichen Wert des Verzeichnisses andererseits ein ange-

messenes Verhältnis besteht.  

Das Erstellen eines kompletten Anschriftenverzeichnisses war mit einem erheblichen 

Arbeitsaufwand verbunden. Dieser bezog sich nicht nur auf die Zusammenstellung 

der Adressen, Telefonnummern, E-Mail - Adressen etc., sondern auch auf eine stän-

dige Aktualisierung des Verzeichnisses.  

Der TLfDI sah keinen Verstoß gegen das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz. Eine 

Kostenerhebung sieht selbst das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz in § 10 Abs. 1 

ThürIFG vor. Gleichzeitig teilte das Thüringer Landesamt für Statistik mit, dass die in 

dem Verzeichnis erhaltenen Informationen im Internet des Landesamtes für Statistik 

unter „Tabellen und Übersichten – Allgemeine Angaben, Zuordnungen“ gemeinde-

weise - jedoch nicht als komplettes Anschriftenverzeichnis - kostenlos abgerufen 

werden können. Diese Information teilte der TLfDI dem Beschwerdeführer mit. Somit 

verblieb dem Antragsteller die Möglichkeit, sich das Verzeichnis selbst zusammenzu-

stellen und die Kosten einzusparen. 

§ 10 ThürIFG normiert, dass für öffentliche Leistungen Verwaltungskosten (Gebühren

und Auslagen) zu erheben sind. Für die Gebührenbemessung gilt allein das Kosten-

deckungsprinzip, wonach die für die Benutzung einer öffentlichen Leistung erhobe-

nen Gebühren und Abgaben ihre Kosten decken sollen, und nicht das daneben be-

stehende Äquivalenzprinzip. Dieses besagt, dass ein Gebührenmaßstab anzulegen 

ist, durch den zwischen Leistung und Gegenleistung ein angemessenes Verhältnis 

hergestellt wird. Demnach muss der Informationszugang grundsätzlich nicht kosten-

frei gewährt werden. 
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halt nicht erkennbar. Der Bearbeitungsaufwand, den ein Antrag auf Informationszu-

gang nach dem ThürIFG mit sich bringt, ist grundsätzlich nicht ausreichend, um den 

Informationszugang deshalb zu verwehren.

Aus der Sicht des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Infor-

mationsfreiheit wurde der Antragsteller in seinem Recht auf Informationszugang nach 

dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz durch die Nicht-Beachtung des  § 6 Abs. 8 

und 9 S. 1 ThürIFG verletzt. Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit beanstandete dies nach § 12 Abs. 3 S. 3 und 4 ThürIFG 

und setzte die Aufsichtsbehörde über die Beanstandung in Kenntnis.

Eine Beanstandung des TLfDI hat keinerlei Auswirkung auf die vom Antragsteller 

selbst eingelegten Rechtsmittel, etwaige Entscheidungen der Widerspruchbehörde 

oder eine mögliche gerichtliche Entscheidung. Zudem besitzt der TLfDI keine Wei-

sungs-, Anordnungs-, oder Aufhebungsbefugnis gegenüber der informationspflichti-

gen Stelle. Der Antragsteller muss sein Recht auf Informationszugang gegebenen-

falls im Rechtsweg erstreiten.

6.4. Kosten für ein Verzeichnis 

Ein Antragsteller wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbeauf-

tragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, dass 

das Thüringer Landesamt für Statistik von ihm grundlos 20,00 Euro für ein Verzeich-

nis der Anschriften der Gemeindeverwaltungen, Verwaltungsgemeinschaften und 

erfüllenden Gemeinden Thüringens verlangt hätte. Eine Begründung, aus welchem

Grund die 20,00 Euro gefordert wurden, wurde ihm seitens des Thüringer Landesam-

tes für Statistik nicht dargelegt. In der vom TLfDI erbetenen Stellungnahme teilte das

Landesamt für Statistik mit, dass die Kosten aufgrund des § 21 Abs. 1 des Thüringer 

Verwaltungskostengesetzes (ThürVwKostG) in Verbindung mit der Thüringer Allge-

meinen Verwaltungskostenordnung (ThürAllgVwKostO) erhoben wurden. Nach § 1 

ThürVwKostG kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung (Verwaltungskos-

tenordnung) Gebühren für öffentliche Leistungen festsetzen und die Erstattung von 

Auslagen regeln.
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6.5. Interesse an Aktennummern  

Ein Bürger begehrte vom Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit (TLfDI), dass ihm eine Liste mit Akten/Dateien (u.a. Liste mit den 

Aktennummern aller Problemkreise aus den Jahren 1990-2014, Liste mit den Akten-

nummern aller Problemkreise ab 2015, Arbeitshilfen, Leitfäden) vom TLfDI öffentlich 

bzw. zum Download bereitgestellt werde. 

Der TLfDI teilte dem Anfragenden mit, dass er auf der Homepage des TLfDI 

(https://www.tlfdi.de/tlfdi/) den Aktenplan der Behörde des TLfDI einsehen könne 

(https://www.tlfdi.de/tlfdi/wir/die-dienststelle/). Auch Arbeitshilfen und Leitfäden seien 

auf der Seite unter den Rubriken Themen, Grundsatzpapiere und Entschließungen 

auffindbar.  

Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) stellt im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit eine Vielzahl von Informationen 

auf seiner Internetseite bereit, um die Bürger zu datenschutzrechtlichen und informa-

tionsfreiheitsrechtlichen Themen zu informieren. Ein Blick auf die Homepage des 

TLfDI lohnt sich also!  

6.6. Zugang zu Rettungspunkten im Thüringer Forst 

Ein Antragsteller wandte sich an den Thüringer Landesbeauftragten für Datenschutz 

und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, dass er einen Antrag nach dem 

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) gegenüber einem Thüringer Forst-

amt gestellt  und Auskunft zu den Rettungspunkten im Forst begehrt hätte. Diese 

Auskunft verwehrte ihm das Forstamt.  

Der TLfDI bat daraufhin das entsprechende Forstamt um eine Stellungnahme, da 

zunächst für den TLfDI keine Ausschlussgründe nach dem ThürIFG erkennbar wa-

ren. Das Forstamt teilte mit, dass es sich bei den Rettungspunkten um betriebliche 

Einrichtungen handeln würde, die im Unglücksfall die schnelle Notversorgung der 

Thüringer Forstwirte und Forst-Unternehmen sicherstellen sollen. Der TLfDI stellte 

nicht infrage, dass die Rettungspunkte an sich gegebenenfalls betriebliche Einrich-

tungen sind. Bei der Lage der Rettungspunkte handelt es sich jedoch nicht um eine 

betriebliche Einrichtung, sondern lediglich um Standortkoordinaten. Der Begriff der 
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amtlichen Information im Sinne des ThürIFG ist umfassend zu verstehen, unabhän-

gig von der Art der Information, der Art des Speichermediums und der Art der Wahr-

nehmung. Unter dem Begriff werden alle Informationen erfasst, soweit sie amtlichen 

Zwecken dienen. Die Informationen sind amtlich, wenn sie in Erfüllung amtlicher Tä-

tigkeit angefallen sind. Bei der Zugrundelegung dieser Definition war aus der Sicht 

des TLfDI davon auszugehen, dass es sich bei den Rettungspunkten (Namen, geo-

graphische Koordinaten und Beschreibungen der Rettungspunkte) um amtliche In-

formationen handelt. Der TLfDI regte eine erneute Prüfung des Sachverhaltes an. 

Kurze Zeit später teilte das Forstamt mit, dass die Rettungspunkte nunmehr im Inter-

net veröffentlicht wurden und eingesehen werden können.  

Das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz geht bei „amtlichen Informationen“ von 

einem weiten Begriffsverständnis aus. Dieses ist unabhängig von der Art der Infor-

mation, der Art des Speichermediums und der Art der Wahrnehmung. Es werden alle 

Informationen erfasst, soweit sie amtlichen Zwecken dienen. Dabei müssen sie in 

Erfüllung amtlicher Tätigkeit angefallen sein.  

6.7. Je konkreter desto besser 

Ein Antragsteller wandte sich im Berichtzeitraum gem. § 12 Abs. 1 Thüringer Infor-

mationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) an den Thüringer Landesbeauftragten für den Da-

tenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI), weil er das Recht auf Informationszu-

gang nach diesem Gesetz als verletzt ansah. Er begehrte vom Thüringer Ministerium 

für Migration, Justiz und Verbraucherschutz (TMMJV) Zugang zu sämtlichen Auf-

zeichnungen, die mit einer Ausländerreferentenbesprechung des Bundes und der 

Länder im Zusammenhang standen. Der Zugang wurde dem Antragsteller zunächst 

nicht gewährt. Ihm sei laut seiner Aussage mitgeteilt worden, dass das Protokoll vom 

Bundesministerium des Innern (BMI) erstellt worden sei. 

Der TLfDI bat daraufhin das TMMJV um eine Stellungnahme. Das TMMJV teilte mit, 

dass über das durch das BMI erstellte Protokoll hinausgehende Aufzeichnungen in 

TMMJV nicht existieren würden. Insofern sei ein Informationszugang zu nicht exis-

tenten Informationen nicht möglich. Eine weitergehende Konkretisierung der Informa-

tionen, die der Antragsteller begehrte, lag dem TMMJV – im Gegensatz zum TLfDI – 
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6.5. Interesse an Aktennummern  

Ein Bürger begehrte vom Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit (TLfDI), dass ihm eine Liste mit Akten/Dateien (u.a. Liste mit den 

Aktennummern aller Problemkreise aus den Jahren 1990-2014, Liste mit den Akten-

nummern aller Problemkreise ab 2015, Arbeitshilfen, Leitfäden) vom TLfDI öffentlich 

bzw. zum Download bereitgestellt werde. 

Der TLfDI teilte dem Anfragenden mit, dass er auf der Homepage des TLfDI

(https://www.tlfdi.de/tlfdi/) den Aktenplan der Behörde des TLfDI einsehen könne

(https://www.tlfdi.de/tlfdi/wir/die-dienststelle/). Auch Arbeitshilfen und Leitfäden seien

auf der Seite unter den Rubriken Themen, Grundsatzpapiere und Entschließungen 

auffindbar.  

Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit

(TLfDI) stellt im Rahmen seiner Öffentlichkeitsarbeit eine Vielzahl von Informationen 

auf seiner Internetseite bereit, um die Bürger zu datenschutzrechtlichen und informa-

tionsfreiheitsrechtlichen Themen zu informieren. Ein Blick auf die Homepage des

TLfDI lohnt sich also!  

6.6. Zugang zu Rettungspunkten im Thüringer Forst 

Ein Antragsteller wandte sich an den Thüringer Landesbeauftragten für Datenschutz

und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, dass er einen Antrag nach dem

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) gegenüber einem Thüringer Forst-

amt gestellt  und Auskunft zu den Rettungspunkten im Forst begehrt hätte. Diese 

Auskunft verwehrte ihm das Forstamt.  

Der TLfDI bat daraufhin das entsprechende Forstamt um eine Stellungnahme, da 

zunächst für den TLfDI keine Ausschlussgründe nach dem ThürIFG erkennbar wa-

ren. Das Forstamt teilte mit, dass es sich bei den Rettungspunkten um betriebliche 

Einrichtungen handeln würde, die im Unglücksfall die schnelle Notversorgung der

Thüringer Forstwirte und Forst-Unternehmen sicherstellen sollen. Der TLfDI stellte 

nicht infrage, dass die Rettungspunkte an sich gegebenenfalls betriebliche Einrich-

tungen sind. Bei der Lage der Rettungspunkte handelt es sich jedoch nicht um eine 

betriebliche Einrichtung, sondern lediglich um Standortkoordinaten. Der Begriff der 
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nicht vor. Die vom Antragsteller in seinem Antrag verwendete Formulierung „Auf-

zeichnungen“, die im Zusammenhang mit der Ausländerreferentenbesprechung ste-

hen, wurde seitens des Ministeriums im Sinne von Protokollierungen oder Mitschrif-

ten verstanden, die dort angefertigt wurden.  

Der TLfDI riet dem Antragsteller, seinen Antrag gem. § 5 Abs. 4 S. 1 ThürIFG noch 

einmal hinreichend zu konkretisieren und dabei insbesondere erkennen zu lassen, 

auf welche genauen Informationen er gerichtet ist. Der TLfDI wies darauf hin, dass 

dies auch der öffentlichen Stelle als Hilfe dient und unterschiedliche Auslegungen der 

begehrten Informationen vermeidet. Zugleich wies der TLfDI aber auch das TMMJV 

auf dessen Beratungs- und Unterstützungsfunktion gem. § 5 Abs. 4 S. 2 ThürIFG hin. 

Da beim TLfDI keine weitere Beschwerde seitens des Antragstellers einging, kann 

davon ausgegangen werden, dass beide Seiten zu einer gütlichen Lösung gefunden 

haben. 

Um den Informationszugang für beide Seiten einfach zu gestalten, sollte der Antrag 

auf der einen Seite immer so konkret wie möglich gestellt werden, damit die öffentli-

che Stelle erkennen kann, welche Informationen der Antragsteller begehrt. Auf der 

anderen Seite hat die informationspflichtige Stelle auch eine Beratungs- und Unter-

stützungsfunktion gem. § 5 Abs. 4 S. 2 ThürIFG gegenüber dem Antragsteller. Beide 

Seiten sind also angehalten, die beiderseitige Zusammenarbeit effektiv zu gestalten.  

6.8. Wer fällt unter das Informationsfreiheitsgesetz? 

Beim Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) ging eine Anfrage ein, inwieweit Informationen von einem privaten Verein be-

gehrt werden können. Der TLfDI konnte dem Anfragenden hierzu mitteilen, dass - 

obwohl Informationszugangsrechte gesetzlich breit gestreut sind - sich die Tätigkeit 

des Thüringer Informationsfreiheitsbeauftragten nur auf das Informationszugangs-

recht nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) beschränkt. Gemäß 

§ 2 ThürIFG erstreckt sich dessen Anwendungsbereich nur auf öffentliche Stellen,

also insbesondere auf Behörden, und findet damit keine Anwendung auf private Ver-

eine. Der von dem Anfragenden geschilderte Sachverhalt entzog sich damit dem Zu-

ständigkeitsbereich des TLfDI.  



45

45 

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

Nicht jede Stelle fällt unter das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz. Der Anwen-

dungsbereich ist in § 2 ThürIFG definiert. Es gilt für Behörden, Einrichtungen und 

sonstige öffentliche Stellen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände 

sowie für die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Perso-

nen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen, soweit sie in öffentlich-

rechtlicher oder privatrechtlicher Form öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben 

wahrnehmen. Einer Behörde steht eine natürliche oder juristische Person des Privat-

rechts gleich, soweit eine Behörde sich dieser Person zur Erfüllung ihrer öffentlich-

rechtlichen Aufgaben bedient oder dieser Person die Erfüllung öffentlich-rechtlicher 

Aufgaben übertragen wurde. 

6.9. Teilgutachten bei Planfeststellungsverfahren – Auskunft nach dem  
ThürIFG? 

Eine Thüringer Behörde wandte sich ratsuchend an den Thüringer Landesbeauftrag-

ten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI). Ein Bürger begehrte 

Zugang zu einer Stellungnahme des Landkreises zu einem laufenden Planfeststel-

lungsverfahren. Der TLfDI wurde im Rahmen seiner Beratungsfunktion um eine Stel-

lungnahme gebeten, ob dem Antrag zu entsprechen ist oder ob gegen die Heraus-

gabe der Informationen Einwände bestünden. 

Der TLfDI teilte hierzu mit, dass in laufenden Verfahren gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 Thü-

rIFG der Zugang zu amtlichen Informationen nur nach Maßgabe des anzuwenden-

den Verfahrensrechts gewährt werde. Das Recht auf Informationszugang nach dem 

ThürIFG werde nach der Begründung zum Gesetzesentwurf  zeitlich begrenzt auf die 

Verfahrensdauer ausgeschlossen (siehe dazu die Begründung des Gesetzentwurfs 

zu § 4 Abs. 2 Satz 2 ThürIFG in der Drucksache 5/4986, Seite 19). Für das Planfest-

stellungverfahren regelt § 72 Abs. 1 3. Halbsatz Thüringer Verwaltungsverfahrensge-

setz (ThürVwVfG), dass Akteneinsicht gem. § 29 ThürVwVfG nach pflichtgemäßem 

Ermessen in angeordneten Planfeststellungsverfahren zu gewähren ist. Darauf wies 

der TLfDI die Behörde abschließend hin. 
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nicht vor. Die vom Antragsteller in seinem Antrag verwendete Formulierung „Auf-

zeichnungen“, die im Zusammenhang mit der Ausländerreferentenbesprechung ste-

hen, wurde seitens des Ministeriums im Sinne von Protokollierungen oder Mitschrif-

ten verstanden, die dort angefertigt wurden. 

Der TLfDI riet dem Antragsteller, seinen Antrag gem. § 5 Abs. 4 S. 1 ThürIFG noch

einmal hinreichend zu konkretisieren und dabei insbesondere erkennen zu lassen,

auf welche genauen Informationen er gerichtet ist. Der TLfDI wies darauf hin, dass 

dies auch der öffentlichen Stelle als Hilfe dient und unterschiedliche Auslegungen der 

begehrten Informationen vermeidet. Zugleich wies der TLfDI aber auch das TMMJV 

auf dessen Beratungs- und Unterstützungsfunktion gem. § 5 Abs. 4 S. 2 ThürIFG hin.

Da beim TLfDI keine weitere Beschwerde seitens des Antragstellers einging, kann

davon ausgegangen werden, dass beide Seiten zu einer gütlichen Lösung gefunden

haben.

Um den Informationszugang für beide Seiten einfach zu gestalten, sollte der Antrag 

auf der einen Seite immer so konkret wie möglich gestellt werden, damit die öffentli-

che Stelle erkennen kann, welche Informationen der Antragsteller begehrt. Auf der

anderen Seite hat die informationspflichtige Stelle auch eine Beratungs- und Unter-

stützungsfunktion gem. § 5 Abs. 4 S. 2 ThürIFG gegenüber dem Antragsteller. Beide 

Seiten sind also angehalten, die beiderseitige Zusammenarbeit effektiv zu gestalten. 

6.8. Wer fällt unter das Informationsfreiheitsgesetz? 

Beim Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) ging eine Anfrage ein, inwieweit Informationen von einem privaten Verein be-

gehrt werden können. Der TLfDI konnte dem Anfragenden hierzu mitteilen, dass -

obwohl Informationszugangsrechte gesetzlich breit gestreut sind - sich die Tätigkeit

des Thüringer Informationsfreiheitsbeauftragten nur auf das Informationszugangs-

recht nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) beschränkt. Gemäß 

§ 2 ThürIFG erstreckt sich dessen Anwendungsbereich nur auf öffentliche Stellen,

also insbesondere auf Behörden, und findet damit keine Anwendung auf private Ver-

eine. Der von dem Anfragenden geschilderte Sachverhalt entzog sich damit dem Zu-

ständigkeitsbereich des TLfDI. 
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6.10. Was kostet das Verwaltungshandeln? 

Ein Bürger wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und bat um Hilfe. Er hatte 

einen Bescheid (nicht auf der Grundlage des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes 

(ThürIFG)) erhalten, gegen den er Widerspruch eingelegt hatte. Da ihm aber eine 

Verböserung, also eine für ihn ungünstige Änderung des Bescheids, in Aussicht ge-

stellt wurde, nahm er den Widerspruch zurück. Er wunderte sich allerdings über die 

Höhe der angefallenen Verwaltungskosten. Unter Berufung auf das ThürIFG begehr-

te er nunmehr die Aufschlüsselung dieses Verwaltungsaufwandes.  

Der TLfDI wies den Beschwerdeführer zunächst darauf hin, dass für die Auskunft 

nicht unbedingt das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz die maßgebliche An-

spruchsgrundlage für Aufschlüsselung der Verwaltungskosten sei. § 12 Abs. 3 Thü-

ringer Verwaltungskostengesetz (ThürVwKostG) normiert, dass bei einer Verwal-

tungskostenentscheidung die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Verwaltungs-

kosten sowie deren Berechnung anzugeben ist. Insofern hätten dem Beschwerdefüh-

rer bereits auf dieser Grundlage die erhobenen Verwaltungskosten aufgeschlüsselt 

werden müssen. 

Dennoch bat der TLfDI im Rahmen seiner Zuständigkeit für das ThürIFG das Thürin-

ger Landesamt für Verbraucherschutz um eine Stellungnahme, aus welchem Grund 

dem Beschwerdeführer auf seine Anfrage nach der Kostenaufschlüsselung noch 

nicht geantwortet wurde. Die etwas längere Verzögerung der Antwort wurde durch 

das Landesamt mit einem hohen Arbeitsaufkommen und einer gleichzeitig ange-

spannten Personalsituation begründet. Gleichzeitig wurde jedoch mitgeteilt, dass 

dem Beschwerdeführer die Informationen erteilt worden seien. Der Beschwerdefüh-

rer wandte sich jedoch in einem weiteren Schreiben an den TLfDI. In diesem teilte er 

mit, dass er die Kostenfestsetzung als rechtswidrig erachte. Da der Ausgangsbe-

scheid jedoch nicht auf der Grundlage des ThürIFG erlassen wurde, sondern einen 

anderen Sachverhalt zum Gegenstand hatte, konnte der  TLfDI mangels Zuständig-

keit die Kosten nicht überprüfen. 

Neben dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz sehen auch andere Gesetze 

Informationsansprüche vor. § 12 Abs. 3 Thüringer Verwaltungskostengesetz 
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(ThürVwKostG) zum Beispiel normiert, dass bei einer Verwaltungskostenentschei-

dung die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Verwaltungskosten sowie deren Be-

rechnung anzugeben ist. 

 

6.11. Keine Zuständigkeit für das Thüringer Umweltinformationsgesetz  

(ThürUIG) 
 
Ein Beschwerdeführer wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbe-

auftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, 

dass seine Anträge auf Informationszugang bei den Behörden eines Thüringer Land-

kreises so gut wie erfolglos geblieben wären. 

Die Anträge wurden jedoch im Rahmen des Thüringer Umweltinformationsgesetzes 

(ThürUIG) gestellt und bezogen sich auch auf Umweltinformationen. Der TLfDI konn-

te in diesem Fall dem Beschwerdeführer leider nur mitteilen, dass sich die Zustän-

digkeit des TLfDI gem. § 12 Abs. 1 Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) 

auf dieses Gesetz bezieht und nicht auf das ThürUIG. Somit konnte der TLfDI in die-

sem Fall nicht als Schlichtungsinstanz fungieren. 

 

Das ThürUIG setzt die Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformati-

onen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 41 S. 

26) um. Es erscheint jedoch sinnvoll, das ThürIFG und das ThürUIG in einem Gesetz 

zusammenzuführen, da sich beide Gesetze in ihren Grundsätzen gleichen. Gleichzei-

tig wäre es für den Bürger einfacher, seine Informationszugangsrechte auf eine ein-

heitliche gesetzliche Grundlage stützen zu können, so wie es bereits in Schleswig-

Holstein und Hamburg seit dem Jahr 2012 und in Rheinland-Pfalz seit dem in Kraft-

treten des Landestransparenzgesetzes am 1. Januar 2016 Praxis ist.  

 

6.12. Abstimmungsverhältnis bei einer Juryentscheidung 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erhielt eine Anfrage eines Beschwerdeführers, der um Vermittlung hinsichtlich 

seines Antrags nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) bat.  
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6.10. Was kostet das Verwaltungshandeln? 
 
Ein Bürger wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und bat um Hilfe. Er hatte 

einen Bescheid (nicht auf der Grundlage des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes 

(ThürIFG)) erhalten, gegen den er Widerspruch eingelegt hatte. Da ihm aber eine 

Verböserung, also eine für ihn ungünstige Änderung des Bescheids, in Aussicht ge-

stellt wurde, nahm er den Widerspruch zurück. Er wunderte sich allerdings über die 

Höhe der angefallenen Verwaltungskosten. Unter Berufung auf das ThürIFG begehr-

te er nunmehr die Aufschlüsselung dieses Verwaltungsaufwandes.  

Der TLfDI wies den Beschwerdeführer zunächst darauf hin, dass für die Auskunft 

nicht unbedingt das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz die maßgebliche An-

spruchsgrundlage für Aufschlüsselung der Verwaltungskosten sei. § 12 Abs. 3 Thü-

ringer Verwaltungskostengesetz (ThürVwKostG) normiert, dass bei einer Verwal-

tungskostenentscheidung die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Verwaltungs-

kosten sowie deren Berechnung anzugeben ist. Insofern hätten dem Beschwerdefüh-

rer bereits auf dieser Grundlage die erhobenen Verwaltungskosten aufgeschlüsselt 

werden müssen. 

Dennoch bat der TLfDI im Rahmen seiner Zuständigkeit für das ThürIFG das Thürin-

ger Landesamt für Verbraucherschutz um eine Stellungnahme, aus welchem Grund 

dem Beschwerdeführer auf seine Anfrage nach der Kostenaufschlüsselung noch 

nicht geantwortet wurde. Die etwas längere Verzögerung der Antwort wurde durch 

das Landesamt mit einem hohen Arbeitsaufkommen und einer gleichzeitig ange-

spannten Personalsituation begründet. Gleichzeitig wurde jedoch mitgeteilt, dass 

dem Beschwerdeführer die Informationen erteilt worden seien. Der Beschwerdefüh-

rer wandte sich jedoch in einem weiteren Schreiben an den TLfDI. In diesem teilte er 

mit, dass er die Kostenfestsetzung als rechtswidrig erachte. Da der Ausgangsbe-

scheid jedoch nicht auf der Grundlage des ThürIFG erlassen wurde, sondern einen 

anderen Sachverhalt zum Gegenstand hatte, konnte der  TLfDI mangels Zuständig-

keit die Kosten nicht überprüfen. 

 

Neben dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz sehen auch andere Gesetze  

Informationsansprüche vor. § 12 Abs. 3 Thüringer Verwaltungskostengesetz 
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Er begehrte von einer Thüringer Stadt Informationen zu der Besetzung einer Jury 

und wie das Abstimmungsverhältnis dieser Jury lautete. Zusätzlich wollte er zu die-

sem Sachverhalt eine persönliche Stellungnahme des Oberbürgermeisters der Stadt 

erhalten. Nach der Aussage des Beschwerdeführers hatte er dazu noch keine Ant-

wort erhalten.  

Der TLfDI bat daraufhin gem. § 12 Abs. 3 ThürIFG die Stadt um eine Stellungnahme, 

um den Fall aus informationsfreiheitsrechtlicher Sicht beurteilen zu können.  

Dabei ergab sich, dass zunächst eine persönliche Stellungnahme des Oberbürger-

meisters bei der Stadt zu diesem Sachverhalt nicht vorlag. Der Anspruch auf Infor-

mationszugang nach dem ThürIFG wird jedoch nur zu den Informationen gewährt, 

die bei den in § 2 Abs. 1 und 2 ThürIFG genannten Stellen vorhanden sind. Es be-

steht für die öffentliche Stelle grundsätzlich keine Verpflichtung zur Informationsbe-

schaffung. Da eine persönliche Stellungnahme des Oberbürgermeisters nach Aus-

kunft der Stadt nicht vorlag, konnte hierzu kein Zugang nach dem ThürIFG erfolgen. 

Bei den Namen der Mitglieder der Jury handelte es sich um personenbezogene Da-

ten im Sinne von § 9 Abs. 1 ThürIFG. Der TLfDI wies den Beschwerdeführer darauf 

hin, dass bei einem begehrten Informationszugang zu Daten Dritter dieser Antrag 

gemäß § 5 Abs. 3 ThürIFG begründet und in den Fällen des § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 

ThürIFG ein rechtliches Interesse geltend gemacht werden muss. Dies musste der 

Beschwerdeführer jedoch selbst noch vornehmen. Der TLfDI kann die Antragstellung 

für den Antragsteller nicht übernehmen.  

Hinsichtlich des Abstimmungsverhältnisses wies der TLfDI die Stadt darauf hin, dass 

das Abstimmungsverhältnis an sich grundsätzlich keine Daten Dritter enthält und 

somit - sofern keine anderen Ausschlussgründe nach dem ThürIFG vorliegen - her-

auszugeben wäre. Die Stadt teilte hierzu mit, dass eine Veröffentlichung des Ab-

stimmungsergebnisses Einfluss auf das Verhalten der Mitglieder im Abstimmungs-

prozess haben könne. Sie könnten dann nicht mehr frei nach ihren Überzeugungen 

abstimmen, wenn zu befürchten sei, dass sie als Einzelpersonen öffentlichen 

Schmähungen und womöglich physischen Angriffen ausgesetzt sein könnten. Da 

während des gesamten Abstimmungsprozesses stets Vertraulichkeit innerhalb der 

Jury in der Kommunikation nach außen verabredet worden sei, wurde es als proble-

matisch angesehen, diese Regelung nachträglich in Frage zu stellen bzw. aufzuhe-

ben. Der TLfDI argumentierte, dass bei dem Abstimmungsverhältnis - sofern es ein-
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stimmig ergangen sein sollte - ein möglicher Personenbezug vorliegen könne, der 

ggfs. unter den Schutz nach § 9 ThürIFG fallen würde. Läge jedoch ein Abstim-

mungsverhältnis vor, welches nicht nahezu einstimmig erging, dürfte ein Personen-

bezug nach der Ansicht des TLfDI wohl zu verneinen sein.  

Die Stadt teilte dem Antragsteller schließlich nach nochmaliger Prüfung des Antrags 

das Abstimmungsverhältnis der Jury mit. Darüber hinaus sollen zukünftige Preisver-

leihungen transparenter gestaltet werden. 

 

Der Schutz personenbezogener Daten bleibt auch nach dem ThürIFG gewahrt (§ 9 

ThürIFG). Die Definition personenbezogener Daten ergibt sich aus dem Thüringer 

Datenschutzgesetz (ThürDSG). Gemäß § 3 Abs. 1 ThürDSG sind personenbezogene 

Daten Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten 

oder bestimmbaren natürlichen Person. Ob ein Personenbezug überhaupt vorliegt, 

ist immer anhand des konkreten Einzelfalles zu beurteilen. 

 

6.13. Wer kann einen Antrag nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

stellen? 
 
Den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erreichte eine Anfrage, wer nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

(ThürIFG) überhaupt einen Antrag an die informationspflichtigen Stellen richten darf 

und ob dies auch für juristische Personen des Privatrechts gelte. 

§ 4 ThürIFG bestimmt, dass jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf Zu-

gang zu amtlichen Informationen hat, die bei den in § 2 Abs. 1 und 2 ThürIFG ge-

nannten informationspflichtigen Stellen vorhanden sind. Das ThürIFG begründet da-

mit ein Jedermann-Recht. Er wird um seiner selbst willen und grundsätzlich ohne die 

Angabe eines bestimmten Zweckes gewährt. In der Begründung zum Gesetzentwurf 

(Thüringer Landtag – 5. Wahlperiode, Drs. 5/4986) ist festgehalten, dass der An-

spruch - unabhängig vom Wohn- und Aufenthaltsort - von Deutschen, Unionsbürgern 

und Ausländern geltend gemacht werden kann. Auch juristische Personen des Pri-

vatrechts können einen Anspruch auf Informationszugang geltend machen. Darüber 

hinaus sind auch bestimmte Personenmehrheiten (z.B. OHG, KG, GbR, Parteien und 
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Er begehrte von einer Thüringer Stadt Informationen zu der Besetzung einer Jury 

und wie das Abstimmungsverhältnis dieser Jury lautete. Zusätzlich wollte er zu die-

sem Sachverhalt eine persönliche Stellungnahme des Oberbürgermeisters der Stadt 

erhalten. Nach der Aussage des Beschwerdeführers hatte er dazu noch keine Ant-

wort erhalten.  

Der TLfDI bat daraufhin gem. § 12 Abs. 3 ThürIFG die Stadt um eine Stellungnahme, 

um den Fall aus informationsfreiheitsrechtlicher Sicht beurteilen zu können.  

Dabei ergab sich, dass zunächst eine persönliche Stellungnahme des Oberbürger-

meisters bei der Stadt zu diesem Sachverhalt nicht vorlag. Der Anspruch auf Infor-

mationszugang nach dem ThürIFG wird jedoch nur zu den Informationen gewährt, 

die bei den in § 2 Abs. 1 und 2 ThürIFG genannten Stellen vorhanden sind. Es be-

steht für die öffentliche Stelle grundsätzlich keine Verpflichtung zur Informationsbe-

schaffung. Da eine persönliche Stellungnahme des Oberbürgermeisters nach Aus-

kunft der Stadt nicht vorlag, konnte hierzu kein Zugang nach dem ThürIFG erfolgen. 

Bei den Namen der Mitglieder der Jury handelte es sich um personenbezogene Da-

ten im Sinne von § 9 Abs. 1 ThürIFG. Der TLfDI wies den Beschwerdeführer darauf 

hin, dass bei einem begehrten Informationszugang zu Daten Dritter dieser Antrag 

gemäß § 5 Abs. 3 ThürIFG begründet und in den Fällen des § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 

ThürIFG ein rechtliches Interesse geltend gemacht werden muss. Dies musste der 

Beschwerdeführer jedoch selbst noch vornehmen. Der TLfDI kann die Antragstellung 

für den Antragsteller nicht übernehmen.  

Hinsichtlich des Abstimmungsverhältnisses wies der TLfDI die Stadt darauf hin, dass 

das Abstimmungsverhältnis an sich grundsätzlich keine Daten Dritter enthält und 

somit - sofern keine anderen Ausschlussgründe nach dem ThürIFG vorliegen - her-

auszugeben wäre. Die Stadt teilte hierzu mit, dass eine Veröffentlichung des Ab-

stimmungsergebnisses Einfluss auf das Verhalten der Mitglieder im Abstimmungs-

prozess haben könne. Sie könnten dann nicht mehr frei nach ihren Überzeugungen 

abstimmen, wenn zu befürchten sei, dass sie als Einzelpersonen öffentlichen 

Schmähungen und womöglich physischen Angriffen ausgesetzt sein könnten. Da 

während des gesamten Abstimmungsprozesses stets Vertraulichkeit innerhalb der 

Jury in der Kommunikation nach außen verabredet worden sei, wurde es als proble-

matisch angesehen, diese Regelung nachträglich in Frage zu stellen bzw. aufzuhe-

ben. Der TLfDI argumentierte, dass bei dem Abstimmungsverhältnis - sofern es ein-
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Gewerkschaften) anspruchsberechtig (siehe hierzu Begründung des Gesetzesent-

wurfs zu § 4 Abs. 1 ThürIFG in der Drucksache 5/4986, Seite 18).   

Der Anspruch auf Informationszugang ist im ThürIFG nicht etwa auf einen kleinen 

Personenkreis beschränkt. Vielmehr kann dieses Recht - wie es der Gesetzwortlaut 

nach § 4 Abs. 1 ThürIFG eindeutig sagt - von jedem, auch von juristischen Perso-
nen des Privatrechts, geltend gemacht werden. Die Geltendmachung des An-

spruchs auf Informationszugang nach dem ThürIFG an sich bedeutet jedoch nicht, 

dass die Informationen auch zugänglich gemacht werden müssen. Dem Informati-

onsanspruch können im Einzelfall Ausschlussgründe (wie z.B. der Schutz personen-

bezogener Daten, § 9 ThürIFG) entgegenstehen.  

6.14. Whistleblowerschutz durch den TLfDI leider nicht möglich 

Im Berichtszeitraum wandte sich ein Petent an den Thüringer Landesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) mit folgendem Anliegen: 

Er beabsichtigte ein Dokument, welches er erhalten hatte, öffentlich bereitzustellen. 

Er wollte damit erreichen, dass durch die Wirtschaft und die Gesellschaft der Druck 

auf die Politik erhöht werde. Da nach der Ansicht des Petenten die Veröffentlichung 

möglicherweise für Wirbel sorgen könnte, fragte der Petent den TLfDI, ob dieser ihm 

Whistleblowerschutz garantieren könne, wenn er das Dokument veröffentlichen wür-

de. Whistleblower sind Personen, die über Missstände, Gefahren oder Rechtsverstö-

ße im öffentlichen oder nicht-öffentlichen Bereich berichten. Berühmtes Beispiel ist 

Edward Snowden, der über die weltweiten Überwachungspraktiken der NSA berich-

tete.  

Der TLfDI musste dem Petenten in vorliegendem Sachverhalt leider mitteilen, dass er 

diesem keinen Whistleblowerschutz gewähren könne, da ein solcher nach derzeitiger 

Gesetzeslage in der Bundesrepublik Deutschland nicht existiert. Weiterhin konnte der 

TLfDI auch nicht einschätzen, welche konkreten Konsequenzen dem Petenten dro-

hen würden, wenn er die Veröffentlichung vornähme.  

Ob der Petent eine Veröffentlichung schließlich vornahm, ist dem TLfDI nicht be-

kannt. 
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Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) forderte in 

ihrer 27. Sitzung am 28. November 2013 in Erfurt in ihrer Entschließung „Forderung 

für die neue Legislaturperiode: Informationsrechte der Bürgerinnen und Bürger stär-

ken!“ einen gesetzlich geregelten effektiven Schutz von Whistleblowern, die über 

Rechtsverstöße im öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich berichten. Einen 

Schutz etwaiger Whistleblower kann der TLfDI selbst jedoch nicht garantieren: Die 

sich an ein Whistleblowing schließenden Folgen hängen stark von der Fallgestaltung, 

insbesondere dem Verhältnis des Whistleblowers zu den veröffentlichten Informatio-

nen ab, und können zivil- (vor allem arbeits-), disziplinar- oder strafrechtlicher Natur 

sein. Zum effektiven Schutz von gesellschaftlich erwünschtem Whistleblowing bedarf 

es einer eindeutigen gesetzlichen Grundlage, die den verschiedenen möglichen 

nachteiligen Folgen für den Whistleblower Rechnung trägt. 

 

6.15. Laufendes Gerichtsverfahren 
 

Beim Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) ging die Beschwerde eines Petenten ein, der mitteilte, dass sein Antrag auf 

Informationszugang von einer Verwaltungsgemeinschaft (VG) abgelehnt worden sei. 

Er begehrte Informationen zu einer Vereinbarung zur Übernahme von Abwasseran-

lagen. Die Ablehnung wurde damit begründet, dass der Informationszugang nach § 7 

Abs. 1 Nr. 4 ThürIFG ausgeschlossen sei. Danach besteht der Informationszugang 

nicht, wenn das Bekanntwerden der amtlichen Information nachteilige Auswirkungen 

auf die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens haben kann. Ein solches 

Gerichtsverfahren sei anhängig gewesen. Eine Begründung, warum im konkreten 

Fall die Überlassung der Übernahmevereinbarung an die Antragstellerin nachteilige 

Auswirkungen auf das genannte Gerichtsverfahren haben konnte, wurde nicht gege-

ben. Der TLfDI bat die VG um eine Stellungnahme. In dieser führte die VG aus, dass 

aufgrund der Nähe der Antragstellerin zu den Klägern eine nachteilige Beeinflussung 

des Verfahrens nicht ausgeschlossen werden konnte. Welche konkreten nachteilige 

Auswirkungen in diesem Fall eintreten konnten, legte die VG jedoch nicht dar. Aus 

der Sicht des TLfDI war nicht erkennbar, inwieweit der Informationszugang für die 

Antragstellerin auf die Durchführung des Gerichtsverfahrens nachteilige Auswirkun-

gen haben könnte. Ein irgendwie gearteter Nachteil genügt der gesetzlichen Anforde-
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Gewerkschaften) anspruchsberechtig (siehe hierzu Begründung des Gesetzesent-

wurfs zu § 4 Abs. 1 ThürIFG in der Drucksache 5/4986, Seite 18).   

 

Der Anspruch auf Informationszugang ist im ThürIFG nicht etwa auf einen kleinen 

Personenkreis beschränkt. Vielmehr kann dieses Recht - wie es der Gesetzwortlaut 

nach § 4 Abs. 1 ThürIFG eindeutig sagt - von jedem, auch von juristischen Perso-
nen des Privatrechts, geltend gemacht werden. Die Geltendmachung des An-

spruchs auf Informationszugang nach dem ThürIFG an sich bedeutet jedoch nicht, 

dass die Informationen auch zugänglich gemacht werden müssen. Dem Informati-

onsanspruch können im Einzelfall Ausschlussgründe (wie z.B. der Schutz personen-

bezogener Daten, § 9 ThürIFG) entgegenstehen.  

 

6.14. Whistleblowerschutz durch den TLfDI leider nicht möglich 
 
Im Berichtszeitraum wandte sich ein Petent an den Thüringer Landesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) mit folgendem Anliegen: 

Er beabsichtigte ein Dokument, welches er erhalten hatte, öffentlich bereitzustellen. 

Er wollte damit erreichen, dass durch die Wirtschaft und die Gesellschaft der Druck 

auf die Politik erhöht werde. Da nach der Ansicht des Petenten die Veröffentlichung 

möglicherweise für Wirbel sorgen könnte, fragte der Petent den TLfDI, ob dieser ihm 

Whistleblowerschutz garantieren könne, wenn er das Dokument veröffentlichen wür-

de. Whistleblower sind Personen, die über Missstände, Gefahren oder Rechtsverstö-

ße im öffentlichen oder nicht-öffentlichen Bereich berichten. Berühmtes Beispiel ist 

Edward Snowden, der über die weltweiten Überwachungspraktiken der NSA berich-

tete.  

Der TLfDI musste dem Petenten in vorliegendem Sachverhalt leider mitteilen, dass er 

diesem keinen Whistleblowerschutz gewähren könne, da ein solcher nach derzeitiger 

Gesetzeslage in der Bundesrepublik Deutschland nicht existiert. Weiterhin konnte der 

TLfDI auch nicht einschätzen, welche konkreten Konsequenzen dem Petenten dro-

hen würden, wenn er die Veröffentlichung vornähme.  

Ob der Petent eine Veröffentlichung schließlich vornahm, ist dem TLfDI nicht be-

kannt. 
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rung nicht. Auch die alleinige Sorge, den Prozess möglicherweise zu verlieren, stellt 

keinen ausreichenden Informationsverweigerungsgrund dar (vgl. Schoch, Kommen-

tar zum Informationsfreiheitsgesetz, § 3, Rn. 81). Ein Ablehnungsgrund liegt eben-

falls nicht vor, wenn der Antragsteller die Informationen für ein zukünftiges Gerichts-

verfahren verwenden könnte (Schoch, a. a. O.). Unter Zugrundelegung dieser Aus-

führungen bat der TLfDI die VG um eine ergänzende Stellungnahme. Wenig später 

rief der Beschwerdeführer beim TLfDI an und teilte mit, dass ihm die Informationen 

nunmehr zugänglich gemacht wurden.  

Schutzgegenstand nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 ThürIFG ist die Ordnungsmäßigkeit der 

Durchführung von Gerichtsverfahren. Schutzzweck ist der Schutz der Rechtspflege 

bzw. der Schutz des Gesetzesvollzugs (vgl. Schoch, Informationsfreiheitsgesetz-

kommentar, § 3 Rn. 88). Der Informationszugang ist demnach ausgeschlossen, wenn 

durch den Informationszugang nachteilige Auswirkungen auf das Verfahren verur-

sacht werden können. Ein irgendwie gearteter Nachteil genügt jedoch nicht.  

6.16. Wo ist der Antrag? 

Ein Petent wandte sich Berichtzeitraum an den Thüringer Landesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, dass er ein Thü-

ringer Ministerium per E-Mail kontaktiert hätte und Informationszugang zur Höhe der 

tatsächlich aufgewendeten Mittel, die der Extremismusbekämpfung dienen, begehrte. 

Er erhielt jedoch keinerlei Antwort vom Ministerium. Der TLfDI bat daraufhin das Mi-

nisterium um eine Stellungnahme, aus welchem Grund über den Antrag des Be-

schwerdeführers noch nicht entschieden wurde. Dieses teilte in seiner Stellungnah-

me mit, dass keine E-Mail des Beschwerdeführers eingegangen sei. Gem. § 5 Abs. 1 

Thüringer Informationsfreiheitgesetz (ThürIFG) wird der Zugang zu den bei den öf-

fentlichen Stellen vorhandenen amtlichen Informationen auf Antrag gewährt. Dieser 

kann jedoch schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder elektronisch gestellt werden.  

Der TLfDI teilte daraufhin dem Beschwerdeführer mit, dass der Antrag beim Ministe-

rium nicht eingegangen sei und riet ihm, diesen gegebenenfalls noch einmal zu stel-

len. Kurze Zeit später wandte sich der Beschwerdeführer erneut an den TLfDI und 

teilte mit, dass er nochmals den Antrag nach dem ThürIFG gestellt hätte, aber wiede-
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rum keine Antwort seitens des Ministeriums erfolgte. Abermals erfolgte die Antwort, 

dass eine Anfrage des Antragstellers nicht eingegangen sei. Dies verwunderte den 

TLfDI insoweit, als dass der Beschwerdeführer angab, die besagte E-Mail an eine 

namentlich benannte Mitarbeiterin geschickt zu haben. Ferner erklärte der Be-

schwerdeführer gegenüber dem TLfDI, dass er auch mit dem Vorzimmer des Minis-

ters in dieser Angelegenheit telefoniert habe. Nach diesem Hinweis wurde die E-Mail 

im Ministerium samt Antrag im entsprechenden persönlichen E-Mail-Archiv der Mit-

arbeiterin aufgefunden. Der Antrag konnte nun endlich bearbeitet und beantwortet 

werden. Was lange währt, wird endlich gut. 

 

Der Antrag nach dem ThürIFG braucht nicht in althergebrachter Weise schriftlich zu 

erfolgen. Vielmehr bietet das ThürIFG mehrere Möglichkeiten für den Antragsteller, 

die einfach und schnell sind. Der Antrag auf Informationszugang kann gem. § 5 Abs. 

1 ThürIFG schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder elektronisch gestellt werden. 

Somit muss die informationspflichtige Stelle - wie in diesem Fall - auch damit rech-

nen, dass der Antrag elektronisch gestellt wird.  

 

6.17. Wer weiß was von wem? 
 
Ein Bürger trug  an den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit (TLfDI) mit der Frage heran, ob er das Recht hätte, von der 

Kommunalaufsicht zu erfahren, von welcher anderen Behörde die Kommunalaufsicht 

eine weitere Meinung in einem Verfahren (Dienstaufsichtsbeschwerde) erbeten habe. 

Der TLfDI konnte ihm mitteilen, dass ein Akteneinsichtsrecht gem. § 29 Thüringer 

Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) in dem von ihm geschilderten Fall nicht 

gegeben war. Dies resultiert daraus, dass es sich im Verfahren über eine Dienstauf-

sichtsbeschwerde um einen formlosen Rechtsbehelf handelt (vgl. Handkommentar 

zum Verwaltungsrecht/VwVfG/Kastner, § 79 VwVfG, Rz. 6), für den das ThürVwVfG 

keine Anwendung findet. Daraus folgte, dass eine „Sperrwirkung“ für die Anwendbar-

keit des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG) gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 

ThürIFG nicht gegeben war. Denn laut dieser Regelung wird in laufenden Verfahren 

Zugang zu den amtlichen Informationen nur nach Maßgabe des anzuwendenden 
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rung nicht. Auch die alleinige Sorge, den Prozess möglicherweise zu verlieren, stellt 

keinen ausreichenden Informationsverweigerungsgrund dar (vgl. Schoch, Kommen-

tar zum Informationsfreiheitsgesetz, § 3, Rn. 81). Ein Ablehnungsgrund liegt eben-

falls nicht vor, wenn der Antragsteller die Informationen für ein zukünftiges Gerichts-

verfahren verwenden könnte (Schoch, a. a. O.). Unter Zugrundelegung dieser Aus-

führungen bat der TLfDI die VG um eine ergänzende Stellungnahme. Wenig später 

rief der Beschwerdeführer beim TLfDI an und teilte mit, dass ihm die Informationen 

nunmehr zugänglich gemacht wurden.  

 

Schutzgegenstand nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 ThürIFG ist die Ordnungsmäßigkeit der 

Durchführung von Gerichtsverfahren. Schutzzweck ist der Schutz der Rechtspflege 

bzw. der Schutz des Gesetzesvollzugs (vgl. Schoch, Informationsfreiheitsgesetz-

kommentar, § 3 Rn. 88). Der Informationszugang ist demnach ausgeschlossen, wenn 

durch den Informationszugang nachteilige Auswirkungen auf das Verfahren verur-

sacht werden können. Ein irgendwie gearteter Nachteil genügt jedoch nicht.  

 

6.16. Wo ist der Antrag? 
 
Ein Petent wandte sich Berichtzeitraum an den Thüringer Landesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und teilte mit, dass er ein Thü-

ringer Ministerium per E-Mail kontaktiert hätte und Informationszugang zur Höhe der 

tatsächlich aufgewendeten Mittel, die der Extremismusbekämpfung dienen, begehrte. 

Er erhielt jedoch keinerlei Antwort vom Ministerium. Der TLfDI bat daraufhin das Mi-

nisterium um eine Stellungnahme, aus welchem Grund über den Antrag des Be-

schwerdeführers noch nicht entschieden wurde. Dieses teilte in seiner Stellungnah-

me mit, dass keine E-Mail des Beschwerdeführers eingegangen sei. Gem. § 5 Abs. 1 

Thüringer Informationsfreiheitgesetz (ThürIFG) wird der Zugang zu den bei den öf-

fentlichen Stellen vorhandenen amtlichen Informationen auf Antrag gewährt. Dieser 

kann jedoch schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder elektronisch gestellt werden.  

Der TLfDI teilte daraufhin dem Beschwerdeführer mit, dass der Antrag beim Ministe-

rium nicht eingegangen sei und riet ihm, diesen gegebenenfalls noch einmal zu stel-

len. Kurze Zeit später wandte sich der Beschwerdeführer erneut an den TLfDI und 

teilte mit, dass er nochmals den Antrag nach dem ThürIFG gestellt hätte, aber wiede-
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Verfahrensrechts gewährt. Somit war nicht das ThürVwVfG, sondern das ThürIFG in 

seinem Fall anwendbar. 

Ferner ergaben sich für den TLfDI aus der Sachverhaltsschilderung des Bürgers 

auch keine Ausschlussgründe gemäß der §§ 7, 8 und 9 ThürIFG. Deshalb riet der 

TLfDI dem Bürger, einen Antrag auf Informationszugang gem. § 5 Abs. 1 ThürIFG bei 

der Kommunalaufsicht zu stellen. Der TLfDI wies aber zugleich darauf hin, dass ein 

solcher Antrag gemäß § 10 ThürIFG mit Kosten verbunden sein könne. Da es sich 

hier möglicherweise um eine einfache Auskunft handelte, hätten hier jedoch nach 

Ansicht des TLfDI keine Kosten anfallen (§ 10 Abs. 1 S. 3 ThürIFG) dürfen. Ob der 

Bürger schließlich den Antrag gestellt hatte, ist dem TLfDI nicht bekannt. 

 

Der TLfDI berät im Rahmen seiner Zuständigkeit die Bürger auch hinsichtlich der 

Möglichkeiten einer Antragstellung nach dem ThürIFG. Wichtig zu wissen ist jedoch, 

dass nicht der TLfDI den Antrag für den Bürger stellen kann, sondern der Bürger 

muss selbstständig diesen Antrag gegenüber der informationspflichtigen Stelle stel-

len. 

 

6.18. Der TLfDI ist keine Informationssammelstelle 
 
Ein Bürger wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und begehrte auf der Grund-

lage des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG), des Thüringer Umweltin-

formationsgesetzes (ThürUIG) und des Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) vom 

TLfDI Zugang zu einem Kaufvertrag einer thüringischen  Stadt. 

Hier musste der TLfDI den Bürger über ein Missverständnis aufklären. Zwar kann 

sich gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG jeder, der sich in seinem Recht auf Informationszu-

gang nach diesem Gesetz verletzt sieht, an den TLfDI wenden. Diese Möglichkeit 

bedeutet jedoch nicht, dass der TLfDI sämtliche Informationen in seiner Behörde „la-

gert“, um diese den Bürgern zugänglich zu machen. Der Antrag auf Informationszu-

gang nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz ist immer an die öffentliche 

Stelle zu richten, bei der die Informationen gem. § 5 ThürIFG vorhanden sind. Dies 

wäre in diesem Fall die Stadt, die den Kaufvertrag abgeschlossen hat. Auch diesen 

Antrag auf Zugang zum Kaufvertrag stellt nicht der TLfDI, sondern der Bürger selbst.  
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Sofern seitens der Stadt der Informationszugang jedoch verweigert werden würde, 

wies der TLfDI den Bürger darauf hin, dass er sich gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG an den 

TLfDI wenden könne. Eine Rückmeldung seitens des Bürgers erfolgte nicht.  

 

Sofern sich der Antragsteller in seinem Recht nach dem ThürIFG verletzt sieht, be-

steht für ihn die Möglichkeit gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG den TLfDI anzurufen. Die An-

rufung löst jedoch keine Hemmung oder Unterbrechung etwaiger Widerspruchs- oder 

Klagefristen aus. Die Einlegung möglicher Rechtsbehelfe muss der Antragssteller 

selbst vornehmen. Der TLfDI hat lediglich die Funktion einer Ombudsstelle. Er ver-

fügt über keinerlei Weisungs-, Änderungs-, oder Aufhebungsbefugnisse gegenüber 

der öffentlichen informationspflichtigen Stelle.  

 

6.19. Informationen über Hochwasserschutzflächen 
 

Den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erreichte im Berichtszeitraum ein Vermittlungsersuchen eines Bürgers über 

das Portal FragDenStaat.de. Der Bürger begehrte zuvor auf der Grundlage des Thü-

ringer Informationsfreiheitgesetzes (ThürIFG) gegenüber einer Thüringer Stadt Zu-

gang zu Informationen über Hochwasserschutzflächen und welche Zuschüsse der 

Freistaat Thüringen oder andere Stellen für erfolgte Hochwasserschutzmaßnahmen 

gewährt hätten. Eine Antwort bzw. eine Auskunft erhielt er jedoch zunächst nicht. 

Deshalb bat er den TLfDI um Vermittlung. Der TLfDI wandte sich an die Stadt und 

wies darauf hin, dass gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ThürIFG die informationspflichtige Stelle 

über einen Antrag nach dem ThürIFG unverzüglich, spätestens innerhalb von einem 

Monat nach seinem Eingang zu entscheiden habe. Diese Frist war im vorliegenden 

Sachverhalt bereits überschritten. Sofern die Frist einmal angemessen verlängert 

werden solle, sei  der Antragsteller über die Fristverlängerung und deren Gründe zu 

informieren (§ 6 Abs. 3 S. 3 ThürIFG). Gleichzeit bat der TLfDI um Stellungnahme, 

aus welchen Gründen nach dem ThürIFG gegebenenfalls der Informationszugang 

verweigert wurde. Kurz darauf kontaktierte die Stadt den TLfDI und teilte mit, dass 

sie den Antrag wahrscheinlich nicht erhalten habe und ob der TLfDI diesen nochmals 

zur Verfügung stellen könne. Der TLfDI wies die Stadt auf die Anfrage bei FragDen-
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Verfahrensrechts gewährt. Somit war nicht das ThürVwVfG, sondern das ThürIFG in 

seinem Fall anwendbar. 

Ferner ergaben sich für den TLfDI aus der Sachverhaltsschilderung des Bürgers 

auch keine Ausschlussgründe gemäß der §§ 7, 8 und 9 ThürIFG. Deshalb riet der 

TLfDI dem Bürger, einen Antrag auf Informationszugang gem. § 5 Abs. 1 ThürIFG bei 

der Kommunalaufsicht zu stellen. Der TLfDI wies aber zugleich darauf hin, dass ein 

solcher Antrag gemäß § 10 ThürIFG mit Kosten verbunden sein könne. Da es sich 

hier möglicherweise um eine einfache Auskunft handelte, hätten hier jedoch nach 

Ansicht des TLfDI keine Kosten anfallen (§ 10 Abs. 1 S. 3 ThürIFG) dürfen. Ob der 

Bürger schließlich den Antrag gestellt hatte, ist dem TLfDI nicht bekannt. 

 

Der TLfDI berät im Rahmen seiner Zuständigkeit die Bürger auch hinsichtlich der 

Möglichkeiten einer Antragstellung nach dem ThürIFG. Wichtig zu wissen ist jedoch, 

dass nicht der TLfDI den Antrag für den Bürger stellen kann, sondern der Bürger 

muss selbstständig diesen Antrag gegenüber der informationspflichtigen Stelle stel-

len. 

 

6.18. Der TLfDI ist keine Informationssammelstelle 
 
Ein Bürger wandte sich im Berichtszeitraum an den Thüringer Landesbeauftragten 

für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) und begehrte auf der Grund-

lage des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG), des Thüringer Umweltin-

formationsgesetzes (ThürUIG) und des Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) vom 

TLfDI Zugang zu einem Kaufvertrag einer thüringischen  Stadt. 

Hier musste der TLfDI den Bürger über ein Missverständnis aufklären. Zwar kann 

sich gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG jeder, der sich in seinem Recht auf Informationszu-

gang nach diesem Gesetz verletzt sieht, an den TLfDI wenden. Diese Möglichkeit 

bedeutet jedoch nicht, dass der TLfDI sämtliche Informationen in seiner Behörde „la-

gert“, um diese den Bürgern zugänglich zu machen. Der Antrag auf Informationszu-

gang nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz ist immer an die öffentliche 

Stelle zu richten, bei der die Informationen gem. § 5 ThürIFG vorhanden sind. Dies 

wäre in diesem Fall die Stadt, die den Kaufvertrag abgeschlossen hat. Auch diesen 

Antrag auf Zugang zum Kaufvertrag stellt nicht der TLfDI, sondern der Bürger selbst.  
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Staat.de hin. Prompt erfolgte die Antwort mit den begehrten Informationen an den 

Antragsteller.  

 

Sobald der ordnungsgemäße Antrag bei der öffentlichen Stelle eingegangen ist, hat 

die informationspflichtige Stelle unter Berücksichtigung der Belange des Antragstel-

lers diesen gem. § 6 Abs. 3 ThürIFG unverzüglich, spätestens innerhalb von einem 

Monat zu entscheiden. Wenn jedoch der Umfang oder die Komplexität der Informati-

onen oder die Beteiligung Dritter dies rechtfertigen, kann diese Frist von der öffentli-

chen Stelle einmal angemessen verlängert werden. Die Frist beginnt natürlich nicht 

zu laufen, wenn der Antrag gar nicht eingegangen ist. Im beiderseitigen Interesse 

kann eine Nachfrage, ob der Antrag eingegangen ist, sinnvoll sein. 

 

6.20. Fristwahrung versus Arbeitsbelastung  
 
Ein Petent wandte sich an den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit (TLfDI) und bat ihn um Hilfe hinsichtlich eines Antrags 

nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) gegenüber einem Thürin-

ger Ministerium. Auch er stellte seine Anfrage über die Plattform FragDenStaat.de 

und bat um Auskunft, welche rechtlichen Grundlagen bestehen würden, Beamte des 

Freistaats Thüringen zur Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 

(GIZ) abzuordnen, wie die Verteilung der Pensionslasten erfolgen würde und wie 

hoch die Subventionierung der GIZ durch den Freistaat Thüringen pro Jahr sei. Der 

Beschwerdeführer teilte mit, dass eine Auskunft nicht erfolgt sei und mit einer Ant-

wort ohne das Einschreiten des TLfDI möglicherweise wohl nicht zu rechnen sei. Da-

raufhin bat der TLfDI das Ministerium um eine Stellungnahme und wies darauf hin, 

dass gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ThürIFG die informationspflichtige Stelle über einen Antrag 

nach dem ThürIFG unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats nach seinem 

Eingang zu entscheiden habe.  

Sofern die Frist einmal angemessen verlängert werden solle, sei  der Antragsteller 

über die Fristverlängerung und deren Gründe zu informieren (§ 6 Abs. 3 Satz 3 Thü-

rIFG). Das Ministerium entschuldigte sich zunächst für die Fristüberschreitung. Auf-

grund der anhaltenden Zunahme von Anfragen auch aus anderen Bereichen (Parla-

ment, nachgeordneter Bereich sowie Bürgerinnen und Bürgern) kam es zu einer 
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Verdichtung der Arbeitsaufgaben, mit der Folge, dass die Fristüberschreitung einge-

treten sei. Das Einschreiten des TLfDI sei aber zum Anlass genommen worden, eine 

entsprechende Sensibilisierung zu veranlassen. Die Informationen wurden dem An-

tragsteller wenig später zugänglich gemacht. Der TLfDI sah daher unter der Aus-

übung seines Ermessens von einer Beanstandung gem. § 12 Abs. 3 Thüringer In-

formationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) ab. 

 

Es kann durchaus in Einzelfällen passieren, dass die gem. § 6 Abs. 3 ThürIFG gere-

gelte Frist aufgrund einer temporäreren Arbeitsüberlastung überschritten wird. Im 

konkreten Fall erfolgte jedoch umgehend der Informationszugang, sodass der TLfDI 

von einer Beanstandung gem. § 12 Abs. 3 ThürIFG unter Ausübung seines Ermes-

sens absah. 

 

6.21. Leitfaden zur Aktenführung 
 

Im Rahmen des Arbeitskreises der kommunalen behördlichen Datenschutzbeauftrag-

ten, an dem auch der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die In-

formationsfreiheit (TLfDI) regelmäßig teilnimmt, wurde im Zusammenhang mit dem 

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) die Frage aufgeworfen, wie die Ak-

tenführung gestaltet werden könne, um einem möglichen Informationszugangsan-

spruch gerecht zu werden (z.B. Teilung innerhalb der Akten, welche Informationen 

herausgegeben werden können, wie bereits bei der Aktenerstellung entschieden 

werden kann, ob diese später zugänglich gemacht werden können, Drittbeteiligungs-

verfahren etc.). Dies würde eine nachträgliche Bearbeitung erleichtern, wenn Anfra-

gen nach dem ThürIFG gestellt würden. 

Als förderlich wurde dazu von den Teilnehmenden ein Leitfaden erachtet, der eine 

Hilfestellung zur Aktenführung unter dem Gesichtspunkt der Informationsfreiheit ge-

ben könnte. 

Der TLfDI fragte im Nachgang zu der Sitzung beim federführenden Thüringer Minis-

terium nach, ob ein solcher „Leitfaden“ möglicherweise bereits geplant sei oder ob 

das Ministerium diese Anregung aufnehmen werde, um ggfs. einen solchen Leitfaden 

als Hilfe für die öffentlichen Stellen anzufertigen. Das Ministerium gab in seiner Ant-

wort an, dass derzeit ein solcher Leitfaden zur Aktenführung nicht geplant sei. Ent-
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Staat.de hin. Prompt erfolgte die Antwort mit den begehrten Informationen an den 

Antragsteller.  

 

Sobald der ordnungsgemäße Antrag bei der öffentlichen Stelle eingegangen ist, hat 

die informationspflichtige Stelle unter Berücksichtigung der Belange des Antragstel-

lers diesen gem. § 6 Abs. 3 ThürIFG unverzüglich, spätestens innerhalb von einem 

Monat zu entscheiden. Wenn jedoch der Umfang oder die Komplexität der Informati-

onen oder die Beteiligung Dritter dies rechtfertigen, kann diese Frist von der öffentli-

chen Stelle einmal angemessen verlängert werden. Die Frist beginnt natürlich nicht 

zu laufen, wenn der Antrag gar nicht eingegangen ist. Im beiderseitigen Interesse 

kann eine Nachfrage, ob der Antrag eingegangen ist, sinnvoll sein. 

 

6.20. Fristwahrung versus Arbeitsbelastung  
 
Ein Petent wandte sich an den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit (TLfDI) und bat ihn um Hilfe hinsichtlich eines Antrags 

nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) gegenüber einem Thürin-

ger Ministerium. Auch er stellte seine Anfrage über die Plattform FragDenStaat.de 

und bat um Auskunft, welche rechtlichen Grundlagen bestehen würden, Beamte des 

Freistaats Thüringen zur Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 

(GIZ) abzuordnen, wie die Verteilung der Pensionslasten erfolgen würde und wie 

hoch die Subventionierung der GIZ durch den Freistaat Thüringen pro Jahr sei. Der 

Beschwerdeführer teilte mit, dass eine Auskunft nicht erfolgt sei und mit einer Ant-

wort ohne das Einschreiten des TLfDI möglicherweise wohl nicht zu rechnen sei. Da-

raufhin bat der TLfDI das Ministerium um eine Stellungnahme und wies darauf hin, 

dass gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ThürIFG die informationspflichtige Stelle über einen Antrag 

nach dem ThürIFG unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats nach seinem 

Eingang zu entscheiden habe.  

Sofern die Frist einmal angemessen verlängert werden solle, sei  der Antragsteller 

über die Fristverlängerung und deren Gründe zu informieren (§ 6 Abs. 3 Satz 3 Thü-

rIFG). Das Ministerium entschuldigte sich zunächst für die Fristüberschreitung. Auf-

grund der anhaltenden Zunahme von Anfragen auch aus anderen Bereichen (Parla-

ment, nachgeordneter Bereich sowie Bürgerinnen und Bürgern) kam es zu einer 
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sprechende Anfragen und Anregungen seien dem Ministerium auch bislang nicht 

bekannt geworden. Jedoch wurde die Nachfrage seitens des TLfDI zum Anlass ge-

nommen, die Anregung zu prüfen. Die Prüfung werde sich daran ausrichten, ob mit 

Blick auf mögliche Anträge nach dem ThürIFG Empfehlungen zur Aktenführung sinn-

voll erscheinen. 

 

Zu einer ordnungsgemäßen Aktenführung ist die öffentliche Stelle verpflichtet. Da-

nach bestimmt sich, was zur Akte genommen wird. Die Akte muss dabei stets voll-

ständig und wahrheitsgemäß sein. Da die Anfragen nach dem ThürIFG immer einzel-

fallbezogen sind, wird es schwer sein, eine einheitliche Handhabung für die gesamte 

Verwaltung zu erreichen. Auch hier sind die einzelnen öffentlichen Stellen gefragt, 

ihre Mitarbeiter für das ThürIFG zu sensibilisieren und ggfs. eigene Handhabungs-

möglichkeiten, die speziell auf ihren Bereich zugeschnitten sind, zu erstellen. Ein mi-

nisterieller Leitfaden zur Bündelung der Problemlösungen erscheint sinnvoll. Der 

TLfDI bietet hierfür gern seine Unterstützung an. 

 

6.22. Ein konkreter Antrag ist ein guter Antrag 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erhielt eine telefonische Anfrage einer Thüringer Stadt, die seine in § 12 Abs. 

4 ThürIFG normierte Beratungspflicht in Anspruch nehmen wollte. Ein Bürger hatte 

sich an die Stadt gewandt und wollte wissen, wie es um die Bahnhofsgebäude der 

Stadt stünde. Dem städtischen Mitarbeiter war jedoch zu diesem Zeitpunkt nicht be-

kannt, welche Informationen in diesem Zusammenhang seitens der Stadt vorlagen. 

Er hätte diese erst einmal auf „gut Glück“ zusammensuchen müssen, da er nicht 

wusste, welche Informationen der Bürger konkret begehrte. Der Mitarbeiter wollte 

nun vom TLfDI wissen, wie er sich in diesem Fall verhalten solle. Der TLfDI wies da-

rauf hin, dass gem. § 5 Abs. 4 ThürIFG der Antrag hinreichend bestimmt sein und 

insbesondere erkennen lassen müsse, auf welche Informationen er gerichtet sei. Auf 

der anderen Seite ist gem. § 5 Abs. 4 ThürIFG die öffentliche Stelle verpflichtet, bei 

fehlender Bestimmtheit des Antrags, den Antragsteller zu beraten und zu unterstüt-

zen. Unter dem Gesichtspunkt einfacher und bürgernaher Verwaltung riet der TLfDI 
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in diesem Fall, sich mit dem Bürger in Verbindung zu setzen und nachzufragen, wel-

che konkreten Informationen er erhalten möchte.   

 

Ein einfach und prägnant gestellter Antrag kann helfen, die Prüfung des Informati-

onszugangs für die öffentliche Stelle zu erleichtern und gegebenenfalls den Informa-

tionszugang beschleunigen. Fehlt es an einem solch hinreichend konkreten Antrag, 

erwächst der Behörde eine Beratungspflicht.  

 

6.23. Was sind amtliche Informationen in einer Akte? 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erhielt eine Anfrage einer Thüringer Stadt, die wissen wollte, was unter dem 

Begriff der amtlichen Informationen falle. Es bestanden Unklarheiten seitens der 

Stadt, ob auch etwaige Notizen hierunter fallen würden. 

Der TLfDI konnte hier im Rahmen seiner Beratungsfunktion gem. § 12 Abs. 4 Thü-

rIFG zur Aufklärung beitragen. Gemäß § 3 Nr. 1 ThürIFG sind amtliche Informationen 

jede amtliche Zwecken dienende vorhandene Aufzeichnungen, unabhängig von der 

Art ihrer Speicherung. Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs 

werden sollen, gehören nicht dazu. Aufschluss, was unter den Begriff der amtlichen 

Informationen fällt, gibt der Entwurf zur Gesetzesbegründung zum ThürIFG (Thürin-

ger Landtag Drs. 5/4986). Der Begriff soll offen und weit gefasst werden, sodass 

auch zukünftige technische Neuerungen abgedeckt werden können. Darüber hinaus 

ist er umfassend zu verstehen und dabei unabhängig von der Art der Information 

(z.B. schriftliche Dokumente, Bild- und Tonaufzeichnungen), der Art des Speicher-

mediums (z.B. Papier, CD, DVD, USB) und der Art der Wahrnehmung (visuell oder 

auditiv). Die Informationen müssen amtlichen Zwecken dienen. Amtlich in diesem 

Sinne ist so zu verstehen, dass die Informationen in der Erfüllung amtlicher Tätigkeit 

angefallen sind - unabhängig von der Art der Verwaltungsaufgabe und der Hand-

lungsform der Verwaltung. Ausgenommen von dem Begriff der amtlichen Information 

sind hingegen Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden 

sollen. Im Umkehrschluss fallen Entwürfe und Notizen gleichwohl unter den Begriff, 

sobald sie über einen „Gedankenzettel“ hinausgehen und Bestandteil eines Vor-

gangs werden. Die Entscheidung, was zu den Akten genommen wird, bestimmt sich 

58 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

sprechende Anfragen und Anregungen seien dem Ministerium auch bislang nicht 

bekannt geworden. Jedoch wurde die Nachfrage seitens des TLfDI zum Anlass ge-

nommen, die Anregung zu prüfen. Die Prüfung werde sich daran ausrichten, ob mit 

Blick auf mögliche Anträge nach dem ThürIFG Empfehlungen zur Aktenführung sinn-

voll erscheinen. 

 

Zu einer ordnungsgemäßen Aktenführung ist die öffentliche Stelle verpflichtet. Da-

nach bestimmt sich, was zur Akte genommen wird. Die Akte muss dabei stets voll-

ständig und wahrheitsgemäß sein. Da die Anfragen nach dem ThürIFG immer einzel-

fallbezogen sind, wird es schwer sein, eine einheitliche Handhabung für die gesamte 

Verwaltung zu erreichen. Auch hier sind die einzelnen öffentlichen Stellen gefragt, 

ihre Mitarbeiter für das ThürIFG zu sensibilisieren und ggfs. eigene Handhabungs-

möglichkeiten, die speziell auf ihren Bereich zugeschnitten sind, zu erstellen. Ein mi-

nisterieller Leitfaden zur Bündelung der Problemlösungen erscheint sinnvoll. Der 

TLfDI bietet hierfür gern seine Unterstützung an. 

 

6.22. Ein konkreter Antrag ist ein guter Antrag 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erhielt eine telefonische Anfrage einer Thüringer Stadt, die seine in § 12 Abs. 

4 ThürIFG normierte Beratungspflicht in Anspruch nehmen wollte. Ein Bürger hatte 

sich an die Stadt gewandt und wollte wissen, wie es um die Bahnhofsgebäude der 

Stadt stünde. Dem städtischen Mitarbeiter war jedoch zu diesem Zeitpunkt nicht be-

kannt, welche Informationen in diesem Zusammenhang seitens der Stadt vorlagen. 

Er hätte diese erst einmal auf „gut Glück“ zusammensuchen müssen, da er nicht 

wusste, welche Informationen der Bürger konkret begehrte. Der Mitarbeiter wollte 

nun vom TLfDI wissen, wie er sich in diesem Fall verhalten solle. Der TLfDI wies da-

rauf hin, dass gem. § 5 Abs. 4 ThürIFG der Antrag hinreichend bestimmt sein und 

insbesondere erkennen lassen müsse, auf welche Informationen er gerichtet sei. Auf 

der anderen Seite ist gem. § 5 Abs. 4 ThürIFG die öffentliche Stelle verpflichtet, bei 

fehlender Bestimmtheit des Antrags, den Antragsteller zu beraten und zu unterstüt-

zen. Unter dem Gesichtspunkt einfacher und bürgernaher Verwaltung riet der TLfDI 
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nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Aktenführung. Die Akte muss dabei 

stets vollständig und wahrheitsgemäß sein. Diese Information des TLfDI genügte der 

Stadt. 

Allerdings war und ist hier weiterhin zu beachten, dass die amtliche Information bei 

den öffentlichen Stellen gem. § 5 Abs. 1 ThürIFG auch vorhanden sein muss. Die 

öffentliche Stelle ist grundsätzlich nicht verpflichtet, eine bisher nicht vorhandene 

amtliche Information allein zum Zweck der Erledigung eines Antrags gem. § 5 Abs. 1 

ThürIFG zu beschaffen. 

 

Eine amtliche Information gem. § 5 Abs. 1 ThürIFG liegt dann vor, wenn sie in der 

Erfüllung amtlicher Tätigkeit der öffentlichen Stelle angefallen ist. Irrelevant ist dabei 

welche Verwaltungsaufgabe die öffentliche Stelle erfüllt und in welcher Form sie ge-

handelt hat. Lediglich Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs der 

öffentlichen Stelle geworden sind, fallen nicht unter den Begriff der amtlichen Infor-

mationen. Aber: Allein die Tatsache, dass ein Dokument oder ähnliches unter den 

Begriff der amtlichen Information fällt, bedeutet noch nicht, dass ein Zugang nach 

dem ThürIFG besteht. Der Zugang wird nach § 5 Abs. 1 ThürIFG zu den bei den öf-

fentlichen Stellen vorhandenen amtlichen Informationen gewährt. Es besteht dem-

nach für die öffentliche Stelle grundsätzlich keine Pflicht, die Informationen zu be-

schaffen oder neu zu erstellen. Existiert bei der öffentlichen Stelle die Information 

nicht, kann sie auch nicht zugänglich gemacht werden. Das ThürIFG dient nicht als 

Anspruchsgrundlage für eine Informationserstellung oder -beschaffung. 

 

6.24. Zugang zu Protokollen öffentlicher Bauausschusssitzungen 
 
Ein Beschwerdeführer wandte sich gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG an den Thüringer Lan-

desbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI), da er sich 

in seinem Recht auf Informationszugang nach dem Thüringer Informationsfreiheits-

gesetz (ThürIFG) verletzt sah. 

Er begehrte von einer Thüringer Gemeinde unter anderem Protokolle einer öffentli-

chen Bauausschusssitzung als Kopie. Er teilte gegenüber dem TLfDI mit, dass er 

keinerlei Reaktionen auf seinen Antrag erhalten habe. Er bat nunmehr den TLfDI, 

sich einzuschalten. 
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Der TLfDI bat daraufhin die Gemeinde um eine Stellungnahme, aus welchem Grund 

der Antragsteller keinerlei Rückmeldung seitens der Gemeinde erhalten habe und 

aus welchem Grund die Informationen im Rahmen des ThürIFG nicht zugänglich 

gemacht werden könnten. Zugleich wies der TLfDI die Gemeinde darauf hin, dass 

gem. § 6 Abs. 3 ThürIFG über den ordnungsgemäßen Antrag die öffentliche Stelle 

grundsätzlich unter Berücksichtigung der Belange des Antragstellers unverzüglich, 

spätestens innerhalb von einem Monat nach seinem Eingang zu entscheiden habe. 

In der Stellungnahme der Verwaltungsgemeinschaft als Behörde der Mitgliedsge-

meinde wurde mitgeteilt, dass der Antrag des Beschwerdeführers nicht eingegangen 

wäre. Selbst bei der Durchsicht der entsprechenden Posteingangsbücher sei kein 

entsprechender Posteingang festgestellt worden. Darüber hinaus sei der Antragstel-

ler bereits mehrfach persönlich in der Verwaltungsgemeinschaft vorstellig gewesen. 

Dabei seien ihm bereits seine Fragen ausführlich beantwortet worden. Ebenso habe 

der Antragsteller bereits die Akten einsehen können, wobei ihm diese auch erläutert 

worden seien. Der TLfDI schlug dem Beschwerdeführer vor, seinen Antrag zur Si-

cherheit noch einmal schriftlich oder elektronisch oder zur Niederschrift an die Ver-

waltungsgemeinschaft zu stellen. Dies tat er auch und erhielt umgehend die von ihm 

beantragten Informationen.  

 

Obwohl § 5 Abs. 1 ThürIFG vorsieht, dass der an die zuständige Stelle zu richtende 

Antrag schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder elektronisch gestellt werden kann, 

empfiehlt es sich in der Praxis, den Antrag möglichst schriftlich oder elektronisch zu 

stellen. Bei mündlichen Anträgen besteht oftmals die Gefahr, dass diese im Behör-

denalltag untergehen, insbesondere wenn sich der Antragsteller nicht explizit auf das 

ThürIFG beruft.  

 

6.25. Antrag auf Informationszugang gegenüber einer Fraktion 
 

Den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erreichte eine E-Mail eines Antragstellers. In dieser bat er eine Fraktion des 

Thüringer Landtages, ihm nach dem geltenden Informationsfreiheitsgesetz die Na-

men der Teilnehmer eines Arbeitskreises und den Nachweis ihrer Fachkompetenz 

schriftlich zukommen zu lassen. Dem TLfDI wurde diese E-Mail nur kenntnishalber 
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nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Aktenführung. Die Akte muss dabei 

stets vollständig und wahrheitsgemäß sein. Diese Information des TLfDI genügte der 

Stadt. 

Allerdings war und ist hier weiterhin zu beachten, dass die amtliche Information bei 

den öffentlichen Stellen gem. § 5 Abs. 1 ThürIFG auch vorhanden sein muss. Die 

öffentliche Stelle ist grundsätzlich nicht verpflichtet, eine bisher nicht vorhandene 

amtliche Information allein zum Zweck der Erledigung eines Antrags gem. § 5 Abs. 1 

ThürIFG zu beschaffen. 

 

Eine amtliche Information gem. § 5 Abs. 1 ThürIFG liegt dann vor, wenn sie in der 

Erfüllung amtlicher Tätigkeit der öffentlichen Stelle angefallen ist. Irrelevant ist dabei 

welche Verwaltungsaufgabe die öffentliche Stelle erfüllt und in welcher Form sie ge-

handelt hat. Lediglich Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs der 

öffentlichen Stelle geworden sind, fallen nicht unter den Begriff der amtlichen Infor-
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Begriff der amtlichen Information fällt, bedeutet noch nicht, dass ein Zugang nach 

dem ThürIFG besteht. Der Zugang wird nach § 5 Abs. 1 ThürIFG zu den bei den öf-

fentlichen Stellen vorhandenen amtlichen Informationen gewährt. Es besteht dem-

nach für die öffentliche Stelle grundsätzlich keine Pflicht, die Informationen zu be-

schaffen oder neu zu erstellen. Existiert bei der öffentlichen Stelle die Information 

nicht, kann sie auch nicht zugänglich gemacht werden. Das ThürIFG dient nicht als 
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6.24. Zugang zu Protokollen öffentlicher Bauausschusssitzungen 
 
Ein Beschwerdeführer wandte sich gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG an den Thüringer Lan-

desbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI), da er sich 

in seinem Recht auf Informationszugang nach dem Thüringer Informationsfreiheits-

gesetz (ThürIFG) verletzt sah. 

Er begehrte von einer Thüringer Gemeinde unter anderem Protokolle einer öffentli-

chen Bauausschusssitzung als Kopie. Er teilte gegenüber dem TLfDI mit, dass er 

keinerlei Reaktionen auf seinen Antrag erhalten habe. Er bat nunmehr den TLfDI, 

sich einzuschalten. 
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gesendet. Dennoch konnte der TLfDI den Antragsteller bereits in diesem Stadium auf 

Folgendes aufmerksam machen: 

Sofern es sich bei dem besagten Arbeitskreis um einen solchen der Fraktion im Thü-

ringer Landtag handeln sollte, hätte er nach dem Thüringer Informationsfreiheitsge-

setz (ThürIFG) keinen Anspruch auf Zugang zu den begehrten Informationen. Dies 

ergibt sich aus § 2 Abs. 3 1. Variante ThürIFG. Dort heißt es: „Dieses Gesetz gilt 

nicht für den Landtag im spezifischen Bereich der Wahrnehmung parlamentarischer 

Angelegenheiten […]“. Da hierunter auch die Fraktionen als „Instrument der parla-

mentarischen Willensbildung“ fallen, ist ein Anspruch auf Informationszugang damit 

nicht gegeben. 

Zu keinem anderen Ergebnis gelangt  man, wenn es sich bei dem Arbeitskreis um 

den einer Partei handelt. Denn das ThürIFG gilt gem. § 2 Abs. 1 ThürIFG nur für Be-

hörden, Einrichtungen und sonstige öffentliche Stellen des Landes, Gemeinden und 

Gemeindeverbände sowie sonstige, der Aufsicht des Landes unterstehenden Perso-

nen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen. Darunter fällt eine Partei 

nicht. Somit hätte der Antragsteller in diesem Fall keinen Informationszugangsan-

spruch nach dem ThürIFG. 

Der Anwendungsbereich des ThürIFG ist in § 2 ThürIFG geregelt. In seinen neun 

Absätzen werden die Stellen normiert, die ohne Einschränkung unter das ThürIFG 

fallen, die lediglich teilweise oder nur unter bestimmten Bedingungen unter das Thü-

rIFG fallen, und solche Stellen, die vom Anwendungsbereich komplett ausgenommen 

sind. 

Eine Fraktion, wie in diesem Fall, ist vom Anwendungsbereich des ThürIFG ausge-

nommen. 

6.26. Hilfe bei Seminararbeiten 

Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) ist immer häufiger eine Anlaufstelle für junge Leute, die Ihre Seminararbeiten 

sowohl im Datenschutzrecht als auch im Rahmen des Informationsfreiheitsrechts 

schreiben. Der TLfDI versucht - im Rahmen seiner Zuständigkeit und trotz der erheb-
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lichen Arbeitsbelastung der Behörde - auch in diesem Bereich den Anfragenden bei 

ihren Fragen behilflich zu sein.  

 

Der TLfDI nimmt nicht nur Beschwerden entgegen und versucht als Schlichtungsstel-

le die wiederstreitenden Interessen in einen Ausgleich zu bringen, er hilft auch gerne 

- soweit seine Arbeitskapazitäten dies zulassen - bei der Beantwortung von Fragen, 

die im Rahmen von Seminararbeiten aufgeworfen werden.  

 

6.27. Zugang zu Radio und Fernsehen nach dem Thüringer Informationsfrei-

heitsgesetz 
 

An den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-

heit (TLfDI) wurde im Berichtszeitraum auch die Anfrage herangetragen, ob Obdach-

lose in ihrer Obdachlosenunterkunft auf der Grundlage des Thüringer Informations-

freiheitsgesetzes (ThürIFG) ein Recht auf eine gewisse „Informationsfreiheit“ hätten, 

da weder Radio noch Fernsehgeräte in der Unterkunft zur Verfügung stünden.  

Das ThürIFG bestimmt gemäß § 4 ThürIFG, dass jeder nach Maßgabe dieses Ge-

setzes Zugang zu amtlichen Informationen hat, die bei den in § 2 Abs. 1 und 2 Thü-

rIFG genannten Stellen vorhanden sind. Eine amtliche Information im Sinne dieses 

Gesetzes ist jede amtlichen Zwecken dienende vorhandene Aufzeichnung, unabhän-

gig von der Art Ihrer Speicherung. Jeder, der sich in seinem Recht auf Informations-

zugang nach diesem Gesetz verletzt sieht, kann sich an den TLfDI wenden (§ 12 

ThürIFG). Eine Zuständigkeit des TLfDI wird jedoch nur für das Thüringer Informati-

onsfreiheitsgesetz begründet. 

Die Regelungen im Thüringer Informationsfreiheitsgesetz stellen jedoch bezogen auf 

die an den TLfDI herangetragene Frage zwecks Zugangs zu Radio und Fernsehen 

keine Rechtsgrundlage dar, um die Informationsfreiheit in der Obdachlosenunterkunft 

zu sichern.  

 

Zwar wird durch das ThürIFG ein Zugangsrecht zu amtlichen Informationen, die bei 

den öffentlichen Stellen vorhanden sind, gewährt. Dies umfasst jedoch nicht den An-

spruch auf Anschaffung eines Radios oder eines Fernsehers. 
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6.28. Zuständigkeit des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit nur innerhalb der Grenzen Thüringens 
 
Ein Beschwerdeführer bat im Berichtszeitraum den Thüringer Landesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI), ihm im Rahmen eines Informa-

tionsbegehrens zu helfen. Hintergrund war, dass die öffentliche Stelle um die Preis-

gabe seines Namens und seine Postanschrift bat, um ihm einen schriftlichen Be-

scheid zukommen zu lassen. Der Beschwerdeführer wollte jedoch anonym bleiben 

und wandte sich deshalb an den TLfDI, seiner Beschwerde nachzugehen. Schnell 

stellte sich jedoch heraus, dass die Anfrage nicht an ein Thüringer Ministerium ge-

richtet war, sondern an das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur. 

Der TLfDI konnte dem Beschwerdeführer leider nur mitteilen, dass eine Zuständigkeit 

des TLfDI nur im Rahmen des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG) 

begründet wird, das heißt, für öffentliche Stellen des Freistaates Thüringen. Das 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur fällt nicht darunter, da es ein 

Ministerium auf Bundesebene ist. In diesem Fall richtet sich der Antrag nach dem 

Informationsfreiheitsgesetz des Bundes. Zuständig für Beschwerden nach diesem 

Gesetz ist die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(BfDI).  

Rein informatorisch wies der TLfDI darauf hin, dass im ThürIFG normiert ist, dass die 

öffentliche Stelle vom Antragsteller verlangen kann, seine Identität nachzuweisen (§ 

6 Abs. 2 ThürIFG). 

 

Obwohl die Informationsrechte gesetzlich breit gestreut sind, beschränkt sich die Tä-

tigkeit des TLfDI auf das Informationszugangsrecht nach dem Thüringer Informati-

onsfreiheitsgesetz. Dies bedeutet, dass sich die Zuständigkeit des TLfDI lediglich auf 

öffentliche Stellen des Freistaats Thüringen beschränkt. Dies ist jedoch in den meis-

ten Fällen unschädlich, da auch der Bund und die Länder Brandenburg, Berlin, 

Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Saar-

land, Sachsen-Anhalt, Hamburg, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg jeweils 

einen Beauftragten für das Informationszugangsrecht haben, an den sich die Bürger 

wenden können.   
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6.29. Teure Daten 
 

Ein Beschwerdeführer teilte dem Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit (TLfDI) mit, dass er ein Thüringer Ministerium um die Be-

reitstellung amtlicher Daten  gebeten habe. Für diese Bereitstellung/Weiterverwen- 

dung der Daten forderte das Ministerium Gebühren in Höhe von mehreren Zehntau-

send Euro ein. Obwohl der TLfDI für diesen Bereich nicht zuständig ist, machte er 

das Ministerium informatorisch darauf aufmerksam, dass auch unter der Berücksich-

tigung des In-Kraft-Tretens des Gesetzes über die Weiterverwendung von Informati-

onen öffentlicher Stellen (IWG) am 17. Juli 2015 diese hohe Kostenfolge gegebenen-

falls nochmals einer Überprüfung zu unterziehen. 

 

Die Zuständigkeit des TLfDI beschränkt sich derzeit nur auf das ThürIFG. Dies könn-

te sich jedoch unter Umständen mit einem Thüringer Transparenzgesetz ändern. 

Man darf gespannt bleiben…  

 

6.30. Stellenplan des Thüringer Landtages 
 
Ein Beschwerdeführer wandte sich im Berichtszeitraum gem. § 12 Abs. 1 Thüringer 

Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) an den Thüringer Landesbeauftragten für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI), da er sich durch den Thüringer 

Landtag in seinem Recht auf Informationszugang nach dem ThürIFG verletzt sah. Er 

begehrte die Zusendung der Stellenpläne der Ausschusssekretariate und der Sekre-

tariate der sonstigen Gremien und Kommissionen des Landtages der derzeitigen Le-

gislaturperiode. Ebenso bat er um Zusendung der Stellenbeschreibung der Leiter der 

Sekretariate. Soweit diese gleichförmig wären, reichte ihm eine Stellenbeschreibung 

aus. Da der Antragsteller keine Antwort vom Thüringer Landtag erhalten hatte, bat er 

den TLfDI um Vermittlung. Zwar erstreckt sich nach § 2 Abs. 3 ThürIFG der Anwen-

dungsbereich des Gesetzes nicht auf den Landtag, jedoch gilt dies nur für den  Be-

reich der Wahrnehmung spezifisch parlamentarischer Angelegenheiten und nicht für 

die Verwaltungstätigkeit, sodass im konkreten Fall die Zuständigkeit des TLfDI gege-

ben war. Der TLfDI wies daraufhin den Thüringer Landtag auf § 6 Abs. 3 ThürIFG 

hin. Danach hat die öffentliche Stelle über den ordnungsgemäßen Antrag unverzüg-

lich, spätestens innerhalb von einem Monat nach seinem Eingang zu entscheiden. 
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Die Frist kann durch die öffentliche Stelle einmal angemessen verlängert werden, 

aber auch in diesem Fall wäre der Antragsteller über die Fristverlängerung und deren 

Gründe vor Ablauf der Frist zu informieren. Kurz darauf teilte der Thüringer Landtag 

mit, dass die Anfrage des Antragstellers beantwortet sei. Der Antragsteller wandte 

sich jedoch erneut an den TLfDI und teilte mit, dass der Thüringer Landtag nur un-

vollständig auf seine Anfrage geantwortet habe. Nach seiner Auffassung fehlten die 

einzelnen Stellenbeschreibungen der Leiter der Sekretariate. Der TLfDI schaute sich 

die zugänglich gemachten Informationen an und sah, dass der Thüringer Landtag 

dem Antragsteller die zu den genannten Organisationseinheiten gehörenden Pläne 

und auch eine Beschreibung der einzelnen Tätigkeitsfelder mitgeteilt hatte. Weitere 

Angaben konnten dem Antragsteller laut Aussage des Thüringer Landtages unter 

Berufung auf den Datenschutz nicht zugänglich gemacht werden. Der TLfDI bat den 

Thüringer Landtag deshalb erneut um eine Stellungnahme, welche schutzbedürftigen 

personenbezogenen Daten hinsichtlich der Stellenbeschreibungen vorliegen würden. 

Stellenpläne stellen grundsätzlich nur die Arbeitsstellen oder Planstellen in der öffent-

lichen Verwaltung dar und sind grundsätzlich personenneutral. Sie umschreiben die 

einzelnen Stellen hinsichtlich ihrer Aufgaben und Kompetenzen. Der TLfDI bot dar-

über hinaus dem Thüringer Landtag an, im Rahmen eines Vor-Ort-Termins die in 

Rede stehenden Stellenbeschreibungen in Hinblick auf etwaige datenschutzrechtli-

che Bedenken zu beurteilen. Im Rahmen des Vor-Ort-Termins konnten die daten-

schutzrechtlichen Fragen geklärt werden, sodass dem Antragsteller im Nachgang 

eine allgemein gehaltene Stellenbeschreibung eines Leiters einer einem Ausschuss-

sekretariat vergleichbaren Organisationseinheit zugesandt werden konnte.   

Im Hinblick auf die Informationsfreiheit ist der TLfDI auch für die Verwaltungstätigkeit 

des Thüringer Landtags zuständig. Personenbezogene Daten sind allerdings auch 

nach dem ThürIFG gem. § 9 ThürIFG grundsätzlich schützenswert und müssen nicht 

zugänglich gemacht werden. Im vorliegenden Sachverhalt handelte es sich jedoch 

um Stellenpläne, die grundsätzlich nur die Arbeitsstellen bzw. Planstellen in der öf-

fentlichen Verwaltung darstellen. Da sie grundsätzlich personenneutral sind, besteht 

kein Grund, diese allgemein gehaltenen Stellenbeschreibungen nicht zugänglich zu 

machen. 
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6.31. Zugang zu Informationen einer Krankenkasse 
 

An den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfrei-

heit (TLfDI) wurde die Frage herangetragen, inwieweit von einer Krankenkasse nach 

dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) Zugang zu Informationen ver-

langt werden könne. Die betroffene Krankenkasse ist eine Körperschaft des Öffentli-

chen Rechts. Die zuständige Aufsichtsbehörde für diese Krankenkasse war jedoch 

das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz in Dresden. 

Das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz gilt gem. § 2 Abs. 1 ThürIFG für die der 

Aufsicht des Freistaats Thüringen unterstehenden juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts und deren Vereinigungen, soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privat-

rechtlicher Form öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Da die be-

troffene Krankenkasse jedoch der Aufsicht des Freistaats Sachsen untersteht, fand 

das ThürIFG in diesem Fall keine Anwendung. In Sachsen indes gibt es leider noch 

kein Informationsfreiheitsgesetz. 

 

§ 2 ThürIFG legt den Anwendungsbereich des ThürIFG fest. Danach gilt das Gesetz 

für Behörden, Einrichtungen und sonstige öffentliche Stellen des Landes, der Ge-

meinden und Gemeindeverbände sowie für die sonstigen der Aufsicht des Landes 

unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts und deren Vereini-

gungen, soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form öffentlich-

rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Einer Behörde steht eine natürliche 

oder juristische Person des Privatrechts gleich, soweit eine Behörde sich dieser Per-

son zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient oder dieser Person die 

Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben übertragen wurde. Auch wenn eine öffentli-

che Stelle nicht in den Anwendungsbereich des ThürIFG fällt, ist es zu begrüßen, 

wenn die öffentlichen Stellen ihr Handeln in geeigneter Weise transparent gestalten. 

 

6.32. Anfragen auch an den Thüringer Landesbeauftragten für den Daten-

schutz und die Informationsfreiheit 
 
Im Berichtszeitraum gab es auch Anfragen nach dem Thüringer Informationsfrei-

heitsgesetz (TLfDI) an den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit (TLfDI) selbst. Diese betrafen unter anderem Informationen 
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kein Grund, diese allgemein gehaltenen Stellenbeschreibungen nicht zugänglich zu 

machen. 
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zu Spesen bzw. Spesenabrechnungen des TLfDI, eine Anfrage nach der Bestal-

lungsurkunde der Verwaltung des TLfDI sowie auch eine Anfrage zu Schriftstücken/ 

Dokumenten zu den Stellenangeboten des TLfDI. Bei den zwei ersten Anfragen bat 

der TLfDI den Anfragenden um eine Konkretisierung der Information. Eine Rückmel-

dung erfolgte bislang nicht. Bei der dritten Anfrage konnte der TLfDI den Anfragen-

den zunächst auf die Homepage des TLfDI „www.tlfdi.de“ unter der Rubrik „Wir über 

uns“ „Stellenangebote“ verweisen. Dort kann man sich über die aktuellen Stellenan-

gebote beim TLfDI informieren. Da aus dem Antrag nicht klar ersichtlich war, ob sich 

der Anfragende auch auf ältere Stellenangebote bezog, bat auch hier der TLfDI um 

eine Konkretisierung. Eine Rückmeldung erfolgte auch hier bislang nicht. 

 

Auch der TLfDI fällt grundsätzlich unter den Anwendungsbereich des § 2 ThürIFG, 

sofern öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrgenommen werden. Ist er je-

doch im Rahmen seiner Unabhängigkeit tätig, ist das ThürIFG auf ihn nicht anwend-

bar (siehe dazu die Begründung zu § 2 Abs. 1 des Regierungsentwurfs zum Thü-

rIFG, Drucksache 5/4986 des Thüringer Landtags).    

 

6.33. Zugang zu Ausarbeitungen des wissenschaftlichen Dienstes 
 
Den TLfDI erreichte die Beschwerde eines Antragstellers, der vom Thüringer Landtag 

um Zusendung einer Übersicht über die Ausarbeitungen des Wissenschaftlichen 

Dienstes des Thüringer Landtags (TLT) bat. Er teilte dem TLfDI mit, dass seine An-

frage nicht in der gesetzlichen Frist beantwortet wurde und bat ihn gem. § 12 Abs. 1 

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) um Vermittlung. Der TLfDI wies den 

TLT darauf hin, dass gemäß § 6 Abs. 3 ThürIFG über den Antrag unverzüglich, spä-

testens innerhalb von einem Monat nach seinem Eingang zu entscheiden sei  und 

bat um Stellungnahme, aus welchem Grund dies in diesem Fall noch nicht gesche-

hen war. Es stellte sich heraus, dass eine Zwischennachricht an den Antragsteller 

zunächst als unzustellbar zurückkam. Später wurde ihm die abschließende Entschei-

dung des TLT elektronisch mitgeteilt. Auf Grundlage der Entscheidung wandte sich 

der Antragsteller erneut an den TLfDI, da er die Entscheidung des TLT nicht nach-

vollziehen konnte. Seitens des TLT wurde unter Einbeziehung der beiden Entschei-

dungen des Bundesverwaltungsgerichts zum Zugang von Gutachten des Wissen-
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schaftlichen Dienstes des Bundestages (BVerwG 7 C 1.14 und BVerwG 7 C 2.14) 

mitgeteilt, dass diese Entscheidungen nicht auf die Rechtslage in Thüringen über-

tragbar wären. Nach § 2 Abs. 3 ThürIFG fällt der TLT im spezifischen Bereich der 

Wahrnehmung parlamentarischer Angelegenheiten nicht unter den Anwendungsbe-

reich des ThürIFG. Der Anwendungsbereich sei nach der Aussage des TLT auf reine 

behördliche Verwaltungstätigkeit des TLT beschränkt und hätte sich dabei an der 

Regelung des § 2 Abs. 5 des Thüringer Datenschutzgesetzes (ThürDSG), in dem 

Verwaltungsangelegenheiten des Landtags aufgezählt sind, orientiert. In der Verwal-

tung des TLT gäbe es keinen dem Bundestag vergleichbaren Wissenschaftlichen 

Dienst. Die Aufgaben des Ausschussdienstes und des Juristischen Dienstes fielen im 

TLT zusammen. Die Tätigkeit des Juristischen Dienstes sei damit eng mit der parla-

mentarischen Beratungs-, Gesetzgebungs- und Kontrollfunktion des Landtags ver-

knüpft. Sie stünde damit in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Bereich 

der Wahrnehmung parlamentarischer Angelegenheiten. Die juristische Tätigkeit bei 

der Erstellung von Ausarbeitungen auf Veranlassung aus dem parlamentarischen 

Raum fiele demnach nicht unter die typisierten Verwaltungsangelegenheiten des 

Landtags. 

Darüber hinaus wäre der Antrag der Antragstellerin auch unzulässig, da ihm gem. § 5 

Abs. 4 ThürIFG die erforderliche Bestimmtheit fehle. 

Der TLfDI wies jedoch gegenüber dem TLT auf Folgendes hin: 

In der Gesetzesbegründung zum Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (BT-Drs. 

15/4493 S.8) wird betont, dass nur der spezifische Bereich der Wahrnehmung parla-

mentarischer Angelegenheiten vom Informationszugang des § 1 Abs. 1 S. 2 IFG 

ausgenommen werden soll. Aufgeführt werden insbesondere Gesetzgebung, Kontrol-

le der Bundesregierung, Wahlprüfung, Wahrung der Rechte des Bundestages und 

seiner Mitglieder - z. B. in Immunitätsangelegenheiten, bei Petitionen und bei Einga-

ben an den Wehrbeauftragten -, parlamentarische Kontakte zu in- und ausländischen 

sowie supranationalen Stellen. Der Thüringer Gesetzgeber hat in § 2 Abs. 3 ThürIFG 

offenbar die Gesetzesbegründung des Bundes aufgenommen und normiert, dass der 

Thüringer Landtag im spezifischen Bereich der Wahrnehmung parlamentarischer 

Angelegenheiten vom Anwendungsbereich ausgenommen ist. Insofern kann nach 

der Auffassung des TLfDI eine Vergleichbarkeit der wissenschaftlichen Dienste der 

Landtagsverwaltung und derer der Bundestagsverwaltung durchaus angenommen 
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werden. Dass sich der Gesetzgeber an den Regelungen des ThürDSG orientiert ha-

ben soll, erscheint aus Sicht des TLfDI nicht einleuchtend. Wenn dies so wäre, hätte 

der Gesetzgeber den Wortlaut wohl auch aus dem ThürDSG übernommen.   

Das BVerwG hatte entschieden, dass die Bundestagsverwaltung Zugang zu den 

Ausarbeitungen des Wissenschaftlichen Dienstes gewähren muss. Begründet hat 

das BVerwG dies damit, dass der Deutsche Bundestag, soweit es um Gutachten und 

sonstige Zuarbeiten des Wissenschaftlichen Dienstes gehe, eine informationspflichti-

ge Behörde sei, die in dieser Hinsicht Verwaltungsaufgaben wahrnehme. Nach der 

Auffassung des TLfDI ist der Juristische Dienst des Thüringer Landtages vergleich-

bar mit dem Wissenschaftlichen Dienst des Bundestags. Der Juristische Dienst ist 

Teil der Thüringer Landtagsverwaltung und nicht der Mandatsausübung der Land-

tagsabgeordneten zugeordnet. Ähnlich wie die Wissenschaftlichen Dienste arbeitet 

der Juristische Dienst in Thüringen den Landtagsabgeordneten und den Ausschüs-

sen zu und übt damit eine gewisse Beratungsfunktion aus. Bei der Tätigkeit des Ju-

ristischen Dienstes geht es nach Auffassung des TLfDI gerade um eine Informations- 

und Wissensvermittlung, die als Verwaltungsaufgabe bezeichnet werden kann (vgl. 

auch Schoch zum Wissenschaftlichen Dienst des BT, Kommentar zum Informations-

freiheitsgesetz, 2. Auflage § 1 Rn. 204). Der Juristische Dienst arbeitet zudem auch 

keine Gesetzentwürfe aus. Die Tätigkeit des Juristischen Dienstes geht der man-

datsbezogenen Aufgabenerfüllung grundsätzlich voraus und ist demnach kein Teil 

derselben.  

Vor diesem Hintergrund bat der TLfDI erneut um eine Stellungnahme. Da die Bewer-

tung der Einlassungen des TLTs noch nicht abgeschlossen ist, wird der TLfDI in 

nächsten Tätigkeitsbericht erneut über diesen Sachverhalt berichten. 

Das Bundesverwaltungsgericht entschied am 25. Juni 2015, dass der Wissenschaft-

liche Dienst des Bundestages Zugang zu den Ausarbeitungen des Wissenschaftli-

chen Dienstes gewähren muss. Der Entscheidung lagen zwei Fälle zugrunde. Dies 

betraf zu einem den Zugang zu einer Studie des Wissenschaftlichen Dienstes zu 

Ufos, zum anderen ging es um den Zugang von Dokumenten, die Herr Guttenberg 

vom Wissenschaftlichen Dienst erstellen ließ. Seit dem 18. Februar 2016 bedarf es 

jedoch eines solchen Antrags auf Informationszugang nicht mehr. Die Bundestags-

verwaltung veröffentlicht nun generell die Ausarbeitungen des Wissenschaftlichen 
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Dienstes vier Wochen nach der Auslieferung an die Auftrag gebenden Abgeordneten, 

damit diese zunächst die Möglichkeit haben, die Gutachten exklusiv nutzen zu kön-

nen, proaktiv im Internet (siehe hierzu auch Anlage 5, Buchstabe D.: die Entschlie-

ßung zwischen der 30. und 31. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in 

Deutschland vom 28. April 2016 „Auch die Verwaltungen der Landesparlamente sol-

len Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste proaktiv veröffentlichen!“). Ein Weg, 

der auch in Thüringen nach Ansicht des TLfDI beschritten werden sollte. 

 

6.34. Zugang zu einem Gutachten 
 

Ein Bürger beschwerte sich gem. § 12 Abs. 1 Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

(ThürIFG) beim Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informa-

tionsfreiheit (TLfDI), weil er seine Rechte nach dem ThürIFG als verletzt ansah. Er 

begehrte von einem Thüringer Ministerium Zugang zu einem Gutachten. Das Ministe-

rium soll nach Aussage des Bürgers zunächst den Zugang verweigert haben, unter 

anderem mit dem Hinweis darauf, dass der Gutachter einer uneingeschränkten Wei-

tergabe nicht zugestimmt hätte. Daraufhin bat der TLfDI das Ministerium um eine 

Stellungnahme und wies zugleich darauf hin, dass, soweit Gutachten von einer Be-

hörde zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Verwaltungsaufgaben in Auftrag gege-

ben wurden, in den meisten Fällen auszuschließen ist, dass bei einer Herausgabe 

einer Kopie Urheberrechte des Verfassers verletzt werden. Das Nutzungsrecht an 

den Gutachten bestimmt sich - sofern eine Vereinbarung nicht vorliegt - nach dem 

Vertragszweck gem. § 31 Abs. 5 Urheberrechtsgesetz (UrhG). Gutachten sind in den 

meisten Fällen jedoch die Grundlage einer behördlichen Entscheidung. Den Inhalt 

dieser Gutachten macht sich die Behörde in den meisten Fällen zu eigen und kom-

muniziert diesen auch nach außen. Somit erfasst der Vertragszweck in den meisten 

Fällen auch die Weitergabe der Information im Rahmen des Thüringer Informations-

freiheitsgesetzes. Eine Stellungnahme hierzu war seitens des Ministeriums jedoch 

nicht nötig, denn dieses teilte mit, dass das Gutachten zwischenzeitlich zugänglich 

gemacht worden sei. Die Beschwerde des Antragstellers und die Zusendung des 

Gutachtens hatten sich zeitlich überschnitten. 
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Urheberrechte schützen grds. nicht vor einem Informationszugang nach dem Thü-

rIFG. Sie sind dazu da, dass der Urheber vor einer unerlaubten Nutzung ohne seine 

Beteiligung geschützt wird. Voraussetzung dabei ist jedoch immer, dass die entspre-

chende Information überhaupt Urheberrechtsschutz genießt. In Ausnahmefällen kann 

es durchaus möglich sein, dass das von einem Dritten für eine öffentliche Stelle er-

stellte Gutachten tatsächlich dem Urheberrecht unterfällt und der Dritte schutzwürdig 

ist. Um etwaige nachträgliche Schwierigkeiten zu umgehen, ist es empfehlenswert, 

dass bereits im Vertrag eine entsprechende Klausel zur Nutzung der Informationen 

durch andere Personen aufgenommen wird.   

 

6.35. Einwilligung des Dritten vom Antragsteller einzuholen?   
 
Ein Antragsteller begehrte von einer Thüringer Stadt Zugang zu einem Schrei-

ben/Gutachten zweier Rechtsanwälte. Die Stadt teilte ihm daraufhin mit, dass er zu-

nächst die Einwilligung der betroffenen dritten Person einholen müsse oder aber er 

zumindest sein rechtliches Interesse an der Einsicht in diese Unterlagen detailliert 

dazulegen habe. Der Antragsteller wandte sich gem. § 12 Abs. 1 ThürIFG an den 

Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLf-

DI) und bat ihn um Vermittlung in dieser Angelegenheit. Unklar war, ob hier ein Ak-

teneinsichtsgesuch nach § 29 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) 

vorlag oder ein Informationszugang nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

(ThürIFG). 

Der TLfDI wandte sich zur Klärung des Sachverhaltes an die Stadt. Er wies dabei 

darauf hin, dass in laufenden Verfahren gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 ThürIFG der Zugang 

zu amtlichen Informationen nur nach Maßgabe des anzuwendenden Verfahrens-

rechts (Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz, Fachrecht oder Prozessordnungen) 

gewährt wird. Ob ein solcher Fall hier vorlag und damit das ThürIFG nicht in Betracht 

kam, konnte der TLfDI jedoch mangels Kenntnis des Sachverhaltes nicht beurteilen. 

Soweit besondere Rechtsvorschriften den Zugang zu amtlichen Informationen, die 

Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln, gehen diese den 

Bestimmungen des ThürIFG vor. Auch inwieweit in diesem Fall möglicherweise be-

sondere Rechtsvorschriften vorlagen, die den Zugang zu amtlichen Informationen, 

die Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln und damit den 
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Bestimmungen des ThürIFG vorgehen, konnte der TLfDI mangels Kenntnis des kon-

kreten Sachverhaltes ebenfalls nicht beurteilen. 

Falsch hingegen war jedoch die Aussage der Stadt, dass der Antragsteller die Einwil-

ligung bei den möglicherweise betroffenen dritten Personen einholen muss. Vielmehr 

entscheidet die öffentliche zuständige Stelle gem. § 6 ThürIFG über den Antrag auf 

Informationszugang. Ein mögliches durchzuführendes Drittbeteiligungsverfahren rich-

tet sich nach § 6 Abs. 4 ThürIFG. Danach gibt die öffentliche Stelle dem Dritten die 

Gelegenheit, schriftlich zu der Angelegenheit Stellung zu nehmen, sofern ein schutz-

würdiges Interesse des Dritten nicht ausgeschlossen werden kann. Weitere Aus-

schlussgründe nach dem ThürIFG hatte die Stadt dem Beschwerdeführer nicht mit-

geteilt. 

Die Stadt konnte mitteilen, dass ein Akteneinsichtsgesuch des Beschwerdeführers 

mittels Bescheids zum damaligen Zeitpunkt abgelehnt wurde. Daraufhin legte der 

Anwalt des Beschwerdeführers Widerspruch ein und berief sich nur auf § 29 

ThürVwVfG als Verfahrensbeteiligter, nicht jedoch auf das ThürIFG. Die Prüfung des 

§ 29 ThürVwVfG unterfällt nicht der Zuständigkeit des TLfDI. Das Verfahren wurde im 

weiteren Verlauf an das Thüringer Landesverwaltungsamt abgegeben. Von diesem 

lag jedoch noch keine Reaktion – in Form eines Widerspruchbescheides - vor. Somit 

wandte sich der TLfDI an das Thüringer Landesverwaltungsamt und wies abschlie-

ßend darauf hin, dass bei seiner Prüfung gegebenenfalls auch das ThürIFG zu be-

rücksichtigen sei. Darüber informierte der TLfDI auch den Beschwerdeführer. Eine 

Rückmeldung seitens des Beschwerdeführers erfolgte nicht. 

 

Die Anrufung des TLfDI bewirkt keine Hemmung oder Unterbrechung etwaiger Wi-

derspruchs- und Klagefristen. Der TLfDI fungiert in diesem Zusammenhang lediglich  

als Schlichtungsstelle. Er besitzt kein Weisungs- oder Anordnungsrecht gegenüber 

der informationspflichtigen Stelle. Auch die Geltendmachung etwaiger Ansprüche 

kann der TLfDI nicht für den Antragsteller übernehmen. Das Verhältnis des An-

spruchs auf Informationszugang nach ThürIFG und des Rechts auf Akteneinsicht 

Beteiligter nach § 29 ThürVwVfG bestimmt sich nach § 4 Abs. 2 ThürIFG. Im Falle 

eines noch laufenden Verwaltungsverfahrens ist allein § 29 ThürVwVfG anwendbar, 

während bei abgeschlossenen Verfahren  das ThürIFG Anwendung findet. 
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Der TLfDI wandte sich zur Klärung des Sachverhaltes an die Stadt. Er wies dabei 

darauf hin, dass in laufenden Verfahren gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 ThürIFG der Zugang 

zu amtlichen Informationen nur nach Maßgabe des anzuwendenden Verfahrens-

rechts (Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz, Fachrecht oder Prozessordnungen) 

gewährt wird. Ob ein solcher Fall hier vorlag und damit das ThürIFG nicht in Betracht 

kam, konnte der TLfDI jedoch mangels Kenntnis des Sachverhaltes nicht beurteilen. 

Soweit besondere Rechtsvorschriften den Zugang zu amtlichen Informationen, die 

Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln, gehen diese den 

Bestimmungen des ThürIFG vor. Auch inwieweit in diesem Fall möglicherweise be-

sondere Rechtsvorschriften vorlagen, die den Zugang zu amtlichen Informationen, 

die Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln und damit den 
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6.36. Der TLfDI ist nicht informationspflichtige Stelle 

Im Berichtszeitraum wandte sich ein Bürger an den Thüringer Landesbeauftragten für 

den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) mit der Frage, ob er einen An-

spruch auf Informationszugang gegen einen eingetragenen Verein geltend machen 

könne. Der TLfDI teilte ihm daraufhin mit, dass es sich bei einem eingetragenen Ver-

ein nicht um eine öffentliche Stelle im Sinne von § 2 des Thüringer Informationsfrei-

heitsgesetzes (ThürIFG) handelt und somit kein Anspruch auf Informationszugang 

bestehe. Im Folgenden bat der Bürger den TLfDI um Auskunft, ob und welche Infor-

mationen er über den Verein von der Landesregierung bzw. dem zuständigen Lan-

desministerium erhalten könne. Hier musste der TLfDI ihn darauf hinweisen, dass es 

sich bei einem Landesministerium zwar um eine öffentliche Stelle im Sinne von § 2 

ThürIFG handelt, dass jedoch einem Anspruch auf Informationszugang die mögli-

chen Ausschlussgründe der §§ 7, 8 und 9 ThürIFG entgegenstehen könnten. Ob die-

se tatsächlich vorlagen, konnte der TLfDI dem Bürger indes nicht mitteilen, sondern 

verwies ihn darauf, seinen Antrag zunächst bei der in Rede stehenden öffentlichen 

Stelle zu stellen. Sollte die öffentliche Stelle den Zugang zu den begehrten Informati-

onen verwehren, so teilte der TLfDI dem Bürger abschließend mit, könne er sich ge-

mäß § 12 Abs. 1 ThürIFG an den TLfDI wenden. 

Ist der TLfDI nicht selbst die informationspflichtige öffentliche Stelle, so kann er nicht 

im Voraus eine gesicherte Auskunft über die Existenz, den Umfang und mögliche 

Ausschlussgründe eines Anspruchs auf Informationszugang nach § 4 ThürIFG ertei-

len. Zuvor muss ein Antrag bei der tatsächlich informationspflichtigen Stelle gestellt 

und dieser durch die Stelle beantwortet werden. Erst bei Versagung der begehrten 

Information  sollte sich der Antragsteller nach § 12 Abs. 1 ThürIFG an den TLfDI 

wenden. 

6.37. Informationsfreiheit und Datenschutz 

Den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erreichte im Berichtszeitraum die E-Mail eines Mitarbeiters einer Stadtverwal-

tung, in der dieser mitteilte, ein Bürger habe sich mit einem Auskunftsverlangen nach 

§ 4 des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG) an ihn gewandt. Da es
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sich bei den begehrten Informationen auch um Namen von Dritten handelte, hatte 

der Mitarbeiter der Stadtverwaltung datenschutzrechtliche Bedenken, diese Informa-

tionen herauszugeben und wandte sich mit der Frage an den TLfDI, wie in diesem 

Fall zu verfahren sei. Im Anhang zu der Anfrage befand sich – datenschutzrechtlich 

bedenklich - die bisherige Korrespondenz des Mitarbeiters mit dem Bürger. Der TLfDI 

teilte dem Mitarbeiter daraufhin mit, dass ein Anspruch auf Informationszugang nach 

§ 4 ThürIFG dann nicht bestünde, wenn es sich um ein laufendes Verfahren handele, 

da in diesem Fall nach § 4 Abs. 2 Satz 2 ThürIFG das besondere Verfahrensrecht 

vorgehe. Ebenfalls wies der TLfDI auf die möglichen Ausschlussgründe für einen In-

formationsanspruch hin, insbesondere auf § 9 ThürIFG, wonach ein Antrag auf In-

formationszugang abzulehnen ist, wenn durch das Bekanntwerden der Information 

personenbezogene Daten offenbart werden, falls nicht einer der Erlaubnistatbestän-

de des § 9 Abs. 1 Nr.1 bis 5 ThürIFG vorliegt. Die Prüfung im Einzelnen obliege in-

des dem Mitarbeiter. 

In der Zwischenzeit war beim TLfDI ebenfalls eine E-Mail des Bürgers eingegangen. 

Dieser beanstandete zu Recht die Weiterleitung seines elektronischen Schriftver-

kehrs an den TLfDI durch den Mitarbeiter der Behörde und wandte sich daher an den 

TLfDI mit dem Vorbringen, hierdurch in seinen schutzwürdigen Belangen beeinträch-

tigt zu sein. Der TLfDI wandte sich also  an den Mitarbeiter der Stadtverwaltung mit 

der Frage, auf welcher rechtlichen Grundlage er die personenbezogenen Daten des 

Bürgers übermittelt habe und teilte ihm mit, dass es der Übermittlung zur Beratung 

durch den TLfDI nicht bedurft hätte. In der darauf folgenden Korrespondenz aller Be-

teiligten konnte geklärt werden, dass die Weitergabe der Daten zwar rechtswidrig 

war, aber – auch angesichts der Tatsache, dass der Mitarbeiter der Stadtverwaltung 

sich bei dem Bürger entschuldigt hatte - als Versehen anzusehen sei, sodass es bei 

einer Rüge des Mitarbeiters durch den TLfDI und dem Hinweis auf eine gewissenhaf-

tere Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften blieb. 

Abschließend erreichte den TLfDI die Nachricht der Stadtverwaltung, dass dem Bür-

ger die begehrten Informationen erteilt worden seien. 

 

Auch im Bereich der Informationsfreiheit ist beim Umgang mit personenbezogenen 

Daten gleich in mehrfacher Weise auf den Datenschutz zu achten. Personenbezoge-

ne Daten sind nach § 3 Abs. 1 ThürDSG Einzelangaben über persönliche oder sach-
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bestehe. Im Folgenden bat der Bürger den TLfDI um Auskunft, ob und welche Infor-

mationen er über den Verein von der Landesregierung bzw. dem zuständigen Lan-

desministerium erhalten könne. Hier musste der TLfDI ihn darauf hinweisen, dass es 

sich bei einem Landesministerium zwar um eine öffentliche Stelle im Sinne von § 2 

ThürIFG handelt, dass jedoch einem Anspruch auf Informationszugang die mögli-

chen Ausschlussgründe der §§ 7, 8 und 9 ThürIFG entgegenstehen könnten. Ob die-

se tatsächlich vorlagen, konnte der TLfDI dem Bürger indes nicht mitteilen, sondern 

verwies ihn darauf, seinen Antrag zunächst bei der in Rede stehenden öffentlichen 

Stelle zu stellen. Sollte die öffentliche Stelle den Zugang zu den begehrten Informati-
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Ist der TLfDI nicht selbst die informationspflichtige öffentliche Stelle, so kann er nicht 

im Voraus eine gesicherte Auskunft über die Existenz, den Umfang und mögliche 
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6.37. Informationsfreiheit und Datenschutz 
 

Den Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) erreichte im Berichtszeitraum die E-Mail eines Mitarbeiters einer Stadtverwal-

tung, in der dieser mitteilte, ein Bürger habe sich mit einem Auskunftsverlangen nach 

§ 4 des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes (ThürIFG) an ihn gewandt. Da es 
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liche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. So kann 

einem Anspruch auf Informationszugang nach § 4 ThürIFG der Ausschlussgrund des 

§ 9 ThürIFG entgegenstehen, wonach ein Antrag auf Informationszugang grundsätz-

lich abzulehnen ist, wenn durch das Bekanntwerden der Information personenbezo-

gene Daten offenbart werden. Im Bereich der Beratung öffentlicher Stellen nach § 12 

Abs. 4 S. 2 ThürIFG durch den TLfDI müssen die öffentlichen Stellen darauf achten, 

keine personenbezogenen Daten ohne Rechtsgrundlage zu übermitteln. 

 

 

7. Interviews, Besuche und Veranstaltungen des Thüringer Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

 

 
 

7.1. Kurzinterview zum Transparenzgesetz 
 

Für ein Kurzinterview in der Zeitschrift „LinksBlick!“ der Partei DIE LINKE Thüringen 

sollte im Berichtszeitraum der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit (TLfDI) eine kurze Erläuterung zu einem möglichweise ent-

stehenden Thüringer Transparenzgesetz geben.  

Im Hinblick auf die aktuelle Rechtlage und den Vorteil eines Thüringer Transparenz-

gesetzes verwies der TLfDI darauf, dass das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

(ThürIFG) den Bürgern die Möglichkeit gibt, Zugang zu amtlichen Informationen ins-

besondere auf Antrag zu erhalten. Allerdings sieht das Gesetz einerseits geringe 

Veröffentlichungspflichten und andererseits zu viele Gründe zur Ablehnung des In-

formationsantrags vor. Es drohen Zeitverlust und Kosten für einen solchen Antrag.  

Ein Transparenzgesetz hätte den Vorteil, dass eine Vielzahl von amtlichen Informati-

onen bereits ohne die Stellung eines Antrags in einem Transparenzregister veröffent-

licht werden müssten und die dort veröffentlichten Informationen von allen Bürgern 

kostenlos eingesehen werden könnten. Dies spart Weg, Zeit und Geld. 
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Eine größere Fülle an Informationen bedeutet darüber hinaus mehr demokratische 

Teilhabemöglichkeiten für die Bürger. Sie können sich besser mit den Entscheidun-

gen öffentlicher Stellen identifizieren oder aber auch solche Entscheidungen mitbe-

einflussen oder insoweit öffentliche Stellen gar kontrollieren. Wenn Wissen Macht ist, 

könnten Bürger nunmehr an dieser Macht partizipieren. 

Das Transparenzgesetz könnte zudem einen Impuls geben, die E-Government-

Bestrebungen in Thüringen voranzubringen. 

Einen Ausblick, wie ein solches Transparenzportal später aussehen könnte, kann 

man sich in Hamburg verschaffen (http://transparenz.hamburg.de/). Und informieren 

kann und soll sich dort: Jeder! 

 

Mit einem Transparenzgesetz und einem Transparenzportal könnte Thüringen im 

Bundesvergleich ein weiterer Vorreiter in Sachen Transparenz werden.   

 

7.2. FragDenStaat zu Besuch beim Thüringer Landesbeauftragten für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit 
 
FragDenStaat ist ein Projekt der Open Knowledge Foundation Deutschland e.V. Es 

veröffentlicht sowohl die Anfragen nach den Informationsfreiheitsgesetzen (und auch 

nach dem Verbraucherinformationsgesetz und den jeweiligen Umweltinformationsge-

setzen) des Bundes und der Länder als auch die Antworten der betroffenen öffentli-

chen Stellen. Die Antragsteller können bei FragDenStaat über ein Web-Formular An-

fragen stellen. Die Anfrage wird dann von FragDenStaat per E-Mail an die entspre-

chende öffentliche Stelle gesendet. Thüringen wurde Ende des Jahres 2014 in das 

Portal integriert, sodass mehrere Anfragen bereits über dieses Portal gestellt wurden. 

Anfang des Jahres 2016 fand ein Gespräch mit den Vertretern der Open Knowledge 

Foundation Deutschland e.V. in den Räumlichkeiten des Thüringer Landesbeauftrag-

ten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) statt. Zu diesem ge-

meinnützigen Verein gehören FragDenStaat, OK Labs, Coding da Vince und Ju-

gendhackt. 

Das Gespräch war für beide Seiten sehr aufschlussreich und informativ. Den Mitar-

beitern des TLfDI fiel auf, dass bei einigen hochgeladenen Schreiben die Namen der 

Sachbearbeiter nicht geschwärzt waren, bei anderen Schreiben hingegen schon. Es 
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gesetzes verwies der TLfDI darauf, dass das Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 
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besondere auf Antrag zu erhalten. Allerdings sieht das Gesetz einerseits geringe 

Veröffentlichungspflichten und andererseits zu viele Gründe zur Ablehnung des In-
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wurde seitens des TLfDI darauf hingewiesen, dass diese Namen grundsätzlich zu 

schwärzen seien. Im Nachgang soll dazu im Portal nunmehr ein Hinweis für den An-

tragsteller aufgenommen werden, dass personenbezogene Daten von Sachbearbei-

tern geschwärzt werden sollen. Weiterhin wurde zwischen den Teilnehmern die Ver-

fahrensweise erörtert, wenn der Antrag abgelehnt wird. Die Mitarbeiter des TLfDI 

wiesen darauf hin, dass nach § 6 Abs. 9 ThürIFG bei einer Ablehnung eine schriftli-

che Entscheidung ergeht, die innerhalb der Fristen nach § 6 Abs. 3 ThürIFG bekannt 

zu geben ist. Im Fall der Ablehnung eines elektronischen Antrags erfolgt eine schrift-

liche Entscheidung nach § 6 Abs. 9 Satz 4 ThürIFG nur auf ausdrückliches Verlan-

gen des Antragstellers. Der Vertreter von FragDenStaat teilte mit, dass es den An-

tragstellern aus seiner Erfahrung heraus in den meisten Fällen nicht auf einen förmli-

chen Bescheid ankomme. Es soll im Nachgang im Anfragetext aufgenommen wer-

den, dass sich der Antragsteller mit einer vorläufigen Antwort einverstanden erklärt. 

Abschließend wies der Vertreter von FragDenStaat darauf hin, dass er gerne für 

Workshops zur Verfügung stehen würde und er offen für die Fragen der öffentlichen 

Stellen zum Umgang mit dem Portal sei.  

 

FragDenStaat löst oft zunächst ein Unbehagen bei den öffentlichen Stellen aus. An-

dere öffentliche Stellen haben sich bereits an das Portal „gewöhnt“ und sehen darin 

kein größeres Hemmnis mehr für ihre Arbeit. Die Vertreter von FragDenStaat sind 

jedoch offen für Fragen, sodass sich die öffentlichen Stellen auch selbst an das Por-

tal wenden können.   
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7.3. Kick-Off Veranstaltung Thüringer Transparenzgesetz am 14. September 

2015 in Erfurt 

 
 

 
 
Inhalt 
 

Warum Informationsfreiheit? 

ThürIFG versus Hamburgisches Transparenzgesetz 

Prüfungsrecht des TLfDI 
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7.4. Veranstaltung der Regierungskoalition der Parteien DIE LINKE, SPD und 

Bündnis90/Die Grünen zu einem Thüringer Transparenzgesetz am 18. 

Februar 2016 im Thüringer Landtag in Erfurt 
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7.5. Vortragsreihe Amnesty International an der FSU Jena 2. Dezember 2015 

  

Alles fließt – in Richtung Transparenz 
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7.6. Datenschutz in unseren Kommunen – Kommunales Bildungswerk    

Thüringen e.V. am 7. Juni 2016 in Apfelstädt 
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7.7. Treffen mit Transparency International Deutschland e.V. am 3. März 2016 

„Wer kontrolliert unseren Freistatt?  
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8. Änderung im Thüringer Informationsfreiheitgesetz 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) forderte bereits in seinem 1. Tätigkeitbericht, dass die in § 4 Abs. 4 Thüringer 

Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) getroffene Regelung, wonach die Weiterver-

wendung von nach dem ThürIFG erhaltenen Informationen mit der vorrangigen Ab-

sicht der Gewinnerzielung nicht zulässig ist und nach § 13 ThürIFG als Ordnungswid-

rigkeit verfolgt werden kann, gestrichen werden sollte. Er wies hierzu auf die Berück-

sichtigung der weiteren Entwicklung der novellierten PSI (Public-Sector-Information)-

Richtlinie hin. Die Bundesrepublik Deutschland setzte die PSI-Richtlinie (Richtlinie 

2003/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 

über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors) durch die 

Schaffung des Informationsweiterverwendungsgesetzes (IWG) vom 13. Dezember 

2006 um. Im Unterschied zu den Informationsfreiheitsgesetzen, die den Zugang zu 

amtlichen Informationen regeln, hat das IWG die rechtliche Grundlage für die Weiter-

verwendung von Informationen öffentlicher Stellen geschaffen, die diese im Rahmen 

ihrer öffentlichen Aufgaben erstellen und für eine Weiterverwendung zur Verfügung 

stellen. Im Jahr 2013 erfuhr die Richtlinie eine Novellierung (Richtlinie 2013/37/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der 

Richtlinie 2003/98/EG über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen 

Sektors), die am 18. Juli 2013 nach der Zustimmung im Europäischen Parlament in 

Kraft trat. Als wichtigste Änderung legt die Richtlinie den Mitgliedsstaaten eine Ver-

pflichtung auf, alle Dokumente weiterverwendbar zu machen, es sei denn, der Zu-

gang ist im Rahmen der nationalen Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten 

oder durch die in der Richtlinie niedergelegten Ausnahmen eingeschränkt oder aus-

geschlossen. Die Bundesrepublik Deutschland sowie die anderen Mitgliedsstaaten 

der EU hatten nach dem Inkrafttreten der Richtlinie zwei Jahre Zeit (bis zum 18. Juli 

2015), die Änderungen in nationales Recht umzusetzen. In Deutschland wurde dazu 

das IWG geändert (Bundestagsdrucksache 18/4614). Nach dem „geänderten“ IWG 

besteht gem. § 2a IWG für Informationen, die dem Anwendungsbereich des IWG un-

terfallen, der Grundsatz der Weiterverwendung. Informationen, die unter das IWG 

fallen, dürfen nunmehr grundsätzlich - auch mit Gewinnerzielungsabsicht - weiter-

verwendet werden.  
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Für Thüringen hatte das Inkrafttreten des geänderten IWG zur Folge, dass nunmehr - 

kraft Vorrangs des Bundesrechts gegenüber dem Landesrecht (Art. 31 GG) - § 4 

Abs. 4 ThürIFG und § 13 ThürIFG keine Anwendung mehr finden. Der TLfDI begrüßt 

dies. 

 

Das Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales (TMIK) informierte in seinem 

Rundschreiben vom 10. Juli 2015 über das Inkrafttreten des Ersten Gesetzes zur 

Änderung des Informationsweiterverwendungsgesetzes (IWG) und die Folgen für die 

Anwendung des ThürIFG.3 Der TLfDI würde es jedoch begrüßen, wenn neben dem 

Rundschreiben auch das ThürIFG eine entsprechende Änderung erfahren würde.  

 

 

9. Vorschlag für einen Entwurf eines Thüringer Transparenzgesetzes 
 
 

 
 

 
9.1. Wesentliche Regelungen des Vorschlags für einen Entwurf eines Thü-

ringer Transparenzgesetzes 
 
Im Koalitionsvertrag zwischen den Parteien DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN für die 6. Wahlperiode wurde Folgendes vereinbart:  

 

„Der freie Zugang zu Informationen ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass 

Einwohner mitentscheiden und Gesellschaft mitentwickeln können. Wir werden das 

Informationsfreiheitsgesetz zu einem echten Transparenzgesetz nach dem Vorbild 

Hamburgs unter Einbeziehung der Erfahrungen auch anderer Bundesländer fortent-

                                            
3 https://www.thueringen.de/mam/th3/tim/2015/rundschrieben_infofreiheitsgesetz.pdf 
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8. Änderung im Thüringer Informationsfreiheitgesetz 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

(TLfDI) forderte bereits in seinem 1. Tätigkeitbericht, dass die in § 4 Abs. 4 Thüringer 

Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) getroffene Regelung, wonach die Weiterver-

wendung von nach dem ThürIFG erhaltenen Informationen mit der vorrangigen Ab-

sicht der Gewinnerzielung nicht zulässig ist und nach § 13 ThürIFG als Ordnungswid-

rigkeit verfolgt werden kann, gestrichen werden sollte. Er wies hierzu auf die Berück-

sichtigung der weiteren Entwicklung der novellierten PSI (Public-Sector-Information)-

Richtlinie hin. Die Bundesrepublik Deutschland setzte die PSI-Richtlinie (Richtlinie 

2003/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 

über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors) durch die 

Schaffung des Informationsweiterverwendungsgesetzes (IWG) vom 13. Dezember 

2006 um. Im Unterschied zu den Informationsfreiheitsgesetzen, die den Zugang zu 

amtlichen Informationen regeln, hat das IWG die rechtliche Grundlage für die Weiter-

verwendung von Informationen öffentlicher Stellen geschaffen, die diese im Rahmen 

ihrer öffentlichen Aufgaben erstellen und für eine Weiterverwendung zur Verfügung 

stellen. Im Jahr 2013 erfuhr die Richtlinie eine Novellierung (Richtlinie 2013/37/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der 

Richtlinie 2003/98/EG über die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen 

Sektors), die am 18. Juli 2013 nach der Zustimmung im Europäischen Parlament in 

Kraft trat. Als wichtigste Änderung legt die Richtlinie den Mitgliedsstaaten eine Ver-

pflichtung auf, alle Dokumente weiterverwendbar zu machen, es sei denn, der Zu-

gang ist im Rahmen der nationalen Vorschriften über den Zugang zu Dokumenten 

oder durch die in der Richtlinie niedergelegten Ausnahmen eingeschränkt oder aus-

geschlossen. Die Bundesrepublik Deutschland sowie die anderen Mitgliedsstaaten 

der EU hatten nach dem Inkrafttreten der Richtlinie zwei Jahre Zeit (bis zum 18. Juli 

2015), die Änderungen in nationales Recht umzusetzen. In Deutschland wurde dazu 

das IWG geändert (Bundestagsdrucksache 18/4614). Nach dem „geänderten“ IWG 

besteht gem. § 2a IWG für Informationen, die dem Anwendungsbereich des IWG un-

terfallen, der Grundsatz der Weiterverwendung. Informationen, die unter das IWG 

fallen, dürfen nunmehr grundsätzlich - auch mit Gewinnerzielungsabsicht - weiter-

verwendet werden.  
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wickeln, die proaktive Veröffentlichung von Informationen durch die staatliche Ver-

waltung ausbauen, die Bereichsausnahmen sowie die Versagensgründe auf das ver-

fassungsrechtlich zwingend gebotene Maß reduzieren und Open-Data-Prinzipien in 

vollem Umfang berücksichtigen. Die Kontrollrechte des Informationsfreiheitsbeauf-

tragten werden wir erweitern.“  

 

Ein Transparenzgesetz würde in der Tat neue Maßstäbe für die Informationsfreiheit 

in Thüringen setzen können. Dies haben bereits das Hamburger Transparenzgesetz 

und auch das seit Anfang des Jahres 2016 in Kraft getretene Rheinland-Pfälzische 

Transparenzgesetz gezeigt.  

 

Auch in Thüringen wäre es wünschenswert ein ambitioniertes Transparenzgesetz auf 

den Weg zu bringen. 

Im Folgenden wird der Vorschlag für einen Entwurf eines Thüringer Transparenzge-

setzes (ThürTG-E) 4 im Vergleich zum jetzigen Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

(ThürIFG) dargestellt: 

 

Ausgangspunkt ist § 1 ThürTG-E. Ziel des ThürTG-E ist es die Transparenz der Ver-

waltung zu vergrößern und die Möglichkeiten der Kontrolle staatlichen Handelns 

durch Bürger zu verbessern und damit die demokratische Meinungs- und Willensbil-

dung in der Gesellschaft zu fördern. Diese Ziele sind deckungsgleich mit den Zielen, 

die im jetzigen ThürIFG festgeschrieben sind. Beide Gesetze sollen einen Beitrag für 

eine größere Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz staatlichen Handelns leisten, öffent-

liche Diskussionen anregen und neue Ideen fördern oder zu diesen inspirieren. 

Natürlich soll der Zugang zu amtlichen Informationen nicht grenzenlos erfolgen. Per-

sonenbezogene Daten, öffentliche und private Belange müssen auch weiterhin ge-

schützt werden. Dabei gilt der Maßstab: So wenig Schutz wie möglich, so viel Schutz 

wie nötig. 

Das bisherige Thüringer Informationsfreiheitsgesetz ist noch kein „echtes“ Transpa-

renzgesetz, obwohl es bereits mit dem in § 11 Abs. 3 ThürIFG normierten Informati-

onsregister - neben dem Informationszugang auf Antrag - kleine Ansätze von aktiven 

                                            
4 Siehe hierzu 9.2 
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Veröffentlichungspflichten enthält. Veröffentlichungspflichtige Stellen sind jedoch nur 

Landesbehörden. Gem. § 11 ThürIFG i.V.m. § 3 Thüringer Informationsregisterver-

ordnung (ThürInfoRegVO) sind über das Internet öffentlich zugängliche Informatio-

nen ins Informationsregister aufzunehmen. Als geeignete Informationen werden u.a. 

Organisationspläne, Geschäftsverteilungspläne, Aktenpläne Handlungsempfehlun-

gen sowie Verwaltungsvorschriften des Landes aufgeführt. Eine Veröffentlichungs-

pflicht für Kommunen besteht nicht.  

Das ThürTG-E sieht neben dem Informationszugang auf Antrag eine weitreichende 

Veröffentlichungspflicht von festgelegten Informationen für die im Gesetz genannten 

Stellen vor. In einem Transparenzregister würde sodann eine Bündelung dieser In-

formationen erfolgen. Für die Bürger würden die Informationen einfach und barriere-

frei zugänglich sein. Die Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung veröffentlichter 

Informationen wären nach dem ThürTG-E grundsätzlich frei. 

Veröffentlichungspflichtige Informationen wären gem. § 7 ThürTG-E unter anderem: 

 

‐ Gesetze und Rechtsverordnungen, 

‐ Beschlüsse der Landesregierung,  

‐ Berichte und Mitteilungen der Landesregierung an den Landtag,  

‐ in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse nebst den zugehörigen Proto-

kollen und Anlagen,  

‐ Verträge der Daseinsvorsorge, 

‐ wesentliche Inhalte von Verträgen von allgemeinem öffentlichen Interesse, 

‐ Haushalts-, Stellen-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenplä-

ne, Verwaltungsvorschriften, 

‐ Dienstanweisungen, amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte,  

‐ Gutachten und Studien, soweit sie von Behörden in Auftrag gegeben wur-

den, in die Entscheidung der Behörde einfließen oder eingeflossen sind 

oder ihrer Vorbereitung dienen,  

‐ Geodaten,  

‐ geeignete Verbraucherinformationen nach dem Gesetz zur Verbesserung 

der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformationen, 

‐ Umweltinformationen, 

‐ die von informationspflichtigen Stellen erstellten öffentlichen Pläne, 
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wickeln, die proaktive Veröffentlichung von Informationen durch die staatliche Ver-

waltung ausbauen, die Bereichsausnahmen sowie die Versagensgründe auf das ver-

fassungsrechtlich zwingend gebotene Maß reduzieren und Open-Data-Prinzipien in 

vollem Umfang berücksichtigen. Die Kontrollrechte des Informationsfreiheitsbeauf-

tragten werden wir erweitern.“  

 

Ein Transparenzgesetz würde in der Tat neue Maßstäbe für die Informationsfreiheit 

in Thüringen setzen können. Dies haben bereits das Hamburger Transparenzgesetz 

und auch das seit Anfang des Jahres 2016 in Kraft getretene Rheinland-Pfälzische 

Transparenzgesetz gezeigt.  

 

Auch in Thüringen wäre es wünschenswert ein ambitioniertes Transparenzgesetz auf 

den Weg zu bringen. 

Im Folgenden wird der Vorschlag für einen Entwurf eines Thüringer Transparenzge-

setzes (ThürTG-E) 4 im Vergleich zum jetzigen Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

(ThürIFG) dargestellt: 

 

Ausgangspunkt ist § 1 ThürTG-E. Ziel des ThürTG-E ist es die Transparenz der Ver-

waltung zu vergrößern und die Möglichkeiten der Kontrolle staatlichen Handelns 

durch Bürger zu verbessern und damit die demokratische Meinungs- und Willensbil-

dung in der Gesellschaft zu fördern. Diese Ziele sind deckungsgleich mit den Zielen, 

die im jetzigen ThürIFG festgeschrieben sind. Beide Gesetze sollen einen Beitrag für 

eine größere Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz staatlichen Handelns leisten, öffent-

liche Diskussionen anregen und neue Ideen fördern oder zu diesen inspirieren. 

Natürlich soll der Zugang zu amtlichen Informationen nicht grenzenlos erfolgen. Per-

sonenbezogene Daten, öffentliche und private Belange müssen auch weiterhin ge-

schützt werden. Dabei gilt der Maßstab: So wenig Schutz wie möglich, so viel Schutz 

wie nötig. 

Das bisherige Thüringer Informationsfreiheitsgesetz ist noch kein „echtes“ Transpa-

renzgesetz, obwohl es bereits mit dem in § 11 Abs. 3 ThürIFG normierten Informati-

onsregister - neben dem Informationszugang auf Antrag - kleine Ansätze von aktiven 

                                            
4 Siehe hierzu 9.2 
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‐ Subventions- und Zuwendungsvergaben, 

‐ Leistungen an die öffentliche Hand,  

‐ die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -

vorbescheide mit Ausnahme von reiner Wohnbebauung mit maximal fünf 

Wohneinheiten,  

‐ die wesentlichen Daten von Unternehmen, an denen informationspflichtige 

Stellen beteiligt sind, einschließlich einer Darstellung der jährlichen Vergü-

tungen und Nebenleistungen für die Leitungsebene, 

‐ Informationen, für die bereits aufgrund anderer Rechtsvorschriften eine 

Veröffentlichungspflicht besteht, 

‐ Informationen, die im Rahmen des Antragsverfahrens elektronisch zugäng-

lich gemacht wurden, 

‐ Informationen von vergleichbarem öffentlichen Interesse 

 

Als veröffentlichungspflichtige Stellen sähe das Gesetz gem. § 4 ThürTG-E Behörden 

und Einrichtungen des Landes, Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise, die der 

Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts, sonstige Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen 

und natürliche und juristische Personen des Privatrechts bei öffentlicher Aufgaben-

wahrnehmung vor. Für Kommunen würde nach dem Vorschlag zum ThürTG-E gem. 

§§ 7 Abs. 4, 24 Abs. 1 ThürTG eine Übergangsfrist hinsichtlich der Veröffentlichung 

der Informationen bestehen. Als Formel würde „3+2“ gelten, das heißt die Veröffentli-

chungspflicht im Transparenzregister gilt für die Gemeinden, Gemeindeverbände und 

Landkreise drei Jahre nach der in § 24 geregelten Übergangsregelung. § 24 ThürTG 

sieht vor, dass die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzes 

durch das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium innerhalb von 

zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes herzustellen sind. 

Ein individueller Antrag auf Informationszugang kann gegenüber Behörden und Ein-

richtungen des Landes, Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise, die der Auf-

sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-

fentlichen Rechts, und sonstigen Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrneh-

men, gestellt werden. Das ThürTG-E gilt zudem für natürlichen und juristischen Per-

sonen des Privatrechts bei öffentlicher Aufgabenwahrnehmung. 
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Nach dem jetzigen ThürIFG kann der Antrag auf Informationszugang gegenüber Be-

hörden, Einrichtungen und sonstige öffentliche Stellen des Landes, der Gemeinden 

und Gemeindeverbände sowie für die sonstigen der Aufsicht des Landes unterste-

henden juristischen Personen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen ge-

stellt werden, soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form öffentlich-

rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Gegenüber natürlichen und juristi-

schen Personen des Privatrechts gilt das ThürIFG bei öffentlicher-rechtlicher Aufga-

benwahrnehmung. 

 

Derzeit ist das Thüringer Umweltinformationsgesetz (ThürUIG) ein eigenständiges 

Gesetz, obwohl sich das ThürIFG und das ThürUIG dem Grunde nach gleichen. Die-

sem Umstand hat der Vorschlag zu einem ThürTG-E insoweit Rechnung getragen, 

dass nunmehr das ThürUIG in das ThürTG-E integriert wurde.  

 

Bezüglich der Kosten sieht der Vorschlag zu einem ThürTG-E gem. § 21 ThürTG-E 

vor, dass für öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz Verwaltungskosten (Gebüh-

ren und Auslagen) zu erheben sind. Die Erteilung einfacher mündlicher, schriftlicher, 

oder elektronischer Auskünfte, für Informationen, die nach diesem Gesetz veröffentli-

chungspflichtig sind, sowie bei der Einsichtnahme der Informationen vor Ort, sind 

keine Verwaltungskosten zu erheben. Die Gebührenpflicht besteht nicht, wenn der 

Antrag auf Informationszugang abgelehnt wird. Über die voraussichtlichen Kosten ist 

der Antragsteller vorab zu informieren. 

Ausdrücklich festgeschrieben ist nunmehr, dass die Gebühren auch unter Berück-

sichtigung des Verwaltungsaufwands so zu bemessen sind, dass der Informations-

anspruch wirksam in Anspruch genommen werden kann (Äquivalenzprinzip).  

Das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium wird zudem ermächtigt, 

im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium die Verwaltungskos-

tentatbestände, die Gebührensätze und die Höhe der Auslagen durch Rechtsverord-

nung zu bestimmen. Ob der Gesetzgeber eine Höchstgebühr im Gesetz festschreibt 

oder dies in einer Rechtsverordnung regelt, hat der TLfDI offengelassen.   

 

Beide Gesetze erkennen schutzwürdige Bereiche an. Im derzeitigen ThürIFG sind 

folgende signifikante Bereiche geschützt: 
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‐ Subventions- und Zuwendungsvergaben, 

‐ Leistungen an die öffentliche Hand,  

‐ die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -

vorbescheide mit Ausnahme von reiner Wohnbebauung mit maximal fünf 

Wohneinheiten,  

‐ die wesentlichen Daten von Unternehmen, an denen informationspflichtige 

Stellen beteiligt sind, einschließlich einer Darstellung der jährlichen Vergü-

tungen und Nebenleistungen für die Leitungsebene, 

‐ Informationen, für die bereits aufgrund anderer Rechtsvorschriften eine 

Veröffentlichungspflicht besteht, 

‐ Informationen, die im Rahmen des Antragsverfahrens elektronisch zugäng-

lich gemacht wurden, 

‐ Informationen von vergleichbarem öffentlichen Interesse 

 

Als veröffentlichungspflichtige Stellen sähe das Gesetz gem. § 4 ThürTG-E Behörden 

und Einrichtungen des Landes, Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise, die der 

Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts, sonstige Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen 

und natürliche und juristische Personen des Privatrechts bei öffentlicher Aufgaben-

wahrnehmung vor. Für Kommunen würde nach dem Vorschlag zum ThürTG-E gem. 

§§ 7 Abs. 4, 24 Abs. 1 ThürTG eine Übergangsfrist hinsichtlich der Veröffentlichung 

der Informationen bestehen. Als Formel würde „3+2“ gelten, das heißt die Veröffentli-

chungspflicht im Transparenzregister gilt für die Gemeinden, Gemeindeverbände und 

Landkreise drei Jahre nach der in § 24 geregelten Übergangsregelung. § 24 ThürTG 

sieht vor, dass die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzes 

durch das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium innerhalb von 

zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes herzustellen sind. 

Ein individueller Antrag auf Informationszugang kann gegenüber Behörden und Ein-

richtungen des Landes, Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise, die der Auf-

sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-

fentlichen Rechts, und sonstigen Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrneh-

men, gestellt werden. Das ThürTG-E gilt zudem für natürlichen und juristischen Per-

sonen des Privatrechts bei öffentlicher Aufgabenwahrnehmung. 



90

90 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

‐ der Landtag,  

‐ der Rechnungshof,  

‐ öffentliche Stellen im Wettbewerb,  

‐ Universitäten, Forschungseinrichtungen Hochschulen, Schulen, Bildungs- 

und Prüfeinrichtungen,  

‐ die öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten,  

‐ die Landesmedienanstalt,  

‐ die Gerichte,  

‐ die Staatsanwaltschaften,  

‐ das Amt für Verfassungsschutz,  

‐ Finanzbehörden,  

‐ die öffentliche Sicherheit, 

‐ der behördliche Entscheidungsprozess 

‐ personenbezogene Daten,  

‐ Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

‐ Informationen von Stellen, die nicht unter das Gesetz fallen 

‐ vertraulich erhobene und übermittelte Informationen 

‐ die notwenige Vertraulichkeit von Beratungen öffentlicher Stellen 

‐ fiskalische Interessen   

‐ vorübergehend beigezogene Information 

Zudem besteht grundsätzlich kein Informationszugang bei einer missbräuchlichen 

Antragstellung oder wenn der Informationszugang mit einem unverhältnismäßigem 

Verwaltungsaufwand verbunden ist. 

 

Zu den geschützten signifikanten Bereichen im ThürTG-E würden unter anderem 

gehören: 

‐ der Landtag, 

‐ der Rechnungshof, 

‐ die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in Bezug auf journalistisch-

redaktionelle Informationen, 

‐ das Amt für Verfassungsschutz (aber keine Bereichsausnahme mehr, nur 

Schutz bei nachteiligen Auswirkungen auf Sicherheitsbelange), 

‐ Forschung, Lehre, Leistungsbeurteilungen, 
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‐ Vorgänge der Steuerfestsetzung, Steuererhebung, 

‐ Prognosen, Bewertung für Geltendmachung oder Abwehr von Ansprüchen, 

‐ Gerichte, Staatsanwaltschaften, Polizei, 

‐ der behördlicher Entscheidungsprozess, 

‐ personenbezogene Daten,  

‐ Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. 

Dem Gesetzgeber bleibt es - vor dem Hintergrund eines möglichst umfassenden 

Transparenzgesetzes - natürlich vorbehalten, die geschützten Bereiche weiter zu 

reduzieren. Im Vorschlag zu einem ThürTG-E wurde jedoch bereits gem. § 17 

ThürTG-E eine Abwägungsklausel aufgenommen, nach der das Recht auf Informati-

onszugang und das Informationsinteresse der Öffentlichkeit mit den in §§ 14 bis 16 

ThürTG-E entgegenstehenden Belangen abzuwägen sind. Überwiegt das Recht auf 

Informationszugang oder das Informationsinteresse der Öffentlichkeit, so sind die 

Informationen zugänglich zu machen. 

 

Auch das Prüfungsrecht des TLfDI soll sich nach dem Vorschlag zum ThürTG-E ver-

ändern. Das jetzige ThürIFG sieht zwar vor, dass die in § 2 Abs. 1 ThürIFG genann-

ten Stellen verpflichtet sind, den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit und 

seine Beauftragten in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Dem Landesbe-

auftragten für die Informationsfreiheit ist dabei insbesondere Auskunft zu seinen Fra-

gen zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten zu verschaffen, die im 

Zusammenhang mit dem Informationsanliegen stehen und Zutritt zu den Diensträu-

men zu gewähren, aber nur soweit Ablehnungsgründe nach den §§ 7 und 8 und 

Rechte Dritter wegen Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen nach § 9 Abs. 1 nicht 

entgegenstehen. Dies ist ein bundesweites Unikat und schränkt die Kontrollbefugnis 

des TLfDI ein. 

Das Prüfungsrecht des TLfDI nach dem ThürTG-E wäre insoweit gestärkt, als die 

informationspflichtigen Stellen verpflichtet sind, den Thüringer Landesbeauftragten 

für die Informationsfreiheit bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. Dem 

Thüringer Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit ist dabei insbesondere 

Auskunft zu seinen Fragen zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten zu 

verschaffen, die im Zusammenhang mit dem Informationsanliegen stehen und Zutritt 

zu den Diensträumen zu gewähren. Besondere Berufs- oder Amtsgeheimnisse ste-
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‐ der Landtag,  

‐ der Rechnungshof,  

‐ öffentliche Stellen im Wettbewerb,  

‐ Universitäten, Forschungseinrichtungen Hochschulen, Schulen, Bildungs- 

und Prüfeinrichtungen,  

‐ die öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten,  

‐ die Landesmedienanstalt,  

‐ die Gerichte,  

‐ die Staatsanwaltschaften,  

‐ das Amt für Verfassungsschutz,  

‐ Finanzbehörden,  

‐ die öffentliche Sicherheit, 

‐ der behördliche Entscheidungsprozess 

‐ personenbezogene Daten,  

‐ Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

‐ Informationen von Stellen, die nicht unter das Gesetz fallen 

‐ vertraulich erhobene und übermittelte Informationen 

‐ die notwenige Vertraulichkeit von Beratungen öffentlicher Stellen 

‐ fiskalische Interessen   

‐ vorübergehend beigezogene Information 

Zudem besteht grundsätzlich kein Informationszugang bei einer missbräuchlichen 

Antragstellung oder wenn der Informationszugang mit einem unverhältnismäßigem 

Verwaltungsaufwand verbunden ist. 

 

Zu den geschützten signifikanten Bereichen im ThürTG-E würden unter anderem 

gehören: 

‐ der Landtag, 

‐ der Rechnungshof, 

‐ die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in Bezug auf journalistisch-

redaktionelle Informationen, 

‐ das Amt für Verfassungsschutz (aber keine Bereichsausnahme mehr, nur 

Schutz bei nachteiligen Auswirkungen auf Sicherheitsbelange), 

‐ Forschung, Lehre, Leistungsbeurteilungen, 
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hen dem nicht entgegen. Eine Einschränkung der Rechte wie sie im jetzigen ThürIFG 

normiert sind, existiert nicht mehr. Darüber hinaus ist im Rahmen des Widerspruchs-

verfahrens dem Thüringer Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit Gelegen-

heit zur Stellungnahme zu geben. 

 

Der Vorschlag zu einem ThürTG-E sieht weiterhin vor, dass ein interner Informations-

freiheitsbeauftragter bestellt werden soll. Dieser berät und unterstützt die informati-

onspflichtige Stelle und fördert die Umsetzung dieses Gesetzes. Das Amt kann vom 

behördlichen Datenschutzbeauftragten wahrgenommen werden. 

 

§ 19 ThürTG-E sieht ferner eine Förderungspflicht der Landesregierung vor. Danach 

wirkt die Landesregierung darauf hin, dass die informationspflichtigen Stellen die In-

formationspflicht in einer dem Gesetzeszweck Rechnung tragenden Weise erfüllen. 

Dies kann zum Beispiel durch Schulungen und Informationsveranstaltungen erfolgen. 

Schließlich sieht der Vorschlag gem. § 25 ThürTG-E die Evaluierung des Gesetzes 

vor, um es auf die fortschreitende Entwicklung anpassungsfähig zu machen. 

 

Bildlich lässt sich der Vergleich zwischen ThürIFG und einem ThürTG wie folgt dar-

stellen: 
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Der TLfDI hat seinen Vorschlag für ein ThürTG-E im Februar 2016 an die zuständi-

gen Stellen übersandt. Ob und inwieweit die Vorschläge des TLfDI Einzug in ein 

mögliches Transparenzgesetz finden werden, wird sich zeigen. 

 
9.2. Vorschlag für einen möglichen Gesetzentwurf eines Thüringer Transpa-

renzgesetzes (ThürTG) 
 

Vorblatt 
 
Der vorliegende Vorschlag für ein Thüringer Transparenzgesetz soll als Diskussions-

grundlage für ein solches Gesetz dienen. Der Thüringer Landesbeauftragte für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit (TLfDI) hat sich dabei - wie im Koalitionsver-

trag zwischen den Parteien DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für die 

6. Wahlperiode des Thüringer Landtages ausgeführt - an den Regelungen des Ham-

burgischen Transparenzgesetzes und des Rheinland-Pfälzischen Transparenzgeset-

zes orientiert. Der Entwurf soll nicht als abschließendes Dokument betrachtet wer-

den, sondern offen sein für weitere Anregungen, Erörterungen und Diskussionen, um 

schließlich einen für alle Beteiligten gangbaren Weg zu ebnen.  

Der Vorschlag fasst das Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen einschließlich 

der Umweltinformationen in einem einheitlichen Gesetz zusammen, und darüber hin-

aus enthält er eine aktive Transparenzverpflichtung der informationspflichtigen Stel-

len. Auch die Thüringer Kommunen würden nach dem Vorschlag des TLfDI der akti-

ven Veröffentlichungspflicht unterworfen werden; ihnen wird jedoch hierfür eine aus-

reichende Umsetzungsphase gewährt. In der Umsetzungsphase sollten die Mitarbei-

ter der öffentlichen Stellen angemessen geschult werden.  

Der Veröffentlichungspflicht unterliegen nach dem Vorschlag Gesetze und Rechts-

verordnungen, Beschlüsse der Landesregierung, Berichte und Mitteilungen der Lan-

desregierung an den Landtag, in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse nebst den 

zugehörigen Protokollen und Anlagen, Verträge der Daseinsvorsorge, wesentliche 

Inhalte von Verträgen von allgemeinem öffentlichen Interesse, Haushalts-, Stellen-, 

Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne, Verwaltungsvorschriften, 

Dienstanweisungen, amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte, Gutachten und Stu-

dien, soweit sie von Behörden in Auftrag gegeben wurden, in die Entscheidung der 
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Behörde einfließen oder eingeflossen sind oder ihrer Vorbereitung dienen, Geodaten, 

geeignete Verbraucherinformationen nach dem Gesetz zur Verbesserung der ge-

sundheitsbezogenen Verbraucherinformationen, die von informationspflichtigen Stel-

len erstellten öffentlichen Pläne, Subventions- und Zuwendungsvergaben, Leistun-

gen an die öffentliche Hand, die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigun-

gen und -vorbescheide mit Ausnahme von reiner Wohnbebauung mit maximal fünf 

Wohneinheiten, die wesentlichen Daten von Unternehmen, an denen informations-

pflichtige Stellen beteiligt sind, einschließlich einer Darstellung der jährlichen Vergü-

tungen und Nebenleistungen für die Leitungsebene, Informationen, für die bereits 

aufgrund anderer Rechtsvorschriften eine Veröffentlichungspflicht besteht, Informati-

onen, die im Rahmen des Antragsverfahrens elektronisch zugänglich gemacht wur-

den sowie Informationen von vergleichbarem öffentlichen Interesse. Offen gelassen 

hat der TLfDI in § 7 des Entwurfes eine konkrete Bezifferung der Auftragswerte bzw. 

Beträge (rot markiert), da dem TLfDI hierzu weitergehende Kenntnisse für Thüringen 

fehlen. Die Auftragswerte bzw. Beträge sollten im Rahmen eines weiteren Beteili-

gungsverfahrens festgelegt werden, sofern man nicht ganz von ihnen absieht.  

Ebenfalls rot markiert, weil diskussionswürdig, ist die in § 24 des Entwurfes enthalte-

ne Frist für das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium zur Schaf-

fung der technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzentwurfs. 

Die Liste der veröffentlichungspflichtigen Informationen in § 7 des Entwurfes soll 

nicht als abschließend gewertet werden. Vielmehr können auch hier noch weitere 

Informationen ergänzt werden. 

Auch die konkrete Bezifferung (nicht das „Ob“) einer Höchstgebühr (§ 21 des Vor-

schlags) im Rahmen eines Antragsverfahrens hat der TLfDI zunächst für eine weitere 

Debatte offen gelassen. Ferner sollte die Entscheidung, ob die Gebühr im Gesetz 

oder erst in einer Rechtsverordnung festgelegt wird, im Rahmen des weiteren Ver-

fahrens zur Diskussion gestellt werden. Aus informationsfreiheitsrechtlicher Sicht wä-

re es sehr zu begrüßen, wenn die Beträge möglichst niedrig und damit informations-

freundlich festgelegt würden. Im Rahmen der Kosten hat der TLfDI zudem aufge-

nommen, dass die Gebühren so zu bemessen sind, dass die Informationsfreiheit 

wirksam in Anspruch genommen werden kann. 
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Der Entwurf stärkt auch die Stellung des TLfDI. Seine Kontrollrechte werden jetzt 

nicht mehr durch das Vorliegen von Ausschlussgründen ausgehebelt, so wie es im 

aktuell geltenden Thüringer Informationsfreiheitsgesetz noch der Fall ist.  

Aufgenommen wurde eine Regelung zur Evaluierung des Gesetzes, um die Auswir-

kungen und die Wirksamkeit des Gesetzes zu bewerten. 

Der TLfDI bietet den Beteiligten im weiteren Verfahren weiter gerne seine beratende 

Unterstützung an. 

 

Problem und Regelungsbedürfnis 
 
Die demokratische Gesellschaft lebt von einer aktiven Partizipation der Bürger. Vo-

raussetzung dafür ist, dass sich die Bürger selbstständig und unzensiert informieren 

können, der Staat seine vorhandenen Informationen zur Verfügung stellt und seine 

Handlungen transparent gestaltet und zugänglich macht. Der vom Staat und der Poli-

tik vorgehaltene Informationsschatz enthält ein enormes Potential, das die Bürger 

nutzen können. Er ermöglicht zum einen die Kontrolle des staatlichen Handelns, zum 

anderen kann er als Informationsquelle für neue und innovative Ideen, die letztend-

lich auch dem Staat zugutekommen können, genutzt werden. 

Nach dem bestehenden Thüringer Informationsfreiheitsgesetz werden Informationen 

grundsätzlich nur auf Antrag gewährt. Eine Verpflichtung der öffentlichen Stellen, ihre 

Informationen eigenständig zu veröffentlichen, existiert derzeit nur in einem mäßigen 

Umfang. Zudem sind die Kommunen nach der jetzigen Rechtslage nicht verpflichtet, 

sondern nur berechtigt, Informationen in das Thüringer Informationsregister einzu-

stellen. Der Bürger muss oft den mühsamen und ergebnisoffenen Weg der Antrag-

stellung beschreiten, um an Informationen zu gelangen. Zudem drohen ihm Kosten. 

Dies kann durch eine aktive Veröffentlichungspflicht aller informationspflichtigen Stel-

len, Informationen und entsprechende Dokumente in ein barrierefreies, zentrales 

Transparenzregister einzustellen, verbessert werden. Neben der Veröffentlichungs-

pflicht bleibt der Informationszugang auf Antrag bestehen, um den Bürgern einen 

individuellen Zugang auch zu nicht veröffentlichungspflichtigen Informationen zu ge-

währleisten. 
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Lösung 
 
Im Koalitionsvertrag zwischen den Parteien DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN für die 6. Wahlperiode des Thüringer Landtages wurde festgelegt, dass 

das Informationsfreiheitsgesetz zu einem echten Transparenzgesetz nach dem Vor-

bild Hamburgs unter Einbeziehung der Erfahrungen auch anderer Bundesländer fort-

entwickelt, die proaktive Veröffentlichung von Informationen durch die staatliche 

Verwaltung ausgebaut, die Bereichsausnahmen sowie die Versagensgründe auf das 

verfassungsrechtliche zwingend gebotene Maß reduziert und Open-Data-Prinzipien 

in vollem Umfang berücksichtigt werden sollen. 

Ein Thüringer Transparenzgesetz soll das Recht auf Zugang zu amtlichen Informati-

onen einschließlich der Umweltinformationen in einem einheitlichen Gesetz zusam-

menfassen und darüber hinaus eine weitgehende Transparenzverpflichtung enthal-

ten. Die Zusammenführung des Thüringer Transparenzgesetzes und des Thüringer 

Umweltinformationsgesetzes, das die Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates (ABl. 

EU Nr. L 41 S. 26) umsetzt, erscheint sinnvoll, da sich beide Gesetze in ihren 

Grundsätzen gleichen. Gleichzeitig wird es für den Bürger einfacher, seine Informati-

onsrechte auf eine einheitliche gesetzliche Grundlage stützen zu können, so wie es 

bereits in Schleswig-Holstein seit 2012 gelebte Praxis und in Rheinland-Pfalz im 

Landestransparenzgesetz geregelt ist. Darüber hinaus werden nunmehr auch die zu 

veröffentlichten Umweltinformationen zentral abrufbar sein. 

 

Dazu sollen in dem elektronischen Transparenzregister die in dem Gesetz festgeleg-

ten veröffentlichungspflichtigen Informationen eingestellt werden. Diesbezüglich wäre 

zu prüfen, ob das bestehende Thüringer Informationsregister zu einem Transparenz-

register erweitert werden kann. Der Zugang zu diesem Transparenzregister und die 

Informationsbeschaffung sollen dabei so einfach wie möglich für die Bürger gestaltet 

werden. 

 

Alternativen 
 
Keine. 
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Kosten 
 
Der TLfDI hat keine Kenntnis über die verfügbare IT-Struktur der Kommunen und 

anderen öffentlichen Stellen in Thüringen, sodass eine genaue Kostenprognose hier 

nicht möglich ist. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass grundsätzlich zunächst 

Kosten für die informationspflichtigen Stellen entstehen. Zu beachten ist jedoch, dass 

zum einen insbesondere den Kommunen eine längere Frist zur Umsetzung hinsicht-

lich der Veröffentlichungspflicht zugestanden wird. Zum anderen können durch eine 

aktive Veröffentlichung von Informationen zukünftig Anfragen vermieden werden, 

was zu einer Entlastung der Verwaltung führen kann. Darüber hinaus kann eine Ver-

öffentlichung von amtlichen Informationen zu einer noch besseren Akzeptanz von 

politischen oder behördlichen Entscheidungen bei den Bürgerinnen und Bürgern bei-

tragen. 

 

Thüringer Transparenzgesetz 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 
Thüringer Transparenzgesetz 

 

Inhaltsübersicht 

 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Gesetzeszweck 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

§ 3 Umfang der Transparenzpflicht 

§ 4 Anwendungsbereich 

§ 5 Informationsrecht 

 

Abschnitt 2 
Transparenzregister 
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bereits in Schleswig-Holstein seit 2012 gelebte Praxis und in Rheinland-Pfalz im 

Landestransparenzgesetz geregelt ist. Darüber hinaus werden nunmehr auch die zu 
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Dazu sollen in dem elektronischen Transparenzregister die in dem Gesetz festgeleg-

ten veröffentlichungspflichtigen Informationen eingestellt werden. Diesbezüglich wäre 

zu prüfen, ob das bestehende Thüringer Informationsregister zu einem Transparenz-
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§ 6 Einrichtung, Betrieb und Nutzung 

§ 7 Veröffentlichungspflichtige Informationen 

§ 8 Ausgestaltung der veröffentlichten Informationen 

§ 9 Unterstützung beim Informationszugang 

 

Abschnitt 3 
Informationszugang auf Antrag 

 
§ 10 Antrag 

§ 11 Entscheidung 

§ 12 Zugang 

§ 13 Verfahren bei Beteiligung Dritter 

 

Abschnitt 4 
Ausschlussgründe 

 

§ 14 Öffentliche Belange 

§ 15 Behördlicher Entscheidungsprozess 

§ 16 Schutz anderer Belange 

§ 17 Abwägung 

 

Abschnitt 5 
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Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Gesetzeszweck 
Zweck dieses Gesetzes ist es, unter Wahrung schutzwürdiger Belange, amtliche In-
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vorhandenen Aufzeichnungen, unabhängig von der Art ihrer Speicherung; Entwürfe 
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und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht da-

zu.  

 

(3) Umweltinformationen sind unabhängig von der Art ihrer Speicherung, alle Daten 

über 

1. den Zustand von Umweltbestandteilen, wie Luft und Atmosphäre, Wasser, 

Boden, Landschaft und natürliche Lebensräume einschließlich Feuchtgebiete, 

Küsten- und Meeresgebiete, die Artenvielfalt und ihre Bestandteile, einschließ-

lich gentechnisch veränderter Organismen, sowie die Wechselwirkungen zwi-

schen diesen Bestandteilen, 

2. Faktoren, wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung, Abfälle aller Art sowie 

Emissionen, Ableitungen und sonstige Freisetzungen von Stoffen in die Um-

welt, die sich auf die Umweltbestandteile im Sinne der Nummer 1 auswirken 

oder wahrscheinlich auswirken, 

3.  Maßnahmen oder Tätigkeiten, die 

a. sich auf die Umweltbestandteile im Sinne der Nummer 1 oder auf Fak-

toren im Sinne der Nummer 2 auswirken oder wahrscheinlich auswirken 

oder 

b. den Schutz von Umweltbestandteilen im Sinne der Nummer 1 bezwe-

cken; zu den Maßnahmen gehören auch politische Konzepte, Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften, Abkommen, Umweltvereinbarungen, Plä-

ne und Programme, 

4. Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts, 

5. Kosten-Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche Analysen und Annah-

men, die im Rahmen der in Nummer 3 genannten Maßnahmen und Tätigkei-

ten verwendet werden oder 

6. den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit, gegebenenfalls 

einschließlich der Kontamination der Lebensmittelkette, die Lebensbedingun-

gen des Menschen sowie Kulturstätten und Bauwerke, soweit sie jeweils vom 

Zustand der Umweltbestandteile im Sinne der Nummer 1 oder von Faktoren, 

Maßnahmen oder Tätigkeiten im Sinne der Nummern 2 und 3 betroffen sind 

oder sein können. 
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(4) Dritte sind diejenigen, über die Informationen, insbesondere personenbezogene 

Daten, vorliegen.  

 

(5) Transparenzregister ist ein zentral zu führendes, elektronisches und allgemein 

zugängliches Register, das alle nach diesem Gesetz zu veröffentlichenden Informati-

onen enthält.  

 

(6) Die Informationspflicht umfasst die Auskunfts- und die Veröffentlichungspflicht.  

 

(7) Die Auskunftspflicht ist die Pflicht, Informationen auf Antrag nach Maßgabe die-

ses Gesetzes zugänglich zu machen.  

 

(8) Die Veröffentlichungspflicht ist die Pflicht, Informationen in das Transparenzregis-

ter nach Maßgabe dieses Gesetzes einzustellen.  

 

§ 3 Umfang der Transparenzpflicht 
(1) Informationen sind gemäß den Bestimmungen des Zweiten Abschnitts dieses 

Gesetzes zu veröffentlichen. Der Zugang zu Informationen auf Antrag ist gemäß den 

Bestimmungen des Dritten Abschnitts dieses Gesetzes zu gewähren.  

 

(2) Der Informationspflicht unterliegen Informationen, die bei den informationspflichti-

gen Stellen vorhanden sind oder die durch eine andere Stelle für sie bereitgehalten 

werden. Ein Bereithalten liegt vor, wenn eine natürliche oder juristische Person, die 

selbst nicht informationspflichtige Stelle ist, Informationen für eine informationspflich-

tige Stelle aufbewahrt und für die diese Stelle einen Übermittlungsanspruch hat.  

 

(3) Das Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen kann nicht durch Rechtsge-

schäft ausgeschlossen oder beschränkt werden. Informationspflichtige Stellen haben 

ihre Vertragspartner vor Vertragsschluss auf die Informationspflicht nach diesem Ge-

setz hinzuweisen.  

 

§ 4 Anwendungsbereich 
(1) Informationspflichtige Stellen sind  
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a) Behörden und Einrichtungen des Landes, 

b) Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise, 

c) die der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

d) sonstige Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen. 

 

(2) Einer Behörde steht eine natürliche oder juristische Person des Privatrechts 

gleich, soweit eine Behörde sich dieser Person zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient 

oder dieser Person die Erfüllung dieser Aufgaben übertragen wurde.  

 

(3) Für den Zugang zu Umweltinformationen sind informationspflichtige Stellen auch 

natürliche oder juristische Personen des Privatrechts, soweit sie im Zusammenhang 

mit der Umwelt eigenverantwortlich öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffentli-

che Dienstleistungen erbringen und dabei der Kontrolle einer juristischen Person des 

öffentlichen Rechts nach Abs. 1 unterliegen; Kontrolle in diesem Sinne liegt vor, 

wenn eine oder mehrere der in Halbsatz 1 genannten juristischen Personen des öf-

fentlichen Rechts allein oder zusammen, unmittelbar oder mittelbar 

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unternehmens besitzen, 

b) über die Mehrheit der mit den Anteilen des Unternehmens verbundenen Stimm-

rechte verfügen oder 

c) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsor-

gans des Unternehmens bestellen können.  

Öffentliche Gremien, die die Landesregierung und andere Stellen der öffentlichen 

Verwaltung beraten, gelten als Teil der Stelle, die deren Mitglieder beruft.  

 

(4) Dieses Gesetz gilt für den Landtag, die Gerichte sowie die Strafverfolgungs- und 

Strafvollstreckungsbehörden nur, soweit sie Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 

wahrnehmen.  

 

(5) Dieses Gesetz gilt nicht für den Rechnungshof, soweit er in richterlicher Unab-

hängigkeit tätig geworden ist. Dies gilt nicht für seine Berichte.  
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(6) Das Gesetz gilt nicht für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten hinsichtlich jour-

nalistisch-redaktioneller Informationen. Soweit sie andere öffentliche Aufgaben wahr-

nehmen, gilt dieses Gesetz nur, wenn dies staatsvertraglich geregelt ist.  

 

(7) Dieses Gesetz gilt für Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen, Hochschu-

len, Schulen sowie für Bildungs- und Prüfungseinrichtungen nur, soweit sie nicht im 

Bereich von Forschung und Lehre, Leistungsbeurteilungen und Prüfungen tätig wer-

den. Die gilt nicht in Bezug auf Umweltinformationen. 

 

(8) Dieses Gesetz gilt nicht für steuerrechtliche Verfahren nach der Abgabenordnung. 

 

§ 5 Informationsrecht 
(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf die Bereitstellung und 

Veröffentlichung der Informationen in dem Transparenzregister sowie auf den Zu-

gang zu diesen Informationen.  

 

(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften den Zugang zu Informationen, die Aus-

kunftserteilung, die Übermittlung oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln, ge-

hen diese Rechtsvorschriften mit Ausnahme des § 29 des Thüringer Verwaltungsver-

fahrensgesetzes den Bestimmungen dieses Gesetzes vor.  

 
Abschnitt 2 
 
Transparenzregister 

 

§ 6 Einrichtung, Betrieb, Nutzung 
(1) Das Land errichtet und betreibt das Transparenzregister, in dem, vorbehaltlich der 

§§ 14 bis 16, die in § 7 genannten Informationen in elektronischer Form zugänglich 

gemacht werden.  

 

(2) Der Zugang zu dem Transparenzregister ist für jedermann kostenlos und anonym 

zu gewähren.  
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a) Behörden und Einrichtungen des Landes, 

b) Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise, 

c) die der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

d) sonstige Stellen, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen. 
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gleich, soweit eine Behörde sich dieser Person zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient 

oder dieser Person die Erfüllung dieser Aufgaben übertragen wurde.  
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öffentlichen Rechts nach Abs. 1 unterliegen; Kontrolle in diesem Sinne liegt vor, 
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c) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsor-

gans des Unternehmens bestellen können.  

Öffentliche Gremien, die die Landesregierung und andere Stellen der öffentlichen 

Verwaltung beraten, gelten als Teil der Stelle, die deren Mitglieder beruft.  

 

(4) Dieses Gesetz gilt für den Landtag, die Gerichte sowie die Strafverfolgungs- und 

Strafvollstreckungsbehörden nur, soweit sie Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
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hängigkeit tätig geworden ist. Dies gilt nicht für seine Berichte.  
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(3) Das Informationsregister enthält eine anonyme Rückmeldefunktion. Diese soll 

dem Nutzer ermöglichen, vorhandene Informationen zu bewerten oder auf Informati-

onswünsche oder Informationsdefizite hinzuweisen.  

 

(4) Die Errichtung und der Betrieb des Transparenzregisters obliegen dem für das 

Informationsfreiheitsrecht zuständigen Ministerium. 

 

§ 7 Veröffentlichungspflichtige Informationen (siehe Vorblatt) 
(1) Veröffentlichungspflichtig sind vorbehaltlich der §§ 14 bis 16:  

1. Gesetze und Rechtsverordnungen, 

2. Beschlüsse der Landesregierung, 

3. Berichte und Mitteilungen der Landesregierung an den Landtag, 

4. in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse nebst den zugehörigen Protokollen 

und Anlagen, 

5. Verträge der Daseinsvorsorge (ab einem Auftragswert von XY), 

6. wesentliche Inhalte von Verträgen von allgemeinem öffentlichen Interesse (ab 

einem Auftragswert XY), 

7. Haushalts-, Stellen-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne, 

8. Verwaltungsvorschriften, Dienstanweisungen, 

9. amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte, 

10. Gutachten und Studien, soweit sie von Behörden in Auftrag gegeben wurden, 

in die Entscheidung der Behörde einfließen oder eingeflossen sind oder ihrer 

Vorbereitung dienen, 

11. Geodaten, 

12. geeignete Verbraucherinformationen nach dem Gesetz zur Verbesserung der 

gesundheitsbezogenen Verbraucherinformationen.  

13. die von informationspflichtigen Stellen erstellten öffentlichen Pläne, 

14. Subventions- und Zuwendungsvergaben (ab einem Gesamtbetrag von XY Eu-

ro), 

15. Leistungen an die öffentliche Hand (ab einem Gesamtbetrag von XY Euro), 

16. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -vorbescheide 

mit Ausnahme von reiner Wohnbebauung mit maximal fünf Wohneinheiten,  



105

105 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

17. die wesentlichen Daten von Unternehmen, an denen informationspflichtige 

Stellen beteiligt sind, einschließlich einer Darstellung der jährlichen Vergütun-

gen und Nebenleistungen für die Leitungsebene, 

18. Informationen, für die bereits aufgrund anderer Rechtsvorschriften eine Veröf-

fentlichungspflicht besteht, 

19. Informationen, die im Rahmen des Antragsverfahrens elektronisch zugänglich 

gemacht wurden, 

20. Informationen von vergleichbarem öffentlichen Interesse. 

 

(2) Daneben unterliegen vorbehaltlich der §§ 14 - 16 die folgenden Umweltinformati-

onen der Veröffentlichungspflicht:  

1. der Wortlaut von völkerrechtlichen Verträgen, das von den Organen der Euro-

päischen Gemeinschaften erlassene Gemeinschaftsrecht sowie Rechtsvor-

schriften von Bund, Ländern oder Kommunen über die Umwelt oder mit Bezug 

zur Umwelt, 

2. politische Konzepte sowie Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt, 

3. Berichte über den Stand der Umsetzung von Rechtsvorschriften sowie Plänen 

und Programmen nach den Nummern 1 und 2, sofern solche Berichte von den 

jeweiligen informationspflichtigen Stellen elektronisch ausgearbeitet worden 

sind oder bereitgehalten werden, 

4. Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von Tätig-

keiten, die sich auf die Umwelt auswirken oder wahrscheinlich auswirken, 

5. Zulassungsentscheidungen, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt ha-

ben, und Umweltvereinbarungen sowie 

6. zusammenfassende Darstellungen und Bewertungen der Umweltauswirkun-

gen nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 

vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757, ber. S. 2797) (BGBl. III 2129-20) in der 

jeweils geltenden Fassung und nach dem Thüringer UVP-Gesetz vom 6. Ja-

nuar 2003 (GVBl. S. 19) in der jeweils geltenden Fassung sowie Risikobewer-

tungen im Hinblick auf Umweltbestandteile nach § 2 Abs. 3 Nr. 1. 

7. Umweltzustandsberichte über den Zustand der Umwelt im Landesgebiet  

In Fällen des Satzes 1 Nr. 5 und 6 genügt zur Verbreitung die Angabe, wo solche 

Informationen zugänglich sind oder gefunden werden können. Im Fall einer unmittel-
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bar bevorstehenden Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt, unab-

hängig davon, ob diese Folge menschlicher Tätigkeit ist oder eine natürliche Ursache 

hat, haben die informationspflichtigen Stellen sämtliche Umweltinformationen, über 

die sie verfügen und die es der eventuell betroffenen Öffentlichkeit ermöglichen 

könnten, Maßnahmen zur Abwendung oder Begrenzung von Schäden infolge dieser 

Bedrohung zu ergreifen, unmittelbar und unverzüglich zu verbreiten. Verfügen meh-

rere informationspflichtige Stellen über solche Informationen, sollen sie sich bei de-

ren Verbreitung abstimmen. Soweit informationspflichtige natürliche oder juristische 

Personen des Privatrechts gegenüber Landes- oder Kommunalbehörden besonderen 

bundes- oder landesrechtlichen Anzeige- oder Meldepflichten unterliegen, sollen sie 

sich bei der Verbreitung von Umweltinformationen mit der für die Entgegennahme 

der Anzeige oder Meldung zuständigen Behörde, im Übrigen mit dem Landesverwal-

tungsamt, abstimmen. Die Anforderungen an die Unterrichtung der Öffentlichkeit 

nach den Sätzen 1 - 4 können auch dadurch erfüllt werden, dass Verknüpfungen zu 

Internet-Seiten eingerichtet werden, auf denen die zu verbreitenden Umweltinforma-

tionen zu finden sind. Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Sätzen 1 bis 5 kann 

auf bestimmte Stellen der öffentlichen Verwaltung oder private Stellen übertragen 

werden.  

 

(3) Andere Stellen, die nicht unter dieses Gesetz fallen oder nicht zur Veröffentli-

chung von Informationen nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet sind, können die 

bei ihnen vorhandenen Informationen in das Transparenzregister einstellen. 

 

(4) Die Veröffentlichungspflicht im Transparenzregister gilt für die Gemeinden, Ge-

meindeverbände und Landkreise drei Jahre nach der in § 24 geregelten Übergangs-

regelung. 

 

§ 8 Ausgestaltung der veröffentlichten Informationen 
(1) Die informationspflichtigen Stellen haben die Informationen unverzüglich im Voll-

text als elektronisches Dokument zu veröffentlichen. Alle Dokumente müssen leicht 

auffindbar, maschinell durchsuchbar und druckbar sein. Sie müssen in einem wie-

derverwendbaren Format vorliegen. Dieses muss auf frei zugänglichen Standards 

basieren.  
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(2) Die Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung der veröffentlichten Informatio-

nen ist frei, sofern nicht Rechte Dritter dem entgegenstehen. Nutzungsrechte nach 

Satz 1 haben sich die informationspflichtigen Stellen bei der Beschaffung der Infor-

mationen einräumen zu lassen, soweit dies für eine freie Nutzung, Weiterverwen-

dung und Verbreitung erforderlich ist.  

 

(3) Die veröffentlichten Informationen sind in angemessenen Abständen zu aktuali-

sieren. Bei einer Änderung soll neben der Änderung die jeweilige Fassung für jeden 

Zeitpunkt abrufbar sein. Die Informationen sollen mindestens zehn Jahre nach ihrer 

letzten Änderung vorgehalten werden.  

 

(4) Das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium wird ermächtigt, die 

zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen, insbesondere die 

konkreten Datenformate und Verfahrensabläufe, durch Rechtsverordnung zu regeln.  

 
§ 9 Unterstützung beim Informationszugang 
(1) Die informationspflichtigen Stellen treffen die erforderlichen technischen und or-

ganisatorischen Maßnahmen, die den Informationszugang erleichtern. Dazu zählen 

insbesondere die Benennung von Auskunftspersonen oder Informationsstellen und 

das Führen und Veröffentlichen von Verzeichnissen, aus denen sich die verfügbaren 

Informationssammlungen erkennen lassen. Die Verzeichnisse sollen in elektroni-

scher Form veröffentlicht werden. 

 

(2) Die informationspflichtigen Stellen sollen einen Beauftragten für den Zugang zu 

Informationen bestellen. Dieser berät und unterstützt die informationspflichtige Stelle 

und fördert die Umsetzung dieses Gesetzes. Das Amt kann vom behördlichen Da-

tenschutzbeauftragten wahrgenommen werden. § 10a Abs. 3 Thüringer Daten-

schutzgesetz gilt entsprechend.  

 

Abschnitt 3 

Informationszugang auf Antrag 
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bar bevorstehenden Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt, unab-

hängig davon, ob diese Folge menschlicher Tätigkeit ist oder eine natürliche Ursache 

hat, haben die informationspflichtigen Stellen sämtliche Umweltinformationen, über 

die sie verfügen und die es der eventuell betroffenen Öffentlichkeit ermöglichen 

könnten, Maßnahmen zur Abwendung oder Begrenzung von Schäden infolge dieser 

Bedrohung zu ergreifen, unmittelbar und unverzüglich zu verbreiten. Verfügen meh-

rere informationspflichtige Stellen über solche Informationen, sollen sie sich bei de-

ren Verbreitung abstimmen. Soweit informationspflichtige natürliche oder juristische 

Personen des Privatrechts gegenüber Landes- oder Kommunalbehörden besonderen 

bundes- oder landesrechtlichen Anzeige- oder Meldepflichten unterliegen, sollen sie 

sich bei der Verbreitung von Umweltinformationen mit der für die Entgegennahme 

der Anzeige oder Meldung zuständigen Behörde, im Übrigen mit dem Landesverwal-

tungsamt, abstimmen. Die Anforderungen an die Unterrichtung der Öffentlichkeit 

nach den Sätzen 1 - 4 können auch dadurch erfüllt werden, dass Verknüpfungen zu 

Internet-Seiten eingerichtet werden, auf denen die zu verbreitenden Umweltinforma-

tionen zu finden sind. Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Sätzen 1 bis 5 kann 

auf bestimmte Stellen der öffentlichen Verwaltung oder private Stellen übertragen 

werden.  

 

(3) Andere Stellen, die nicht unter dieses Gesetz fallen oder nicht zur Veröffentli-

chung von Informationen nach Absatz 1 oder Absatz 2 verpflichtet sind, können die 

bei ihnen vorhandenen Informationen in das Transparenzregister einstellen. 

 

(4) Die Veröffentlichungspflicht im Transparenzregister gilt für die Gemeinden, Ge-

meindeverbände und Landkreise drei Jahre nach der in § 24 geregelten Übergangs-

regelung. 

 

§ 8 Ausgestaltung der veröffentlichten Informationen 
(1) Die informationspflichtigen Stellen haben die Informationen unverzüglich im Voll-

text als elektronisches Dokument zu veröffentlichen. Alle Dokumente müssen leicht 

auffindbar, maschinell durchsuchbar und druckbar sein. Sie müssen in einem wie-

derverwendbaren Format vorliegen. Dieses muss auf frei zugänglichen Standards 

basieren.  
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§ 10 Antrag 

(1) Jeder hat, unabhängig von einer Veröffentlichung im Transparenzregister, nach 

Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf Zugang zu Informationen, die bei den in-

formationspflichten Stellen vorhanden sind. 

 

(2) Der Zugang wird auf Antrag gewährt. Der Antrag kann schriftlich, mündlich, zur 

Niederschrift oder elektronisch an die informationspflichtige Stelle gerichtet werden.  

 

(3) In den Fällen des § 4 Absatz 2 ist der Antrag an diejenige öffentliche Stelle zu 

richten, die sich der natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts zur Erfül-

lung ihrer Aufgaben bedient oder die dieser Person die Erfüllung der Aufgaben über-

tragen hat. Im Fall der Beleihung ist der Antrag gegenüber dem Beliehenen zu stel-

len. Bei gleichförmigen Anträgen von mehr als 50 Personen gelten die §§ 17 - 19 

Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung vom 1. Dezember 2014 in 

der jeweils geltenden Fassung entsprechend.  

 

(4) Bei Umweltinformationen sind in den Fällen des § 4 Absatz 3 die dort genannten 

Stellen unmittelbar auskunftspflichtig. Absatz 3 Satz 3 findet keine Anwendung. 

 

(5) Der Antrag muss hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen lassen, 

auf welche Informationen er gerichtet ist. Ist der Antrag zu unbestimmt, ist dem An-

tragsteller dies innerhalb eines Monats mitzuteilen und ihm Gelegenheit zur Präzisie-

rung des Antrags zu geben. Kommt der Antragsteller der Aufforderung zur Präzisie-

rung nach, beginnt der Lauf der Frist zur Beantwortung des Antrags erneut.  

 

(6) Ist die Stelle, an die der Antrag gerichtet wurde, nicht die zuständige Stelle, leitet 

sie den Antrag an die zuständige Stelle weiter, wenn ihr diese bekannt ist und der 

Antragsteller in die Weiterleitung eingewilligt hat. Anstelle der Weiterleitung kann die 

Stelle den Antragsteller auf die ihr bekannte informationspflichtige Stelle hinweisen, 

die über die Informationen verfügt. (§ 4 Abs. 3 ThürUIG) 
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§ 11 Entscheidung 
(1) Über den Antrag hat die informationspflichtige Stelle, bei der die Informationen 

vorhanden sind, unverzüglich, spätestens innerhalb von einem Monat nach seinem 

Eingang, zu entscheiden. Diese Frist kann durch die informationspflichtige Stelle 

einmal angemessen verlängert werden, wenn Umfang oder Komplexität der Informa-

tionen oder die Beteiligung Dritter dies rechtfertigen. Der Antragsteller ist über die 

Fristverlängerung und deren Gründe vor Ablauf der Frist nach Satz 1 zu informieren.  

 

(2) Besteht ein Anspruch auf Informationszugang nur zum Teil, ist dem Antrag in dem 

Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe der ge-

heimhaltungsbedürftigen Informationen möglich ist.  

 

(3) Im Fall der vollständigen oder teilweisen Ablehnung des Antrags ist dem Antrag-

steller mitzuteilen, ob und gegebenenfalls wann der Informationszugang ganz oder 

teilweise zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. In den Fällen des § 14 Abs. 1 Nr. 

10 ist darüber hinaus die Stelle, die das Material vorbereitet, sowie der voraussichtli-

che Zeitpunkt der Fertigstellung mitzuteilen. Wird der Antrag ganz oder teilweise ab-

gelehnt, ist dies schriftlich oder elektronisch innerhalb der in Absatz 1 genannten 

Frist zu begründen. Im Fall eines mündlichen Antrags erfolgt eine schriftliche oder 

elektronische Entscheidung nur auf ausdrückliches Verlangen des Antragstellers.  

 

(4) Der Antragsteller ist im Fall der vollständigen oder teilweisen Ablehnung eines 

Antrags über die Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die Entscheidung sowie darüber 

zu belehren, bei welcher Stelle und innerhalb welcher Frist um Rechtsschutz nach-

gesucht werden kann. Er ist zudem darauf hinzuweisen, dass er sich auch an den 

Thüringer Informationsfreiheitsbeauftragten wenden kann. 

 

§ 12 Zugang 
(1) Soweit der Anspruch auf Informationszugang besteht, kann die informationspflich-

tige Stelle Auskunft erteilen, Akteneinsicht gewähren oder die Informationen in sons-

tiger Weise zugänglich machen. Verlangt der Antragsteller eine bestimmte Art der 

Informationsgewährung, so darf diese nur aus wichtigem Grund auf andere Art ge-
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§ 10 Antrag 

(1) Jeder hat, unabhängig von einer Veröffentlichung im Transparenzregister, nach 

Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf Zugang zu Informationen, die bei den in-

formationspflichten Stellen vorhanden sind. 

 

(2) Der Zugang wird auf Antrag gewährt. Der Antrag kann schriftlich, mündlich, zur 

Niederschrift oder elektronisch an die informationspflichtige Stelle gerichtet werden.  

 

(3) In den Fällen des § 4 Absatz 2 ist der Antrag an diejenige öffentliche Stelle zu 

richten, die sich der natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts zur Erfül-

lung ihrer Aufgaben bedient oder die dieser Person die Erfüllung der Aufgaben über-

tragen hat. Im Fall der Beleihung ist der Antrag gegenüber dem Beliehenen zu stel-

len. Bei gleichförmigen Anträgen von mehr als 50 Personen gelten die §§ 17 - 19 

Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung vom 1. Dezember 2014 in 

der jeweils geltenden Fassung entsprechend.  

 

(4) Bei Umweltinformationen sind in den Fällen des § 4 Absatz 3 die dort genannten 

Stellen unmittelbar auskunftspflichtig. Absatz 3 Satz 3 findet keine Anwendung. 

 

(5) Der Antrag muss hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen lassen, 

auf welche Informationen er gerichtet ist. Ist der Antrag zu unbestimmt, ist dem An-

tragsteller dies innerhalb eines Monats mitzuteilen und ihm Gelegenheit zur Präzisie-

rung des Antrags zu geben. Kommt der Antragsteller der Aufforderung zur Präzisie-

rung nach, beginnt der Lauf der Frist zur Beantwortung des Antrags erneut.  

 

(6) Ist die Stelle, an die der Antrag gerichtet wurde, nicht die zuständige Stelle, leitet 

sie den Antrag an die zuständige Stelle weiter, wenn ihr diese bekannt ist und der 

Antragsteller in die Weiterleitung eingewilligt hat. Anstelle der Weiterleitung kann die 

Stelle den Antragsteller auf die ihr bekannte informationspflichtige Stelle hinweisen, 

die über die Informationen verfügt. (§ 4 Abs. 3 ThürUIG) 
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währt werden. Als wichtiger Grund gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwal-

tungsaufwand.  

 

(2) Bei Gewährung von Akteneinsicht ist dem Antragsteller die Anfertigung von Noti-

zen und Kopien gestattet.  

 

(3) Kann die amtliche Information in zumutbarer Weise aus allgemein zugänglichen 

Quellen beschafft werden, kann sich die informationspflichtige Stelle auf deren An-

gabe beschränken.  

 

(4) Die informationspflichtige Stelle ist nicht verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der 

Information zu prüfen. Auf eine durch Tatsachen begründete Kenntnis über die Un-

richtigkeit der Information ist hinzuweisen.  

 

§ 13 Verfahren bei Beteiligung Dritter 
(1) Die informationspflichtige Stelle gibt Dritten, deren Belange durch den Antrag auf 

Informationszugang berührt sind, schriftlich oder elektronisch Gelegenheit zur Stel-

lungnahme innerhalb eines Monats, es sei denn, ein schutzwürdiges Interesse des 

Dritten kann ausgeschlossen werden.  

 

(2) Ist der Informationszugang von einer Einwilligung eines Dritten abhängig, gilt die-

se als verweigert, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach der Anfrage durch die 

informationspflichtige Stelle vorliegt.  

 

(3) Die Entscheidung über den Antrag nach § 10 ergeht schriftlich und ist auch dem 

Dritten bekannt zu machen. Der Informationszugang darf erst erfolgen, wenn die 

Entscheidung dem Dritten gegenüber bestandskräftig geworden oder die sofortige 

Vollziehung angeordnet worden ist und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den 

Dritten zwei Wochen verstrichen sind.  
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Abschnitt 4 
Ausschlussgründe 

 

§ 14 Öffentliche Belange  
(1) Die Veröffentlichung im Transparenzregister soll unterbleiben und der Antrag auf 

Informationszugang soll abgelehnt werden, soweit und solange 

1. das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die inter- 

und supranationalen Beziehungen, die Beziehungen zum Bund oder zu einem 

Land, die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit hätte,  

2. die Bekanntgabe der Information nachteilige Auswirkungen auf die Durchfüh-

rung eines laufenden Gerichtsverfahrens, oder die Durchführung straf-, ord-

nungs-widrigkeits-, oder disziplinarrechtlicher Ermittlungen hätte,  

3. das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die öffentli-

che Sicherheit, insbesondere die Tätigkeit der Polizei, der sonstigen für die 

Gefahrenabwehr zuständigen Stellen, der Staatsanwaltschaften oder der Be-

hörden des Straf- und Maßregelvollzugs einschließlich ihrer Aufsichtsbehör-

den hätte,  

4. das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Kontroll- 

oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs-, Regulierungs-, Versiche-

rungsaufsichts- und Sparkassenaufsichtsbehörden hätte,  

5. die Information die unmittelbare Willensbildung der Exekutive betrifft, 

6. die Information einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Verschlusssa-

chenanweisung für das Land geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulich-

keitspflicht unterliegt oder ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis ent-

hält,  

7. die Information vertraulich erhoben oder übermitteltet wurde und das Interesse 

des Dritten an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt der Entscheidung 

über den Antrag noch fortbesteht,  

8. das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Sicher-

heitsbelange des Verfassungsschutzes hätte,  

9. das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf den Zu-

stand der Umwelt und ihrer Bestandteile im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 1 

oder Schutzgüter im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 6 hätte, 
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währt werden. Als wichtiger Grund gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwal-

tungsaufwand.  

 

(2) Bei Gewährung von Akteneinsicht ist dem Antragsteller die Anfertigung von Noti-

zen und Kopien gestattet.  

 

(3) Kann die amtliche Information in zumutbarer Weise aus allgemein zugänglichen 

Quellen beschafft werden, kann sich die informationspflichtige Stelle auf deren An-

gabe beschränken.  

 

(4) Die informationspflichtige Stelle ist nicht verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der 

Information zu prüfen. Auf eine durch Tatsachen begründete Kenntnis über die Un-

richtigkeit der Information ist hinzuweisen.  

 

§ 13 Verfahren bei Beteiligung Dritter 
(1) Die informationspflichtige Stelle gibt Dritten, deren Belange durch den Antrag auf 

Informationszugang berührt sind, schriftlich oder elektronisch Gelegenheit zur Stel-

lungnahme innerhalb eines Monats, es sei denn, ein schutzwürdiges Interesse des 

Dritten kann ausgeschlossen werden.  

 

(2) Ist der Informationszugang von einer Einwilligung eines Dritten abhängig, gilt die-

se als verweigert, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach der Anfrage durch die 

informationspflichtige Stelle vorliegt.  

 

(3) Die Entscheidung über den Antrag nach § 10 ergeht schriftlich und ist auch dem 

Dritten bekannt zu machen. Der Informationszugang darf erst erfolgen, wenn die 

Entscheidung dem Dritten gegenüber bestandskräftig geworden oder die sofortige 

Vollziehung angeordnet worden ist und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den 

Dritten zwei Wochen verstrichen sind.  
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10. sich der Antrag bei Umweltinformationen auf das Zugänglichmachen von Ma-

terial, das gerade vervollständigt wird, noch nicht abgeschlossener Schriftstü-

cke oder noch nicht aufbereiteter Daten bezieht. 

 

Für den Zugang zu Umweltinformationen gilt Nummer 1 nur, soweit die Veröffentli-

chung der Information nachteilige Auswirkungen auf die inter- und supranationalen 

Beziehungen, die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit hätte; die Nummern 

3, 4, 5 und 8 finden keine Anwendung. Der Zugang zu Umweltinformationen über 

Emissionen kann nicht unter Berufung auf Absatz 1 Nr. 9 abgelehnt werden.  

 

(2) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn er offensichtlich missbräuchlich gestellt 

wurde, insbesondere wenn die amtliche Information dem Antragsteller bereits zu-

gänglich gemacht worden ist oder der Antrag offensichtlich zum Zweck der Vereite-

lung oder Verzögerung von Verwaltungshandlungen erfolgt.  

 

§ 15 Behördlicher Entscheidungsprozess 
(1) Die Veröffentlichung im Transparenzregister soll unterbleiben und der Antrag auf 

Informationszugang soll abgelehnt werden für Entwürfe zu Entscheidungen sowie 

Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, soweit und solange 

durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der Entscheidung o-

der bevorstehender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der unmittelba-

ren Entscheidungsvorbereitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Ergebnisse der Be-

weissicherung oder Gutachten oder Stellungnahmen Dritter.  

 

(2) Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung 

auf die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen abgelehnt 

werden.  

 

§ 16 Schutz anderer Belange  
(1) Die Veröffentlichung im Transparenzregister soll unterbleiben und der Antrag auf 

Informationszugang soll abgelehnt werden, soweit, 

1. durch die Bekanntgabe der Informationen personenbezogene Daten offenbart 

würden, 
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2. durch die Bekanntgabe schutzwürdige Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 

zugänglich gemacht würden, 

3. Rechte am geistigen Eigentum entgegenstehen, 

es sei denn, die Betroffenen haben eingewilligt, die Offenbarung ist durch Rechtsvor-

schrift erlaubt oder das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt. § 13 

Abs. 2 gilt entsprechend. Den Betroffenen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3 ist vor der 

Entscheidung zur Offenbarung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Nach der 

Entscheidung zur Offenbarung ist dies dem Dritten mitzuteilen. Die Informationen 

werden vierzehn Tage später veröffentlicht. Sätze 4 und 5 gelten nicht im Antragsver-

fahren. Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt nicht, soweit die informationspflichtige Stelle durch 

entsprechende Maßnahmen den Schutz anderer Belange wahren kann. 

 

(2) Die informationspflichtige Stelle hat in der Regel von einer Betroffenheit im Sinne 

des Satzes 1 Nummer 2 auszugehen, wenn übermittelte Informationen als Betriebs- 

und Geschäftsgeheimnisse gekennzeichnet sind. Soweit die informationspflichtige 

Stelle dies verlangt, haben mögliche Betroffene im Einzelnen darzulegen, dass ein 

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt.  

 

(3) Personenbezogene Daten dürfen offenbart werden, wenn sich die Angabe auf 

Name, Titel, akademischen Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Anschriften 

und Telekommunikationsdaten im dienstlichen oder betriebsbezogen Verkehr be-

schränkt und der Übermittlung nicht im Einzelfall besondere Gründe entgegenstehen. 

Das Gleiche gilt für personenbezogene Daten von Beschäftigten der Behörde, die in 

amtlicher oder dienstlicher Funktion an dem jeweiligen Vorgang mitgewirkt haben.  

 

(4) Umweltinformationen, die private Dritte einer informationspflichtigen Stelle über-

mittelt haben, ohne rechtlich dazu verpflichtet zu sein oder rechtlich dazu verpflichtet 

werden zu können, und deren Offenbarung nachteilige Auswirkungen auf die Interes-

sen der Dritten hätte, dürfen ohne deren Einwilligung anderen nicht zugänglich ge-

macht werden, es sei denn, dass öffentliche Interesse an der Bekanntgabe über-

wiegt. Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Beru-

fung auf die in Satz 1 genannten Gründe abgelehnt werden.  
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10. sich der Antrag bei Umweltinformationen auf das Zugänglichmachen von Ma-

terial, das gerade vervollständigt wird, noch nicht abgeschlossener Schriftstü-

cke oder noch nicht aufbereiteter Daten bezieht. 

 

Für den Zugang zu Umweltinformationen gilt Nummer 1 nur, soweit die Veröffentli-

chung der Information nachteilige Auswirkungen auf die inter- und supranationalen 

Beziehungen, die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit hätte; die Nummern 

3, 4, 5 und 8 finden keine Anwendung. Der Zugang zu Umweltinformationen über 

Emissionen kann nicht unter Berufung auf Absatz 1 Nr. 9 abgelehnt werden.  

 

(2) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn er offensichtlich missbräuchlich gestellt 

wurde, insbesondere wenn die amtliche Information dem Antragsteller bereits zu-

gänglich gemacht worden ist oder der Antrag offensichtlich zum Zweck der Vereite-

lung oder Verzögerung von Verwaltungshandlungen erfolgt.  

 

§ 15 Behördlicher Entscheidungsprozess 
(1) Die Veröffentlichung im Transparenzregister soll unterbleiben und der Antrag auf 

Informationszugang soll abgelehnt werden für Entwürfe zu Entscheidungen sowie 

Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, soweit und solange 

durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der Entscheidung o-

der bevorstehender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der unmittelba-

ren Entscheidungsvorbereitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Ergebnisse der Be-

weissicherung oder Gutachten oder Stellungnahmen Dritter.  

 

(2) Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung 

auf die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen abgelehnt 

werden.  

 

§ 16 Schutz anderer Belange  
(1) Die Veröffentlichung im Transparenzregister soll unterbleiben und der Antrag auf 

Informationszugang soll abgelehnt werden, soweit, 

1. durch die Bekanntgabe der Informationen personenbezogene Daten offenbart 

würden, 
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(5) Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung 

auf die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Gründe abgelehnt werden. 

 

§ 17 Abwägung  
Das Recht auf Informationszugang und das Informationsinteresse der Öffentlichkeit 

sind mit den in §§ 14 bis 16 entgegenstehenden Belangen abzuwägen. Überwiegt 

das Recht auf Informationszugang oder das Informationsinteresse der Öffentlichkeit, 

so sind die Informationen zugänglich zu machen. 

 
Abschnitt 5 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit, Förderung der Transpa-

renz durch die Landesregierung, Überwachung 

 

§ 18 Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit  
(1) Aufgabe des Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit ist es, die Einhaltung 

der Bestimmungen dieses Gesetzes bei den informationspflichtigen Stellen zu über-

wachen und zu kontrollieren. Die Aufgabe des Landesbeauftragten für die Informati-

onsfreiheit wird durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz wahrgenommen. 

Seine Rechtsstellung richtet sich nach § 36 ThürDSG. 

 

(2) Jeder, der sich in seinen Rechten nach diesem Gesetz verletzt sieht, kann den 

Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit anrufen. 

 

(3) Die informationspflichtigen Stellen sind verpflichtet, den Thüringer Landesbeauf-

tragten für die Informationsfreiheit bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen. 

Dem Thüringer Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit ist dabei insbesonde-

re 

1. Auskunft zu seinen Fragen zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen und 

Akten zu verschaffen, die im Zusammenhang mit dem Informationsanliegen 

stehen und 

2. Zutritt zu den Diensträumen zu gewähren. 

Besondere Berufs- oder Amtsgeheimnisse stehen dem nicht entgegen. 
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(4) Stellt der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit Verstöße gegen dieses 

Gesetz bei den informationspflichtigen Stellen fest, fordert er diese zur Mängelbesei-

tigung auf. Bei erheblichen Verstößen gegen dieses Gesetz kann er die festgestellten 

Mängel beanstanden. 

 

(5) Der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit informiert die Öffentlichkeit 

über Fragen im Zusammenhang mit diesem Gesetz. Er berät die informationspflichti-

gen Stellen und kann Empfehlungen zur Verbesserung des Informationszugangs ge-

ben. Er unterstützt den Landtag bei seinen Entscheidungen. Der Landtag oder die 

Landesregierung können ihn ersuchen, bestimmte Vorgänge aus ihrem Aufgabenbe-

reich zu überprüfen. Der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit kann sich je-

derzeit an den Landtag wenden. 

 

(6) Der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit erstattet dem Landtag und der 

Landesregierung mindestens alle zwei Jahre einen Bericht über seine Tätigkeit. 

 

(7) Beim Landesbeauftragten für Informationsfreiheit wird ein Beirat gebildet. Er be-

steht aus Mitgliedern des Landtags, der Landesregierung und der kommunalen Spit-

zenverbände. Der Beirat besteht aus insgesamt neun Mitgliedern. Die Mitglieder des 

Beirats werden für vier Jahre, die Mitglieder des Landtags für die Wahldauer des 

Landtags bestellt. Der Beirat unterstützt den Landesbeauftragten für Informations-

freiheit in seiner Arbeit nach diesem Gesetz und bei der Weiterentwicklung dieses 

Gesetzes. 

 

§ 19 Förderung durch die Landesregierung  
Die Landesregierung wirkt darauf hin, dass die informationspflichtigen Stellen die 

Informationspflicht in einer dem Gesetzeszweck Rechnung tragenden Weise erfüllen. 

 

§ 20 Überwachung  

(1) Die zuständigen Stellen der öffentlichen Verwaltung, die die Kontrolle nach § 4 

Absatz 3 ausüben, überwachen die Einhaltung dieses Gesetzes durch private infor-

mationspflichtige Stellen im Sinne des § 4 Absatz 3. Wird die Kontrolle durch mehre-
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(5) Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung 
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Dem Thüringer Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit ist dabei insbesonde-

re 

1. Auskunft zu seinen Fragen zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen und 

Akten zu verschaffen, die im Zusammenhang mit dem Informationsanliegen 

stehen und 

2. Zutritt zu den Diensträumen zu gewähren. 

Besondere Berufs- oder Amtsgeheimnisse stehen dem nicht entgegen. 
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re informationspflichtige Stellen ausgeübt, sollen diese einvernehmlich eine Ent-

scheidung darüber treffen, welche von ihnen diese Aufgabe wahrnehmen soll. 

 

(2) Die informationspflichtigen Stellen nach § 4 Absatz 3 haben der zuständigen Stel-

le nach Absatz 1 auf Verlangen alle Informationen herauszugeben, die diese zur 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 benötigt. 

 

(3) Die nach Absatz 1 zuständige Stelle kann gegenüber der informationspflichtigen 

Stelle die zur Einhaltung und Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Maß-

nahmen ergreifen oder Anordnungen erlassen. Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 

vollziehbaren Anordnung nach Satz 1 zuwiderhandelt, kann mit einer Geldbuße bis 

fünftausend Euro geahndet werden. 

 

Abschnitt 6 
 
Kosten, Rechtsweg 

 

§ 21 Kosten (siehe Vorblatt) 
(1) Für öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz sind Verwaltungskosten (Gebüh-

ren und Auslagen) zu erheben. Die Erteilung einfacher mündlicher, schriftlicher, oder 

elektronischer Auskünfte, für Informationen, die nach diesem Gesetz veröffentli-

chungspflichtig sind, sowie bei der Einsichtnahme der Informationen vor Ort, sind 

keine Verwaltungskosten zu erheben. Die Gebührenpflicht besteht nicht, wenn der 

Antrag auf Informationszugang abgelehnt wird.  

 

(2) Über die voraussichtlichen Kosten ist der Antragsteller vorab zu informieren. 

 

(3) Die Gebühren sind auch unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwands so zu 

bemessen, dass der Informationsanspruch wirksam in Anspruch genommen werden 

kann.  

 

(4) Das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium die Verwaltungskos-
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tentatbestände, die Gebührensätze und die Höhe der Auslagen durch Rechtsverord-

nung zu bestimmen. (Die Höchstgebühr von XY Euro darf nicht überschritten wer-

den.) Bis zum Inkrafttreten einer speziellen Kostenverordnung richtet sich die Be-

messung und Erhebung der erstattungsfähigen Kosten nach den Bestimmungen des 

Thüringer Verwaltungskostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

 

(5) Private informationspflichtige Stellen im Sinne des § 4 Absatz 3 können für die 

Übermittlung von Informationen nach diesem Gesetz von der antragstellenden Per-

son Kostenerstattung entsprechend den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Grunds-

ätzen verlangen.  

 

(6) Die § 1 Abs. 2 sowie die §§ 4, 11 und 21 Abs. 1 Satz 2 des Thüringer Verwal-

tungskostengesetzes finden bei Umweltinformationen nach Maßgabe dieses Geset-

zes keine Anwendung. Soweit Informationen des Liegenschaftskatasters und der 

Landesvermessung für Zwecke der Umweltinformation an Antragsteller abgegeben 

werden, sind die Kostenregelungen für das Kataster- und Vermessungswesen anzu-

wenden.  

 

§ 22 Rechtsweg  
Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ge-

gen die Entscheidung einer informationspflichtigen Stelle der öffentlichen Verwaltung 

im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 ist ein Widerspruchsverfahren nach den §§ 68 bis 73 

der Verwaltungsgerichtsordnung auch dann durchzuführen, wenn die Entscheidung 

von einer obersten Landesbehörde getroffen worden ist. 

Im Rahmen des Widerspruchsverfahrens ist dem Thüringer Landesbeauftragten für 

die Informationsfreiheit Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  
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re informationspflichtige Stellen ausgeübt, sollen diese einvernehmlich eine Ent-
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Abschnitt 8 
 
Schlussbestimmungen 

 
§ 23 Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften 
Das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium erlässt in Zusammen-

arbeit mit den Ministerien, deren Geschäftsbereich berührt wird, erforderliche Best-

immungen zur Anwendung dieses Gesetzes als Verwaltungsvorschrift.  

 
§ 24 Übergangsregelung 
(1) Die Veröffentlichungspflicht gilt für Informationen, die vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzes vorlagen nur, soweit sie in veröffentlichungsfähiger elektronischer Form 

vorliegen. Die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzes 

sind durch das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium innerhalb 

von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes herzustellen. Die Landes-

regierung unterrichtet den Landtag nach dem Inkrafttreten halbjährlich über den Fort-

schritt der Umsetzung im Sinne von Satz 1.  

 

(2) Für Anträge auf Zugang zu amtlichen Informationen, die vor dem Inkrafttreten 

dieses Gesetzes nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz oder dem Umwel-

tinformationsgesetz gestellt worden sind, finden die bis dahin geltenden Vorschriften 

Anwendung. 

 

§ 25 Evaluation  
Die Landesregierung prüft unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände und 

gegebenenfalls weiterer Sachverständiger die Auswirkungen und die Wirksamkeit 

dieses Gesetzes und berichtet fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten dem Landtag. 

Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit ist vor der Zuleitung des 

Berichts an den Landtag zu beteiligen. 

 

§ 26 Sprachliche Gleichstellung 
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher 

und weiblicher Form. 
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Artikel 2 
Änderung des Thüringer Gesetzes über die Sicherung und Nutzung von  

Archivgut (Thüringer Archivgesetz) 
 

Das Thüringer Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut vom 23. April 

1992, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Juli 2008 (GVBl. S. 243, 

244) wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 16 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Darlegung eines berechtigten Interesses ist nicht erforderlich, soweit für Un-

terlagen vor Übergabe an das öffentliche Archiv bereits ein Zugang oder eine 

Veröffentlichung nach dem Thüringer Transparenzgesetz vorlag.“  

 

2. In § 17 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Schutzfristen nach Absatz 1 gelten zudem nicht, soweit für Unterlagen vor 

Übergabe an das öffentliche Archiv bereits ein Zugang oder eine Veröffentli-

chung nach dem Thüringer Transparenzgesetz vorlag.“ 

 

 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten das 

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz vom 14. Dezember 2012 (GVBl. 2012, 464), 

geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. August 2014 (GVBl. S. 529, 544), und 

das Thüringer Umweltinformationsgesetz vom 10. Oktober 2006 (GVBl. 2006, 513) 

außer Kraft. 

 
Begründung: 
A. Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden erstmalig in Thüringen das Informati-

onsfreiheitrecht und das Umweltinformationsrecht in einem kompletten Regelungs-

werk zusammengefasst. Ziel ist es, das Informationszugangsrecht und das Recht auf 
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Abschnitt 8 
 
Schlussbestimmungen 
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Anwendung. 
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Zugang zu Umweltinformationen umfassend für die Bürger zu gewährleisten, um 

ihnen die Möglichkeit zu bieten, das staatliche Handeln zu kontrollieren und aktiv an 

dem demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozess zu partizipieren. Die 

Bürger sollen sich ein eigenes, unzensiertes Meinungsbild über die Handlungen des 

Staates verschaffen. Dazu erweitert das Thüringer Transparenzgesetz den auf An-

trag bestehenden Anspruch auf Zugang zu Informationen um eine aktive Veröffentli-

chungspflicht der staatlichen Stellen und Einrichtungen. Die unter das Gesetz fallen-

den informationspflichtigen Stellen sind verpflichtet - unter Wahrung schutzwürdiger 

Belange, wie zum Beispiel der Schutz von personenbezogenen Daten und der 

Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen - die im Gesetz vorgesehenen In-

formationen selbstständig in ein zentrales und öffentlich zugängliches Transparenz-

register einzustellen. Damit ist der Bürger nicht mehr nur Bittsteller, wenn er Zugang 

zu Information, die der Staat vorhält, begehrt, sondern die informationspflichtigen 

Stellen werden zum Dienstleister für den Bürger, indem sie einen Großteil der Infor-

mationen von sich aus veröffentlichen. Die Informationsbeschaffung soll für die Bür-

ger zukünftig so einfach wie möglich gestaltet werden. 

Das Hüten von vermeintlichen Geheimnissen der öffentlichen Stellen ist Vergangen-

heit – Transparenz, Offenheit und Partizipation die Gegenwart. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

 

 

Abschnitt 1 
 
Allgemeine Bestimmungen 

 

Zu § 1 Gesetzeszweck 
§ 1 legt den Gesetzeszweck fest. Unter Wahrung schutzwürdiger Belange, wie zum 

Beispiel dem Schutz personenbezogener Daten, sind amtliche Informationen ein-

schließlich der Umweltinformationen zugänglich zu machen und zu verbreiten. Der 

Zugang zu den Informationen soll möglichst vollumfänglich, unmittelbar und barriere-

frei durch die Veröffentlichung in einem Transparenzregister gewährleistet werden. 

Ziel ist es, die Transparenz der Verwaltung zu vergrößern, die Möglichkeiten der 

Kontrolle staatlichen Handelns durch die Bürger zu verbessern und damit die demo-
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kratische Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft zu fördern. Die vielzähli-

gen Informationen, über die der Staat verfügt, können zudem genutzt werden, um 

neue Ideen zu entwickeln, von denen möglicherweise auch der Staat profitieren 

kann. Neben der Pflicht der informationspflichtigen Stellen, Informationen aktiv in ei-

nem Transparenzregister bereitzustellen, bleibt der individuelle Anspruch auf einen 

Zugang zu nicht veröffentlichungspflichtigen Informationen erhalten. 

 

Zu § 2 Begriffsbestimmungen 
§ 2 definiert die wesentlichen Begrifflichkeiten des Gesetzes. 

 

Zu Abs. 1: 

Absatz 1 legt fest, was unter dem Begriff „Informationen“ zu verstehen ist. Es werden 

sowohl amtliche Informationen als auch Umweltinformationen erfasst. 

 

Zu Abs. 2: 

Die Definition der amtlichen Information ist dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz 

vom 14. Dezember 2012 entnommen. Insofern kann auf die Begründung zum Ge-

setzentwurf (Drs. 5/4986) verwiesen werden. Danach ist der Begriff weit und offen zu 

fassen. Er ist umfassend zu verstehen, unabhängig von der Art der Informationen 

(zum Beispiel Schriften, Tabellen, Diagramme, Pläne, Karten, Bild- und Tonaufzeich-

nungen), der Art des Speichermediums (zum Beispiel Papier, Magnetband, Diskette, 

DVD, CD-ROM, USB) und der Art der Wahrnehmung. Es werden alle Informationen 

erfasst, die amtlichen oder dienstlichen Zwecken dienen. Wer Urheber der amtlichen 

Information ist, spielt keine Rolle. 

Nicht erfasst werden private Aufzeichnungen und solche Aufzeichnungen, die weder 

mit der dienstlichen noch mit der amtlichen Tätigkeit zusammenhängen. Ausgenom-

men sind auch Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden 

sollen. 

 

Zu Abs. 3: 

Die Definition der Umweltinformation entspricht der bisherigen Regelung des Thürin-

ger Umweltinformationsgesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. 

März 2013. 
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ger zukünftig so einfach wie möglich gestaltet werden. 

Das Hüten von vermeintlichen Geheimnissen der öffentlichen Stellen ist Vergangen-

heit – Transparenz, Offenheit und Partizipation die Gegenwart. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

 

 

Abschnitt 1 
 
Allgemeine Bestimmungen 

 

Zu § 1 Gesetzeszweck 
§ 1 legt den Gesetzeszweck fest. Unter Wahrung schutzwürdiger Belange, wie zum 

Beispiel dem Schutz personenbezogener Daten, sind amtliche Informationen ein-

schließlich der Umweltinformationen zugänglich zu machen und zu verbreiten. Der 

Zugang zu den Informationen soll möglichst vollumfänglich, unmittelbar und barriere-

frei durch die Veröffentlichung in einem Transparenzregister gewährleistet werden. 

Ziel ist es, die Transparenz der Verwaltung zu vergrößern, die Möglichkeiten der 

Kontrolle staatlichen Handelns durch die Bürger zu verbessern und damit die demo-
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Zu Abs. 4: 

Absatz 4 definiert den Begriff „Dritte“, deren Belange geschützt werden. Dritte sind 

diejenigen, über die insbesondere personenbezogene Daten vorliegen. Die Regelung 

ist nicht abschließend und erfasst beispielsweise auch personenziehbare Daten und 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. 

 

Zu Abs. 5: 

Absatz 5 definiert den Begriff des Transparenzregisters. Darunter ist ein zentral zu 

führendes, elektronisches und allgemein zugängliches Register zu verstehen, das 

alle Informationen enthält, für die eine Veröffentlichungspflicht seitens der informati-

onspflichten Stellen besteht. 

 

Zu Abs. 6: 

Das Thüringer Transparenzgesetz enthält neben der Veröffentlichungspflicht weiter-

hin auch die Möglichkeit, Informationen auf Antrag zu erhalten. 

Der Begriff „Informationspflicht“ ist als Oberbegriff zu verstehen. Er umfasst sowohl 

die Auskunfts- als auch die Veröffentlichungspflicht. 

 

Zu Abs. 7: 

Absatz 7 definiert den Begriff „Auskunftspflicht“. Unter der Auskunftspflicht im Sinne 

dieses Gesetzes ist die Pflicht zu verstehen, Informationen auf Antrag nach Maßgabe 

dieses Gesetzes zugänglich zu machen. 

 

Zu Abs. 8: 

Im Unterschied zu der Auskunftspflicht ist die in Absatz 8 definierte Veröffentli-

chungspflicht die Pflicht, Informationen in das Transparenzregister nach Maßgabe 

dieses Gesetzes einzustellen. 

 

Zu § 3 Umfang der Transparenzpflicht 
Zu Absatz 1: 

Absatz 1 legt den Umfang der Transparenzpflicht fest. Im Rahmen des Gesetzes 

existieren dazu zwei Möglichkeiten. Gemäß den Bestimmungen des Zweiten Ab-

schnitts dieses Gesetzes sind die Informationen in dem Transparenzregister zu ver-
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öffentlichen. Gemäß den Bestimmungen des Dritten Abschnitts dieses Gesetzes sind 

die Informationen auf Antrag zu gewähren. 

 

Zu Absatz 2: 

Der Informationspflicht unterliegen Informationen, die bei den informationspflichtigen 

Stellen vorhanden sind, oder die durch eine andere Stelle für sie bereitgehalten wer-

den. Dies ist der Fall, wenn eine nicht informationspflichtige Stelle Informationen auf-

bewahrt und die informationspflichtige Stelle einen Übermittlungsanspruch hinsicht-

lich dieser Informationen hat. Eine informationspflichtige Stelle kann sich dadurch 

nicht ihrer grundsätzlichen Informationsverpflichtung entledigen, indem sie ihre In-

formationen an andere nicht informationspflichtige Stellen überträgt und sie mit der 

Aufbewahrung beauftragt. 

 

Zu Absatz 3: 

Das Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen kann nicht durch Rechtsgeschäft 

ausgeschlossen oder beschränkt werden. Dies dient dem Ziel, eine Umgehung der 

Informationsverpflichtung zu verhindern. 

Um die Vertragspartner nicht im Unklaren zu lassen, ist vorgeschrieben, dass die 

informationspflichtigen Stellen ihre Vertragspartner vor einem Vertragsschluss auf die 

mögliche Informationspflicht nach diesem Gesetz hinweisen. 

 

Zu § 4 Anwendungsbereich 
zu Abs. 1: 

Absatz 1 bestimmt, welche Stellen informationspflichtig sind, das heißt der Aus-

kunfts- und Veröffentlichungspflicht unterliegen. Der Anwendungsbereich soll umfas-

send und offen sein. Etwaige Gründe, die einer Informationspflicht entgegenstehen, 

sind durch die Ausschlussgründe hinreichend abgedeckt. 

Informationspflichtig nach diesem Gesetz sind Behörden und Einrichtungen des Lan-

des. Der Behördenbegriff bestimmt sich dabei nach § 1 Abs. 2 Thüringer Verwal-

tungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG). Zu den informationspflichtigen Stellen zählen 

weiter die Gemeinden, Gemeindeverbände, Landkreise sowie die der Aufsicht des 

Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts. Unter das Gesetz fallen zudem alle sonstigen Stellen, soweit sie öffentliche 

122 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Zu Abs. 4: 

Absatz 4 definiert den Begriff „Dritte“, deren Belange geschützt werden. Dritte sind 

diejenigen, über die insbesondere personenbezogene Daten vorliegen. Die Regelung 

ist nicht abschließend und erfasst beispielsweise auch personenziehbare Daten und 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. 

 

Zu Abs. 5: 

Absatz 5 definiert den Begriff des Transparenzregisters. Darunter ist ein zentral zu 

führendes, elektronisches und allgemein zugängliches Register zu verstehen, das 

alle Informationen enthält, für die eine Veröffentlichungspflicht seitens der informati-

onspflichten Stellen besteht. 

 

Zu Abs. 6: 

Das Thüringer Transparenzgesetz enthält neben der Veröffentlichungspflicht weiter-

hin auch die Möglichkeit, Informationen auf Antrag zu erhalten. 

Der Begriff „Informationspflicht“ ist als Oberbegriff zu verstehen. Er umfasst sowohl 

die Auskunfts- als auch die Veröffentlichungspflicht. 

 

Zu Abs. 7: 

Absatz 7 definiert den Begriff „Auskunftspflicht“. Unter der Auskunftspflicht im Sinne 

dieses Gesetzes ist die Pflicht zu verstehen, Informationen auf Antrag nach Maßgabe 

dieses Gesetzes zugänglich zu machen. 

 

Zu Abs. 8: 

Im Unterschied zu der Auskunftspflicht ist die in Absatz 8 definierte Veröffentli-

chungspflicht die Pflicht, Informationen in das Transparenzregister nach Maßgabe 

dieses Gesetzes einzustellen. 

 

Zu § 3 Umfang der Transparenzpflicht 
Zu Absatz 1: 

Absatz 1 legt den Umfang der Transparenzpflicht fest. Im Rahmen des Gesetzes 

existieren dazu zwei Möglichkeiten. Gemäß den Bestimmungen des Zweiten Ab-

schnitts dieses Gesetzes sind die Informationen in dem Transparenzregister zu ver-
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Aufgaben wahrnehmen. Der Begriff „öffentliche Aufgabe“ ist ein unbestimmter 

Rechtsbegriff. Erfasst werden insbesondere Aufgaben, die im Interesse der Allge-

meinheit bzw. des Gemeinwohls stehen. 

 

Zu Abs. 2: 

Um die Informationspflicht umfassend auszugestalten, steht einer Behörde eine na-

türliche oder juristische Person des Privatrechts gleich, soweit eine Behörde sich die-

ser Person zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient oder dieser Person die Erfüllung die-

ser Aufgaben übertragen wurde. Angesichts der Tatsache, dass Behörden bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben immer häufiger auf privatrechtliche Organisations- und 

Handlungsformen zurückgreifen, ist die Erstreckung des Anwendungsbereichs auf 

diese Personen geboten. Unerheblich ist, wer bei einer juristischen Person die abso-

lute Mehrheit von Anteilen hält. 

Anspruchsgegner ist grundsätzlich die Behörde, die sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

der natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts bedient. Sofern eine Belei-

hung vorliegt, ist es der Beliehene selbst. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 entspricht den bisherigen Regelungen des Thüringer Umweltinformations-

gesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

Für den Zugang zu Umweltinformationen können auch natürliche und juristische Per-

sonen des Privatrechts informationspflichtig sein. Allerdings müssen sie als Voraus-

setzung eigenverantwortlich öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffentliche 

Dienstleistungen erbringen, die im Zusammenhang mit der Umwelt stehen und dabei 

der Kontrolle einer juristischen Person des öffentlichen Rechts nach Abs. 1 unterlie-

gen. 

 

Zu Abs. 4: 

Nach Absatz 4 gilt dieses Gesetz für den Landtag, die Gerichte sowie die Strafverfol-

gungs- und Strafvollstreckungsbehörden nur, soweit sie Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung wahrnehmen. Für den Landtag gilt das Gesetz demnach nicht, wenn er 

parlamentarische Angelegenheiten wahrnimmt (beispielsweise Gesetzgebung, Kon-

trolle der Landesregierung, Petitionen). Im Interesse ihrer Leistungsfähigkeit und 
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auch im Interesse der Rechtspflege gilt das Gesetz gegenüber den Gerichten sowie 

den Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungsbehörden nur, soweit sie Aufgaben der 

öffentlichen Verwaltung wahrnehmen. 

 

Zu Abs. 5: 

Nach Absatz 5 gilt dieses Gesetz nicht für den Rechnungshof, soweit er in richterli-

cher Unabhängigkeit (Art. 103 der Verfassung des Freistaats Thüringen) tätig gewor-

den ist. Dies gilt nicht für seine Berichte. 

 

Zu Abs. 6: 

Nach Absatz 6 gilt das Gesetz nicht für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten in 

Bezug auf journalistisch-redaktionelle Informationen. Es wird sichergestellt, dass die 

Presse- und Rundfunkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG) geschützt bleibt. Soweit die 

öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten andere öffentliche Aufgaben wahrnehmen, 

gilt dieses Gesetz nur, wenn dies staatsvertraglich geregelt ist. 

 

Zu Abs. 7: 

Absatz 7 dient dem grundrechtlichen Schutz der Wissenschaft, Forschung und Lehre 

(Art. 5 Abs. 3 GG). Zudem besteht keine Informationspflicht in Bezug auf Leistungs-

beurteilungen und Prüfungen. Ziel ist es, eine Ausforschung dieser Bereiche zu ver-

meiden. 

 

Zu Abs. 8: 

Nach Absatz 8 gilt das Gesetz nicht für steuerrechtliche Verfahren nach der Abga-

benordnung. Damit fallen Vorgänge der Steuerfestsetzung, der Steuerhebung und 

der Steuervollstreckung aus dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes. 

 

Zu § 5 Informationsrecht 
Zu Abs. 1: 

Das Informationsrecht ist ein „Jedermann-Recht“. Der Anspruch auf die Bereitstel-

lung und die Veröffentlichung von Informationen in einem Transparenzregister sowie 

der Anspruch auf Zugang zu diesen Informationen auf Antrag kann sowohl von natür-

lichen als auch von juristischen Personen des Privatrechts geltend gemacht werden. 
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Aufgaben wahrnehmen. Der Begriff „öffentliche Aufgabe“ ist ein unbestimmter 

Rechtsbegriff. Erfasst werden insbesondere Aufgaben, die im Interesse der Allge-

meinheit bzw. des Gemeinwohls stehen. 

 

Zu Abs. 2: 

Um die Informationspflicht umfassend auszugestalten, steht einer Behörde eine na-

türliche oder juristische Person des Privatrechts gleich, soweit eine Behörde sich die-

ser Person zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedient oder dieser Person die Erfüllung die-

ser Aufgaben übertragen wurde. Angesichts der Tatsache, dass Behörden bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben immer häufiger auf privatrechtliche Organisations- und 

Handlungsformen zurückgreifen, ist die Erstreckung des Anwendungsbereichs auf 

diese Personen geboten. Unerheblich ist, wer bei einer juristischen Person die abso-

lute Mehrheit von Anteilen hält. 

Anspruchsgegner ist grundsätzlich die Behörde, die sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben 

der natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts bedient. Sofern eine Belei-

hung vorliegt, ist es der Beliehene selbst. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 entspricht den bisherigen Regelungen des Thüringer Umweltinformations-

gesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

Für den Zugang zu Umweltinformationen können auch natürliche und juristische Per-

sonen des Privatrechts informationspflichtig sein. Allerdings müssen sie als Voraus-

setzung eigenverantwortlich öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffentliche 

Dienstleistungen erbringen, die im Zusammenhang mit der Umwelt stehen und dabei 

der Kontrolle einer juristischen Person des öffentlichen Rechts nach Abs. 1 unterlie-

gen. 

 

Zu Abs. 4: 

Nach Absatz 4 gilt dieses Gesetz für den Landtag, die Gerichte sowie die Strafverfol-

gungs- und Strafvollstreckungsbehörden nur, soweit sie Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung wahrnehmen. Für den Landtag gilt das Gesetz demnach nicht, wenn er 

parlamentarische Angelegenheiten wahrnimmt (beispielsweise Gesetzgebung, Kon-

trolle der Landesregierung, Petitionen). Im Interesse ihrer Leistungsfähigkeit und 
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Daneben kann auch jede nicht rechtsfähige Vereinigung einen Anspruch nach die-

sem Gesetz geltend machen. 

 

Zu Abs. 2: 

Es gilt der allgemeine Grundsatz, dass ein Spezialgesetz dem allgemeineren Gesetz 

vorgeht. Allgemeine verwaltungsverfahrensrechtliche Ansprüche (§ 29 Thüringer 

Verwaltungsverfahrensgesetz) bestehen jedoch neben dem ThürTG. Da es in der 

Praxis häufig umstritten ist, wann eine spezielle Regelung vorgeht, ist es sinnvoll, 

dies in den Fachgesetzen spezialgesetzlich zu regeln. 

 

 

Abschnitt 2 
 
Transparenzregister 

 
Zu § 6 Einrichtung und Betrieb 
Zu Abs. 1: 

Absatz 1 legt fest, dass ein Transparenzregister eingerichtet wird. Dabei kann das 

bereits bestehende Thüringer Informationsregister zu dem Transparenzregister wei-

terentwickelt werden. In diesem sind die in § 7 genannten Informationen einzupflegen 

und in elektronischer Form zugänglich zu machen. Die Informationen sind nur inso-

weit zu veröffentlichen, soweit Ausschlussgründe der §§ 14 bis 16 dem nicht entge-

genstehen. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 gewährleistet, dass der Zugang zu dem Transparenzregister für jedermann 

kostenlos und anonym ist. Jeder soll sich frei und unabhängig in dem Transparenz-

register informieren können. 

 

Zu Abs. 3: 

Die Rückmeldefunktion dient der aktiven Bürgerbeteiligung und einer Fehlerbehe-

bung hinsichtlich veröffentlichter Informationen. Über die Rückmeldefunktion be-

kommen die Nutzer die Möglichkeit, die veröffentlichten Informationen zu bewerten, 
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auf fehlende Informationen hinzuweisen oder auf Informationswünsche aufmerksam 

zu machen und somit die Möglichkeit, das System zu optimieren. 

 

Zu Abs. 4: 

Die Errichtung beziehungsweise die Weiterentwicklung des bestehenden Informati-

onsregisters und der Betrieb des Transparenzregisters obliegt dem für das Informati-

onsfreiheitsrecht zuständigen Ministerium. 

 

Zu § 7 Veröffentlichungspflichtige Informationen 
Die proaktive Veröffentlichung von Informationen durch die staatliche Verwaltung 

auszubauen, entspricht den Forderungen aus dem Koalitionsvertrag der Parteien DIE 

LINKE, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für die 6. Wahlperiode des Thüringer 

Landtags.  

 

Zu Abs. 1: 

Vorbehaltlich der in §§ 14 bis 16 genannten Ausschlussgründe unterliegen die aufge-

führten Informationen der Informationspflicht. Der Katalog orientiert sich an bereits 

bestehenden Regelungen im Hamburgischen Transparenzgesetz vom 19. Juni 2012 

und dem Rheinland-Pfälzischen Landestransparenzgesetz vom 27. November 2015. 

Der Katalog soll nicht abschließend sein und zukünftige Entwicklungen berücksichti-

gen.  

 

Zu Nr. 1: 

Gesetze und Rechtsverordnungen werden nunmehr zentral im Transparenzregister 

veröffentlicht. 

 

Zu Nr. 2:  

Die Beschlüsse der Landesregierung sollen mit geeigneten Zusammenfassungen, 

die dem besseren Verständnis dienen, in dem Transparenzregister veröffentlicht 

werden. Der Meinungsbildungsprozess ist hiervon nicht erfasst. 
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Daneben kann auch jede nicht rechtsfähige Vereinigung einen Anspruch nach die-

sem Gesetz geltend machen. 

 

Zu Abs. 2: 

Es gilt der allgemeine Grundsatz, dass ein Spezialgesetz dem allgemeineren Gesetz 

vorgeht. Allgemeine verwaltungsverfahrensrechtliche Ansprüche (§ 29 Thüringer 

Verwaltungsverfahrensgesetz) bestehen jedoch neben dem ThürTG. Da es in der 

Praxis häufig umstritten ist, wann eine spezielle Regelung vorgeht, ist es sinnvoll, 

dies in den Fachgesetzen spezialgesetzlich zu regeln. 

 

 

Abschnitt 2 
 
Transparenzregister 

 
Zu § 6 Einrichtung und Betrieb 
Zu Abs. 1: 

Absatz 1 legt fest, dass ein Transparenzregister eingerichtet wird. Dabei kann das 

bereits bestehende Thüringer Informationsregister zu dem Transparenzregister wei-

terentwickelt werden. In diesem sind die in § 7 genannten Informationen einzupflegen 

und in elektronischer Form zugänglich zu machen. Die Informationen sind nur inso-

weit zu veröffentlichen, soweit Ausschlussgründe der §§ 14 bis 16 dem nicht entge-

genstehen. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 gewährleistet, dass der Zugang zu dem Transparenzregister für jedermann 

kostenlos und anonym ist. Jeder soll sich frei und unabhängig in dem Transparenz-

register informieren können. 

 

Zu Abs. 3: 

Die Rückmeldefunktion dient der aktiven Bürgerbeteiligung und einer Fehlerbehe-

bung hinsichtlich veröffentlichter Informationen. Über die Rückmeldefunktion be-

kommen die Nutzer die Möglichkeit, die veröffentlichten Informationen zu bewerten, 
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Zu Nr. 3: 

Veröffentlichungspflichtig sind Berichte und Mitteilungen der Landesregierung gemäß 

Art. 67 der Verfassung des Freistaats Thüringen an den Landtag. 

 

Zu Nr. 4: 

Unter Nummer 4 fallen die in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse nebst den 

zugehörigen Protokollen und Anlagen. Hierunter fallen beispielsweise auch die auf 

kommunaler Ebene tagenden Gemeinderäte und ihre Beschlüsse. Eine Sitzung ist 

öffentlich, wenn hierzu öffentlich eingeladen wurde und jeder teilnehmen kann. 

 

Zu Nr. 5 (siehe Vorblatt): 

Veröffentlichungspflichtig sind Verträge der Daseinsvorsorge. Angelehnt an die Re-

gelung im Hamburgischen Transparenzgesetz ist ein Vertrag der Daseinsvorsorge 

ein Vertrag, den eine Behörde abschließt und mit dem die Beteiligung an einem Un-

ternehmen der Daseinsvorsorge übertragen wird, der Leistungen der Daseinsvorsor-

ge zum Gegenstand hat, der die Schaffung oder Bereitstellung von Infrastruktur für 

Zwecke der Daseinsvorsorge beinhaltet oder mit dem das Recht an einer Sache zur 

dauerhaften Einbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge übertragen wird. Da-

mit sind insbesondere Verträge erfasst, die die Wasserversorgung, die Abwasserent-

sorgung, die Abfallentsorgung, die Energieversorgung, das Verkehrs- und Beförde-

rungswesen, die Wohnungswirtschaft, die Bildungs- und Kultureinrichtungen, die sta-

tionäre Krankenversorgung oder die Datenverarbeitung für hoheitliche Tätigkeiten 

zum Gegenstand haben. 

 

Zu Nr. 6 (siehe Vorblatt): 

Veröffentlichungspflichtig sind neben den Verträgen zur Daseinsvorsorge die wesent-

lichen Inhalte von Verträgen von vergleichbarem öffentlichem Interesse. Als unbe-

stimmter Rechtsbegriff ist das allgemeine öffentliche Interesse im Rahmen des Ein-

zelfalls auszulegen. Es bezieht sich auf die Belange des Gemeinwohls und ist von 

einem Individualinteresse zu unterscheiden. Bespielhaft kommen hier Staatsverträge 

oder Kooperationsverträge in Betracht. Von der Veröffentlichungspflicht werden nur 

endgültige Verträge erfasst. Entwürfe fallen nicht darunter. 
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Zu Nr. 7: 

Nummer 7 regelt die Veröffentlichung von Haushalts-, Stellen-, Organisations-, Ge-

schäftsverteilungs- und Aktenplänen. 

 

Zu Nr. 8: 

Der Begriff Verwaltungsvorschriften definiert abstrakt-generelle Anordnungen an öf-

fentliche Stellen mit Geltung für die gesamte Verwaltung. Dienstanweisungen regeln 

hingegen den internen Dienstbetrieb. 

 

Zu Nr. 9: 

Es werden keine neuen Berichterstattungspflichten normiert. Die Vorschrift erfasst 

die bisher schon zu veröffentlichenden Tätigkeitsberichte und amtliche Statistiken. 

 

Zu Nr. 10: 

Von der Veröffentlichungspflicht erfasst werden Gutachten und Studien, soweit sie 

von Behörden in Auftrag gegeben wurden, in die Entscheidung der Behörde einflie-

ßen oder eingeflossen sind oder ihrer Vorbereitung dienen. 

Ziel ist es, dass das Handeln der informationspflichtigen Stellen für die Öffentlichkeit 

dokumentiert wird und Entscheidungen damit nachvollziehbar werden. 

 

Zu Nr. 11: 

Geodaten umfassen die Teilkomplexe der Geobasisdaten und der Geofachdaten. 

Sofern sie keinen gesetzlichen Einschränkungen unterliegen können die Geofachda-

ten (raumbezogene Daten aus einem Fachgebiet) ohne Weiteres in das Informati-

onsregister aufgenommen werden. Für Geobasisdaten gelten die Regelungen des 

Thüringer Geodateninfrastrukturgesetzes (ThürGDIG) und des Thüringer Vermes-

sungs- und Geoinformationsgesetzes (ThürVermGeoG). 

 

Zu Nr. 12: 

Veröffentlicht werden nach Nummer 12 geeignete Verbraucherinformationen nach 

dem Gesetz zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformationen 

(Verbraucherinformationsgesetz - VIG) in der derzeit geltenden Fassung. 
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Zu Nr. 3: 

Veröffentlichungspflichtig sind Berichte und Mitteilungen der Landesregierung gemäß 

Art. 67 der Verfassung des Freistaats Thüringen an den Landtag. 

 

Zu Nr. 4: 

Unter Nummer 4 fallen die in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse nebst den 

zugehörigen Protokollen und Anlagen. Hierunter fallen beispielsweise auch die auf 

kommunaler Ebene tagenden Gemeinderäte und ihre Beschlüsse. Eine Sitzung ist 

öffentlich, wenn hierzu öffentlich eingeladen wurde und jeder teilnehmen kann. 

 

Zu Nr. 5 (siehe Vorblatt): 

Veröffentlichungspflichtig sind Verträge der Daseinsvorsorge. Angelehnt an die Re-

gelung im Hamburgischen Transparenzgesetz ist ein Vertrag der Daseinsvorsorge 

ein Vertrag, den eine Behörde abschließt und mit dem die Beteiligung an einem Un-

ternehmen der Daseinsvorsorge übertragen wird, der Leistungen der Daseinsvorsor-

ge zum Gegenstand hat, der die Schaffung oder Bereitstellung von Infrastruktur für 

Zwecke der Daseinsvorsorge beinhaltet oder mit dem das Recht an einer Sache zur 

dauerhaften Einbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge übertragen wird. Da-

mit sind insbesondere Verträge erfasst, die die Wasserversorgung, die Abwasserent-

sorgung, die Abfallentsorgung, die Energieversorgung, das Verkehrs- und Beförde-

rungswesen, die Wohnungswirtschaft, die Bildungs- und Kultureinrichtungen, die sta-

tionäre Krankenversorgung oder die Datenverarbeitung für hoheitliche Tätigkeiten 

zum Gegenstand haben. 

 

Zu Nr. 6 (siehe Vorblatt): 

Veröffentlichungspflichtig sind neben den Verträgen zur Daseinsvorsorge die wesent-

lichen Inhalte von Verträgen von vergleichbarem öffentlichem Interesse. Als unbe-

stimmter Rechtsbegriff ist das allgemeine öffentliche Interesse im Rahmen des Ein-

zelfalls auszulegen. Es bezieht sich auf die Belange des Gemeinwohls und ist von 

einem Individualinteresse zu unterscheiden. Bespielhaft kommen hier Staatsverträge 

oder Kooperationsverträge in Betracht. Von der Veröffentlichungspflicht werden nur 

endgültige Verträge erfasst. Entwürfe fallen nicht darunter. 

 



130

130 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Zu Nr. 13: 

Unter die Veröffentlichungspflicht fallen die von den informationspflichtigen Stellen 

erstellten öffentlichen Pläne, wie zum Beispiel der im Thüringer Krankenhausgesetz 

(ThürKHG) vorgesehene Landeskrankenhausplan. 

 

Zu Nr. 14 (siehe Vorblatt): 

Unter Nummer 14 werden Subventions- und Zuwendungsvergaben erfasst. Maßstab 

für Veröffentlichung von Zuwendungsvergaben ist § 23 der Thüringer Landeshaus-

haltsordnung (ThürLHO). Veröffentlichungspflichtig sind freiwillige Leistungen des 

Landes, auf die der Empfänger keinen Anspruch hat. Ausgaben und Verpflichtungs-

ermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der Landesverwaltung zur Erfül-

lung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn das 

Land an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne 

die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

 

Zu Nr. 15 (siehe Vorblatt): 

Veröffentlichungspflichtig sind Leistungen an die öffentliche Hand. Diese können in 

einem zusammenfassenden halbjährlichen oder jährlichen Bericht veröffentlicht wer-

den. 

 

Zu Nr. 16: 

Unter Nummer 16 sind die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen 

und -vorbescheide veröffentlichungspflichtig. Dies sind die wesentlichen Daten der 

Baugenehmigungsstatistik. Von der Veröffentlichungspflicht ausgenommen sind rei-

ne Wohnbebauungen mit maximal fünf Wohneinheiten, da hier davon ausgegangen 

werden kann, dass diese Art der Bebauung grundsätzlich einen privaten Bezug auf-

weist und ein öffentliches Interesse eher an größeren Bauprojekten besteht. 

 

Zu Nr. 17:  

Nummer 17 regelt die Veröffentlichungspflicht der wesentlichen Unternehmensdaten, 
an denen informationspflichtige Stellen beteiligt sind, einschließlich einer Darstellung 
der jährlichen Vergütungen und Nebenleistungen für die Leitungsebene. 
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Hierunter fallen beispielsweise Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Vergütun-

gen, geldwerte Vorteile sowie Vergütungen Dritter.  Bei der Entscheidung bezüglich 

der Veröffentlichung der Informationen ist der Schutz etwaiger Betriebs- oder Ge-

schäftsgeheimnisse (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 ThürTG) zu beachten.   

 

Zu Nr. 18: 

Nummer 18 sieht vor, dass Informationen, für die bereits aufgrund anderer Rechts-

vorschriften eine Veröffentlichungspflicht besteht, im Transparenzregister veröffent-

licht werden. Ziel ist es, die Informationen im Transparenzregister zu bündeln und 

dem Bürger eine schnelle und einfache Auffindbarkeit zu gewährleisten. 

 

Zu Nr. 19: 

Nummer 19 entspricht dem Grundsatz „access for one = access for all“. Es ist vorge-

sehen, dass Informationen, die im Rahmen des Antragsverfahrens elektronisch zu-

gänglich gemacht wurden, auch in das Transparenzregister eingestellt und veröffent-

licht werden. Personenbezogene Daten des Antragstellers sind grundsätzlich bei ei-

ner Veröffentlichung unkenntlich zu machen. 

 

Zu Nr. 20: 

Informationen die nicht unter den Katalog fallen, an denen aber ein mit den Nummern 

1 – 18 vergleichbares öffentliches Interesse besteht, sind im Transparenzregister zu 

veröffentlichen. Diese Vorschrift verdeutlicht, dass es sich nicht um einen abschlie-

ßenden Katalog handelt. Ein öffentliches Interesse kann beispielsweise dann ange-

nommen werden, wenn vermehrt Anträge hinsichtlich einer bestimmten Information 

gestellt werden. Auch eine breite öffentliche Diskussion über bestimmte Themen 

kann gegebenenfalls ein vergleichbares allgemeines öffentliches Interesse an be-

stimmten Informationen begründen. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 entspricht den bisherigen Regelungen des Thüringer Umweltinformations-

gesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013 und enthält die 

zu veröffentlichen Umweltinformationen. 
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Zu Nr. 13: 

Unter die Veröffentlichungspflicht fallen die von den informationspflichtigen Stellen 

erstellten öffentlichen Pläne, wie zum Beispiel der im Thüringer Krankenhausgesetz 

(ThürKHG) vorgesehene Landeskrankenhausplan. 

 

Zu Nr. 14 (siehe Vorblatt): 

Unter Nummer 14 werden Subventions- und Zuwendungsvergaben erfasst. Maßstab 

für Veröffentlichung von Zuwendungsvergaben ist § 23 der Thüringer Landeshaus-

haltsordnung (ThürLHO). Veröffentlichungspflichtig sind freiwillige Leistungen des 

Landes, auf die der Empfänger keinen Anspruch hat. Ausgaben und Verpflichtungs-

ermächtigungen für Leistungen an Stellen außerhalb der Landesverwaltung zur Erfül-

lung bestimmter Zwecke (Zuwendungen) dürfen nur veranschlagt werden, wenn das 

Land an der Erfüllung durch solche Stellen ein erhebliches Interesse hat, das ohne 

die Zuwendungen nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

 

Zu Nr. 15 (siehe Vorblatt): 

Veröffentlichungspflichtig sind Leistungen an die öffentliche Hand. Diese können in 

einem zusammenfassenden halbjährlichen oder jährlichen Bericht veröffentlicht wer-

den. 

 

Zu Nr. 16: 

Unter Nummer 16 sind die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen 

und -vorbescheide veröffentlichungspflichtig. Dies sind die wesentlichen Daten der 

Baugenehmigungsstatistik. Von der Veröffentlichungspflicht ausgenommen sind rei-

ne Wohnbebauungen mit maximal fünf Wohneinheiten, da hier davon ausgegangen 

werden kann, dass diese Art der Bebauung grundsätzlich einen privaten Bezug auf-

weist und ein öffentliches Interesse eher an größeren Bauprojekten besteht. 

 

Zu Nr. 17:  

Nummer 17 regelt die Veröffentlichungspflicht der wesentlichen Unternehmensdaten, 
an denen informationspflichtige Stellen beteiligt sind, einschließlich einer Darstellung 
der jährlichen Vergütungen und Nebenleistungen für die Leitungsebene. 
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Zu Abs. 3: 

Auch Stellen die nicht unter das Transparenzgesetz fallen oder keiner Veröffentli-

chungspflicht unterfallen können dennoch auf freiwilliger Basis Informationen in das 

Transparenzregister einstellen.   

 

Zu Abs. 4: 

Die Veröffentlichungspflicht im Transparenzregister gilt für die Gemeinden, Gemein-

deverbände und Landkreise drei Jahre nach der in § 24 geregelten Übergangsrege-

lung. Ziel ist es, den vorgenannten Stellen im Rahmen einer Umsetzungsfrist die 

Möglichkeit zu bieten, sich auf die neue Aufgabe vorzubereiten und die entsprechen-

den notwendigen Schritte im Arbeitsablauf zu veranlassen. Kumulativ dazu ist es 

denkbar, dass in ausgewählten Kommunen die technischen Voraussetzungen für die 

Bereitstellung von Informationen im Transparenzregister bereits vor dieser Umset-

zungsfrist geschaffen werden (sog. Optionskommunen). 

Die Plicht, einen Antrag nach dem ThürTG zu beantworten, bleibt hiervon unberührt. 

 

Zu § 8 Ausgestaltung der Veröffentlichung 
Zu Abs. 1: 

Absatz 1 regelt die Art und Weise der Ausgestaltung der Veröffentlichung von Infor-

mationen. Die informationspflichtigen Stellen haben die Informationen unverzüglich 

im Volltext als elektronisches Dokument zu veröffentlichen. Alle Dokumente müssen 

leicht auffindbar, maschinell durchsuchbar und druckbar sein. Die Informationen 

müssen in einem wiederverwendbaren Format vorliegen, welches auf frei zugängli-

chen Standards basiert. Das bedeutet, sie müssen mit frei zugänglicher Software 

lesbar sein. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 legt fest, dass die Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung der veröf-

fentlichten Informationen frei ist, sofern Rechte Dritter (z.B. Urheberrechte) dem nicht 

entgegenstehen. Die informationspflichtigen Stellen haben sich jedoch bei der Be-

schaffung der Informationen die entsprechenden Nutzungsrechte einräumen zu las-
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sen. Dies gilt jedoch nur, soweit es für eine freie Nutzung, Weiterverwendung und 

Verbreitung erforderlich ist. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 bestimmt, dass die veröffentlichten Informationen in angemessenen Ab-

ständen zu aktualisieren sind. Über den Zeitpunkt der Aktualisierung entscheidet die 

informationspflichtige Stelle. Bei einer Änderung soll neben der Änderung die jeweili-

ge Fassung für jeden Zeitpunkt abrufbar sein, um die Änderungshistorie nachvollzie-

hen zu können. Die Informationen sollen mindestens zehn Jahre nach ihrer letzten 

Änderung vorgehalten werden. 

 

Zu Abs. 4: 

Absatz 4 enthält eine umfassende Verordnungsermächtigung des für die Informati-

onsfreiheit zuständigen Ministeriums, die angesichts der komplexen Materie erforder-

lich ist.  

 

Zu § 9 Unterstützung beim Informationszugang 
Zu Abs. 1: 

Der Informationszugang soll erleichtert werden, indem die informationspflichtigen 

Stellen hierfür die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen 

treffen. Dazu zählen insbesondere die Benennung von Auskunftspersonen oder In-

formationsstellen und das Führen und Veröffentlichen von Verzeichnissen, aus de-

nen sich die verfügbaren Informationssammlungen erkennen lassen. Wie dies im 

Einzelfall konkret ausgestaltet wird, obliegt den informationspflichtigen Stellen. 

 

Zu Abs. 2: 

Die informationspflichtigen Stellen sollen einen internen Informationsfreiheitsbeauf-

tragten bestellen. Dieser berät und unterstützt die informationspflichtige Stelle und 

fördert die Umsetzung dieses Gesetzes. Die Aufgabe könnte dem behördlichen Da-

tenschutzbeauftragten übertragen werden. Betroffene können sich an den internen 

Informationsfreiheitsbeauftragten wenden, wenn ihrem Anspruch auf Informationszu-

gang nicht hinreichend Rechnung getragen wurde. Die Ausgestaltung der Verpflich-
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Zu Abs. 3: 

Auch Stellen die nicht unter das Transparenzgesetz fallen oder keiner Veröffentli-

chungspflicht unterfallen können dennoch auf freiwilliger Basis Informationen in das 

Transparenzregister einstellen.   

 

Zu Abs. 4: 

Die Veröffentlichungspflicht im Transparenzregister gilt für die Gemeinden, Gemein-

deverbände und Landkreise drei Jahre nach der in § 24 geregelten Übergangsrege-

lung. Ziel ist es, den vorgenannten Stellen im Rahmen einer Umsetzungsfrist die 

Möglichkeit zu bieten, sich auf die neue Aufgabe vorzubereiten und die entsprechen-

den notwendigen Schritte im Arbeitsablauf zu veranlassen. Kumulativ dazu ist es 

denkbar, dass in ausgewählten Kommunen die technischen Voraussetzungen für die 

Bereitstellung von Informationen im Transparenzregister bereits vor dieser Umset-

zungsfrist geschaffen werden (sog. Optionskommunen). 

Die Plicht, einen Antrag nach dem ThürTG zu beantworten, bleibt hiervon unberührt. 

 

Zu § 8 Ausgestaltung der Veröffentlichung 
Zu Abs. 1: 

Absatz 1 regelt die Art und Weise der Ausgestaltung der Veröffentlichung von Infor-

mationen. Die informationspflichtigen Stellen haben die Informationen unverzüglich 

im Volltext als elektronisches Dokument zu veröffentlichen. Alle Dokumente müssen 

leicht auffindbar, maschinell durchsuchbar und druckbar sein. Die Informationen 

müssen in einem wiederverwendbaren Format vorliegen, welches auf frei zugängli-

chen Standards basiert. Das bedeutet, sie müssen mit frei zugänglicher Software 

lesbar sein. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 legt fest, dass die Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung der veröf-

fentlichten Informationen frei ist, sofern Rechte Dritter (z.B. Urheberrechte) dem nicht 

entgegenstehen. Die informationspflichtigen Stellen haben sich jedoch bei der Be-

schaffung der Informationen die entsprechenden Nutzungsrechte einräumen zu las-
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tung für die Bestellung des internen Informationsfreiheitsbeauftragten obliegt der in-

formationspflichtigen Stelle. 

 

 

Abschnitt 3 
 
Informationszugang auf Antrag 

 

Zu § 10 Antrag 
§ 10 regelt das Antragsverfahren. 

Zu Abs. 1: 

Absatz 1 normiert ein Jedermann-Recht auf Informationszugang im Wege der An-

tragstellung. Auf die Ausführungen zu § 5 wird verwiesen. Das Antragsverfahren gilt 

unabhängig von einer Veröffentlichung im Transparenzregister. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 bestimmt die Modalitäten der Antragstellung. Diese sind einfach gehalten 

und sollen keine unnötigen Hürden aufweisen. Der Antrag kann schriftlich, mündlich, 

zur Niederschrift oder elektronisch an die informationspflichtige Stelle gerichtet wer-

den. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 bestimmt, dass bei natürlichen und juristischen Personen des Privatrechts 

im Sinne von § 4 Absatz 2, der Antrag an diejenige öffentliche Stelle zu richten ist, 

die sich der Person des Privatrechts bedient oder die Aufgabe auf sie übertragen hat. 

Im Fall der Beleihung ist der Anspruchsgegner der Beliehene selbst. 

 

Zu Absatz 4: 

Absatz 4 entspricht den bisherigen Regelungen des Thüringer Umweltinformations-

gesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 
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Zu Absatz 5: 

Absatz 5 bestimmt, dass der Antrag hinreichend bestimmt sein muss und insbeson-

dere erkennen lassen soll, auf welche Informationen er gerichtet ist. Im Falle der Un-

bestimmtheit ist die informationspflichtige Stelle verpflichtet, dies dem Antragsteller 

innerhalb eines Monats mitzuteilen und ihm Gelegenheit zur Präzisierung des An-

trags zu geben. Kommt der Antragsteller der Aufforderung zur Präzisierung nach, 

beginnt der Lauf der Frist zur Beantwortung des Antrags erneut. Die Bearbeitungs-

frist beginnt demnach ab dem Zeitpunkt, in dem der Antrag hinreichend bestimmt ist. 

Die Beratungs- und Unterstützungspflicht der informationspflichtigen Stelle bleibt un-

berührt. 

 

Zu Abs. 6: 

Ist die Stelle, an die der Antrag gerichtet wurde, nicht die zuständige Stelle, leitet sie 

den Antrag an die zuständige Stelle weiter, wenn ihr diese bekannt ist und der An-

tragssteller in die Weiterleitung eingewilligt hat. Die Weiterleitung ist von der Einwilli-

gung des Antragstellers abhängig. Anstatt einer Weiterleitung kann die Stelle den 

Antragsteller auf die Stelle hinweisen, die über die begehrte Information verfügt. Dies 

gilt jedoch nur, wenn letztere auch bekannt ist. Die Bearbeitungsfrist für den Antrag 

beginnt mit Eingang bei der zuständigen informationspflichtigen Stelle. 

 

Zu § 11 Entscheidung 
Zu Abs. 1: 

Absatz 1 legt fest, dass die informationspflichtige Stelle über den Antrag unverzüg-

lich, spätestens innerhalb von einem Monat nach seinem Eingang, zu entscheiden 

hat. Die informationspflichtige Stelle muss über die begehrten Informationen verfü-

gen, das heißt sie müssen bei ihr vorhanden und die Stelle muss verfügungsbefugt 

sein. Unverzüglich bedeutet im Rahmen dieser Bestimmung ohne schuldhaftes Zö-

gern (§ 121 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)). Etwaige Belange des Antrag-

stellers sind zu berücksichtigen. Die Frist kann durch die informationspflichtige Stelle 

einmal angemessen verlängert werden. Dies ist anhand des Umfangs oder Komple-

xität der Informationen oder der Beteiligung Dritter zu beurteilen und steht im Ermes-

sen der Behörde. Der Antragsteller ist über die Fristverlängerung und deren Gründe 

vor Ablauf der Frist nach Satz 1 zu informieren. 
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tung für die Bestellung des internen Informationsfreiheitsbeauftragten obliegt der in-

formationspflichtigen Stelle. 

 

 

Abschnitt 3 
 
Informationszugang auf Antrag 

 

Zu § 10 Antrag 
§ 10 regelt das Antragsverfahren. 

Zu Abs. 1: 

Absatz 1 normiert ein Jedermann-Recht auf Informationszugang im Wege der An-

tragstellung. Auf die Ausführungen zu § 5 wird verwiesen. Das Antragsverfahren gilt 

unabhängig von einer Veröffentlichung im Transparenzregister. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 bestimmt die Modalitäten der Antragstellung. Diese sind einfach gehalten 

und sollen keine unnötigen Hürden aufweisen. Der Antrag kann schriftlich, mündlich, 

zur Niederschrift oder elektronisch an die informationspflichtige Stelle gerichtet wer-

den. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 bestimmt, dass bei natürlichen und juristischen Personen des Privatrechts 

im Sinne von § 4 Absatz 2, der Antrag an diejenige öffentliche Stelle zu richten ist, 

die sich der Person des Privatrechts bedient oder die Aufgabe auf sie übertragen hat. 

Im Fall der Beleihung ist der Anspruchsgegner der Beliehene selbst. 

 

Zu Absatz 4: 

Absatz 4 entspricht den bisherigen Regelungen des Thüringer Umweltinformations-

gesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 
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Zu Abs. 2: 

Besteht ein Anspruch auf Informationszugang nur zum Teil, ist dem Antrag in dem 

Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe der geheim-

haltungsbedürftigen Informationen möglich ist. Dies kann durch eine Abtrennung, 

Schwärzungen oder sonstige Formen der Unkenntlichmachung erfolgen. 

 

Zu Abs. 3: 

Wird der Antrag vollständig oder teilweise abgelehnt, ist die informationspflichtige 

Stelle verpflichtet, dem Antragsteller mitzuteilen, wann der Informationszugang ganz 

oder teilweise zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Damit bleibt dem Antragstel-

ler die Möglichkeit, einen neuen Antrag zu stellen. Wird der Antrag ganz oder teilwei-

se abgelehnt, ist dies schriftlich oder elektronisch zu begründen. Im Fall eines münd-

lichen Antrags erfolgt eine schriftliche oder elektronische Entscheidung nur auf aus-

drückliches Verlangen des Antragstellers. Wird ein Antrag auf Zugang zu Umweltin-

formationen mit der Begründung abgelehnt, dass das Material z.B. gerade vervoll-

ständigt wird, so hat die informationspflichtige Stelle die Stelle zu benennen, die das 

Material vorbereitet und den voraussichtlichen Zeitpunkt der Fertigstellung.  

 

Zu Abs. 4: 

Wird der Antrags vollständig oder teilweise ablehnt, hat die informationspflichtige 

Stelle den Antragsteller über die Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die Entscheidung 

zu belehren. Sie ist verpflichtet, ihm mitzuteilen, bei welcher Stelle und innerhalb 

welcher Frist um Rechtsschutz nachgesucht werden kann. Es soll sichergestellt wer-

den, dass der Antragsteller umfassend über seine Rechte belehrt wird. Dazu zählt 

auch, dass die informationspflichtige Stelle dem Antragsteller mitteilt, dass er sich an 

den Thüringer Informationsfreiheitsbeauftragten wenden kann. 

 

Zu § 12 Zugang 
Zu Abs. 1: 

Die informationspflichtige Stelle kann, soweit der Anspruch auf Informationszugang 

besteht, dem Antragsteller Auskunft erteilen, Akteneinsicht gewähren oder die Infor-

mationen in sonstiger Weise zugänglich machen. Der Antragsteller kann grundsätz-

lich die Art des Informationszugangs wählen. Übt er diese Wahl aus, so darf der In-
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formationszugang nur aus wichtigem Grund auf andere Art gewährt werden. Als 

wichtiger Grund gilt insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand. Wenn 

der Antragssteller die Art des Informationszugangs nicht benennt, entscheidet die 

informationspflichtige Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen hierüber. 

 

zu Abs. 2: 

Klarstellend wird durch Absatz 2 bestimmt, dass dem Antragsteller bei der Gewäh-

rung von Akteneinsicht das Anfertigen von Notizen und Kopien gestattet ist. 

 

Zu Abs. 3: 

Sofern die amtliche Information in zumutbarer Weise aus allgemein zugänglichen 

Quellen beschafft werden kann, kann sich die informationspflichtige Stelle auf die 

Nennung der entsprechenden Quelle beschränken. Sie sollte dem Antragsteller je-

doch eindeutig benannt werden. Als allgemein zugängliche Quelle gilt auch das 

Transparenzregister. 

 

Zu Abs. 4: 

Absatz 4 stellt klar, dass die informationspflichtige Stelle nicht verpflichtet ist, die in-

haltliche Richtigkeit der Information zu prüfen. Dies gilt nicht, wenn der informations-

pflichtigen Stelle Tatsachen über die Unrichtigkeit der Information bekannt sind. In 

diesem Fall ist der Antragsteller darauf hinzuweisen. 

 

Zu § 13 Verfahren bei Beteiligung Dritter 
§ 13 regelt das Verfahren bei der Antragstellung, wenn Dritte betroffen sind. 

Zu Abs. 1: 

Die Bestimmung gilt für Personen, deren personenbezogene Daten, deren geistiges 

Eigentum oder deren Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse betroffen sind. Die infor-

mationspflichtige Stelle beteiligt die Betroffenen von Amts wegen. Ihnen wird schrift-

lich oder elektronisch die Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats 

gegeben. Sofern ein schutzwürdiges Interesse von vorherein ausgeschlossen wer-

den kann, ist eine Stellungnahme entbehrlich. Ein Drittbeteiligungsverfahren muss 

beispielsweise auch nicht durchgeführt werden, wenn der Antragsteller sich mit der 
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Zu Abs. 2: 

Besteht ein Anspruch auf Informationszugang nur zum Teil, ist dem Antrag in dem 

Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe der geheim-

haltungsbedürftigen Informationen möglich ist. Dies kann durch eine Abtrennung, 

Schwärzungen oder sonstige Formen der Unkenntlichmachung erfolgen. 

 

Zu Abs. 3: 

Wird der Antrag vollständig oder teilweise abgelehnt, ist die informationspflichtige 

Stelle verpflichtet, dem Antragsteller mitzuteilen, wann der Informationszugang ganz 

oder teilweise zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Damit bleibt dem Antragstel-

ler die Möglichkeit, einen neuen Antrag zu stellen. Wird der Antrag ganz oder teilwei-

se abgelehnt, ist dies schriftlich oder elektronisch zu begründen. Im Fall eines münd-

lichen Antrags erfolgt eine schriftliche oder elektronische Entscheidung nur auf aus-

drückliches Verlangen des Antragstellers. Wird ein Antrag auf Zugang zu Umweltin-

formationen mit der Begründung abgelehnt, dass das Material z.B. gerade vervoll-

ständigt wird, so hat die informationspflichtige Stelle die Stelle zu benennen, die das 

Material vorbereitet und den voraussichtlichen Zeitpunkt der Fertigstellung.  

 

Zu Abs. 4: 

Wird der Antrags vollständig oder teilweise ablehnt, hat die informationspflichtige 

Stelle den Antragsteller über die Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die Entscheidung 

zu belehren. Sie ist verpflichtet, ihm mitzuteilen, bei welcher Stelle und innerhalb 

welcher Frist um Rechtsschutz nachgesucht werden kann. Es soll sichergestellt wer-

den, dass der Antragsteller umfassend über seine Rechte belehrt wird. Dazu zählt 

auch, dass die informationspflichtige Stelle dem Antragsteller mitteilt, dass er sich an 

den Thüringer Informationsfreiheitsbeauftragten wenden kann. 

 

Zu § 12 Zugang 
Zu Abs. 1: 

Die informationspflichtige Stelle kann, soweit der Anspruch auf Informationszugang 

besteht, dem Antragsteller Auskunft erteilen, Akteneinsicht gewähren oder die Infor-

mationen in sonstiger Weise zugänglich machen. Der Antragsteller kann grundsätz-

lich die Art des Informationszugangs wählen. Übt er diese Wahl aus, so darf der In-
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Unkenntlichmachung der Daten Dritter einverstanden erklärt oder wenn die informa-

tionspflichtige Stelle den Schutz dieser Daten auf andere Weise gewährleistet. 

 

Zu Abs. 2: 

Ist für den Gewährung des Informationszugangs eine Einwilligung des Dritten erfor-

derlich (§ 16 Absatz 1 Satz 1 Thüringer Transparenzgesetz) gilt sie als verweigert, 

wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach der Anfrage durch die informationspflich-

tige Stelle vorliegt. Diese Regelung dient einer effektiven Antragsbearbeitung. 

 

Zu Abs. 3: 

Die Entscheidung über den Antrag ist auch dem Dritten bekannt zu machen, damit 

dieser entsprechende Rechtsschutzmöglichkeiten ergreifen kann. Aus diesem Grund 

darf der Informationszugang erst erfolgen, wenn die Entscheidung dem Dritten ge-

genüber bestandskräftig geworden oder die sofortige Vollziehung angeordnet worden 

ist und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstrichen 

sind. 

 

 

Abschnitt 4 
 
Ausschlussgründe 

 

Zu § 14 Öffentliche Belange 
Zu Abs. 1: 

Nach Absatz 1 soll der Antrag abgelehnt werden und die Veröffentlichung im Trans-

parenzregister unterbleiben, soweit und solange die nachfolgenden Gründe vorlie-

gen. Die informationspflichtigen Stellen haben zudem die Abwägung nach § 17 zu 

beachten. 

 

Nr. 1: 

Nummer 1 betrifft Aspekte des Staatswohls. Informationen sollen nicht zugänglich 

gemacht und veröffentlicht werden, wenn das Bekanntwerden nachteilige Auswir-

kungen auf die inter- und supranationalen Beziehungen, die Beziehungen zum Bund 
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oder zu einem Land, die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit hätte. Die 

informationspflichtige Stelle ist verpflichtet, im Einzelfall darzulegen, dass durch ei-

nen Informationszugang die konkrete Möglichkeit einer Beeinträchtigung des Schutz-

gutes besteht. Geschützt werden durch diese Vorschrift beispielsweise vertrauliche 

Abstimmungsprozesse zwischen den einzelnen Ländern und dem Bund, die durch 

eine Offenbarung gefährden werden können. Unter dem Begriff der Inneren Sicher-

heit ist die Fähigkeit zu verstehen, sich nach innen gegen Störungen zur Wehr set-

zen zu können. Darunter werden Formen der Kriminalität, Gewalt und sonstige An-

griffe auf das in der Gemeinschaft geregelte Zusammenleben, die die Sicherheit des 

Landes tangieren, erfasst. 

 

Nr. 2: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn die Be-

kanntgabe der Information nachteilige Auswirkungen auf die Durchführung eines lau-

fenden Gerichtsverfahrens, oder die Durchführung straf-, ordnungswidrigkeits-, oder 

disziplinarrechtlicher Ermittlungen hätte. Die Bestimmung soll den Ablauf der ge-

nannten Verfahren sichern. Nachteilige Auswirkungen können beispielsweise die Be-

einflussung von Zeugen oder die Erschwerung der Rechtsverfolgung sein. 

 

Nr. 3: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die öffentliche Sicherheit, 

insbesondere die Tätigkeit der Polizei, der sonstigen für die Gefahrenabwehr zustän-

digen Stellen, der Staatsanwaltschaften oder der Behörden des Straf- und Maßregel-

vollzugs einschließlich ihrer Aufsichtsbehörden hätte. Der Begriff der öffentlichen Si-

cherheit bestimmt sich nach § 54 Thüringer Gesetz über die Aufgaben und Befugnis-

se der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG -). Er umfasst die Un-

verletzlichkeit der Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des ein-

zelnen sowie des Bestandes, der Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates 

oder sonstiger Träger von Hoheitsgewalt. Die Bestimmung erfasst bespielweise poli-

zeiliche Einsätze und deren Vorbereitung. Nicht erfasst von der Vorschrift ist die öf-

fentliche Ordnung. 
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Unkenntlichmachung der Daten Dritter einverstanden erklärt oder wenn die informa-

tionspflichtige Stelle den Schutz dieser Daten auf andere Weise gewährleistet. 

 

Zu Abs. 2: 

Ist für den Gewährung des Informationszugangs eine Einwilligung des Dritten erfor-

derlich (§ 16 Absatz 1 Satz 1 Thüringer Transparenzgesetz) gilt sie als verweigert, 

wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach der Anfrage durch die informationspflich-

tige Stelle vorliegt. Diese Regelung dient einer effektiven Antragsbearbeitung. 

 

Zu Abs. 3: 

Die Entscheidung über den Antrag ist auch dem Dritten bekannt zu machen, damit 

dieser entsprechende Rechtsschutzmöglichkeiten ergreifen kann. Aus diesem Grund 

darf der Informationszugang erst erfolgen, wenn die Entscheidung dem Dritten ge-

genüber bestandskräftig geworden oder die sofortige Vollziehung angeordnet worden 

ist und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstrichen 

sind. 

 

 

Abschnitt 4 
 
Ausschlussgründe 

 

Zu § 14 Öffentliche Belange 
Zu Abs. 1: 

Nach Absatz 1 soll der Antrag abgelehnt werden und die Veröffentlichung im Trans-

parenzregister unterbleiben, soweit und solange die nachfolgenden Gründe vorlie-

gen. Die informationspflichtigen Stellen haben zudem die Abwägung nach § 17 zu 

beachten. 

 

Nr. 1: 

Nummer 1 betrifft Aspekte des Staatswohls. Informationen sollen nicht zugänglich 

gemacht und veröffentlicht werden, wenn das Bekanntwerden nachteilige Auswir-

kungen auf die inter- und supranationalen Beziehungen, die Beziehungen zum Bund 
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Nr. 4: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Kontroll- oder Auf-

sichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs-, Regulierungs-, Versicherungsaufsichts- 

und Sparkassenaufsichtsbehörden hätte. Um die gleichmäßige Festsetzung und Er-

hebung von Steuern zu gewährleiten, kontrollieren die Finanzbehörden die vollstän-

dige und richtige Besteuerung der Steuerpflichtigen. Eine mögliche Weitergabe die-

ser Daten an die Steuerpflichtigen könnte diesen Kontrollzweck gefährden. 

Informationen, die bei den mit der Anwendung wettbewerbsrechtlicher Bestimmun-

gen befassten informationspflichtigen Stellen vorhanden sind, sind ebenfalls durch 

die Bestimmung geschützt. Ein Bekanntwerden dieser Informationen könnte den 

Wettbewerb zwischen den Unternehmen verfälschen oder behindern. Konkurrierende 

Wettbewerber könnten das Gesetz nutzen, um Konkurrenten auszuspionieren und 

damit einen Wettbewerbsvorsprung zu erreichen. Selbiges gilt für Sparkassenauf-

sichtsbehörden. 

 

Nr. 5: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung betrifft. 

Der Exekutive muss ein Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich zugestanden 

werden, der zur Wahrung der Funktionsfähigkeit und Eigenverantwortung der Regie-

rung nicht ausgekundschaftet werden darf. Hierunter fallen Erörterungen im Kabinett 

und Ressortabstimmungen als auch deren Vorbereitungen. Laufende Verhandlungen 

und Entscheidungsvorbereitungen zur Wahrung der eigenverantwortlichen Ausübung 

der Regierungstätigkeit sollen geschützt sein. 

 

Nr. 6: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn die In-

formation einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Verschlusssachenanweisung 

für das Land geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeitspflicht unterliegt oder 

ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis enthält. Von der Bestimmung werden 

zum einen Informationen geschützt, die als Verschlusssachen eingestuft wurden. Die 

formale Einstufung reicht nicht aus. Es müssen auch die materiellen Voraussetzun-
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gen für eine Einstufung als Verschlusssache vorliegen (nach den Bestimmungen der 

Verschlusssachenanweisung für den Freistaat Thüringen (VS-Anweisung-VSA)), was 

kontrollierbar ist. Von der Bestimmung werden zudem Informationen erfasst, die ei-

ner durch Rechtsvorschrift begründeten Vertraulichkeitspflicht unterliegen. Als Be-

rufs- oder besondere Amtsgeheimnisse zählen beispielsweise die ärztliche Schwei-

gepflicht, das Post- und Fernmeldegeheimnis, das Bankgeheimnis, das Sozialge-

heimnis, das Steuergeheimnis, das Adoptionsgeheimnis und das Statistikgeheimnis. 

 

Nr. 7: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn die In-

formation vertraulich erhoben oder übermitteltet wurde und das Interesse des Dritten 

an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag 

noch fortbesteht. Insbesondere Behörden sind oft auf die Unterstützung von Bürgern 

angewiesen, die auf Missstände hinweisen. Die Bürger sollen sich bei der Informati-

onszusammenarbeit und Kooperationen mit Behörden auf eine vertrauliche Behand-

lung und die Verschwiegenheit der Behörde verlassen können. Aus diesem Grund 

sollen vertraulich erhobene oder übermittelte Informationen geschützt werden. 

 

Nr. 8: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Sicherheitsbelange 

des Verfassungsschutzes hätte. Die Bestimmung schützt sicherheitsempfindliche 

Vorgänge im Bereich des Verfassungsschutzes. Dies ist insbesondere dann der Fall, 

wenn durch eine Bekanntgabe die Aufgabenerfüllung gefährdet wird. 

 

Nr. 9 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf den Zustand der Umwelt 

und ihrer Bestandteile im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 1 oder Schutzgüter im 

Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 6 hätte. 

Für den Zugang zu Umweltinformationen gilt Nummer 1 nur, soweit die Veröffentli-

chung der Information nachteilige Auswirkungen auf die inter- und supranationalen 

Beziehungen, die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit hätte, die Nummern 
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Nr. 4: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Kontroll- oder Auf-

sichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs-, Regulierungs-, Versicherungsaufsichts- 

und Sparkassenaufsichtsbehörden hätte. Um die gleichmäßige Festsetzung und Er-

hebung von Steuern zu gewährleiten, kontrollieren die Finanzbehörden die vollstän-

dige und richtige Besteuerung der Steuerpflichtigen. Eine mögliche Weitergabe die-

ser Daten an die Steuerpflichtigen könnte diesen Kontrollzweck gefährden. 

Informationen, die bei den mit der Anwendung wettbewerbsrechtlicher Bestimmun-

gen befassten informationspflichtigen Stellen vorhanden sind, sind ebenfalls durch 

die Bestimmung geschützt. Ein Bekanntwerden dieser Informationen könnte den 

Wettbewerb zwischen den Unternehmen verfälschen oder behindern. Konkurrierende 

Wettbewerber könnten das Gesetz nutzen, um Konkurrenten auszuspionieren und 

damit einen Wettbewerbsvorsprung zu erreichen. Selbiges gilt für Sparkassenauf-

sichtsbehörden. 

 

Nr. 5: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn das Be-

kanntwerden der Information den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung betrifft. 

Der Exekutive muss ein Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich zugestanden 

werden, der zur Wahrung der Funktionsfähigkeit und Eigenverantwortung der Regie-

rung nicht ausgekundschaftet werden darf. Hierunter fallen Erörterungen im Kabinett 

und Ressortabstimmungen als auch deren Vorbereitungen. Laufende Verhandlungen 

und Entscheidungsvorbereitungen zur Wahrung der eigenverantwortlichen Ausübung 

der Regierungstätigkeit sollen geschützt sein. 

 

Nr. 6: 

Der Informationszugang und die Veröffentlichung sollen unterbleiben, wenn die In-

formation einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Verschlusssachenanweisung 

für das Land geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulichkeitspflicht unterliegt oder 

ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis enthält. Von der Bestimmung werden 

zum einen Informationen geschützt, die als Verschlusssachen eingestuft wurden. Die 

formale Einstufung reicht nicht aus. Es müssen auch die materiellen Voraussetzun-
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3, 4, 5 und 8 finden keine Anwendung. Der Zugang zu Umweltinformationen über 

Emissionen kann nicht unter Berufung auf Absatz 1 Nr. 9 abgelehnt werden. Diese 

Bestimmungen sind angelehnt an die Regelungen im Thüringer Umweltinformations-

gesetz vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Nr. 10: 

Diese Bestimmung ist angelehnt an die Regelungen im Thüringer Umweltinformati-

onsgesetz vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. Sie dient der 

Umsetzung von Artikel 4 der Richtlinie 2003/4/EG. 

 

Zu Abs. 2: 

Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn er offensichtlich missbräuchlich gestellt 

wurde, insbesondere wenn die amtliche Information dem Antragsteller bereits zu-

gänglich gemacht wurde oder der Antrag offensichtlich zum Zweck der Vereitelung 

oder Verzögerung von Verwaltungshandlungen erfolgt. Die Bestimmung dient dem 

Schutz der personellen und finanziellen Ressourcen der informationspflichtigen Stel-

len. Ein missbräuchlicher Antrag kann beispielsweise vorliegen, wenn die Information 

bereits zugänglich gemacht wurde oder wenn sich aus der Gesamtschau des Sach-

verhalts ergibt, dass die Antragsstellung nur deshalb erfolgt, um die behördliche Ar-

beitskraft zu binden und die Stelle an der Erledigung ihrer Aufgaben zu hindern. 

 

Zu § 15 Behördlicher Entscheidungsprozess 
Zu Abs. 1: 

Die Bestimmung schützt interne Verwaltungsabläufe und ein effektives Verwaltungs-

handeln. Aus diesem Grund sollen Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und 

Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung von der Informationspflicht ausge-

nommen werden, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informa-

tionen der Erfolg der Entscheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen 

vereitelt würde. Eine Vereitelung liegt insbesondere dann vor, wenn durch die Offen-

barung der Information eine behördliche Entscheidung oder Maßnahme nicht, nicht 

mit dem Inhalt oder nicht in diesem Zeitpunkt zustanden käme. Geschützt werden 

nur Willensbildungsprozesse und nicht die Grundlagen, auf denen die Willensbildung 

erfolgt. Nicht der unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung dienen regelmäßig Er-
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gebnisse der Beweissicherung oder Gutachten oder Stellungnahmen Dritter. Diese 

Aufzählung versteht sich nicht als abschließend. Ist das Verfahren abgeschlossen, 

entfällt der Ausschlussgrund. 

 

Zu Abs. 2: 

Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung auf 

die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen abgelehnt wer-

den. Diese Bestimmung entspricht den Regelungen im Thüringer Umweltinformati-

onsgesetz vom 10. Oktober 2006 in der Fassung vom 13. März 2013. 

 
Zu § 16 Schutz anderer Belange 
Der Schutz personenbezogener Daten (Grundrecht auf informationelle Selbstbe-

stimmung gem. Art. 2 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 6 der Verfassung des Freistaats 

Thüringen) und der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen (Art. 12 GG, 

Art. 14 GG) haben Verfassungsrang. Schützenwert ist zudem das geistige Eigentum 

(Art. 14 GG). 

 

Zu Abs. 1: 

Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen und die Veröffentlichung in dem 

Transparenzregister hat zu unterbleiben, soweit durch die Bekanntgabe der Informa-

tionen personenbezogene Daten offenbart würden. Eine Offenbarung ist nur in den 

geregelten Ausnahmefällen zulässig. 

Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen und die Veröffentlichung in dem 

Transparenzregister hat zu unterbleiben, soweit durch die Bekanntgabe schutzwürdi-

ge Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse zugänglich gemacht würden. Als Betriebs- 

oder Geschäftsgeheimnisse werden alle auf ein Unternehmen bezogene Tatsachen, 

Umstände und Vorgänge verstanden, die nicht offenkundig, sondern nur einem be-

grenzten Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der Rechts-

träger ein berechtigtes Interesse hat. Die informationspflichtige Stelle prüft dabei, ob 

ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt und ob ein berechtigtes und schutz-

würdiges Geheimhaltungsinteresse anzuerkennen ist. Eine Kennzeichnung als Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnis kann als Hinweis dienen. 
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3, 4, 5 und 8 finden keine Anwendung. Der Zugang zu Umweltinformationen über 

Emissionen kann nicht unter Berufung auf Absatz 1 Nr. 9 abgelehnt werden. Diese 

Bestimmungen sind angelehnt an die Regelungen im Thüringer Umweltinformations-

gesetz vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Nr. 10: 

Diese Bestimmung ist angelehnt an die Regelungen im Thüringer Umweltinformati-

onsgesetz vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. Sie dient der 

Umsetzung von Artikel 4 der Richtlinie 2003/4/EG. 

 

Zu Abs. 2: 

Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn er offensichtlich missbräuchlich gestellt 

wurde, insbesondere wenn die amtliche Information dem Antragsteller bereits zu-

gänglich gemacht wurde oder der Antrag offensichtlich zum Zweck der Vereitelung 

oder Verzögerung von Verwaltungshandlungen erfolgt. Die Bestimmung dient dem 

Schutz der personellen und finanziellen Ressourcen der informationspflichtigen Stel-

len. Ein missbräuchlicher Antrag kann beispielsweise vorliegen, wenn die Information 

bereits zugänglich gemacht wurde oder wenn sich aus der Gesamtschau des Sach-

verhalts ergibt, dass die Antragsstellung nur deshalb erfolgt, um die behördliche Ar-

beitskraft zu binden und die Stelle an der Erledigung ihrer Aufgaben zu hindern. 

 

Zu § 15 Behördlicher Entscheidungsprozess 
Zu Abs. 1: 

Die Bestimmung schützt interne Verwaltungsabläufe und ein effektives Verwaltungs-

handeln. Aus diesem Grund sollen Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und 

Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung von der Informationspflicht ausge-

nommen werden, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informa-

tionen der Erfolg der Entscheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen 

vereitelt würde. Eine Vereitelung liegt insbesondere dann vor, wenn durch die Offen-

barung der Information eine behördliche Entscheidung oder Maßnahme nicht, nicht 

mit dem Inhalt oder nicht in diesem Zeitpunkt zustanden käme. Geschützt werden 

nur Willensbildungsprozesse und nicht die Grundlagen, auf denen die Willensbildung 

erfolgt. Nicht der unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung dienen regelmäßig Er-
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Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen und die Veröffentlichung in dem 

Transparenzregister hat zu unterbleiben, soweit Rechte am geistigen Eigentum ent-

gegenstehen. Der Begriff des geistigen Eigentums ist gesetzlich nicht ausgestaltet, 

ist aber im Zusammenhang mit dem Immaterialgüterrecht zu lesen. Umfasst werden 

die Erzeugnisse geistiger Arbeit sowie die Rechte der Urheber, Erfinder und Künstler. 

Zum geistigen Eigentum gehören zum Beispiel Urheber-, Marken-, Patent-, Ge-

brauchs- und Geschmacksmusterrechte. Ob sich die informationspflichtige Stelle auf 

eines dieser Gesetze berufen kann, hängt von den Voraussetzungen der jeweiligen 

Gesetze ab. Die Entscheidung, ob es sich um geistiges Eigentum handelt, liegt bei 

der informationspflichtigen Stelle. 

Satz 1 2. Halbsatz bestimmt, dass eine Offenbarung zulässig ist, wenn die Betroffe-

nen eingewilligt haben, die Offenbarung durch Rechtsvorschrift erlaubt ist oder das 

öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt. Wenn etwa der Schutz perso-

nenbezogener Daten von vornherein, beispielsweise durch eine Anonymisierung der 

Daten, gewährleitet werden kann, bedarf es keiner Einwilligung, keiner Erlaubnis-

norm und keiner Abwägung mit dem öffentlichen Interesse. Den Betroffenen ist vor 

der Entscheidung die Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen. Entscheidet sich 

die informationspflichtige Stelle für eine Veröffentlichung im Transparenzregister, ist 

dies den Betroffenen mitzuteilen. Um dem Dritten auf der einen Seite einen effektiven 

Rechtsschutz zu gewährleisten, werden die Informationen erst vierzehn Tage nach 

dieser Mitteilung veröffentlicht; auf der anderen Seite soll die Veröffentlichung mög-

lichst schnell, effektiv und ohne lange Verfahrensdauer erfolgen. Im individuellen An-

tragsverfahren hingegen, das sich auf ein viel größeres Informationsspektrum bezie-

hen kann, wird der Schutz des Dritten durch § 13 Absatz 3 gewahrt. Der Zugang darf 

hiernach erst gewährt werden kann, wenn die Entscheidung dem Dritten gegenüber 

bestandskräftig geworden ist oder die sofortige Vollziehung angeordnet worden ist 

und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstrichen 

sind. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 bestimmt, dass die informationspflichtige Stelle in der Regel von einer Be-

troffenheit im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 auszugehen hat, wenn übermittelte In-

formationen als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gekennzeichnet sind. Die 
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Kennzeichnung dient nur als Hinweis für die informationspflichtige Stelle; die Ent-

scheidung ob ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt obliegt ihr selbst. So-

weit die informationspflichtige Stelle dies verlangt, haben mögliche Betroffene im 

Einzelnen darzulegen, dass ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis vorliegt. 

 

Zu Abs. 3:  

Personenbezogene Daten dürfen offenbart werden, wenn sich die Angabe auf Name, 

Titel, akademischen Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Anschriften und Tele-

kommunikationsdaten im dienstlichen oder betriebsbezogen Verkehr beschränkt und 

der Übermittlung nicht im Einzelfall besondere Gründe entgegenstehen. Das Gleiche 

gilt für personenbezogene Daten von Beschäftigten der Behörde, die in amtlicher 

oder dienstlicher Funktion an dem jeweiligen Vorgang mitgewirkt haben. Damit wird 

insbesondere im Transparenzregister für eine umfassende Transparenz gesorgt 

(beispielsweise bei Organisations- und Geschäftsverteilungsplänen, Gutachten und 

Studien, Protokolle öffentlicher Sitzungen, Verträge). Besondere Gründe, die einer 

Offenbarung entgegenstehen, sind beispielsweise die persönliche Schutzbedürftig-

keit bei besonders umstrittenen Entscheidungen. 

 

Zu Abs. 4: 

Umweltinformationen, die private Dritte einer informationspflichtigen Stelle übermittelt 

haben, ohne rechtlich dazu verpflichtet zu sein oder rechtlich dazu verpflichtet wer-

den können, und deren Offenbarung nachteilige Auswirkungen auf die Interessen der 

Dritten hätte, dürfen ohne deren Einwilligung anderen nicht zugänglich gemacht wer-

den, es sei denn, das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt. Der Zu-

gang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung auf die in 

Absatz 1 Satz 1 genannten Gründe abgelehnt werden. Diese Bestimmung entspricht 

den Regelungen des Thüringer Umweltinformationsgesetzes vom 10. Oktober 2006, 

in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Zu Abs. 5: 

Der Zugang zu Umweltinformationen über Emissionen kann nicht unter Berufung auf 

die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Gründe abgelehnt werden. Diese 
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Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen und die Veröffentlichung in dem 

Transparenzregister hat zu unterbleiben, soweit Rechte am geistigen Eigentum ent-

gegenstehen. Der Begriff des geistigen Eigentums ist gesetzlich nicht ausgestaltet, 

ist aber im Zusammenhang mit dem Immaterialgüterrecht zu lesen. Umfasst werden 

die Erzeugnisse geistiger Arbeit sowie die Rechte der Urheber, Erfinder und Künstler. 

Zum geistigen Eigentum gehören zum Beispiel Urheber-, Marken-, Patent-, Ge-

brauchs- und Geschmacksmusterrechte. Ob sich die informationspflichtige Stelle auf 

eines dieser Gesetze berufen kann, hängt von den Voraussetzungen der jeweiligen 

Gesetze ab. Die Entscheidung, ob es sich um geistiges Eigentum handelt, liegt bei 

der informationspflichtigen Stelle. 

Satz 1 2. Halbsatz bestimmt, dass eine Offenbarung zulässig ist, wenn die Betroffe-

nen eingewilligt haben, die Offenbarung durch Rechtsvorschrift erlaubt ist oder das 

öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt. Wenn etwa der Schutz perso-

nenbezogener Daten von vornherein, beispielsweise durch eine Anonymisierung der 

Daten, gewährleitet werden kann, bedarf es keiner Einwilligung, keiner Erlaubnis-

norm und keiner Abwägung mit dem öffentlichen Interesse. Den Betroffenen ist vor 

der Entscheidung die Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen. Entscheidet sich 

die informationspflichtige Stelle für eine Veröffentlichung im Transparenzregister, ist 

dies den Betroffenen mitzuteilen. Um dem Dritten auf der einen Seite einen effektiven 

Rechtsschutz zu gewährleisten, werden die Informationen erst vierzehn Tage nach 

dieser Mitteilung veröffentlicht; auf der anderen Seite soll die Veröffentlichung mög-

lichst schnell, effektiv und ohne lange Verfahrensdauer erfolgen. Im individuellen An-

tragsverfahren hingegen, das sich auf ein viel größeres Informationsspektrum bezie-

hen kann, wird der Schutz des Dritten durch § 13 Absatz 3 gewahrt. Der Zugang darf 

hiernach erst gewährt werden kann, wenn die Entscheidung dem Dritten gegenüber 

bestandskräftig geworden ist oder die sofortige Vollziehung angeordnet worden ist 

und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstrichen 

sind. 

 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 bestimmt, dass die informationspflichtige Stelle in der Regel von einer Be-

troffenheit im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 auszugehen hat, wenn übermittelte In-

formationen als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gekennzeichnet sind. Die 
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Bestimmung entspricht den Regelungen des Thüringer Umweltinformationsgesetzes 

vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Zu § 17 Abwägung 
Die Bestimmung konkretisiert die nach §§ 14 bis 16 vorzunehmende Abwägung zwi-

schen dem Recht auf Informationszugang (bzw. die Veröffentlichung) und dem In-

formationsinteresse der Öffentlichkeit und den in §§ 14 bis 16 entgegenstehenden 

schutzwürdigen Belangen. Überwiegt das Recht auf Informationszugang oder das 

Informationsinteresse der Öffentlichkeit sind die Informationen zugänglich zu ma-

chen. In die Abwägung können insbesondere die in § 1 genannten Ziele - Kontrolle 

des staatlichen Handelns, Förderung des demokratischen Meinungs- und Willensbil-

dungsprozesses und die Vergrößerung der Transparenz der Verwaltung - einbezo-

gen werden. Es empfiehlt sich, den Abwägungsprozess zu dokumentieren. 

 

 

Abschnitt 5 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit, Förderung der Transpa-

renz durch die Landesregierung, Überwachung 

 
Zu § 18 Anrufung des Thüringer Landesbeauftragten für die Informationsfrei-
heit 
Die Erweiterung der Kontrollrechte des Informationsfreiheitsbeauftragten ist eine we-

sentliche Forderung des bestehenden Koalitionsvertrags der Parteien DIE LINKE, 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

 

Zu Abs. 1: 

Absatz 1 bestimmt die Aufgaben des Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit. 

Die Aufgabe wird in Personalunion durch den Landesbeauftragten für den Daten-

schutz wahrgenommen. Zu den Aufgaben des Landesbeauftragten für die Informati-

onsfreiheit gehört es, die Einhaltung dieses Gesetzes bei den informationspflichtigen 

Stellen zu überwachen und zu kontrollieren. Seine Rechtsstellung richtet sich nach § 

36 Thüringer Datenschutzgesetz. 
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Zu Abs. 2: 

Jeder, der sich in seinen Rechten nach diesem Gesetz verletzt sieht, kann den Lan-

desbeauftragten für die Informationsfreiheit anrufen. Der Landesbeauftragte agiert 

als Schlichtungsinstanz/Ombudsstelle und kann von den Betroffenen unabhängig 

von der Durchführung eines Rechtsschutzverfahrens angerufen werden. Dies gilt 

auch für betroffene Dritte. Durch die Anrufung des Beauftragten für Informationsfrei-

heit erfolgt jedoch keine Unterbrechung oder Hemmung etwaiger Rechtsmittelfristen. 

 

Zu Abs. 3: 

Um seine Aufgaben wahrnehmen zu können, sind die informationspflichtigen Stellen 

verpflichtet, den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit bei der Erfüllung sei-

ner Aufgaben zu unterstützen. Dem Thüringer Landesbeauftragten für die Informati-

onsfreiheit ist dabei insbesondere Auskunft zu seine Fragen zu erteilen sowie Ein-

sicht in alle Unterlagen und Akten zu verschaffen, die im Zusammenhang mit dem 

Informationsanliegen stehen und Zutritt zu den Diensträumen zu gewähren. 

 

Zu Abs. 4: 

Stellt der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit Verstöße gegen dieses Ge-

setz bei den informationspflichtigen Stellen fest, fordert er diese zur Mängelbeseiti-

gung auf. Dies kann in der Form geschehen, dass er die informationspflichtigen Stel-

len darauf hinweist, die Informationen zugänglich zu machen oder dass der Zugang 

beziehungsweise die Veröffentlichung der entsprechenden Information erneut zu be-

urteilen ist. Bei erheblichen Verletzungen gegen dieses Gesetz kann der Landesbe-

auftragte für Informationsfreiheit die festgestellten Mängel beanstanden. 

 

Zu Abs. 5: 

Absatz 5 bestimmt, dass der Landesbeauftragte auch zur Beratung und Unterrich-

tung der Öffentlichkeit berufen ist. Er kann Empfehlungen zur Verbesserung des In-

formationszugangs geben. Er unterstützt den Landtag bei seinen Entscheidungen. 

Der Landtag oder die Landesregierung können ihn ersuchen, bestimmte Vorgänge 

aus ihrem Aufgabenbereich zu überprüfen. Darüber hinaus kann sich der Landesbe-

auftragte für die Informationsfreiheit jederzeit an den Landtag wenden. 
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Bestimmung entspricht den Regelungen des Thüringer Umweltinformationsgesetzes 

vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Zu § 17 Abwägung 
Die Bestimmung konkretisiert die nach §§ 14 bis 16 vorzunehmende Abwägung zwi-

schen dem Recht auf Informationszugang (bzw. die Veröffentlichung) und dem In-

formationsinteresse der Öffentlichkeit und den in §§ 14 bis 16 entgegenstehenden 

schutzwürdigen Belangen. Überwiegt das Recht auf Informationszugang oder das 

Informationsinteresse der Öffentlichkeit sind die Informationen zugänglich zu ma-

chen. In die Abwägung können insbesondere die in § 1 genannten Ziele - Kontrolle 

des staatlichen Handelns, Förderung des demokratischen Meinungs- und Willensbil-

dungsprozesses und die Vergrößerung der Transparenz der Verwaltung - einbezo-

gen werden. Es empfiehlt sich, den Abwägungsprozess zu dokumentieren. 

 

 

Abschnitt 5 
 
Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit, Förderung der Transpa-

renz durch die Landesregierung, Überwachung 

 
Zu § 18 Anrufung des Thüringer Landesbeauftragten für die Informationsfrei-
heit 
Die Erweiterung der Kontrollrechte des Informationsfreiheitsbeauftragten ist eine we-

sentliche Forderung des bestehenden Koalitionsvertrags der Parteien DIE LINKE, 

SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

 

Zu Abs. 1: 

Absatz 1 bestimmt die Aufgaben des Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit. 

Die Aufgabe wird in Personalunion durch den Landesbeauftragten für den Daten-

schutz wahrgenommen. Zu den Aufgaben des Landesbeauftragten für die Informati-

onsfreiheit gehört es, die Einhaltung dieses Gesetzes bei den informationspflichtigen 

Stellen zu überwachen und zu kontrollieren. Seine Rechtsstellung richtet sich nach § 

36 Thüringer Datenschutzgesetz. 
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Zu Abs. 6: 

Mindestens alle zwei Jahre legt der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit 

dem Landtag und der Landesregierung einen Bericht über seine Tätigkeit vor. Der 

Tätigkeitsbericht kann Mängel im Gesetz und bei dessen Anwendung aufzeigen. Er 

bietet die Möglichkeit, das Gesetz und dessen Anwendung zu optimieren. 

 

Zu Abs. 7: 

Beim Landesbeauftragten für Informationsfreiheit wird ein Beirat aus Vertretern des 

Landtags, der Landesregierung und der kommunalen Spitzenverbände eingerichtet. 

Dies entspricht den bereits vorhanden Bestimmungen im Thüringer Datenschutzge-

setz. Der Beirat besteht aus insgesamt neun Mitgliedern. Die Mitglieder des Beirats 

werden für vier Jahre, die Mitglieder des Landtags für die Wahldauer des Landtags 

bestellt. Der Beirat unterstützt den Landesbeauftragten für Informationsfreiheit in sei-

ner Arbeit nach diesem Gesetz und bei der Weiterentwicklung dieses Gesetzes. Der 

Beirat soll dazu beitragen, die weiteren Entwicklungen in Richtung größtmöglicher 

Transparenz zu fördern und zu deren Umsetzung beitragen. 

 

Zu § 19 Förderung durch die Landesregierung 
Die Landesregierung wirkt darauf hin, dass die informationspflichtigen Stellen die 

Informationspflicht in einer dem Gesetzeszweck Rechnung tragenden Weise erfüllen. 

Dies kann beispielsweise durch Schulungen, Informationsveranstaltungen oder die 

Erstellung und das Herausgeben von Broschüren geschehenen, um den Umgang mit 

dem Gesetz zu erleichtern. 

 

Zu § 20 Überwachung 
Zu Abs. 1: 

Die zuständigen Stellen der öffentlichen Verwaltung, die die Kontrolle nach § 4 Ab-

satz 3 im Bereich der Umweltinformationen ausüben, überwachen die Einhaltung 

dieses Gesetzes durch private informationspflichtige Stellen nach § 4 Absatz 3. 

Zweck dieser Regelung ist es, der kontrollierenden Stelle die notwendige Handhabe 

für einen ordnungsgemäßen Vollzug dieses Gesetzes zu geben. Wird die Kontrolle 

durch mehrere informationspflichtige Stellen ausgeübt, sollen diese einvernehmlich 
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eine Entscheidung darüber treffen, welche von ihnen diese Aufgabe wahrnehmen 

soll. 

 

Zu Abs. 2: 

Zur effektiven Aufgabenwahrnehmung haben die informationspflichtigen Stellen nach 

§ 4 Absatz 3 den zuständigen Stellen nach Absatz 1 auf Verlangen alle Informatio-

nen herauszugeben, die diese zur Wahrnehmung der in Absatz 1 genannten Aufga-

ben benötigen. 

 

Zu Abs. 3: 

Die zuständigen Stellen in Absatz 1 werden ermächtigt, die zur Einhaltung und 

Durchführung erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen oder Anordnungen gegenüber 

der privaten informationspflichtigen Stelle zu erlassen. Wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig einer vollziehbaren Anordnung nach Satz 1 zuwiderhandelt, kann mit einer Geld-

buße bis fünftausend Euro geahndet werden. Zuständig hierfür ist die zuständige 

oberste Landesbehörde. 

 

 

Abschnitt 6 
 
Kosten, Rechtsweg 

 

Zu § 21 Gebühren, Kosten und Auslagen (siehe Vorblatt) 
Zu Abs. 1: 

Absatz 1 regelt den Grundsatz, dass für öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz 

Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen) zu erheben sind. Für die Erteilung ein-

facher mündlicher, schriftlicher oder elektronischer Auskünfte, für Informationen die 

nach diesem Gesetz veröffentlichungspflichtig sind sowie bei der Einsichtnahme der 

Informationen vor Ort entfällt die Verwaltungskostenpflicht. Die Gebührenpflicht be-

steht zudem nicht, wenn der Antrag auf Informationszugang abgelehnt wird. 
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Zu Abs. 6: 

Mindestens alle zwei Jahre legt der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit 

dem Landtag und der Landesregierung einen Bericht über seine Tätigkeit vor. Der 

Tätigkeitsbericht kann Mängel im Gesetz und bei dessen Anwendung aufzeigen. Er 

bietet die Möglichkeit, das Gesetz und dessen Anwendung zu optimieren. 

 

Zu Abs. 7: 

Beim Landesbeauftragten für Informationsfreiheit wird ein Beirat aus Vertretern des 

Landtags, der Landesregierung und der kommunalen Spitzenverbände eingerichtet. 

Dies entspricht den bereits vorhanden Bestimmungen im Thüringer Datenschutzge-

setz. Der Beirat besteht aus insgesamt neun Mitgliedern. Die Mitglieder des Beirats 

werden für vier Jahre, die Mitglieder des Landtags für die Wahldauer des Landtags 

bestellt. Der Beirat unterstützt den Landesbeauftragten für Informationsfreiheit in sei-

ner Arbeit nach diesem Gesetz und bei der Weiterentwicklung dieses Gesetzes. Der 

Beirat soll dazu beitragen, die weiteren Entwicklungen in Richtung größtmöglicher 

Transparenz zu fördern und zu deren Umsetzung beitragen. 

 

Zu § 19 Förderung durch die Landesregierung 
Die Landesregierung wirkt darauf hin, dass die informationspflichtigen Stellen die 

Informationspflicht in einer dem Gesetzeszweck Rechnung tragenden Weise erfüllen. 

Dies kann beispielsweise durch Schulungen, Informationsveranstaltungen oder die 

Erstellung und das Herausgeben von Broschüren geschehenen, um den Umgang mit 

dem Gesetz zu erleichtern. 

 

Zu § 20 Überwachung 
Zu Abs. 1: 

Die zuständigen Stellen der öffentlichen Verwaltung, die die Kontrolle nach § 4 Ab-

satz 3 im Bereich der Umweltinformationen ausüben, überwachen die Einhaltung 

dieses Gesetzes durch private informationspflichtige Stellen nach § 4 Absatz 3. 

Zweck dieser Regelung ist es, der kontrollierenden Stelle die notwendige Handhabe 

für einen ordnungsgemäßen Vollzug dieses Gesetzes zu geben. Wird die Kontrolle 

durch mehrere informationspflichtige Stellen ausgeübt, sollen diese einvernehmlich 
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Zu Abs. 2: 

Um den Antragsteller nicht im Unklaren hinsichtlich der Kosten zu lassen, ist er über 

die voraussichtlichen Kosten vorab zu informieren. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 normiert den Grundsatz, dass die Gebühren auch unter Berücksichtigung 

des Verwaltungsaufwands so zu bemessen sind, dass der Informationsanspruch 

wirksam in Anspruch genommen werden kann. Diese Entscheidung ist einzelfallbe-

zogen zu treffen. 

 

Zu Abs. 4 (siehe Vorblatt): 

Absatz 4 bestimmt, dass das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministeri-

um im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium die Verwal-

tungskostentatbestände, die Gebührensätze und die Höhe der Auslagen durch 

Rechtsverordnung festlegt. (Dabei ist eine Höchstgebühr von XY festzulegen.) So-

lange diese spezielle Kostenverordnung noch nicht in Kraft ist, richtet sich die Be-

messung und Erhebung der erstattungsfähigen Kosten nach den Bestimmungen des 

Thüringer Verwaltungskostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

 

Zu Abs. 5: 

Private informationspflichtige Stellen im Sinne des § 4 Absatz 3 können für die 

Übermittlung von Informationen nach diesem Gesetz von der antragstellenden Per-

son Kostenerstattung entsprechend den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Grund-

sätzen verlangen. Dies entspricht den Regelungen des Thüringer Umweltinformati-

onsgesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Zu Abs. 6: 

§ 1 Abs. 2 sowie die §§ 4, 11 und 21 Abs. 1 Satz 2 des Thüringer Verwaltungskos-

tengesetzes vom 23. September 2005 (GVBl. S. 325) finden bei Umweltinformatio-

nen nach Maßgabe dieses Gesetzes keine Anwendung, um die Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs (Urteil des EuGH vom 9. September 1999 –RS C-217/97) 

anknüpfenden Vorgaben der Richtlinie 2003/4/EG umzusetzen. Soweit Informationen 

des Liegenschaftskatasters und der Landesvermessung für Zwecke der Umweltin-
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formation an Antragsteller abgegeben werden, sind die Kostenregelungen für das 

Kataster- und Vermessungswesen anzuwenden. Dies entspricht den Regelungen 

des Thüringer Umweltinformationsgesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung 

vom 13. März 2013. 

 

Zu § 22 Rechtsweg 
Klarstellend wird festgelegt, dass für Streitigkeiten nach diesem Gesetz der Verwal-

tungsrechtsweg gegeben ist. Das nach Satz 2 vorgesehene Vorverfahren (in Abwei-

chung von § 68 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsordnung) dient der Selbst-

kontrolle der Verwaltung. Auch betroffene Dritte müssen zunächst Widerspruch ein-

legen. Im Widerspruchverfahren ist dem Thüringer Informationsfreiheitsbeauftragten 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

 
 
Abschnitt 8 
 
Schlussbestimmungen 

 

Zu § 23 Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften 
Die Verwirklichung des Transparenzgesetzes und die Umsetzung des Transparenz-

registers stellen den Freistaat Thüringen vor neue Aufgaben und Herausforderungen. 

Um eine einheitliche Handhabung hinsichtlich der Umsetzung dieses Gesetzes für 

alle informationspflichtigen Stellen zu schaffen, erlässt das für das Informationsfrei-

heitsrecht zuständige Ministerium in Zusammenarbeit mit den Ministerien, deren Ge-

schäftsbereich berührt wird, erforderliche Bestimmungen zur Anwendung dieses Ge-

setzes als Verwaltungsvorschrift. Dies kann beispielsweise durch die Erarbeitung von 

Anwendungs- und Auslegungsbestimmungen geschehen, die die Inhalte der Veröf-

fentlichungspflicht erläutern sowie Vorschriften zu den Verfahrensabläufen in Hinblick 

auf die Befüllung des Transparenzregisters. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Zu Abs. 2: 

Um den Antragsteller nicht im Unklaren hinsichtlich der Kosten zu lassen, ist er über 

die voraussichtlichen Kosten vorab zu informieren. 

 

Zu Abs. 3: 

Absatz 3 normiert den Grundsatz, dass die Gebühren auch unter Berücksichtigung 

des Verwaltungsaufwands so zu bemessen sind, dass der Informationsanspruch 

wirksam in Anspruch genommen werden kann. Diese Entscheidung ist einzelfallbe-

zogen zu treffen. 

 

Zu Abs. 4 (siehe Vorblatt): 

Absatz 4 bestimmt, dass das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministeri-

um im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium die Verwal-

tungskostentatbestände, die Gebührensätze und die Höhe der Auslagen durch 

Rechtsverordnung festlegt. (Dabei ist eine Höchstgebühr von XY festzulegen.) So-

lange diese spezielle Kostenverordnung noch nicht in Kraft ist, richtet sich die Be-

messung und Erhebung der erstattungsfähigen Kosten nach den Bestimmungen des 

Thüringer Verwaltungskostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 

 

Zu Abs. 5: 

Private informationspflichtige Stellen im Sinne des § 4 Absatz 3 können für die 

Übermittlung von Informationen nach diesem Gesetz von der antragstellenden Per-

son Kostenerstattung entsprechend den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Grund-

sätzen verlangen. Dies entspricht den Regelungen des Thüringer Umweltinformati-

onsgesetzes vom 10. Oktober 2006, in der Fassung vom 13. März 2013. 

 

Zu Abs. 6: 

§ 1 Abs. 2 sowie die §§ 4, 11 und 21 Abs. 1 Satz 2 des Thüringer Verwaltungskos-

tengesetzes vom 23. September 2005 (GVBl. S. 325) finden bei Umweltinformatio-

nen nach Maßgabe dieses Gesetzes keine Anwendung, um die Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs (Urteil des EuGH vom 9. September 1999 –RS C-217/97) 

anknüpfenden Vorgaben der Richtlinie 2003/4/EG umzusetzen. Soweit Informationen 

des Liegenschaftskatasters und der Landesvermessung für Zwecke der Umweltin-
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Zu § 24 Übergangsregelung 
Zu Abs. 1 (siehe Vorblatt): 

Die Veröffentlichungspflicht gilt für Informationen, die vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzes vorlagen nur, soweit sie in veröffentlichungsfähiger elektronischer Form 

vorliegen. Für alle Informationen, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes vorliegen, gilt 

die Veröffentlichungspflicht uneingeschränkt. Das hat zur Folge, dass diese Informa-

tionen aufbereitet werden müssen, um sie veröffentlichungsfähig im Transparenzre-

gister einzustellen. Voraussetzung für die Veröffentlichung ist die volle Funktionsfä-

higkeit des Transparenzregisters. 

Die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzes sind durch 

das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium innerhalb von zwei Jah-

ren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes herzustellen. Die Landesregierung unter-

richtet den Landtag nach dem Inkrafttreten halbjährlich über den Fortschritt der Um-

setzung im Sinne von Satz 1. Die Frist von zwei Jahren ist, angesichts des schon 

bestehenden Zentralen Thüringer Informationsregisters, ausreichend für die Umset-

zung. 

 

Zu Abs. 2: 

Mit Ausnahme der Regelung zur Umsetzung des Transparenzregisters tritt das Ge-

setz ohne Übergangszeitraum in Kraft. Anträge, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-

setzes nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz oder dem Umweltinformati-

onsgesetz gestellt worden sind, werden nach der alten Rechtslage beurteilt. 

 

Zu § 25 Evaluation 
Die Landesregierung überprüft unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände 

und gegebenenfalls weiterer Sachverständiger die Auswirkungen und die Wirksam-

keit dieses Gesetzes und berichtet fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten dem Land-

tag. Um einen Interessenkonflikt zu vermeiden, sollte das Gesetz auf wissenschaftli-

cher Grundlage evaluiert werden. Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informati-

onsfreiheit ist vor der Zuleitung des Berichts an den Landtag zu beteiligen. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Zu § 26 Sprachliche Gleichstellung 
Die Vorschrift entspricht der Regelung des Thüringer Informationsfreiheitsgesetzes 

vom 14. Dezember 2012, in der derzeit gültigen Fassung. Sie beruht auf der sprach-

lichen Umsetzung des Gebots der Gleichbehandlung von Frauen und Männern, auf 

die hinsichtlich der Status- und Funktionsbezeichnungen im Gesetz in Hinblick auf 

die Lesbarkeit und Verständlichkeit des Gesetzes verzichtet wurde. 

 

Zu Artikel 2 (Änderung des Thüringer Archivgesetzes) 
Nach dem Thüringer Archivgesetz vom 23. April 1992, in der derzeit gültigen Fas-

sung, stünden die archivierten Informationen gemäß § 16 Thüringer Archivgesetz nur 

beim Vorliegen eines berechtigten Interesses und wegen der Sperrfristen nach § 17 

Thüringer Archivgesetz grundsätzlich erst nach Ablauf dieser Fristen zur Verfügung. 

Diese Regelungen ergeben für Informationen, die bereits in Rahmen des Transpa-

renzgesetzes offenbart wurden sind, keinen Sinn. Deshalb stellen die in den §§ 16 

und 17 ThürArchivG jeweils neu hinzugefügten Sätze klar, dass die Darlegung eines 

berechtigten Interesses nicht erforderlich ist, soweit für die Informationen, für die der 

Zugang nach dem ThürArchivG begehrt wird, bereits vor Übergabe an das öffentliche 

Archiv ein Zugang oder eine Veröffentlichung nach dem Thüringer Transparenzge-

setz gegeben war. Auch die im Thüringer Archivgesetz geregelten Sperrfristen gelten 

nicht für die nach dem Thüringer Transparenzgesetz offenbarten Informationen. 

 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 
Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten das 

Thüringer Informationsfreiheitsgesetz vom 14. Dezember 2012 und das Thüringer 

Umweltinformationsgesetz vom 10. Oktober 2006 außer Kraft.  
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Zu § 24 Übergangsregelung 
Zu Abs. 1 (siehe Vorblatt): 

Die Veröffentlichungspflicht gilt für Informationen, die vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzes vorlagen nur, soweit sie in veröffentlichungsfähiger elektronischer Form 

vorliegen. Für alle Informationen, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes vorliegen, gilt 

die Veröffentlichungspflicht uneingeschränkt. Das hat zur Folge, dass diese Informa-

tionen aufbereitet werden müssen, um sie veröffentlichungsfähig im Transparenzre-

gister einzustellen. Voraussetzung für die Veröffentlichung ist die volle Funktionsfä-

higkeit des Transparenzregisters. 

Die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzes sind durch 

das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium innerhalb von zwei Jah-

ren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes herzustellen. Die Landesregierung unter-

richtet den Landtag nach dem Inkrafttreten halbjährlich über den Fortschritt der Um-

setzung im Sinne von Satz 1. Die Frist von zwei Jahren ist, angesichts des schon 

bestehenden Zentralen Thüringer Informationsregisters, ausreichend für die Umset-

zung. 

 

Zu Abs. 2: 

Mit Ausnahme der Regelung zur Umsetzung des Transparenzregisters tritt das Ge-

setz ohne Übergangszeitraum in Kraft. Anträge, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-

setzes nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz oder dem Umweltinformati-

onsgesetz gestellt worden sind, werden nach der alten Rechtslage beurteilt. 

 

Zu § 25 Evaluation 
Die Landesregierung überprüft unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände 

und gegebenenfalls weiterer Sachverständiger die Auswirkungen und die Wirksam-

keit dieses Gesetzes und berichtet fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten dem Land-

tag. Um einen Interessenkonflikt zu vermeiden, sollte das Gesetz auf wissenschaftli-

cher Grundlage evaluiert werden. Der Thüringer Landesbeauftragte für die Informati-

onsfreiheit ist vor der Zuleitung des Berichts an den Landtag zu beteiligen. 

 

 

 



154

154 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

9.3. Drucksache 6/2369: Beschluss - Stärkung von Informationsfreiheit und 

Transparenz im Freistaat Thüringen 
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2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 
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2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

9.3. Drucksache 6/2369: Beschluss - Stärkung von Informationsfreiheit und 

Transparenz im Freistaat Thüringen 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

10. Das Hamburgische Transparenzgesetz als Vorbild 
 

 
 
Als Beispiel für ein Transparenzgesetz, das seinen Namen tatsächlich verdient, ist 

hier auf das Hamburgische Transparenzgesetz vom 19. Juni 2012 hinzuweisen. Es 

hat folgenden Wortlaut: 

 

 
Hamburgisches Transparenzgesetz  

(HmbTG) 

Vom 19. Juni 2012 

 

Abschnitt 1 
 
Transparenzgebot 
 

§ 1 
Gesetzeszweck 
 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, durch ein umfassendes Informationsrecht die bei 

den in § 2 Absatz 3 bezeichneten Stellen vorhandenen Informationen unter Wahrung 

des Schutzes personenbezogener Daten unmittelbar der Allgemeinheit zugänglich zu 

machen und zu verbreiten, um über die bestehenden Informationsmöglichkeiten hin-

aus die demokratische Meinungs- und Willensbildung zu fördern und eine Kontrolle 

des staatlichen Handelns zu ermöglichen. 

 
(2) Jede Person hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf unverzüglichen 

Zugang zu allen Informationen der auskunftspflichtigen Stellen sowie auf Veröffentli-

chung der in § 3 Absatz 1 genannten Informationen. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 
 

(1) Informationen sind alle Aufzeichnungen, unabhängig von der Art ihrer Speiche-

rung. 

 

(2) Veröffentlichungen sind Aufzeichnungen im Informationsregister nach Maßgabe 

des § 10. 

 

(3) Behörden sind alle Stellen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Hamburgischen Ver-

waltungsverfahrensgesetzes vom 9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zu-

letzt geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in der jeweils gelten-

den Fassung; als Behörden gelten auch natürliche oder juristische Personen des Pri-

vatrechts, soweit sie öffentliche Aufgaben, insbesondere solche der Daseinsvorsor-

ge, wahrnehmen oder öffentliche Dienstleistungen erbringen und dabei der Kontrolle 

der Freien und Hansestadt Hamburg oder einer unter ihrer Aufsicht stehenden juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts unterliegen. 

 

(4) Kontrolle im Sinne des Absatz 3 liegt vor, wenn 

 

1. die Person des Privatrechts bei der Wahrnehmung der öffentlichen Aufgabe oder 

bei der Erbringung der öffentlichen Dienstleistung gegenüber Dritten besonderen 

Pflichten unterliegt oder über besondere Rechte verfügt, insbesondere ein Kontra-

hierungszwang oder ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht, oder 

2. eine oder mehrere der in Absatz 3 genannten juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts allein oder zusammen, unmittelbar oder mittelbar 

 

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unternehmens besitzt oder besit-

zen oder 

    b) über die Mehrheit der mit den Anteilen des Unternehmens verbundenen Stimm-

rechte verfügt oder verfügen oder 

    c) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsor-

gans des Unternehmens stellen kann oder können. 

156 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

10. Das Hamburgische Transparenzgesetz als Vorbild 
 

 
 
Als Beispiel für ein Transparenzgesetz, das seinen Namen tatsächlich verdient, ist 

hier auf das Hamburgische Transparenzgesetz vom 19. Juni 2012 hinzuweisen. Es 

hat folgenden Wortlaut: 

 

 
Hamburgisches Transparenzgesetz  

(HmbTG) 

Vom 19. Juni 2012 

 

Abschnitt 1 
 
Transparenzgebot 
 

§ 1 
Gesetzeszweck 
 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, durch ein umfassendes Informationsrecht die bei 

den in § 2 Absatz 3 bezeichneten Stellen vorhandenen Informationen unter Wahrung 

des Schutzes personenbezogener Daten unmittelbar der Allgemeinheit zugänglich zu 

machen und zu verbreiten, um über die bestehenden Informationsmöglichkeiten hin-

aus die demokratische Meinungs- und Willensbildung zu fördern und eine Kontrolle 

des staatlichen Handelns zu ermöglichen. 

 
(2) Jede Person hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf unverzüglichen 

Zugang zu allen Informationen der auskunftspflichtigen Stellen sowie auf Veröffentli-

chung der in § 3 Absatz 1 genannten Informationen. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

(5) Auskunftspflichtige Stellen sind die in Absatz 3 bezeichneten Behörden der Freien 

und Hansestadt Hamburg sowie die der Aufsicht der Freien und Hansestadt Ham-

burg unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts, auch soweit diese Bundesrecht oder Recht der Europäischen Gemeinschaft 

ausführen. Als auskunftspflichtige Stellen gelten unter der Maßgabe des Absatzes 3 

zweiter Halbsatz, auch natürliche oder juristische Personen des Privatrechts. 

 

(6) Informationsregister ist ein zentral zu führendes, elektronisches und allgemein 

zugängliches Register, das alle nach diesem Gesetz veröffentlichten Informationen 

enthält. 

 

(7) Auskunftspflicht ist die Pflicht, Informationen auf Antrag nach Maßgabe dieses 

Gesetzes zugänglich zu machen. 

 

(8) Veröffentlichungspflicht ist die Pflicht, aktiv Informationen in das Informationsre-

gister nach Maßgabe dieses Gesetzes einzupflegen. 

 

(9) Informationspflicht umfasst die Auskunfts- und die Veröffentlichungspflicht. 

 

(10) Ein Vertrag der Daseinsvorsorge im Sinne dieses Gesetzes ist ein Vertrag, den 

eine Behörde abschließt und mit dem die Beteiligung an einem Unternehmen der 

Daseinsvorsorge übertragen wird, der Leistungen der Daseinsvorsorge zum Gegen-

stand hat, der die Schaffung oder Bereitstellung von Infrastruktur für Zwecke der Da-

seinsvorsorge beinhaltet oder mit dem das Recht an einer Sache zur dauerhaften 

Einbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge übertragen wird. Damit sind Ver-

träge erfasst, soweit sie die Wasserversorgung, die Abwasserentsorgung, die Ab-

fallentsorgung, die Energieversorgung, das Verkehrs- und Beförderungswesen, ins-

besondere den öffentlichen Personennahverkehr, die Wohnungswirtschaft, die Bil-

dungs- und Kultureinrichtungen, die stationäre Krankenversorgung oder die Daten-

verarbeitung für hoheitliche Tätigkeiten zum Gegenstand haben. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

§ 3 
Anwendungsbereich 
 

(1) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen vorbehaltlich der §§ 4 bis 7 und 9 

 

1. Vorblatt und Petitum von Senatsbeschlüssen, 

2. Mitteilungen des Senats an die Bürgerschaft, 

3. in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse nebst den zugehörigen Protokollen und 

Anlagen, 

4. Verträge der Daseinsvorsorge, 

5. Haushalts-, Stellen-, Bewirtschaftungs-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und 

Aktenpläne, 

6. Globalrichtlinien, Fachanweisungen und Verwaltungsvorschriften, 

7. amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte, 

8. Gutachten und Studien, soweit sie von Behörden in Auftrag gegeben wurden, in 

die Entscheidung der Behörde einfließen oder ihrer Vorbereitung dienen, 

9. Geodaten, 

10. Ergebnisse von Messungen, Beobachtungen und sonstigen Erhebungen über 

schädliche Umwelteinwirkungen, Umweltgefährdungen sowie über den Zustand 

der Umwelt, die von einer Behörde außerhalb ihrer Überwachungstätigkeit im 

Einzelfall durchgeführt werden, 

11. das Baumkataster, 

12. öffentliche Pläne, insbesondere Bauleit- und Landschaftspläne, 

13. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -vorbescheide, 

14. Subventions- und Zuwendungsvergaben, 

15. die wesentlichen Unternehmensdaten städtischer Beteiligungen einschließlich 

einer Darstellung der jährlichen Vergütungen und Nebenleistungen für die Lei-

tungsebene. 

 

(2) Die auskunftspflichtigen Stellen sollen vorbehaltlich der §§ 4 bis 7 und 9 darüber 

hinaus veröffentlichen 
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2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

(5) Auskunftspflichtige Stellen sind die in Absatz 3 bezeichneten Behörden der Freien 

und Hansestadt Hamburg sowie die der Aufsicht der Freien und Hansestadt Ham-

burg unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts, auch soweit diese Bundesrecht oder Recht der Europäischen Gemeinschaft 

ausführen. Als auskunftspflichtige Stellen gelten unter der Maßgabe des Absatzes 3 

zweiter Halbsatz, auch natürliche oder juristische Personen des Privatrechts. 

 

(6) Informationsregister ist ein zentral zu führendes, elektronisches und allgemein 

zugängliches Register, das alle nach diesem Gesetz veröffentlichten Informationen 

enthält. 

 

(7) Auskunftspflicht ist die Pflicht, Informationen auf Antrag nach Maßgabe dieses 

Gesetzes zugänglich zu machen. 

 

(8) Veröffentlichungspflicht ist die Pflicht, aktiv Informationen in das Informationsre-

gister nach Maßgabe dieses Gesetzes einzupflegen. 

 

(9) Informationspflicht umfasst die Auskunfts- und die Veröffentlichungspflicht. 

 

(10) Ein Vertrag der Daseinsvorsorge im Sinne dieses Gesetzes ist ein Vertrag, den 

eine Behörde abschließt und mit dem die Beteiligung an einem Unternehmen der 

Daseinsvorsorge übertragen wird, der Leistungen der Daseinsvorsorge zum Gegen-

stand hat, der die Schaffung oder Bereitstellung von Infrastruktur für Zwecke der Da-

seinsvorsorge beinhaltet oder mit dem das Recht an einer Sache zur dauerhaften 

Einbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge übertragen wird. Damit sind Ver-

träge erfasst, soweit sie die Wasserversorgung, die Abwasserentsorgung, die Ab-

fallentsorgung, die Energieversorgung, das Verkehrs- und Beförderungswesen, ins-

besondere den öffentlichen Personennahverkehr, die Wohnungswirtschaft, die Bil-

dungs- und Kultureinrichtungen, die stationäre Krankenversorgung oder die Daten-

verarbeitung für hoheitliche Tätigkeiten zum Gegenstand haben. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

1. Verträge, an deren Veröffentlichung ein öffentliches Interesse besteht, soweit 

dadurch nicht wirtschaftliche Interessen der Freien und Hansestadt Hamburg er-

heblich beeinträchtigt werden, 

2. Dienstanweisungen, 

 

sowie alle weiteren, den in Absatz 1 und diesem Absatz genannten Gegenständen 

vergleichbaren Informationen von öffentlichem Interesse. 

 

(3) Diese und alle anderen Informationen unterliegen der Auskunftspflicht. 

 

(4) Die Vorschriften über die Veröffentlichungspflicht gelten für alle Behörden im Sin-

ne von § 2 Absatz 3. Die Vorschriften für die Auskunftspflicht gelten für alle aus-

kunftspflichtigen Stellen im Sinne von § 2 Absatz 5. 

 

§ 4 
Schutz personenbezogener Daten 
 

(1) Personenbezogene Daten sind bei der Veröffentlichung im Informationsregister 

unkenntlich zu machen. Dies gilt nicht für 

 

1. Verträge nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 sowie nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 hin-

sichtlich des Namens der Vertragspartnerin oder des Vertragspartners, 

2. Gutachten und Studien nach § 3 Absatz 1 Nummer 8 hinsichtlich der Namen der 

Verfasserinnen und Verfasser, 

3. Geodaten nach § 3 Absatz 1 Nummer 9, soweit sie nach Maßgabe der geltenden 

Datenschutzbestimmungen veröffentlicht werden dürfen, 

4. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -vorbescheide 

nach § 3 Absatz 1 Nummer 13 hinsichtlich der Bezeichnung der Flurstücknummer 

und 

5. personenbezogene Daten im Zusammenhang mit Subventions- und Zuwendungs-

vergaben nach § 3 Absatz 1 Nummer 14, soweit es sich um die Empfänger von 

Einzelförderungen handelte; personenbezogene Daten in der Zweckbestim-

mung sind nicht zu veröffentlichen. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Die weiteren Einschränkungen der Informationspflicht nach § 9 sind zu berücksichti-

gen. 

 

(2) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroan-

schrift und Telekommunikationsnummer von Bearbeiterinnen und Bearbeitern unter-

liegen nicht der Veröffentlichungspflicht; sie werden auf Antrag zugänglich gemacht, 

soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind, kein Ausnahmetatbe-

stand erfüllt ist und schutzwürdige Sicherheitsbelange nicht entgegenstehen. 

 

(3) Auf Antrag ist Zugang zu personenbezogenen Daten zu gewähren, wenn 

 

1. er durch Rechtsvorschrift erlaubt ist, 

2. er zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Allgemeinwohl oder von Gefahren für 

Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder sonstiger schwerwiegender Beein-

trächtigungen der Rechte Einzelner geboten ist, 

3. die oder der Betroffene in die Übermittlung eingewilligt hat oder 

4. ein schutzwürdiges Interesse an der Information besteht und überwiegende 

schutzwürdige Belange nicht entgegenstehen. 

 

(4) Personenbezogene Daten über Bewerberinnen, Bewerber, Beschäftigte (Beam-

tinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) und ehemalige Beschäf-

tigte bei auskunftspflichtigen Stellen sind von der Informationspflicht ausgenommen. 

Absatz 2 und § 3 Absatz 1 Nummer 15 bleiben unberührt. 

 

(5) Soll auf Antrag Zugang zu personenbezogenen Informationen gewährt werden, 

so ist die oder der Betroffene über die Freigabe von Informationen zu unterrichten, 

falls dies nicht mit einem unvertretbaren Aufwand verbunden ist. Können durch den 

Zugang zu Informationen schutzwürdige Belange der oder des Betroffenen beein-

trächtigt werden, so hat die auskunftspflichtige Stelle dieser oder diesem vorher Ge-

legenheit zur Stellungnahme zu geben. 
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1. Verträge, an deren Veröffentlichung ein öffentliches Interesse besteht, soweit 

dadurch nicht wirtschaftliche Interessen der Freien und Hansestadt Hamburg er-

heblich beeinträchtigt werden, 

2. Dienstanweisungen, 

 

sowie alle weiteren, den in Absatz 1 und diesem Absatz genannten Gegenständen 

vergleichbaren Informationen von öffentlichem Interesse. 

 

(3) Diese und alle anderen Informationen unterliegen der Auskunftspflicht. 

 

(4) Die Vorschriften über die Veröffentlichungspflicht gelten für alle Behörden im Sin-

ne von § 2 Absatz 3. Die Vorschriften für die Auskunftspflicht gelten für alle aus-

kunftspflichtigen Stellen im Sinne von § 2 Absatz 5. 

 

§ 4 
Schutz personenbezogener Daten 
 

(1) Personenbezogene Daten sind bei der Veröffentlichung im Informationsregister 

unkenntlich zu machen. Dies gilt nicht für 

 

1. Verträge nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 sowie nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 hin-

sichtlich des Namens der Vertragspartnerin oder des Vertragspartners, 

2. Gutachten und Studien nach § 3 Absatz 1 Nummer 8 hinsichtlich der Namen der 

Verfasserinnen und Verfasser, 

3. Geodaten nach § 3 Absatz 1 Nummer 9, soweit sie nach Maßgabe der geltenden 

Datenschutzbestimmungen veröffentlicht werden dürfen, 

4. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und -vorbescheide 

nach § 3 Absatz 1 Nummer 13 hinsichtlich der Bezeichnung der Flurstücknummer 

und 

5. personenbezogene Daten im Zusammenhang mit Subventions- und Zuwendungs-

vergaben nach § 3 Absatz 1 Nummer 14, soweit es sich um die Empfänger von 

Einzelförderungen handelte; personenbezogene Daten in der Zweckbestim-

mung sind nicht zu veröffentlichen. 
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§ 5 
Ausnahmen von der Informationspflicht 
 

Keine Informationspflicht nach diesem Gesetz besteht 

 

1. für Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungsbehörden, soweit sie als 

Organe der Rechtspflege oder aufgrund besonderer Rechtsvorschriften in richter-

licher Unabhängigkeit tätig geworden sind, sowie für Disziplinarbehörden und 

Vergabekammern, 

2. für den Rechnungshof, soweit er in richterlicher Unabhängigkeit tätig geworden ist; 

dies gilt nicht für seine Berichte, 

3. für das Landesamt für Verfassungsschutz, für Informationen, die im Zusammen-

hang mit der Aufgabenwahrnehmung des Arbeitsbereichs Scientology bei der Be-

hörde für Inneres und Sport stehen, sowie für Behörden und sonstige öffentlichen 

Stellen der Freien und Hansestadt Hamburg, soweit sie Aufgaben im Sinne des § 

10 Nummer 3 des Hamburgischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 25. Mai 

1999 (HmbGVBl. S. 82), zuletzt geändert am 17. Februar 2009 (HmbGVBl. S. 29, 

32), in der jeweils geltenden Fassung wahrnehmen, 

4. für Vorgänge der Steuerfestsetzung und Steuererhebung sowie der Innenrevisio-

nen, 

5. für Prognosen, Bewertungen, Empfehlungen oder Anweisungen in Zusammen-

hang mit der gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr 

von Ansprüchen, 

6. für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten in Bezug auf journalistisch-redaktionelle 

Informationen, 

7. für Grundlagenforschung oder anwendungsbezogene Forschung; § 3 Absatz 1 

Nummer 8 bleibt unberührt. 

 

§ 6 
Schutz öffentlicher Belange 
 

(1) Von der Informationspflicht ausgenommen sind die unmittelbare Willensbildung 

des Senats, Entwürfe, vorbereitende Notizen und vorbereitende Vermerke. 
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(2) Ebenfalls von der Informationspflicht sollen ausgenommen werden 

1. Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelba-

ren Vorbereitung, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der In-

formationen der Erfolg der Entscheidungen oder bevorstehender Maßnahmen 

vereitelt würde. Nicht der unmittelbaren Entscheidungsfindung nach Satz 1 die-

nen Statistiken, Datensammlungen, Geodaten, regelmäßige Ergebnisse der Be-

weiserhebung, Auskünfte, Gutachten oder Stellungnahmen Dritter, 

2. Protokolle und Unterlagen von Beratungen, die durch spezialgesetzliche Vertrau-

lichkeitsvorschriften geschützt sind, sowie Unterlagen, die durch die Verschluss-

sachenanweisung für die Behörden der Freien und Hansestadt Hamburg ge-

schützt sind. 

 

(3) Dasselbe betrifft auch andere Informationen soweit und solange 

1. deren Bekanntmachung die internationalen Beziehungen, die Beziehungen zum 

Bund oder zu einem Land, die Landesverteidigung, die innere Sicherheit nicht un-

erheblich gefährden würde, 

2. durch deren Bekanntgabe ein Gerichtsverfahren, ein Ermittlungsverfahren, ein 

Ordnungswidrigkeitenverfahren oder ein Disziplinarverfahren beeinträchtigt würde. 

 

§ 7 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
 

(1) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle auf ein Unternehmen bezogene 

Tatsachen, Umstände und Vorgänge, die nicht offenkundig, sondern nur einem be-

grenzten Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der Rechts-

träger ein berechtigtes Interesse hat. Ein berechtigtes Interesse liegt vor, wenn das 

Bekanntwerden einer Tatsache geeignet ist, die Wettbewerbsposition eines Konkur-

renten zu fördern oder die Stellung des eigenen Betriebs im Wettbewerb zu schmä-

lern oder wenn es geeignet ist, dem Geheimnisträger wirtschaftlichen Schaden zuzu-

fügen. Dies gilt nicht für Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im Sinne von § 35 Ab-

satz 4 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 
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§ 5 
Ausnahmen von der Informationspflicht 
 

Keine Informationspflicht nach diesem Gesetz besteht 

 

1. für Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungsbehörden, soweit sie als 

Organe der Rechtspflege oder aufgrund besonderer Rechtsvorschriften in richter-

licher Unabhängigkeit tätig geworden sind, sowie für Disziplinarbehörden und 

Vergabekammern, 

2. für den Rechnungshof, soweit er in richterlicher Unabhängigkeit tätig geworden ist; 

dies gilt nicht für seine Berichte, 

3. für das Landesamt für Verfassungsschutz, für Informationen, die im Zusammen-

hang mit der Aufgabenwahrnehmung des Arbeitsbereichs Scientology bei der Be-

hörde für Inneres und Sport stehen, sowie für Behörden und sonstige öffentlichen 

Stellen der Freien und Hansestadt Hamburg, soweit sie Aufgaben im Sinne des § 

10 Nummer 3 des Hamburgischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 25. Mai 

1999 (HmbGVBl. S. 82), zuletzt geändert am 17. Februar 2009 (HmbGVBl. S. 29, 

32), in der jeweils geltenden Fassung wahrnehmen, 

4. für Vorgänge der Steuerfestsetzung und Steuererhebung sowie der Innenrevisio-

nen, 

5. für Prognosen, Bewertungen, Empfehlungen oder Anweisungen in Zusammen-

hang mit der gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr 

von Ansprüchen, 

6. für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten in Bezug auf journalistisch-redaktionelle 

Informationen, 

7. für Grundlagenforschung oder anwendungsbezogene Forschung; § 3 Absatz 1 

Nummer 8 bleibt unberührt. 

 

§ 6 
Schutz öffentlicher Belange 
 

(1) Von der Informationspflicht ausgenommen sind die unmittelbare Willensbildung 

des Senats, Entwürfe, vorbereitende Notizen und vorbereitende Vermerke. 
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3015), zuletzt geändert am 12. April 2012 (BGBl. I S. 579, 599), in der jeweils gelten-

den Fassung. 

 

(2) Informationen und Vertragsbestandteile, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis-

se enthalten, unterliegen der Informationspflicht nur, soweit das Informationsinteres-

se das Geheimhaltungsinteresse überwiegt. 

 

(3) Bei Angaben gegenüber den Behörden sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

zu kennzeichnen und getrennt vorzulegen. Das Geheimhaltungsinteresse ist darzu-

legen. Bei der Veröffentlichung oder der Information auf Antrag sind die geheimhal-

tungsbedürftigen Teile der Angaben unkenntlich zu machen oder abzutrennen. Dies 

kann auch durch Ablichtung der nicht geheimhaltungsbedürftigen Teile erfolgen. Der 

Umfang der abgetrennten oder unkenntlich gemachten Teile ist unter Hinweis auf 

das Vorliegen eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses zu vermerken. 

 

(4) Soll auf Antrag Zugang zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gewährt wer-

den, so hat die auskunftspflichtige Stelle der oder dem Betroffenen vorher Gelegen-

heit zur Stellungnahme zu geben. 

 

§ 8 
Trennungsgebot 
 

Die Behörden sollen geeignete organisatorische Vorkehrungen treffen, damit Infor-

mationen, die dem Anwendungsbereich der §§ 4 bis 7 unterfallen, ohne unverhält-

nismäßigen Aufwand abgetrennt werden können. 

 
§ 9 
Einschränkungen der Informationspflicht 
 

(1) Soweit eine Weitergabe von Informationen durch höherrangiges Recht oder spe-

zialgesetzliche Regelungen verboten ist, ist eine Darstellung ihres Gegenstandes 
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und ihres Titels im zulässigen Umfang nach Maßgabe dieses Gesetzes zu veröffent-

lichen oder zugänglich zu machen. 

 

(2) Von der Veröffentlichungspflicht ausgenommen sind: 

1. Verträge mit einem Gegenstandswert von weniger als 100.000 Euro, wenn zwi-

schen den Vertragspartnern im Laufe der vergangenen zwölf Monate Verträge 

über weniger als insgesamt 100.000 Euro abgeschlossen worden sind, 

2. Subventions- und Zuwendungsvergaben mit einem Wert unter 1.000 Euro in ei-

nem Zeitraum von zwölf Monaten an eine Empfängerin bzw. einen Empfänger, 

3. Erteilung einer Baugenehmigung und eines -vorbescheides an eine Antragstellerin 

bzw. einen Antragsteller, sofern es sich um reine Wohnbebauung mit maximal fünf 

Wohneinheiten handelt. 

 

(3) Soweit und solange Teile von Informationen aufgrund der §§ 4 bis 7 weder veröf-

fentlicht noch auf Antrag zugänglich gemacht werden dürfen, sind die anderen Teile 

zu veröffentlichen oder auf Antrag zugänglich zu machen. 

 

§ 10 
Ausgestaltung der Veröffentlichungspflicht 
 

(1) Informationen im Sinne von § 3 Absatz 1 sind nach Vorliegen der technischen 

Voraussetzungen gemäß § 18 Absatz 2 unverzüglich im Volltext, in elektronischer 

Form im Informationsregister zu veröffentlichen. Alle Dokumente müssen leicht auf-

findbar, maschinell durchsuchbar und druckbar sein. 

 

(2) Verträge, die nach Maßgabe dieses Gesetzes bei Vertragsabschluss zu veröffent-

lichen sind, sind so zu schließen, dass sie frühestens einen Monat nach Veröffentli-

chung wirksam werden und die Behörde innerhalb dieser Frist vom Vertrag zurück-

treten kann. Bei Gefahr im Verzug oder drohendem schweren Schaden kann davon 

abgewichen werden. 

 

(3) Die Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung der Informationen ist frei, sofern 

höherrangiges Recht oder spezialgesetzliche Regelungen nichts anderes bestim-
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3015), zuletzt geändert am 12. April 2012 (BGBl. I S. 579, 599), in der jeweils gelten-

den Fassung. 

 

(2) Informationen und Vertragsbestandteile, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis-

se enthalten, unterliegen der Informationspflicht nur, soweit das Informationsinteres-

se das Geheimhaltungsinteresse überwiegt. 

 

(3) Bei Angaben gegenüber den Behörden sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

zu kennzeichnen und getrennt vorzulegen. Das Geheimhaltungsinteresse ist darzu-

legen. Bei der Veröffentlichung oder der Information auf Antrag sind die geheimhal-

tungsbedürftigen Teile der Angaben unkenntlich zu machen oder abzutrennen. Dies 

kann auch durch Ablichtung der nicht geheimhaltungsbedürftigen Teile erfolgen. Der 

Umfang der abgetrennten oder unkenntlich gemachten Teile ist unter Hinweis auf 

das Vorliegen eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses zu vermerken. 

 

(4) Soll auf Antrag Zugang zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gewährt wer-

den, so hat die auskunftspflichtige Stelle der oder dem Betroffenen vorher Gelegen-

heit zur Stellungnahme zu geben. 

 

§ 8 
Trennungsgebot 
 

Die Behörden sollen geeignete organisatorische Vorkehrungen treffen, damit Infor-

mationen, die dem Anwendungsbereich der §§ 4 bis 7 unterfallen, ohne unverhält-

nismäßigen Aufwand abgetrennt werden können. 

 
§ 9 
Einschränkungen der Informationspflicht 
 

(1) Soweit eine Weitergabe von Informationen durch höherrangiges Recht oder spe-

zialgesetzliche Regelungen verboten ist, ist eine Darstellung ihres Gegenstandes 
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men. Das gilt auch für Gutachten, Studien und andere Dokumente, die in die Ent-

scheidungen der Behörden einfließen oder ihrer Vorbereitung dienen. Nutzungsrech-

te nach Satz 2 sind bei der Beschaffung von Informationen abzubedingen, soweit sie 

einer freien Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung entgegenstehen können. 

 

(4) Der Zugang zum Informationsregister ist kostenlos und anonym. Er wird über öf-

fentliche Kommunikationsnetze bereitgestellt. Zugang zum Informationsregister wird 

in ausreichendem Maße in öffentlichen Räumen gewährt. 

 

(5) Alle veröffentlichten Informationen müssen in einem wiederverwendbaren Format 

vorliegen. Eine maschinelle Weiterverarbeitung muss gewährleistet sein und darf 

nicht durch eine plattformspezifische oder systembedingte Architektur begrenzt sein. 

Das Datenformat muss auf verbreiteten und frei zugänglichen Standards basieren 

und durch herstellerunabhängige Organisationen unterstützt und gepflegt werden. 

Eine vollständige Dokumentation des Formats und aller Erweiterungen muss frei ver-

fügbar sein. 

 

(6) Die Informationen im Informationsregister müssen mindestens zehn Jahre nach 

ihrer letzten Änderung vorgehalten werden. 

 

(7) Bei Änderungen veröffentlichter Informationen muss neben der Änderung die je-

weilige Fassung für jeden Zeitpunkt abrufbar sein. 

 

(8) Das Informationsregister enthält auch Informationen, bei denen aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften eine Veröffentlichungspflicht für die Freie und Hansestadt Ham-

burg besteht. 

 

(9) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die zur Ausführung dieses 

Gesetzes erforderlichen Bestimmungen zu treffen, insbesondere zu Einzelheiten der 

Veröffentlichung wie konkrete Datenformate oder Verfahrensabläufe zur Erfüllung der 

Veröffentlichungspflicht. 
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Abschnitt 2 
 
Information auf Antrag 
 
§ 11 
Antrag 
 

(1) Der Antrag auf Zugang zu Informationen soll schriftlich gestellt werden. Eine 

elektronische oder mündliche Antragstellung ist zulässig. 

 

(2) Im Antrag sind die beanspruchten Informationen zu bezeichnen. Dabei wird die 

antragstellende Person von der angerufenen Behörde beraten. Ist die angerufene 

Stelle selbst nicht auskunftspflichtig, so hat sie die auskunftspflichtige Stelle zu ermit-

teln und der antragstellenden Person zu benennen. 

 

§ 12 
Zugang zur Information 
 

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen haben entsprechend der Wahl der antragstellen-

den Person Auskunft zu erteilen oder die Informationsträger zugänglich zu machen, 

die die begehrten Informationen enthalten. 

 

(2) Handelt es sich um vorübergehend beigezogene Akten anderer Stellen, die nicht 

Bestandteil der eigenen Aufzeichnungen werden sollen, so weist die auskunftspflich-

tige Stelle auf diese Tatsache hin und nennt die für die Entscheidung über die Akten-

einsicht zuständige Stelle. 

 

(3) Die auskunftspflichtigen Stellen stellen ausreichende zeitliche, sachliche und 

räumliche Möglichkeiten für den Informationszugang zur Verfügung. Die Anfertigung 

von Notizen ist gestattet. Kann die auskunftspflichtige Stelle die Anforderungen von 

Absatz 1 nicht erfüllen, stellt sie Kopien zur Verfügung. Die §§ 17 und 19 des Ham-

burgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes gelten entsprechend. 
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men. Das gilt auch für Gutachten, Studien und andere Dokumente, die in die Ent-

scheidungen der Behörden einfließen oder ihrer Vorbereitung dienen. Nutzungsrech-

te nach Satz 2 sind bei der Beschaffung von Informationen abzubedingen, soweit sie 

einer freien Nutzung, Weiterverwendung und Verbreitung entgegenstehen können. 

 

(4) Der Zugang zum Informationsregister ist kostenlos und anonym. Er wird über öf-

fentliche Kommunikationsnetze bereitgestellt. Zugang zum Informationsregister wird 

in ausreichendem Maße in öffentlichen Räumen gewährt. 

 

(5) Alle veröffentlichten Informationen müssen in einem wiederverwendbaren Format 

vorliegen. Eine maschinelle Weiterverarbeitung muss gewährleistet sein und darf 

nicht durch eine plattformspezifische oder systembedingte Architektur begrenzt sein. 

Das Datenformat muss auf verbreiteten und frei zugänglichen Standards basieren 

und durch herstellerunabhängige Organisationen unterstützt und gepflegt werden. 

Eine vollständige Dokumentation des Formats und aller Erweiterungen muss frei ver-

fügbar sein. 

 

(6) Die Informationen im Informationsregister müssen mindestens zehn Jahre nach 

ihrer letzten Änderung vorgehalten werden. 

 

(7) Bei Änderungen veröffentlichter Informationen muss neben der Änderung die je-

weilige Fassung für jeden Zeitpunkt abrufbar sein. 

 

(8) Das Informationsregister enthält auch Informationen, bei denen aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften eine Veröffentlichungspflicht für die Freie und Hansestadt Ham-

burg besteht. 

 

(9) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die zur Ausführung dieses 

Gesetzes erforderlichen Bestimmungen zu treffen, insbesondere zu Einzelheiten der 

Veröffentlichung wie konkrete Datenformate oder Verfahrensabläufe zur Erfüllung der 

Veröffentlichungspflicht. 
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(4) Die auskunftspflichtige Stelle stellt auf Antrag Kopien der Informationen auch 

durch Versendung zur Verfügung. Hat die antragstellende Person keine Auswahl 

zum Übermittlungsweg getroffen, ist regelmäßig die kostengünstigste Form der 

Übermittlung zu wählen. 

 

(5) Soweit Informationsträger nur mit Hilfe von Maschinen lesbar sind, stellt die aus-

kunftspflichtige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person die erforderlichen 

Lesegeräte einschließlich der erforderlichen Leseanweisungen oder lesbare Ausdru-

cke zur Verfügung. 

 

(6) Die auskunftspflichtige Stelle kann auf eine über öffentliche Kommunikationsnetze 

zugängliche Veröffentlichung verweisen, wenn sie der antragstellenden Person die 

Fundstelle angibt. 

 

(7) Soweit Informationsansprüche aus den in § 4 (personenbezogene Daten) und § 7 

(Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) genannten Gründen nicht erfüllt werden kön-

nen, ersucht die auskunftspflichtige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person 

den oder die Betroffenen um ihre Einwilligung. 

 

§ 13 
Bescheidung des Antrags 
 

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen machen die begehrten Informationen unverzüg-

lich, spätestens aber innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags bei der Stel-

le, in der gewünschten Form zugänglich. 

 

(2) Die Ablehnung eines Antrags oder die Beschränkung des begehrten Zugangs 

erfolgt innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist durch schriftlichen Bescheid mit ei-

ner Rechtsmittelbelehrung. Mündliche Anfragen brauchen nur mündlich beantwortet 

zu werden. 

 

(3) Können die gewünschten Informationen nicht oder nicht vollständig innerhalb ei-

nes Monats zugänglich gemacht werden oder erfordern Umfang oder Komplexität 
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eine intensive Prüfung, so kann die auskunftspflichtige Stelle die Frist auf zwei Mona-

te verlängern. Die antragstellende Person ist darüber schriftlich zu unterrichten. 

 

(4) Für Amtshandlungen nach den Absätzen 1 bis 3 und §§ 11 und 12 werden Ge-

bühren, Zinsen und Auslagen nach dem Gebührengesetz vom 5. März 1986 

(HmbGVBl. S. 37), zuletzt geändert am 14. Dezember 2010 (HmbGVBl. S. 667), in 

der jeweils geltenden Fassung erhoben. 

 

Abschnitt 3 
 
Die bzw. der Hamburgische Beauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit 
 

§ 14 
Anrufung der oder des Hamburgischen Beauftragten 
für Datenschutz und Informationsfreiheit 
 

(1) Eine Person, die der Ansicht ist, dass ihrem Anspruch auf Information nicht hin-

länglich nachgekommen wurde oder dass ihr Informationsersuchen zu Unrecht abge-

lehnt oder nicht beachtet worden ist oder dass sie von einer auskunftspflichtigen Stel-

le eine unzulängliche Antwort erhalten hat, kann die Hamburgische Beauftragte oder 

den Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit anrufen. 

Das Recht jeder Person, sich nach § 26 Absatz 1 des Hamburgischen Datenschutz-

gesetzes vom 5. Juli 1990 (HmbGVBl. S. 133, 165, 226), zuletzt geändert am 14. 

Juni 2011 (HmbGVBl. S. 255), in der jeweils geltenden Fassung, an die Hamburgi-

sche Beauftragte bzw. den Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Infor-

mationsfreiheit zu wenden, wenn sie der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer per-

sonenbezogenen Daten im Rahmen dieses Gesetzes in ihren Rechten verletzt wor-

den zu sein, bleibt unberührt. 

 

(2) Die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

überwacht die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes. Berufung und Rechts-
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(4) Die auskunftspflichtige Stelle stellt auf Antrag Kopien der Informationen auch 

durch Versendung zur Verfügung. Hat die antragstellende Person keine Auswahl 

zum Übermittlungsweg getroffen, ist regelmäßig die kostengünstigste Form der 

Übermittlung zu wählen. 

 

(5) Soweit Informationsträger nur mit Hilfe von Maschinen lesbar sind, stellt die aus-

kunftspflichtige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person die erforderlichen 

Lesegeräte einschließlich der erforderlichen Leseanweisungen oder lesbare Ausdru-

cke zur Verfügung. 

 

(6) Die auskunftspflichtige Stelle kann auf eine über öffentliche Kommunikationsnetze 

zugängliche Veröffentlichung verweisen, wenn sie der antragstellenden Person die 

Fundstelle angibt. 

 

(7) Soweit Informationsansprüche aus den in § 4 (personenbezogene Daten) und § 7 

(Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse) genannten Gründen nicht erfüllt werden kön-

nen, ersucht die auskunftspflichtige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person 

den oder die Betroffenen um ihre Einwilligung. 

 

§ 13 
Bescheidung des Antrags 
 

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen machen die begehrten Informationen unverzüg-

lich, spätestens aber innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags bei der Stel-

le, in der gewünschten Form zugänglich. 

 

(2) Die Ablehnung eines Antrags oder die Beschränkung des begehrten Zugangs 

erfolgt innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist durch schriftlichen Bescheid mit ei-

ner Rechtsmittelbelehrung. Mündliche Anfragen brauchen nur mündlich beantwortet 

zu werden. 

 

(3) Können die gewünschten Informationen nicht oder nicht vollständig innerhalb ei-

nes Monats zugänglich gemacht werden oder erfordern Umfang oder Komplexität 
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stellung der oder des Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informati-

onsfreiheit richten sich nach §§ 21 und 22 des Hamburgischen Datenschutzgesetzes. 

 

(3) Die in § 2 Absätze 3 und 5 genannten Stellen sind verpflichtet, die Hamburgische 

Beauftragte oder den Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informati-

onsfreiheit und ihre oder seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu un-

terstützen. Der oder dem Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informa-

tionsfreiheit ist dabei insbesondere 

 

1. Auskunft zu ihren oder seinen Fragen zu erteilen sowie die Einsicht in alle Unter-

lagen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit dem Informationsanlie-

gen stehen, und 

2. Zutritt zu Diensträumen zu gewähren. 

 

Besondere Amts- und Berufsgeheimnisse stehen dem nicht entgegen. Stellt der Se-

nat im Einzelfall fest, dass durch eine mit der Einsicht verbundene Bekanntgabe von 

Informationen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet ist, dürfen die 

Rechte nach Absatz 2 nur von der oder dem Hamburgischen Beauftragten für Daten-

schutz und Informationsfreiheit persönlich oder von einer oder einem von ihr oder 

ihm schriftlich besonders damit Beauftragten ausgeübt werden. 

 

(4) Die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

informiert die Bürgerinnen und Bürger über Fragen der Informationspflicht. Sie oder 

er berät den Senat und die sonstigen in § 2 Absätze 3 und 5 genannten Stellen in 

Fragen des Informationszugangs und kann Empfehlungen zur Verbesserung des 

Informationszugangs geben. Auf Ersuchen der Bürgerschaft, des Eingabenaus-

schusses der Bürgerschaft oder des Senats soll die oder der Hamburgische Beauf-

tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Hinweisen auf Angelegenheiten und 

Vorgänge nachgehen, die ihren bzw. seinen Aufgabenbereich unmittelbar betreffen. 

Auf Anforderung der Bürgerschaft, des Senats oder eines Viertels der Mitglieder der 

Bürgerschaft hat die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-

mationsfreiheit Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstatten. Außerdem legt sie 

oder er mindestens alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht vor. Sie oder er kann sich 
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jederzeit an die Bürgerschaft wenden. Schriftliche Äußerungen gegenüber der Bür-

gerschaft sind gleichzeitig dem Senat vorzulegen. 

 

(5) Stellt die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informations-

freiheit Verstöße gegen dieses Gesetz bei nach § 2 Absatz 3 und 5 informations-

pflichtigen Stellen fest, so fordert sie oder er diese zur Mängelbeseitigung auf. Bei 

erheblichen Verletzungen der Informationspflicht beanstandet sie oder er dies: 

 

1. im Bereich der Verwaltung und der Gerichte der Freien und Hansestadt Hamburg 

gegenüber dem für die Behörde oder das Gericht verantwortlichen Senatsmitglied, 

im Bereich der Bezirksverwaltung gegenüber dem für die Bezirksaufsichtsbehörde 

verantwortlichen Senatsmitglied; 

2. im Bereich der der Aufsicht der Freien und Hansestadt Hamburg unterstehenden 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts und deren öffentlich-rechtlich orga-

nisierten Einrichtungen gegenüber dem Vorstand oder dem sonst vertretungsbe-

rechtigten Organ; 

3. im Bereich der Bürgerschaft und des Rechnungshofes gegenüber der jeweiligen 

Präsidentin oder dem jeweiligen Präsidenten; 

4. im Übrigen gegenüber der Geschäftsleitung sowie nachrichtlich gegenüber dem 

zuständigen Senatsmitglied. 

 

Sie oder er soll zuvor die betroffene Stelle zur Stellungnahme innerhalb einer von ihr 

oder ihm zu bestimmenden Frist auffordern und die zuständige Aufsichtsbehörde 

über die Beanstandung unterrichten. Mit der Feststellung und der Beanstandung soll 

die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

Vorschläge zur Beseitigung der Mängel und zur sonstigen Verbesserung des Infor-

mationszugangs verbinden. 

 

(6) Werden die Mängel nicht fristgerecht behoben, richtet die oder der Hamburgische 

Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit eine weitere Beanstandung in 

den Fällen des Absatz 5 Satz 2 Nummern 1 und 4 an den Senat, in den Fällen des 

Absatz 5 Satz 2 Nummer 2 an die zuständige Aufsichtsbehörde und in den Fällen 
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stellung der oder des Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informati-

onsfreiheit richten sich nach §§ 21 und 22 des Hamburgischen Datenschutzgesetzes. 

 

(3) Die in § 2 Absätze 3 und 5 genannten Stellen sind verpflichtet, die Hamburgische 

Beauftragte oder den Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informati-

onsfreiheit und ihre oder seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu un-

terstützen. Der oder dem Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informa-

tionsfreiheit ist dabei insbesondere 

 

1. Auskunft zu ihren oder seinen Fragen zu erteilen sowie die Einsicht in alle Unter-

lagen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit dem Informationsanlie-

gen stehen, und 

2. Zutritt zu Diensträumen zu gewähren. 

 

Besondere Amts- und Berufsgeheimnisse stehen dem nicht entgegen. Stellt der Se-

nat im Einzelfall fest, dass durch eine mit der Einsicht verbundene Bekanntgabe von 

Informationen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefährdet ist, dürfen die 

Rechte nach Absatz 2 nur von der oder dem Hamburgischen Beauftragten für Daten-

schutz und Informationsfreiheit persönlich oder von einer oder einem von ihr oder 

ihm schriftlich besonders damit Beauftragten ausgeübt werden. 

 

(4) Die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

informiert die Bürgerinnen und Bürger über Fragen der Informationspflicht. Sie oder 

er berät den Senat und die sonstigen in § 2 Absätze 3 und 5 genannten Stellen in 

Fragen des Informationszugangs und kann Empfehlungen zur Verbesserung des 

Informationszugangs geben. Auf Ersuchen der Bürgerschaft, des Eingabenaus-

schusses der Bürgerschaft oder des Senats soll die oder der Hamburgische Beauf-

tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Hinweisen auf Angelegenheiten und 

Vorgänge nachgehen, die ihren bzw. seinen Aufgabenbereich unmittelbar betreffen. 

Auf Anforderung der Bürgerschaft, des Senats oder eines Viertels der Mitglieder der 

Bürgerschaft hat die oder der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-

mationsfreiheit Gutachten zu erstellen und Berichte zu erstatten. Außerdem legt sie 

oder er mindestens alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht vor. Sie oder er kann sich 
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des Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 an die Präsidentin oder den Präsidenten der Bürger-

schaft oder des Rechnungshofes. 

 

(7) Vorschriften über den Rechtsschutz nach der Verwaltungsgerichtsordnung blei-

ben unberührt. 

 

Abschnitt 4 
 
Schlussbestimmungen 
 

§ 15 
Ansprüche auf Informationszugang 
nach anderen Rechtsvorschriften 
 

Rechtsvorschriften oder besondere Rechtsverhältnisse, die einen weitergehenden 

Zugang zu Informationen gewähren, bleiben unberührt.  

 

§ 16 
Staatsverträge 
 

Bei Staatsverträgen sind die Bestimmungen dieses Gesetzes zu berücksichtigen.  

 

§ 17 
Altverträge 
 

(1) Soweit in Verträgen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen wor-

den sind (Altverträge), ihre Veröffentlichung ausgeschlossen worden ist, unterliegen 

sie nicht der Veröffentlichungspflicht. 

 

(2) Wird ein Antrag auf Information hinsichtlich eines Altvertrages gestellt und stehen 

der Gewährung von Informationen Bestimmungen des Vertrages entgegen, so hat 

die vertragschließende Behörde den Vertragspartner zu Nachverhandlungen mit dem 

Ziel aufzufordern, die Informationen freizugeben. Kann innerhalb eines Zeitraums 
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von sechs Monaten keine Einigung erzielt werden, so werden die Informationen ge-

währt, soweit das Informationsinteresse das Geheimhaltungsinteresse erheblich 

überwiegt. 

 

(3) Für Änderungen oder Ergänzungen von Altverträgen gelten die Bestimmungen 

dieses Gesetzes.  

 

§ 18 
Übergangsregelungen, Inkrafttreten 

 

(1) Die Veröffentlichungspflicht gilt für Informationen, die vor dem Inkrafttreten dieses 

Gesetzes aufgezeichnet worden sind, nur, soweit sie in veröffentlichungsfähiger 

elektronischer Form vorliegen. 

 

(2) Die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Gesetzes sind in-

nerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes herzustellen. Über 

den Fortschritt bei der Umsetzung im Sinne von Satz 1 hat der Senat der Bürger-

schaft nach dem Inkrafttreten halbjährlich öffentlich zu berichten. Spätestens vier 

Jahre nach dem Inkrafttreten überprüft der Senat das Gesetz im Hinblick auf seine 

Anwendung und Auswirkungen, berücksichtigt dabei die Berichte der oder des Ham-

burgischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit und berichtet der 

Bürgerschaft über das Ergebnis. 

 

(3) Das Gesetz tritt drei Monate nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 

Hamburgische Informationsfreiheitsgesetz vom 17. Februar 2009 (HmbGVBl. S. 29) 

in der geltenden Fassung außer Kraft. 
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des Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 an die Präsidentin oder den Präsidenten der Bürger-

schaft oder des Rechnungshofes. 

 

(7) Vorschriften über den Rechtsschutz nach der Verwaltungsgerichtsordnung blei-

ben unberührt. 

 

Abschnitt 4 
 
Schlussbestimmungen 
 

§ 15 
Ansprüche auf Informationszugang 
nach anderen Rechtsvorschriften 
 

Rechtsvorschriften oder besondere Rechtsverhältnisse, die einen weitergehenden 

Zugang zu Informationen gewähren, bleiben unberührt.  

 

§ 16 
Staatsverträge 
 

Bei Staatsverträgen sind die Bestimmungen dieses Gesetzes zu berücksichtigen.  

 

§ 17 
Altverträge 
 

(1) Soweit in Verträgen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen wor-

den sind (Altverträge), ihre Veröffentlichung ausgeschlossen worden ist, unterliegen 

sie nicht der Veröffentlichungspflicht. 

 

(2) Wird ein Antrag auf Information hinsichtlich eines Altvertrages gestellt und stehen 

der Gewährung von Informationen Bestimmungen des Vertrages entgegen, so hat 

die vertragschließende Behörde den Vertragspartner zu Nachverhandlungen mit dem 

Ziel aufzufordern, die Informationen freizugeben. Kann innerhalb eines Zeitraums 
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11. Fazit und Ausblick 
 

 
 

Im Koalitionsvertrag hatte die Rot-Rot-Grüne Thüringer Landesregierung im Novem-

ber 2014 vereinbart, sie wolle „das Informationsfreiheitsgesetz zu einem echten 

Transparenzgesetz nach dem Vorbild Hamburgs unter Einbeziehung der Erfahrun-

gen auch anderer Bundesländer fortentwickeln.“ Bestens nachvollziehbar ist dies im 

Entwurf zum Transparenzgesetz § 1 Gesetzeszweck begründet: „Zweck dieses Ge-

setzes ist es, unter Wahrung schutzwürdiger Belange, amtliche Informationen ein-

schließlich der Umweltinformationen zugänglich zu machen und zu verbreiten. Der 

Zugang zu den Informationen soll möglichst vollumfänglich, unmittelbar und barriere-

frei durch eine Veröffentlichung in einem Transparenzregister gewährleistet werden, 

um die Transparenz der Verwaltung zu vergrößern, die Möglichkeiten der Kontrolle 

staatlichen Handelns durch die Bürger zu verbessern und damit die demokratische 

Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft zu fördern.“ 

 
Die Ablösung des ThürIFG durch ein Thüringer Transparenzgesetz (ThürTG), das 

auch ein Thüringer Umweltinformationsgesetz einschließt, ist eine ambitionierte Auf-

gabe.  Als erstes Flächenland hatte Rheinland-Pfalz im November 2015 ein Transpa-

renzgesetz verabschiedet und ist damit dem Vorreiter Hamburg gefolgt. Nur drei Mo-

nate später, im Februar 2016, hat der TLfDI einen Vorschlag für ein Thüringer Trans-

parenzgesetz (ThürTG) in den politischen Raum gestellt und diesen auf Einladung 

der Regierungsfraktionen im Thüringer Landtag näher erläutert. Hier hatten die Thü-

ringer Landtagsabgeordneten auch die Möglichkeit, mit Vertretern aus den Vorreiter-

ländern die praktischen Erfahrungen mit ihren Transparenzgesetzen zu diskutieren. 

Unsere Arbeit für ein effektives Transparenzgesetz ist auch wegweisend für andere 

Bundesländer: Schleswig-Holstein hat unseren Entwurf für ein Transparenzgesetz 

direkt zum Vorbild genommen.  
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Im Juni 2016 hat der Thüringer Landtag schließlich den Beschluss zur „Stärkung von 

Informationsfreiheit und Transparenz im Freistaat Thüringen“ gefasst und die Lan-

desregierung gebeten, bis zum 31. März 2017 einen entsprechenden Gesetzentwurf 

zu erarbeiten. Den bisherigen Vorschlag für das ThürTG finden Sie im Anhang dieser 

Broschüre. Der Vorschlag des TLfDI fasst das Recht auf Zugang zu amtlichen Infor-

mationen einschließlich Umweltinformationen in einem einheitlichen Gesetz zusam-

men und darüber hinaus enthält es eine aktive Transparenzverpflichtung der informa-

tionspflichtigen Stellen. 

 
Mit dem Start des Zentralen Informationsregisters Thüringen (ZIRT) am 6. Dezember 

2016 hat die Thüringer Landesregierung einen wichtigen Schritt auf diesem Weg ge-

tan und damit den Stein für das ThürTG schneller ins Rollen gebracht.  

 
Mein Ziel als TLfDI ist es, das Handeln der öffentlichen Verwaltung, insbesondere für 

die Bürgerinnen und Bürger durchsichtig und nachvollziehbar zu gestalten, und ich 

plädiere dafür, den Bürgern bessere Möglichkeiten zu geben, um staatliches Handeln 

zu kontrollieren. Denn je mehr die Bürger staatliches Handeln nachvollziehen kön-

nen, desto eher steigt die Akzeptanz. Was unbekannt ist, erzeugt Unmut und Skep-

sis, was offengelegt wird, erzeugt Diskussion und – vielleicht – neue Ideen und be-

lebt damit unsere Demokratie. Daher sollte das ThürTG von der öffentlichen Verwal-

tung als Chance gesehen werden, den Kooperations- und Dienstleistungsgedanken 

gegenüber den Bürgern besser umzusetzen. Natürlich gibt es Grenzen für die gefor-

derte Transparenz. Dies sind nicht nur personenbezogene Daten. Insoweit muss gel-

ten: So wenig wie möglich, so viel wie nötig. 

 
Im Gesetzentwurf zum ThürTG werden die Pflicht zur Veröffentlichung und der ent-

sprechende Informationszugang sowie das Thüringer Umweltinformationsgesetz in 

einem Gesetz zusammengefasst. Als wichtige Neuregelung sieht der Vorschlag zum 

ThürTG vor, dass auch die Thüringer Kommunen grundsätzlich verpflichtet sind, ihre 

Informationen möglichst vollständig zu veröffentlichen. Diese Veröffentlichung muss 

im Interesse der Bürger einfach zugänglich und barrierefrei sein. Denn gerade im 

kommunalen Bereich ist das Informationsinteresse der Bürger hoch, da sie hier re-

gelmäßig direkt betroffen sind, wenn es um Anträge, Beiträge oder Auskünfte geht.  
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11. Fazit und Ausblick 
 

 
 

Im Koalitionsvertrag hatte die Rot-Rot-Grüne Thüringer Landesregierung im Novem-

ber 2014 vereinbart, sie wolle „das Informationsfreiheitsgesetz zu einem echten 

Transparenzgesetz nach dem Vorbild Hamburgs unter Einbeziehung der Erfahrun-

gen auch anderer Bundesländer fortentwickeln.“ Bestens nachvollziehbar ist dies im 

Entwurf zum Transparenzgesetz § 1 Gesetzeszweck begründet: „Zweck dieses Ge-

setzes ist es, unter Wahrung schutzwürdiger Belange, amtliche Informationen ein-

schließlich der Umweltinformationen zugänglich zu machen und zu verbreiten. Der 

Zugang zu den Informationen soll möglichst vollumfänglich, unmittelbar und barriere-

frei durch eine Veröffentlichung in einem Transparenzregister gewährleistet werden, 

um die Transparenz der Verwaltung zu vergrößern, die Möglichkeiten der Kontrolle 

staatlichen Handelns durch die Bürger zu verbessern und damit die demokratische 

Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft zu fördern.“ 

 
Die Ablösung des ThürIFG durch ein Thüringer Transparenzgesetz (ThürTG), das 

auch ein Thüringer Umweltinformationsgesetz einschließt, ist eine ambitionierte Auf-

gabe.  Als erstes Flächenland hatte Rheinland-Pfalz im November 2015 ein Transpa-

renzgesetz verabschiedet und ist damit dem Vorreiter Hamburg gefolgt. Nur drei Mo-

nate später, im Februar 2016, hat der TLfDI einen Vorschlag für ein Thüringer Trans-

parenzgesetz (ThürTG) in den politischen Raum gestellt und diesen auf Einladung 

der Regierungsfraktionen im Thüringer Landtag näher erläutert. Hier hatten die Thü-

ringer Landtagsabgeordneten auch die Möglichkeit, mit Vertretern aus den Vorreiter-

ländern die praktischen Erfahrungen mit ihren Transparenzgesetzen zu diskutieren. 

Unsere Arbeit für ein effektives Transparenzgesetz ist auch wegweisend für andere 

Bundesländer: Schleswig-Holstein hat unseren Entwurf für ein Transparenzgesetz 

direkt zum Vorbild genommen.  
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Im Entwurf zum ThürTG sind öffentliche Behörden und Institution verpflichtet, Infor-

mationen und entsprechende Dokumente aktiv zu veröffentlichen und in ein zentra-

les, elektronisches  Transparenzregister einzustellen. Alle Bürgerinnen und Bürger 

sollen einen kostenlosen und anonymen Zugang zu diesem Transparenzregister er-

halten. Weiterhin sollen Informationen, die nicht veröffentlicht werden müssen, von 

den Bürgern einfach zu beantragen und zügig zu erhalten sein.  
 
Für die Bürgerinnen und Bürger sind insbesondere die Kosten ein wichtiger Punkt in 

der Umsetzung des Transparenzgesetzes. Denn nicht wenige Bürger schrecken – 

nachvollziehbar – davor zurück, Informationen einzufordern, wenn sie dafür hohe 

Gebühren zahlen müssen, zumal dann, wenn sie sich die Gebühren schlicht nicht 

leisten können. Denn in diesem Falle erhielte Informationen nur derjenige, der sie 

bezahlen kann. Eine solche Regelung würde das Gesetz ad absurdum führen.  
 
Im Transparenzgesetz-Vorschlag ist die Deckelung der Kosten für Auskünfte vorge-

sehen, das heißt, dass die Gebühren nicht über ein bestimmtes – möglichst niedriges 

– Maß hinausgehen dürfen. Darüber hinaus sind einfache Verwaltungsauskünfte 

stets kostenfrei. Ebenso soll die Einsichtnahme in Informationen vor Ort, das heißt, in 

der Behörde, kostenfrei sein.  
 
Sehr begrüßenswert ist auch die Tatsache, dass im ThürTG-Vorschlag die Rechte 

des TLfDI wesentlich gestärkt werden. Die Stärkung besteht im Wesentlichen darin, 

dass die Einschränkungen des § 12 Abs. 3 Satz 2 ThürIFG nicht mehr gelten sollen. 

Denn danach können dem TLfDI Auskunfts- und Zutrittsrechte umfassend verwehrt 

werden. Dies schränkt die Kontrollmöglichkeiten des TLfDI massiv ein. Zudem ist 

vorgesehen, dass der TLfDI sich auch im Widerspruchsverfahren beteiligen kann. 

Dies ist ebenfalls sehr zu begrüßen. 
 
Die Thüringer Landesregierung wird voraussichtlich dem Thüringer Landtag noch vor 

der Sommerpause den Entwurf für ein ThürTG zuleiten. Als TLfDI werde ich dies – 

soweit möglich und erwünscht – fachlich begleiten. Denn das Transparenzgesetz 

darf kein “Papiertiger“, sondern muss ein effektives Instrument sein, um staatliches 

Verwaltungshandeln für die Bürger durchsichtig zu machen. Daher wünsche ich dem 

Gesetzentwurf einen bürger- und somit demokratiefreundlichen Werdegang. In die-

sem Sinne: Bleiben Sie neugierig! 
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Anlagen 

 

 

Anlage 1 – Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (ThürIFG) 
 
vom 14. Dezember 2012 in der derzeit geltenden Fassung 

 

§ 1 Gesetzeszweck 
Zweck dieses Gesetzes ist es, den freien Zugang zu amtlichen Informationen zu ge-

währleisten und die Voraussetzungen festzulegen, unter denen derartige Informatio-

nen zugänglich gemacht werden sollen. Das Gesetz soll unter Wahrung schutzwür-

diger Belange die Transparenz der Verwaltung vergrößern, die Möglichkeiten der 

Kontrolle staatlichen Handelns durch die Bürger verbessern und damit die demokra-

tische Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft fördern. 

 
§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für Behörden, Einrichtungen und sonstige öffentliche Stellen 

des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie für die sonstigen der 

Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

und deren Vereinigungen, soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 

Form öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. 

 

(2) Einer Behörde steht eine natürliche oder juristische Person des Privatrechts 

gleich, soweit eine Behörde sich dieser Person zur Erfüllung ihrer öffentlich-

rechtlichen Aufgaben bedient oder dieser Person die Erfüllung öffentlich-rechtlicher 

Aufgaben übertragen wurde. 

 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für den Landtag im spezifischen Bereich der Wahrneh-

mung parlamentarischer Angelegenheiten sowie für den Rechnungshof im Rahmen 

der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben. 
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Im Entwurf zum ThürTG sind öffentliche Behörden und Institution verpflichtet, Infor-

mationen und entsprechende Dokumente aktiv zu veröffentlichen und in ein zentra-

les, elektronisches  Transparenzregister einzustellen. Alle Bürgerinnen und Bürger 

sollen einen kostenlosen und anonymen Zugang zu diesem Transparenzregister er-

halten. Weiterhin sollen Informationen, die nicht veröffentlicht werden müssen, von 

den Bürgern einfach zu beantragen und zügig zu erhalten sein.  
 
Für die Bürgerinnen und Bürger sind insbesondere die Kosten ein wichtiger Punkt in 

der Umsetzung des Transparenzgesetzes. Denn nicht wenige Bürger schrecken – 

nachvollziehbar – davor zurück, Informationen einzufordern, wenn sie dafür hohe 

Gebühren zahlen müssen, zumal dann, wenn sie sich die Gebühren schlicht nicht 

leisten können. Denn in diesem Falle erhielte Informationen nur derjenige, der sie 

bezahlen kann. Eine solche Regelung würde das Gesetz ad absurdum führen.  
 
Im Transparenzgesetz-Vorschlag ist die Deckelung der Kosten für Auskünfte vorge-

sehen, das heißt, dass die Gebühren nicht über ein bestimmtes – möglichst niedriges 

– Maß hinausgehen dürfen. Darüber hinaus sind einfache Verwaltungsauskünfte 

stets kostenfrei. Ebenso soll die Einsichtnahme in Informationen vor Ort, das heißt, in 

der Behörde, kostenfrei sein.  
 
Sehr begrüßenswert ist auch die Tatsache, dass im ThürTG-Vorschlag die Rechte 

des TLfDI wesentlich gestärkt werden. Die Stärkung besteht im Wesentlichen darin, 

dass die Einschränkungen des § 12 Abs. 3 Satz 2 ThürIFG nicht mehr gelten sollen. 

Denn danach können dem TLfDI Auskunfts- und Zutrittsrechte umfassend verwehrt 

werden. Dies schränkt die Kontrollmöglichkeiten des TLfDI massiv ein. Zudem ist 

vorgesehen, dass der TLfDI sich auch im Widerspruchsverfahren beteiligen kann. 

Dies ist ebenfalls sehr zu begrüßen. 
 
Die Thüringer Landesregierung wird voraussichtlich dem Thüringer Landtag noch vor 

der Sommerpause den Entwurf für ein ThürTG zuleiten. Als TLfDI werde ich dies – 

soweit möglich und erwünscht – fachlich begleiten. Denn das Transparenzgesetz 

darf kein “Papiertiger“, sondern muss ein effektives Instrument sein, um staatliches 

Verwaltungshandeln für die Bürger durchsichtig zu machen. Daher wünsche ich dem 

Gesetzentwurf einen bürger- und somit demokratiefreundlichen Werdegang. In die-

sem Sinne: Bleiben Sie neugierig! 
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(4) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit die in den Absätzen 1 und 2 genannten Stellen 

als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen oder grundlagen- oder anwendungsbe-

zogene Forschung betreiben oder Aufgaben wahrnehmen, die der Aufsicht oder 

Verwaltung dieser Unternehmen dienen. Entsprechendes gilt im Zusammenhang mit 

der Anerkennung und Beaufsichtigung von Stiftungen des bürgerlichen Rechts. 

 

(5) Dieses Gesetz gilt für Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen, Hochschu-

len, Schulen sowie für Bildungs- und Prüfungseinrichtungen nur, soweit sie nicht im 

Bereich von Forschung und Lehre, Leistungsbeurteilungen und Prüfungen tätig wer-

den. 

 

(6) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sowie für 

die Landesmedienanstalt, soweit diese die Aufsicht über die Rundfunkveranstalter 

wahrnimmt. 

 

(7) Dieses Gesetz gilt nicht für Gerichte und Staatsanwaltschaften, soweit Informati-

onen aus deren Verfahrensakten betroffen sind. 

 

(8) Dieses Gesetz gilt nicht für das Amt für Verfassungsschutz und die durch die Ab-

sätze 1 und 2 verpflichteten Stellen oder einen Teil von ihnen, soweit sie sicherheits-

empfindliche Aufgaben im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 bis 5 des Thüringer Sicher-

heitsüberprüfungsgesetzes vom 17. März 2003 (GVBl. S. 185) in der jeweils gelten-

den Fassung wahrnehmen. 

 

(9) Dieses Gesetz gilt nicht für Finanzbehörden im Sinne des § 2 des Finanzverwal-

tungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202) in der jeweils 

geltenden Fassung, soweit sie in Verfahren in Steuersachen tätig werden. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. amtliche Information: jede amtlichen Zwecken dienende vorhandene Auf-

zeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung; Entwürfe und Notizen, 

die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu; 
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2. Dritter: jede natürliche oder juristische Person, über die Informationen, insbe-

sondere personenbezogene Daten, vorliegen. 

 
§ 4 Informationsrecht 
(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf Zugang zu amtlichen 

Informationen, die bei den in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Stellen vorhanden sind. 

 

(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften den Zugang zu amtlichen Informationen, 

die Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln, gehen diese 

den Bestimmungen dieses Gesetzes vor. In laufenden Verfahren wird Zugang zu 

amtlichen Informationen nur nach Maßgabe des anzuwendenden Verfahrensrechts 

gewährt. 

 

(3) Im Rahmen dieses Gesetzes entfällt die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit, soweit 

dem Antrag stattgegeben wird. 

 

(4) Die Weiterverwendung von nach diesem Gesetz erhaltenen Informationen mit der 

vorrangigen Absicht der Gewinnerzielung ist nicht zulässig. Die Presse- und Rund-

funkfreiheit bleibt unberührt.5 

 
§ 5 Antrag 
(1) Der Zugang zu den bei den öffentlichen Stellen vorhandenen amtlichen Informati-

onen wird auf Antrag gewährt. Der an die zuständige Stelle zu richtende Antrag kann 

schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder elektronisch gestellt werden. 

 

(2) In den Fällen des § 2 Abs. 2 ist der Antrag an diejenige öffentliche Stelle zu rich-

ten, die sich der natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts zur Erfüllung 

ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient oder die dieser Person die Erfüllung öf-

fentlich-rechtlicher Aufgaben übertragen hat. Im Fall der Beleihung ist der Antrag ge-

genüber dem Beliehenen zu stellen. 

                                            
5 Mit Inkrafttreten des Informationsweiterverwendungsgesetz finden § 4 Abs. 4 und § 13 ThürIFG kei-
ne Anwendung mehr (Artikel 31 des Grundgesetzes), siehe hierzu Rundschreiben des Thüringer Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales 
https://www.thueringen.de/th3/tmik/oeffentliches_recht/informationsfreiheitsgesetz/index.aspx 
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(4) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit die in den Absätzen 1 und 2 genannten Stellen 

als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen oder grundlagen- oder anwendungsbe-

zogene Forschung betreiben oder Aufgaben wahrnehmen, die der Aufsicht oder 

Verwaltung dieser Unternehmen dienen. Entsprechendes gilt im Zusammenhang mit 

der Anerkennung und Beaufsichtigung von Stiftungen des bürgerlichen Rechts. 

 

(5) Dieses Gesetz gilt für Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen, Hochschu-

len, Schulen sowie für Bildungs- und Prüfungseinrichtungen nur, soweit sie nicht im 

Bereich von Forschung und Lehre, Leistungsbeurteilungen und Prüfungen tätig wer-

den. 

 

(6) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sowie für 

die Landesmedienanstalt, soweit diese die Aufsicht über die Rundfunkveranstalter 

wahrnimmt. 

 

(7) Dieses Gesetz gilt nicht für Gerichte und Staatsanwaltschaften, soweit Informati-

onen aus deren Verfahrensakten betroffen sind. 

 

(8) Dieses Gesetz gilt nicht für das Amt für Verfassungsschutz und die durch die Ab-

sätze 1 und 2 verpflichteten Stellen oder einen Teil von ihnen, soweit sie sicherheits-

empfindliche Aufgaben im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 bis 5 des Thüringer Sicher-

heitsüberprüfungsgesetzes vom 17. März 2003 (GVBl. S. 185) in der jeweils gelten-

den Fassung wahrnehmen. 

 

(9) Dieses Gesetz gilt nicht für Finanzbehörden im Sinne des § 2 des Finanzverwal-

tungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202) in der jeweils 

geltenden Fassung, soweit sie in Verfahren in Steuersachen tätig werden. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. amtliche Information: jede amtlichen Zwecken dienende vorhandene Auf-

zeichnung, unabhängig von der Art ihrer Speicherung; Entwürfe und Notizen, 

die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu; 
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(3) Betrifft der Antrag Daten Dritter im Sinne des § 3 Nr. 2, muss er begründet und in 

den Fällen des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 ein rechtliches Interesse geltend gemacht 

werden. In den Fällen des § 7 Abs. 3 Nr. 2 und des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 sollen in 

der Begründung die besonderen Umstände des Einzelfalls dargelegt werden, auf-

grund derer ein überwiegendes Offenbarungsinteresse geltend gemacht wird. 

 

(4) Der Antrag muss hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen lassen, 

auf welche Informationen er gerichtet ist. Der Antragsteller ist bei fehlender Be-

stimmtheit des Antrags zu beraten und zu unterstützen. 

 

 

§ 6 Verfahren 
(1) Über den Antrag auf Informationszugang entscheidet die öffentliche Stelle, die zur 

Verfügung über die begehrten Informationen berechtigt ist. Ist die öffentliche Stelle, 

an die der Antrag gerichtet wurde, nicht die zuständige Stelle, hat sie dem Antragstel-

ler die zuständige Stelle mitzuteilen, sofern ihr diese bekannt ist. 

 

(2) Die öffentliche Stelle kann verlangen, dass der Antragsteller seine Identität nach-

weist. Bei gleichförmigen Anträgen von mehr als 50 Personen gelten die §§ 17 bis 19 

des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 18. August 2009 

(GVBl. S. 699) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

 

(3) Über den ordnungsgemäßen Antrag hat die öffentliche Stelle unter Berücksichti-

gung der Belange des Antragstellers unverzüglich, spätestens innerhalb von einem 

Monat nach seinem Eingang, zu entscheiden. Diese Frist kann durch die öffentliche 

Stelle einmal angemessen verlängert werden, wenn Umfang oder Komplexität der 

Informationen oder die Beteiligung Dritter nach Absatz 4 dies rechtfertigen. Der An-

tragsteller ist über die Fristverlängerung und deren Gründe vor Ablauf der Frist nach 

Satz 1 zu informieren. 

 

(4) Sofern ein Dritter im Sinne des § 3 Nr. 2 betroffen ist, gibt ihm die öffentliche Stel-

le schriftlich die Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats, es sei denn, 

ein schutzwürdiges Interesse des Dritten kann ausgeschlossen werden. Im Falle des 
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§ 9 Abs. 1 Satz 2 gilt die Einwilligung eines Dritten als verweigert, wenn sie nicht in-

nerhalb eines Monats nach Anfrage durch die öffentliche Stelle vorliegt. Ist dem An-

trag stattzugeben, weil schutzwürdige Belange des Dritten nicht entgegenstehen o-

der das Informationsinteresse das Interesse des Dritten an der Geheimhaltung über-

wiegt, gibt die öffentliche Stelle dem Dritten unter Hinweis auf Gegenstand und 

Rechtsgrundlage der beabsichtigten Entscheidung Gelegenheit, sich innerhalb von 

zwei Wochen zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Die 

Entscheidung der öffentlichen Stelle ergeht schriftlich und ist auch dem Dritten be-

kannt zu machen. Der Informationszugang darf erst erfolgen, wenn die Entscheidung 

dem Dritten gegenüber bestandskräftig oder die sofortige Vollziehung angeordnet 

worden ist und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Dritten zwei Wochen 

verstrichen sind. 

 

(5) Soweit der Anspruch auf Informationszugang besteht, sind die Informationen un-

verzüglich zugänglich zu machen. Die öffentliche Stelle kann Auskunft erteilen, Ak-

teneinsicht gewähren oder Informationen in sonstiger Weise zur Verfügung stellen. 

Verlangt der Antragsteller eine bestimmte Art des Informationszugangs, so darf diese 

nur aus wichtigem Grund auf andere Art gewährt werden. Als wichtiger Grund gilt 

insbesondere ein deutlich höherer Verwaltungsaufwand. Kann die amtliche Informa-

tion in zumutbarer Weise aus allgemein zugänglichen Quellen beschafft werden, 

kann sich die öffentliche Stelle auf deren Angabe beschränken. 

 

(6) Die Auskunft kann mündlich, schriftlich oder elektronisch erteilt werden. Bei Ge-

währung von Auskunft oder Akteneinsicht ist dem Antragsteller die Anfertigung von 

Notizen und Kopien gestattet, sofern nicht Urheberrechte entgegenstehen. 

 

(7) Die öffentliche Stelle ist nicht verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der Informati-

on zu prüfen. Auf eine durch Tatsachen begründete Kenntnis über die Unrichtigkeit 

der Information ist hinzuweisen. 

 

(8) Besteht ein Anspruch auf Informationszugang nur zum Teil, ist dem Antrag in dem 

Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe der geheim-

haltungsbedürftigen Informationen möglich ist. Entsprechendes gilt, wenn sich der 
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(3) Betrifft der Antrag Daten Dritter im Sinne des § 3 Nr. 2, muss er begründet und in 

den Fällen des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 ein rechtliches Interesse geltend gemacht 

werden. In den Fällen des § 7 Abs. 3 Nr. 2 und des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 sollen in 

der Begründung die besonderen Umstände des Einzelfalls dargelegt werden, auf-

grund derer ein überwiegendes Offenbarungsinteresse geltend gemacht wird. 

 

(4) Der Antrag muss hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen lassen, 

auf welche Informationen er gerichtet ist. Der Antragsteller ist bei fehlender Be-

stimmtheit des Antrags zu beraten und zu unterstützen. 

 

 

§ 6 Verfahren 
(1) Über den Antrag auf Informationszugang entscheidet die öffentliche Stelle, die zur 

Verfügung über die begehrten Informationen berechtigt ist. Ist die öffentliche Stelle, 

an die der Antrag gerichtet wurde, nicht die zuständige Stelle, hat sie dem Antragstel-

ler die zuständige Stelle mitzuteilen, sofern ihr diese bekannt ist. 

 

(2) Die öffentliche Stelle kann verlangen, dass der Antragsteller seine Identität nach-

weist. Bei gleichförmigen Anträgen von mehr als 50 Personen gelten die §§ 17 bis 19 

des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 18. August 2009 

(GVBl. S. 699) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

 

(3) Über den ordnungsgemäßen Antrag hat die öffentliche Stelle unter Berücksichti-

gung der Belange des Antragstellers unverzüglich, spätestens innerhalb von einem 

Monat nach seinem Eingang, zu entscheiden. Diese Frist kann durch die öffentliche 

Stelle einmal angemessen verlängert werden, wenn Umfang oder Komplexität der 

Informationen oder die Beteiligung Dritter nach Absatz 4 dies rechtfertigen. Der An-

tragsteller ist über die Fristverlängerung und deren Gründe vor Ablauf der Frist nach 

Satz 1 zu informieren. 

 

(4) Sofern ein Dritter im Sinne des § 3 Nr. 2 betroffen ist, gibt ihm die öffentliche Stel-

le schriftlich die Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats, es sei denn, 

ein schutzwürdiges Interesse des Dritten kann ausgeschlossen werden. Im Falle des 
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Antragsteller in den Fällen, in denen Belange Dritter im Sinne des § 3 Nr. 2 berührt 

sind, mit einer Unkenntlichmachung der diesbezüglichen Informationen einverstan-

den erklärt. Art und Umfang der Abtrennung oder Unkenntlichmachung sind anzuge-

ben. 

 

(9) Im Fall der vollständigen oder teilweisen Ablehnung des Antrags soll mitgeteilt 

werden, ob und gegebenenfalls wann der Informationszugang ganz oder teilweise zu 

einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Wird der Antrag ganz oder teilweise abgelehnt, 

ergeht eine schriftliche Entscheidung, die innerhalb der Fristen nach § 6 Abs. 3 be-

kannt zu geben ist. Die Entscheidung ist zu begründen. Im Fall eines mündlichen 

oder elektronischen Antrags erfolgt eine schriftliche Entscheidung nur auf ausdrückli-

ches Verlangen des Antragstellers. 

 

§ 7 Schutz besonderer öffentlicher Belange 
(1) Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, wenn das Bekanntwerden 

der amtlichen Information nachteilige Auswirkungen haben kann auf 

1. die inter- und supranationalen Beziehungen oder die Beziehungen zum Bund 

oder zu einem Land, 

2. die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit, 

3. die Funktionsfähigkeit und die Eigenverantwortung des Landtags, des Rech-

nungshofs, der Organe der Rechtspflege oder der Landesregierung, 

4. die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, den Anspruch einer 

Person auf ein faires Verfahren oder die Durchführung strafrechtlicher, ord-

nungswidrigkeitenrechtlicher oder disziplinarischer Ermittlungen, 

5. die Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs-, Regulie-

rungs-, Versicherungsaufsichts- und Sparkassenaufsichtsbehörden, 

6. die öffentliche Sicherheit, insbesondere die Tätigkeit der Polizei, des Verfas-

sungsschutzes, der sonstigen für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen, 

der Staatsanwaltschaften oder der Behörden des Straf- und Maßregelvollzugs 

einschließlich ihrer Aufsichtsbehörden oder 

7. die fiskalischen Interessen der in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Stellen im Wirt-

schaftsverkehr. 
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(2) Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, 

1. soweit die amtliche Information 

a) einer durch Rechtsvorschrift oder durch die Verschlusssachenanwei-

sung für das Land geregelten Geheimhaltungs- oder Vertraulich-

keitspflicht unterliegt, 

b) ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis enthält, 

c) der notwendigen Vertraulichkeit der Beratungen innerhalb von und 

zwischen öffentlichen Stellen unterliegt, 

d) mit der Aufgabenwahrnehmung des Amts für Verfassungsschutz im 

Zusammenhang steht oder 

e) Prognosen, Bewertungen, Empfehlungen oder Anweisungen im Zu-

sammenhang mit der gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltend-

machung oder der Abwehr von Ansprüchen enthält oder  

 

2. wenn 

a) bei vertraulich erhobener oder übermittelter Information das Interes-

se des Dritten an einer vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt der 

Entscheidung über den Antrag noch fortbesteht, 

b) durch die Bekanntgabe der Information Angaben und Mitteilungen 

von öffentlichen Stellen, die nicht dem Geltungsbereich dieses Ge-

setzes unterfallen, offenbart würden und die öffentlichen Stellen in 

die Offenbarung nicht eingewilligt haben oder von einer Einwilligung 

nicht auszugehen ist oder 

c) die vorübergehend beigezogenen Informationen einer anderen öf-

fentlichen Stelle nicht Bestandteil der eigenen Vorgänge werden sol-

len. 

 

(3) Der Antrag auf Informationszugang kann abgelehnt werden, wenn 

1. er offensichtlich missbräuchlich gestellt wurde, insbesondere wenn die amtli-

che Information dem Antragsteller bereits zugänglich gemacht worden ist oder 

der Antrag offensichtlich zum Zweck der Vereitelung oder Verzögerung von 

Verwaltungshandlungen erfolgt, 
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Antragsteller in den Fällen, in denen Belange Dritter im Sinne des § 3 Nr. 2 berührt 

sind, mit einer Unkenntlichmachung der diesbezüglichen Informationen einverstan-

den erklärt. Art und Umfang der Abtrennung oder Unkenntlichmachung sind anzuge-

ben. 

 

(9) Im Fall der vollständigen oder teilweisen Ablehnung des Antrags soll mitgeteilt 

werden, ob und gegebenenfalls wann der Informationszugang ganz oder teilweise zu 

einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Wird der Antrag ganz oder teilweise abgelehnt, 

ergeht eine schriftliche Entscheidung, die innerhalb der Fristen nach § 6 Abs. 3 be-

kannt zu geben ist. Die Entscheidung ist zu begründen. Im Fall eines mündlichen 

oder elektronischen Antrags erfolgt eine schriftliche Entscheidung nur auf ausdrückli-

ches Verlangen des Antragstellers. 

 

§ 7 Schutz besonderer öffentlicher Belange 
(1) Der Anspruch auf Informationszugang besteht nicht, wenn das Bekanntwerden 

der amtlichen Information nachteilige Auswirkungen haben kann auf 

1. die inter- und supranationalen Beziehungen oder die Beziehungen zum Bund 

oder zu einem Land, 

2. die Landesverteidigung oder die innere Sicherheit, 

3. die Funktionsfähigkeit und die Eigenverantwortung des Landtags, des Rech-

nungshofs, der Organe der Rechtspflege oder der Landesregierung, 

4. die Durchführung eines laufenden Gerichtsverfahrens, den Anspruch einer 

Person auf ein faires Verfahren oder die Durchführung strafrechtlicher, ord-

nungswidrigkeitenrechtlicher oder disziplinarischer Ermittlungen, 

5. die Kontroll- oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs-, Regulie-

rungs-, Versicherungsaufsichts- und Sparkassenaufsichtsbehörden, 

6. die öffentliche Sicherheit, insbesondere die Tätigkeit der Polizei, des Verfas-

sungsschutzes, der sonstigen für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen, 

der Staatsanwaltschaften oder der Behörden des Straf- und Maßregelvollzugs 

einschließlich ihrer Aufsichtsbehörden oder 

7. die fiskalischen Interessen der in § 2 Abs. 1 und 2 genannten Stellen im Wirt-

schaftsverkehr. 
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2. die Bearbeitung mit einem unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verbun-

den wäre und dadurch die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der öf-

fentlichen Stelle erheblich beeinträchtigt würde, es sei denn, das Informations-

interesse des Antragstellers überwiegt im Einzelfall das entgegenstehende öf-

fentliche Interesse. 

 

(4) In seiner Eigenschaft als Landesbeauftragter für den Datenschutz kann sich der 

Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit auf seine institu-

tionelle Garantie nach Artikel 69 der Verfassung des Freistaats Thüringen berufen. 

 

§ 8 Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses 
Der Antrag auf Informationszugang soll abgelehnt werden für Entwürfe zu Entschei-

dungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, soweit 

und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der Ent-

scheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der 

unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Ergebnis-

se der Beweissicherung und Gutachten oder Stellungnahmen Dritter. 

 

§ 9 Schutz privater Interessen 
(1) Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, soweit durch das Bekannt-

werden der Information personenbezogene Daten oder Betriebs- oder Geschäftsge-

heimnisse offenbart werden, es sei denn, 

 

1. die betroffene natürliche oder juristische Person willigt ein, 

2. die Offenbarung ist durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-

zes erlaubt, 

3. die Information kann aus allgemein zugänglichen Quellen ent-

nommen werden, 

4. die Offenbarung ist zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit geboten, 

5. der Antragsteller macht ein rechtliches Interesse an der 

Kenntnis der begehrten Information geltend und es stehen der 
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Offenbarung keine überwiegenden schutzwürdigen Belange 

der betroffenen natürlichen oder juristischen Person entgegen. 

Besonders geschützte Daten im Sinne des § 4 Abs. 5 des Thüringer Datenschutzge-

setzes (ThürDSG) in der Fassung vom 13. Januar 2012 (GVBl. S. 27) in der jeweils 

geltenden Fassung dürfen nur zugänglich gemacht werden, wenn der Betroffene 

ausdrücklich eingewilligt hat. 

 

(2) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt nicht bei Informationen 

aus Unterlagen, die mit dem Dienst- oder Amtsverhältnis des Betroffenen in Zusam-

menhang stehen, insbesondere aus Personalakten. 

 

(3) Das Informationsinteresse des Antragstellers überwiegt das schutzwürdige Inte-

resse des Betroffenen am Ausschluss des Informationszugangs in der Regel bei An-

gaben von Name, Titel, akademischem Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, 

Büroanschrift und -telekommunikationsnummer von Bearbeitern, soweit sie Ausdruck 

und Folge der amtlichen Tätigkeit sind, und von Personen, die als Gutachter, Sach-

verständige oder in vergleichbarer Weise eine Stellungnahme in einem Verfahren 

abgegeben haben. 

 

§ 10 Kosten 
(1) Für öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz sind Verwaltungskosten (Gebüh-

ren und Auslagen) zu erheben. Für die Gebührenbemessung gilt das Kostende-

ckungsprinzip (§ 21 Abs. 4 Satz 3 des Thüringer Verwaltungskostengesetzes vom 

23. September 2005 [GVBl. S. 325] in der jeweils geltenden Fassung). Die Erteilung 

einfacher Auskünfte ist verwaltungskostenfrei. Über die voraussichtlichen Kosten ist 

der Antragsteller vorab zu informieren. 

 

(2) Das für das Informationsfreiheitsrecht zuständige Ministerium wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium die Verwaltungskos-

tentatbestände, die Gebührensätze und die Höhe der Auslagen nach Absatz 1 Satz 1 

und 2 durch Rechtsverordnung zu bestimmen. Die Bestimmungen des Thüringer 

Verwaltungskostengesetzes bleiben im Übrigen unberührt. 
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2. die Bearbeitung mit einem unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand verbun-

den wäre und dadurch die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der öf-

fentlichen Stelle erheblich beeinträchtigt würde, es sei denn, das Informations-

interesse des Antragstellers überwiegt im Einzelfall das entgegenstehende öf-

fentliche Interesse. 
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Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit auf seine institu-

tionelle Garantie nach Artikel 69 der Verfassung des Freistaats Thüringen berufen. 

 

§ 8 Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses 
Der Antrag auf Informationszugang soll abgelehnt werden für Entwürfe zu Entschei-

dungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, soweit 

und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der Ent-

scheidung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der 

unmittelbaren Entscheidungsvorbereitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Ergebnis-

se der Beweissicherung und Gutachten oder Stellungnahmen Dritter. 

 

§ 9 Schutz privater Interessen 
(1) Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, soweit durch das Bekannt-

werden der Information personenbezogene Daten oder Betriebs- oder Geschäftsge-

heimnisse offenbart werden, es sei denn, 

 

1. die betroffene natürliche oder juristische Person willigt ein, 

2. die Offenbarung ist durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-

zes erlaubt, 

3. die Information kann aus allgemein zugänglichen Quellen ent-

nommen werden, 

4. die Offenbarung ist zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit geboten, 

5. der Antragsteller macht ein rechtliches Interesse an der 

Kenntnis der begehrten Information geltend und es stehen der 
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§ 11 Veröffentlichungspflichten 
(1) Die Behörden sollen Verzeichnisse führen, aus denen sich die vorhandenen In-

formationssammlungen und -zwecke erkennen lassen. Organisations-, Geschäftsver-

teilungs- und Aktenpläne ohne Angabe personenbezogener Daten sind nach Maß-

gabe dieses Gesetzes allgemein zugänglich zu machen. Soweit es möglich ist, hat 

die Veröffentlichung elektronisch im Internet zu erfolgen. 

 

(2) Informationen können auch unabhängig von einem Antrag nach § 5 Abs. 1 über 

das Internet oder in sonst öffentlich zugänglicher Weise zugänglich gemacht werden. 

Die Behörden sollen insbesondere Verwaltungsvorschriften von allgemeinem Inte-

resse sowie weitere geeignete Informationen veröffentlichen. Die Veröffentlichung 

unterbleibt, soweit ein Antrag auf Informationszugang nach diesem Gesetz abzu-

lehnen wäre. 

 

(3) Informationen der Landesbehörden nach Absatz 2 sind in ein öffentlich zugängli-

ches zentrales Informationsregister aufzunehmen, das die Landesregierung nach 

den technischen und organisatorischen Möglichkeiten einrichtet. Einzelheiten in Be-

zug auf Betrieb und Nutzung des Registers werden durch Rechtsverordnung der 

Landesregierung festgelegt. Hierbei kann die Landesregierung auch festlegen, wel-

che weiteren Informationen als geeignet im Sinne von Absatz 2 Satz 2 gelten. 

 

§ 12 Landesbeauftragter für die Informationsfreiheit 
(1) Jeder, der sich in seinem Recht auf Informationszugang nach diesem Gesetz ver-

letzt sieht, kann den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit anrufen. 

 

(2) Die Aufgabe des Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit wird von dem 

Landesbeauftragten für den Datenschutz wahrgenommen. Seine Rechtsstellung rich-

tet sich nach § 36 ThürDSG. Er überwacht die Einhaltung der Bestimmungen dieses 

Gesetzes bei den Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1. 

 

(3) Die in § 2 Abs. 1 genannten Stellen sind verpflichtet, den Landesbeauftragten für 

die Informationsfreiheit und seine Beauftragten in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
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unterstützen. Dem Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit ist dabei insbe-

sondere 

1. Auskunft zu seinen Fragen zu erteilen sowie Einsicht in alle Unter-

lagen und Akten zu verschaffen, die im Zusammenhang mit dem In-

formationsanliegen stehen und 

2. Zutritt zu den Diensträumen zu gewähren, 

soweit Ablehnungsgründe nach den §§ 7 und 8 und Rechte Dritter wegen Betriebs- 

und Geschäftsgeheimnissen nach § 9 Abs. 1 nicht entgegenstehen. Stellt der Lan-

desbeauftragte für die Informationsfreiheit Verstöße gegen dieses Gesetz fest, kann 

er ihre Behebung in angemessener Frist fordern. Über die Beanstandung ist die zu-

ständige Aufsichtsbehörde zu unterrichten. 

 

(4) Der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit informiert die Öffentlichkeit 

über Fragen im Zusammenhang mit diesem Gesetz. Er berät die in § 2 Abs. 1 ge-

nannten Stellen und kann Empfehlungen zur Verbesserung des Informationszugangs 

geben. Er unterstützt den Landtag bei seinen Entscheidungen. Auf Anforderung des 

Landtags oder der Landesregierung hat er Gutachten zu erstellen und Bericht zu er-

statten. Der Landtag oder die Landesregierung können ihn ersuchen, bestimmte 

Vorgänge aus ihrem Aufgabenbereich zu überprüfen. Der Landesbeauftragte für die 

Informationsfreiheit kann sich jederzeit an den Landtag wenden. 

 

(5) Der Landesbeauftragte für die Informationsfreiheit erstattet dem Landtag und der 

Landesregierung mindestens alle zwei Jahre, erstmals für den Zeitraum vom 29. De-

zember 2012 bis 31. Dezember 2014, einen Bericht über seine Tätigkeit. Der Minis-

terpräsident führt eine Stellungnahme der Landesregierung zu dem Bericht des Lan-

desbeauftragten für die Informationsfreiheit herbei und legt diese innerhalb von drei 

Monaten dem Landtag vor. 

 

(6) Die Bestimmungen über den gerichtlichen Rechtsschutz bleiben unberührt. 
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§ 11 Veröffentlichungspflichten 
(1) Die Behörden sollen Verzeichnisse führen, aus denen sich die vorhandenen In-

formationssammlungen und -zwecke erkennen lassen. Organisations-, Geschäftsver-

teilungs- und Aktenpläne ohne Angabe personenbezogener Daten sind nach Maß-

gabe dieses Gesetzes allgemein zugänglich zu machen. Soweit es möglich ist, hat 

die Veröffentlichung elektronisch im Internet zu erfolgen. 

 

(2) Informationen können auch unabhängig von einem Antrag nach § 5 Abs. 1 über 

das Internet oder in sonst öffentlich zugänglicher Weise zugänglich gemacht werden. 

Die Behörden sollen insbesondere Verwaltungsvorschriften von allgemeinem Inte-

resse sowie weitere geeignete Informationen veröffentlichen. Die Veröffentlichung 

unterbleibt, soweit ein Antrag auf Informationszugang nach diesem Gesetz abzu-

lehnen wäre. 

 

(3) Informationen der Landesbehörden nach Absatz 2 sind in ein öffentlich zugängli-

ches zentrales Informationsregister aufzunehmen, das die Landesregierung nach 

den technischen und organisatorischen Möglichkeiten einrichtet. Einzelheiten in Be-

zug auf Betrieb und Nutzung des Registers werden durch Rechtsverordnung der 

Landesregierung festgelegt. Hierbei kann die Landesregierung auch festlegen, wel-

che weiteren Informationen als geeignet im Sinne von Absatz 2 Satz 2 gelten. 

 

§ 12 Landesbeauftragter für die Informationsfreiheit 
(1) Jeder, der sich in seinem Recht auf Informationszugang nach diesem Gesetz ver-

letzt sieht, kann den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit anrufen. 

 

(2) Die Aufgabe des Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit wird von dem 

Landesbeauftragten für den Datenschutz wahrgenommen. Seine Rechtsstellung rich-

tet sich nach § 36 ThürDSG. Er überwacht die Einhaltung der Bestimmungen dieses 

Gesetzes bei den Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1. 

 

(3) Die in § 2 Abs. 1 genannten Stellen sind verpflichtet, den Landesbeauftragten für 

die Informationsfreiheit und seine Beauftragten in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu 
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§ 13 Ordnungswidrigkeiten6 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 Abs. 4 die 

nach diesem Gesetz erhaltenen Informationen mit Gewinnerzielungsabsicht verwen-

det. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu fünftausend Euro 

geahndet werden. 

 

(2) Zuständige Behörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

nach Absatz 1 ist das Landesverwaltungsamt. 

 

§ 14 Rechtsweg 
Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ge-

gen eine Entscheidung sind Widerspruch und Klage zulässig. Ein Widerspruchsver-

fahren nach den Bestimmungen des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung 

ist auch dann durchzuführen, wenn die Entscheidung von einer obersten Landesbe-

hörde getroffen wurde. 

 

§ 15 Sprachliche Gleichstellung 
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher 

und weiblicher Form. 

 

§ 16 Übergangsbestimmung 
Mit Ausnahme des § 12 finden für Anträge auf Zugang zu amtlichen Informationen, 

die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt worden sind, die bis dahin gelten-

den Vorschriften Anwendung. 

 

§ 17 Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am 29. Dezember 2012 in Kraft. 

 

 

 

                                            
6 Mit Inkrafttreten des Informationsweiterverwendungsgesetz finden § 4 Abs. 4 und § 13 ThürIFG kei-
ne Anwendung mehr (Artikel 31 des Grundgesetzes), siehe hierzu Rundschreiben des Thüringer Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales  
https://www.thueringen.de/th3/tmik/oeffentliches_recht/informationsfreiheitsgesetz/index.aspx 
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Anlage 2 - Thüringer Verwaltungskostengesetz (ThürVwKostG) 
 

vom 23. September 2005, in der derzeit geltenden Fassung 

 

§ 1 Verwaltungskostenpflichtige öffentliche Leistungen 
(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen erheben 
 

1. Behörden des Landes, 

2. Behörden der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie Aufgaben im übertrage-

nen Wirkungskreis wahrnehmen, und 

3. Personen des Privatrechts, denen hoheitliche Befugnisse durch oder aufgrund 

eines Gesetzes übertragen wurden (Beliehene), soweit sie als Behörde tätig 

werden und der Aufsicht des Landes unterstehen, 
 
Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen) nach Maßgabe dieses Gesetzes und 

der Verwaltungskostenordnungen nach § 21. 

 

(2) Verwaltungskostenpflicht besteht auch, wenn 

1. ein auf Vornahme einer öffentlichen Leistung gerichteter Antrag oder 

2. ein Widerspruch 

zurückgenommen wird oder sich auf andere Weise erledigt. 

 

(3) Die Erhebung von Verwaltungskosten nach anderen Rechtsvorschriften bleibt 

unberührt. Soweit für solche Verwaltungskosten nichts anderes bestimmt ist, gelten 

die Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechend. Das Gesetz gilt nicht für den Be-

reich der Justizverwaltung. 

 

(4) Unterliegt die öffentliche Leistung der Umsatzsteuer, ist diese zu erheben. Für die 

Erhebung der Umsatzsteuer gelten die Bestimmungen über die Auslagenerhebung 

entsprechend, sofern das Umsatzsteuergesetz in der Fassung vom 21. Februar 2005 

(BGBl. I S. 386) in der jeweils geltenden Fassung nichts anderes bestimmt. 
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§ 13 Ordnungswidrigkeiten6 
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gen eine Entscheidung sind Widerspruch und Klage zulässig. Ein Widerspruchsver-

fahren nach den Bestimmungen des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichtsordnung 
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§ 17 Inkrafttreten 
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6 Mit Inkrafttreten des Informationsweiterverwendungsgesetz finden § 4 Abs. 4 und § 13 ThürIFG kei-
ne Anwendung mehr (Artikel 31 des Grundgesetzes), siehe hierzu Rundschreiben des Thüringer Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales  
https://www.thueringen.de/th3/tmik/oeffentliches_recht/informationsfreiheitsgesetz/index.aspx 
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(5) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung wahrnimmt. 

 

(6) Öffentliche Leistungen sind 

1. Amtshandlungen; eine Amtshandlung ist jede mit Außenwirkung in Ausübung 

hoheitlicher Befugnisse vorgenommene Handlung; sie liegt auch dann vor, 

wenn ein Einverständnis der Behörde, insbesondere eine Genehmigung, Er-

laubnis oder Zustimmung, nach Ablauf einer bestimmten Frist aufgrund einer 

Rechtsvorschrift als erteilt gilt, 

2. das Zulassen der Inanspruchnahme von Einrichtungen des Landes, 

3. Überwachungsmaßnahmen, Prüfungen und Untersuchungen sowie 

4. sonstige Leistungen, die im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Verwaltungs-

tätigkeit erbracht werden. 

 

(7) Individuell zurechenbar sind insbesondere öffentliche Leistungen, die 

1. beantragt, sonst willentlich in Anspruch genommen oder zugunsten des Leis-

tungsempfängers erbracht werden oder 

2. durch einen Tatbestand ausgelöst werden, an den ein Gesetz die Befugnis 

zum Tätigwerden der Behörde knüpft und die in einem spezifischen Bezug 

zum Tun, Dulden oder Unterlassen einer Person oder zu dem von einer Per-

son zu vertretenden Zustand einer Sache stehen; bei Überwachungshandlun-

gen, Prüfungen und Untersuchungen gilt dies nur, wenn die öffentliche Leis-

tung nicht ausschließlich auf eine allgemeine behördliche Informationsgewin-

nung gerichtet ist. 

 

§ 2 Sachliche Verwaltungskostenfreiheit 
(1) Verwaltungskostenfrei sind 

1. Maßnahmen der Rechts- und Fachaufsicht; dies gilt nicht, wenn sie durch vorsätz- 

    liche oder grob fahrlässige Rechtsverstöße veranlasst sind,  

2. a) Überwachungsmaßnahmen aufgrund eines Verdachts oder einer Beschwerde       

        oder  

    b) Stichprobenkontrollen, bei denen der zu Überwachende ausschließlich nach    

        dem Zufallsprinzip ausgewählt wird,  



191

191 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

     wenn kein Verstoß gegen eine Rechtsvorschrift festgestellt wird, 

3. einfache mündliche oder schriftliche Auskünfte; dies gilt nicht für Auskünfte aus 

Registern und Dateien, 

4. die Erteilung von Bescheiden über öffentlich-rechtliche Geldforderungen, 

5. Entscheidungen über die Stundung, den Erlass, die Niederschlagung oder die Er-

stattung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen, 

6. Entscheidungen über die Festsetzung von Entschädigungen aus öffentlichen Mit-

teln für den Entschädigungsbegünstigten, 

7. Entscheidungen über die Festsetzung der in einem Vorverfahren nach § 68 der 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 

oder -verteidigung notwendigen Aufwendungen, 

8. Entscheidungen über Anträge auf Geldleistungen, wie Fördermittel, einschließlich 

der Verwendungsnachweisprüfung, Unterstützungen, Beihilfen, Zuwendungen, 

Stipendien oder andere Geldleistungen, 

9. Entscheidungen über die Erteilung von Bescheinigungen zur Bewilligung von  Pro-

zesskosten- oder Beratungshilfe, 

10. öffentliche Leistungen in Gnadensachen, 

11. öffentliche Leistungen im Rahmen eines bestehenden oder früheren öffentlich-

rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses einschließlich eines Widerspruchsver-

fahrens, 

12. Entscheidungen über Gegenvorstellungen und Aufsichtsbeschwerden, 

13. öffentliche Leistungen in Angelegenheiten des Wahlrechts, des Volksbegehrens, 

des Volksentscheids und des Bürgerantrags, 

14. Entscheidungen über die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach den §§ 80 

und 80 a VwGO sowie 

15. öffentliche Leistungen, die von der Polizei zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 

des Polizeiaufgabengesetzes vom 4. Juni 1992 (GVBl. S. 199) in der jeweils gel-

tenden Fassung erbracht werden; dies gilt nicht 

 

    a) für öffentliche Leistungen, die beantragt oder sonst veranlasst sind und nicht im 

überwiegend öffentlichen Interesse stehen, 
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(5) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung wahrnimmt. 

 

(6) Öffentliche Leistungen sind 

1. Amtshandlungen; eine Amtshandlung ist jede mit Außenwirkung in Ausübung 

hoheitlicher Befugnisse vorgenommene Handlung; sie liegt auch dann vor, 

wenn ein Einverständnis der Behörde, insbesondere eine Genehmigung, Er-

laubnis oder Zustimmung, nach Ablauf einer bestimmten Frist aufgrund einer 

Rechtsvorschrift als erteilt gilt, 

2. das Zulassen der Inanspruchnahme von Einrichtungen des Landes, 

3. Überwachungsmaßnahmen, Prüfungen und Untersuchungen sowie 

4. sonstige Leistungen, die im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Verwaltungs-

tätigkeit erbracht werden. 

 

(7) Individuell zurechenbar sind insbesondere öffentliche Leistungen, die 

1. beantragt, sonst willentlich in Anspruch genommen oder zugunsten des Leis-

tungsempfängers erbracht werden oder 

2. durch einen Tatbestand ausgelöst werden, an den ein Gesetz die Befugnis 

zum Tätigwerden der Behörde knüpft und die in einem spezifischen Bezug 

zum Tun, Dulden oder Unterlassen einer Person oder zu dem von einer Per-

son zu vertretenden Zustand einer Sache stehen; bei Überwachungshandlun-

gen, Prüfungen und Untersuchungen gilt dies nur, wenn die öffentliche Leis-

tung nicht ausschließlich auf eine allgemeine behördliche Informationsgewin-

nung gerichtet ist. 

 

§ 2 Sachliche Verwaltungskostenfreiheit 
(1) Verwaltungskostenfrei sind 

1. Maßnahmen der Rechts- und Fachaufsicht; dies gilt nicht, wenn sie durch vorsätz- 

    liche oder grob fahrlässige Rechtsverstöße veranlasst sind,  

2. a) Überwachungsmaßnahmen aufgrund eines Verdachts oder einer Beschwerde       

        oder  

    b) Stichprobenkontrollen, bei denen der zu Überwachende ausschließlich nach    

        dem Zufallsprinzip ausgewählt wird,  
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    b) für Einsätze der Polizei aufgrund des Alarms einer Überfall- und Einbruchmel-

deanlage; derartige Einsätze bleiben aber kostenfrei, wenn der Betreiber nach-

weist, dass kein Falschalarm vorlag, oder 

    c) wenn durch eine Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist. 

 

In den Verwaltungskostenordnungen nach § 21 Abs. 1 können weitere öffentliche 

Leistungen bestimmt werden, für die Verwaltungskosten nicht oder nur zum Teil er-

hoben werden. Andere gesetzliche Regelungen, nach denen öffentliche Leistungen 

verwaltungskostenfrei sind, bleiben unberührt. 

 

(2) Die Verwaltungskostenfreiheit gilt nicht für 
 
1. den Widerruf oder die Rücknahme einer Amtshandlung, sofern der Verwaltungs-

kostenschuldner dies zu vertreten hat und 

2. das Widerspruchsverfahren, soweit in Absatz 1 oder in anderen Rechtsvorschriften 

nichts anderes bestimmt ist oder soweit sich nicht der Widerspruch auf andere 

Weise erledigt. 

 

§ 3 Persönliche Gebührenfreiheit 
(1) Von der Zahlung der Gebühren sind befreit: 

1. das Land, 

2. die Bundesrepublik Deutschland und die anderen Länder; dies gilt nur, wenn die 

Summe der Verwaltungskosten für eine Angelegenheit den Betrag von 500 Euro 

nicht übersteigt, 

3. die kommunalen Körperschaften im Geltungsbereich dieses Gesetzes; dies gilt 

nicht in den Fällen des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2, und 

4. Kirchen sowie andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften im Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes, die die Rechtsstellung einer Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts haben. 

 

(2) Die persönliche Gebührenfreiheit gilt nicht, wenn 

1. die Gebühr Dritten auferlegt oder auf Dritte umgelegt werden kann, 
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2. die öffentliche Leistung einen Betrieb nach § 26 Abs. 1 der Thüringer Landes-

haushaltsordnung in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 282) in der 

jeweils geltenden Fassung oder vergleichbare Betriebe des Bundes oder der an-

deren Länder betrifft oder 

3. die öffentliche Leistung einen kommunalen Eigenbetrieb nach § 76 der Thüringer 

Kommunalordnung in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41) in der je-

weils geltenden Fassung betrifft, es sei denn, dass der Eigenbetrieb Leistungen 

erbringt, zu deren Bereitstellung die kommunalen Körperschaften gesetzlich ver-

pflichtet sind. 

 

(3) Die persönliche Gebührenfreiheit gilt ebenfalls nicht, wenn die öffentliche Leistung 

von Personen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 erbracht wird. Wird die gleiche öffentliche Leis-

tung auch von Behörden nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 erbracht, gilt die persönliche 

Gebührenfreiheit auch nicht für die öffentliche Leistung dieser Behörden.  

 

(4) Die Befreiungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 gelten nicht für öffentliche Leistungen 

der Prüfstelle für Qualitätssicherung des Landesamts für Bau und Verkehr, der Ka-

taster- und Landesvermessungsbehörden, der Gutachterausschüsse für Grund-

stückswerte und der Enteignungsbehörde nach § 17 des Thüringer Enteignungsge-

setzes vom 23. März 1994 (GVBl. S. 329) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

(5) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf Gebühren 

1. für von der Bauaufsichtsbehörde selbst vorgenommene Prüfungen, die auf beson-

dere Sachverständige übertragen werden können, sofern auch die Entgelte für de-

ren Leistungen geregelt sind, und 

2. für die Entscheidung über 

    a) die Freistellung von Wohnungen nach § 7 Abs. 1 des Wohnungsbindungsgeset-

zes (WoBindG) in der Fassung vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2404) in 

der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit § 30 Abs. 1 des Wohn-

raumförderungsgesetzes (WoFG) vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376) 

in der jeweils geltenden Fassung und 

b)  die Genehmigungen der Zweckentfremdung und der baulichen Veränderung 

nach § 7 Abs. 3 WoBindG in Verbindung mit § 27 Abs. 7 WoFG. 
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    b) für Einsätze der Polizei aufgrund des Alarms einer Überfall- und Einbruchmel-

deanlage; derartige Einsätze bleiben aber kostenfrei, wenn der Betreiber nach-

weist, dass kein Falschalarm vorlag, oder 

    c) wenn durch eine Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist. 

 

In den Verwaltungskostenordnungen nach § 21 Abs. 1 können weitere öffentliche 

Leistungen bestimmt werden, für die Verwaltungskosten nicht oder nur zum Teil er-

hoben werden. Andere gesetzliche Regelungen, nach denen öffentliche Leistungen 

verwaltungskostenfrei sind, bleiben unberührt. 

 

(2) Die Verwaltungskostenfreiheit gilt nicht für 
 
1. den Widerruf oder die Rücknahme einer Amtshandlung, sofern der Verwaltungs-

kostenschuldner dies zu vertreten hat und 

2. das Widerspruchsverfahren, soweit in Absatz 1 oder in anderen Rechtsvorschriften 

nichts anderes bestimmt ist oder soweit sich nicht der Widerspruch auf andere 

Weise erledigt. 

 

§ 3 Persönliche Gebührenfreiheit 
(1) Von der Zahlung der Gebühren sind befreit: 

1. das Land, 

2. die Bundesrepublik Deutschland und die anderen Länder; dies gilt nur, wenn die 

Summe der Verwaltungskosten für eine Angelegenheit den Betrag von 500 Euro 

nicht übersteigt, 

3. die kommunalen Körperschaften im Geltungsbereich dieses Gesetzes; dies gilt 

nicht in den Fällen des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2, und 

4. Kirchen sowie andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften im Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes, die die Rechtsstellung einer Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts haben. 

 

(2) Die persönliche Gebührenfreiheit gilt nicht, wenn 

1. die Gebühr Dritten auferlegt oder auf Dritte umgelegt werden kann, 
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(6) Unberührt bleiben Befreiungen und Ermäßigungen, die auf besonderen gesetzli-

chen Vorschriften beruhen. 

 
§ 4 Gebühren in besonderen Fällen 
(1) In den Fällen des § 21 Abs. 1 Satz 2 sind die Gebühren nach Maßgabe der Ab-

sätze 2 bis 6 zu bemessen, soweit in einer Verwaltungskostenordnung nichts ande-

res bestimmt ist. 

 

(2) Wird ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit ganz oder teil-

weise abgelehnt, ist eine Gebühr bis zu der Höhe zu erheben, die für die öffentliche 

Leistung vorgesehen ist, mindestens jedoch 20 Euro. Wird der Antrag wegen Unzu-

ständigkeit der Behörde abgelehnt, ist keine Gebühr zu erheben. 

 

(3) Für die Entscheidung über einen Widerspruch ist, soweit der Widerspruch erfolg-

los geblieben ist, eine Gebühr bis zu der für den angefochtenen Bescheid festgesetz-

ten Höhe zu erheben. War für die angefochtene Amtshandlung keine Gebühr festge-

setzt, war die Amtshandlung gebührenfrei oder ist der Widerspruch von einem Dritten 

eingelegt worden, ist eine Gebühr bis zu 3 000 Euro zu erheben. In den Fällen der 

Sätze 1 und 2 beträgt die Gebühr mindestens 30 Euro. Bei einem allein gegen eine 

Verwaltungskostenentscheidung gerichteten Widerspruch beträgt die Gebühr bis zu 

25 vom Hundert des Betrags, dessen Festsetzung mit dem Widerspruch erfolglos 

angefochten worden ist, mindestens jedoch 20 Euro. 

 

(4) Hat die Behörde eine Amtshandlung aus Gründen, die der Verwaltungskosten-

schuldner zu vertreten hat, zurückgenommen oder widerrufen, ist eine Gebühr bis zu 

der Höhe zu erheben, die für die zurückgenommene oder widerrufene Amtshandlung 

im Zeitpunkt der Rücknahme oder des Widerrufs vorgesehen ist. Ist für eine solche 

Amtshandlung eine Gebühr nicht vorgesehen oder wäre sie gebührenfrei, ist eine 

Gebühr bis zu 2 000 Euro zu erheben. In den Fällen der Sätze 1 und 2 beträgt die 

Gebühr mindestens 20 Euro. Hatte der Verwaltungskostenschuldner die Rücknahme 

oder den Widerruf nicht zu vertreten, werden keine Gebühren erhoben. 
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(5) Wird ein Antrag zurückgenommen oder erledigt er sich auf andere Weise, bevor 

die öffentliche Leistung vollständig erbracht worden ist, sind bis zu 75 vom Hundert 

der für die öffentliche Leistung vorgesehenen Gebühr zu erheben. Erfolgt die Gebüh-

renberechnung nach dem Zeitaufwand, wird der bis zur Zurücknahme oder Erledi-

gung des Antrags entstandene Zeitaufwand zugrunde gelegt. In den Fällen der Sätze 

1 und 2 beträgt die Gebühr mindestens 20 Euro. Hatte die Behörde mit der sachli-

chen Bearbeitung noch nicht begonnen oder ist die beantragte öffentliche Leistung 

gebührenfrei, ist keine Gebühr zu erheben. 

 

(6) Wird ein Widerspruch zurückgenommen oder erledigt er sich auf andere Weise, 

beträgt die Gebühr bis zu 75 vom Hundert des Betrags nach Absatz 3 Satz 1. Erfolgt 

die Gebührenberechnung nach dem Zeitaufwand, wird der bis zur Zurücknahme oder 

Erledigung des Widerspruchs entstandene Zeitaufwand zugrunde gelegt. In den Fäl-

len der Sätze 1 und 2 beträgt die Gebühr mindestens 20 Euro. Richtete sich der Wi-

derspruch allein gegen eine Kostenentscheidung, ist eine Gebühr von 20 Euro zu 

erheben. Hatte die Behörde mit der sachlichen Bearbeitung noch nicht begonnen, ist 

keine Gebühr zu erheben. 

 

(7) Ist eine öffentliche Leistung, für die Verwaltungskosten nicht zu erheben wären, 

missbräuchlich veranlasst worden, so wird eine Gebühr bis zu 1000 Euro erhoben, 

mindestens jedoch 20 Euro. 

 

(8) Gebühren, die bei richtiger Behandlung der Sache durch die Behörde nicht ent-

standen wären, sind nicht zu erheben. 

 

§ 5 Verwaltungskostengläubiger 
Verwaltungskostengläubiger ist der Rechtsträger, dessen Behörde eine verwaltungs-

kostenpflichtige öffentliche Leistung vornimmt. Wird die öffentliche Leistung von einer 

sonstigen Person im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 3 erbracht, ist Verwaltungskostengläu-

biger diese Person. 

 

§ 6 Verwaltungskostenschuldner 
(1) Zur Zahlung der Verwaltungskosten ist verpflichtet, 
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(6) Unberührt bleiben Befreiungen und Ermäßigungen, die auf besonderen gesetzli-

chen Vorschriften beruhen. 

 
§ 4 Gebühren in besonderen Fällen 
(1) In den Fällen des § 21 Abs. 1 Satz 2 sind die Gebühren nach Maßgabe der Ab-

sätze 2 bis 6 zu bemessen, soweit in einer Verwaltungskostenordnung nichts ande-

res bestimmt ist. 

 

(2) Wird ein Antrag aus anderen Gründen als wegen Unzuständigkeit ganz oder teil-

weise abgelehnt, ist eine Gebühr bis zu der Höhe zu erheben, die für die öffentliche 

Leistung vorgesehen ist, mindestens jedoch 20 Euro. Wird der Antrag wegen Unzu-

ständigkeit der Behörde abgelehnt, ist keine Gebühr zu erheben. 

 

(3) Für die Entscheidung über einen Widerspruch ist, soweit der Widerspruch erfolg-

los geblieben ist, eine Gebühr bis zu der für den angefochtenen Bescheid festgesetz-

ten Höhe zu erheben. War für die angefochtene Amtshandlung keine Gebühr festge-

setzt, war die Amtshandlung gebührenfrei oder ist der Widerspruch von einem Dritten 

eingelegt worden, ist eine Gebühr bis zu 3 000 Euro zu erheben. In den Fällen der 

Sätze 1 und 2 beträgt die Gebühr mindestens 30 Euro. Bei einem allein gegen eine 

Verwaltungskostenentscheidung gerichteten Widerspruch beträgt die Gebühr bis zu 

25 vom Hundert des Betrags, dessen Festsetzung mit dem Widerspruch erfolglos 

angefochten worden ist, mindestens jedoch 20 Euro. 

 

(4) Hat die Behörde eine Amtshandlung aus Gründen, die der Verwaltungskosten-

schuldner zu vertreten hat, zurückgenommen oder widerrufen, ist eine Gebühr bis zu 

der Höhe zu erheben, die für die zurückgenommene oder widerrufene Amtshandlung 

im Zeitpunkt der Rücknahme oder des Widerrufs vorgesehen ist. Ist für eine solche 

Amtshandlung eine Gebühr nicht vorgesehen oder wäre sie gebührenfrei, ist eine 

Gebühr bis zu 2 000 Euro zu erheben. In den Fällen der Sätze 1 und 2 beträgt die 

Gebühr mindestens 20 Euro. Hatte der Verwaltungskostenschuldner die Rücknahme 

oder den Widerruf nicht zu vertreten, werden keine Gebühren erhoben. 

 



196

196 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

1. wem die öffentliche Leistung individuell zuzurechnen ist, 

2. wer die Verwaltungskosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene 

oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat oder 

3. wer für die Verwaltungskostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

 

(2) Verwaltungskostenschuldner ist auch, wer als gesetzlicher Vertreter, Vermögens-

verwalter oder Verfügungsberechtigter im Sinne der §§ 34 und 35 der Abgabenord-

nung infolge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung der ihm auferlegten 

Pflichten veranlasst hat, dass Verwaltungskosten nicht, nicht rechtzeitig oder nur 

teilweise erhoben werden können. Dies umfasst auch die infolge der Pflichtverlet-

zung zu zahlenden Säumniszuschläge. 

 

(3) Mehrere Verwaltungskostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 

(4) Auslagen, die durch unbegründete Einwendungen oder durch schuldhaftes Ver-

halten entstanden sind, hat derjenige zu tragen, der sie verursacht hat. 

 

§ 7 Entstehen der Verwaltungskostenschuld 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Ein-

gang bei der zuständigen Behörde, im Übrigen mit der vollständigen Erbringung der 

öffentlichen Leistung. In den Fällen des § 1 Abs. 6 Nr. 2 entsteht die Gebühren-

schuld, soweit eine Benutzungserlaubnis notwendig ist, mit deren Erteilung, im Übri-

gen mit dem Beginn der Benutzung. Bei Pauschgebühren entsteht die Gebühren-

schuld mit der Genehmigung des Antrags nach § 10. 

 

(2) Die Auslagenschuld entsteht mit der Aufwendung des zu erhebenden Betrags; in 

den Fällen des § 11 Abs. 4 mit der vollständigen Erbringung der öffentlichen Leis-

tung. 

 

§ 8 Gebühren nach festen Sätzen 
(1) Gebühren nach festen Sätzen sind Festgebühren, Wertgebühren und Zeitgebüh-

ren. 
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(2) Festgebühren sind die mit einem bestimmten unveränderlichen Betrag vorgese-

henen Gebühren. 

 

(3) Wertgebühren sind nach dem Wert des Gegenstands, auf den sich die öffentliche 

Leistung bezieht, zu bemessen. Bei der Festsetzung einer Wertgebühr ist der Wert 

zum Zeitpunkt der Beendigung der öffentlichen Leistung zugrunde zu legen. 

 

(4) Zeitgebühren sind nach dem für die öffentliche Leistung erforderlichen Zeitauf-

wand zu bemessen. 

  

§ 9 Rahmengebühren 
Rahmengebühren werden durch einen Mindest- und Höchstsatz bestimmt. Bei der 

Festsetzung von Rahmengebühren im Einzelfall gilt § 21 Abs. 4 sinngemäß. 

 

§ 10 Pauschgebühren 
Die Gebühr für regelmäßig wiederkehrende öffentliche Leistungen kann auf Antrag 

für einen im Voraus bestimmten Zeitraum, jedoch nicht für länger als ein Jahr, durch 

einen Pauschbetrag abgegolten werden; bei der Bemessung des Pauschbetrags ist 

der geringere Umfang der Verwaltungsarbeit zu berücksichtigen. Die Pauschgebühr 

ist im Voraus festzusetzen. 

 

§ 11 Auslagen 
(1) Folgende Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einer öffentlichen Leistung 

und in den Fällen des § 1 Abs. 2 entstehen, werden als Auslagen gesondert erho-

ben: 

 

1. Entschädigungen für Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer; 

stehen diese in einem öffentlich- rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis, ist das 

Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 

776) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, 

2. Entgelte für Post- und Telekommunikationsleistungen, soweit sie das bei der je-

weiligen öffentlichen Leistung übliche Maß übersteigen, 
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1. wem die öffentliche Leistung individuell zuzurechnen ist, 

2. wer die Verwaltungskosten durch eine vor der zuständigen Behörde abgegebene 

oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat oder 

3. wer für die Verwaltungskostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

 

(2) Verwaltungskostenschuldner ist auch, wer als gesetzlicher Vertreter, Vermögens-

verwalter oder Verfügungsberechtigter im Sinne der §§ 34 und 35 der Abgabenord-

nung infolge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung der ihm auferlegten 

Pflichten veranlasst hat, dass Verwaltungskosten nicht, nicht rechtzeitig oder nur 

teilweise erhoben werden können. Dies umfasst auch die infolge der Pflichtverlet-

zung zu zahlenden Säumniszuschläge. 

 

(3) Mehrere Verwaltungskostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 

(4) Auslagen, die durch unbegründete Einwendungen oder durch schuldhaftes Ver-

halten entstanden sind, hat derjenige zu tragen, der sie verursacht hat. 

 

§ 7 Entstehen der Verwaltungskostenschuld 

(1) Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Ein-

gang bei der zuständigen Behörde, im Übrigen mit der vollständigen Erbringung der 

öffentlichen Leistung. In den Fällen des § 1 Abs. 6 Nr. 2 entsteht die Gebühren-

schuld, soweit eine Benutzungserlaubnis notwendig ist, mit deren Erteilung, im Übri-

gen mit dem Beginn der Benutzung. Bei Pauschgebühren entsteht die Gebühren-

schuld mit der Genehmigung des Antrags nach § 10. 

 

(2) Die Auslagenschuld entsteht mit der Aufwendung des zu erhebenden Betrags; in 

den Fällen des § 11 Abs. 4 mit der vollständigen Erbringung der öffentlichen Leis-

tung. 

 

§ 8 Gebühren nach festen Sätzen 
(1) Gebühren nach festen Sätzen sind Festgebühren, Wertgebühren und Zeitgebüh-

ren. 
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3. Aufwendungen für öffentliche Bekanntmachungen und Zustellungen durch die Be-

hörde, 

4. Vergütungen und andere Aufwendungen für die Ausführung von Dienstgeschäften 

außerhalb der Dienststelle, 

5. Beträge, die Behörden, Einrichtungen, natürlichen oder juristischen Personen zu-

stehen sowie 

6. Aufwendungen für Ausfertigungen, Abschriften und Kopien, soweit sie auf beson-

deren Antrag hergestellt oder aus vom Verwaltungskostenschuldner zu vertreten-

den Gründen notwendig wurden. 

 

In einer Verwaltungskostenordnung nach § 21 kann bestimmt werden, dass entstan-

dene Auslagen mit der Gebühr abgegolten sind. 

 

(2) Die Auslagen sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erheben. Pauschalier-

te Auslagen können in einer Verwaltungskostenordnung nach § 21 bestimmt werden. 

 

(3) Wird in anderen Rechtsvorschriften die Erhebung von Auslagen ohne Angabe 

ihrer Art bestimmt, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

(4) Auslagen nach Absatz 1 Nr. 5 werden auch dann erhoben, wenn die verwal-

tungskostenerhebende Behörde aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungs-

vereinfachung oder aus ähnlichen Gründen an die andere Behörde, Einrichtung, na-

türliche oder juristische Person keine Zahlungen leistet. 

 

(5) Auslagen sind außer in den Fällen des § 2 Abs. 1 auch dann zu erheben, wenn 

die öffentliche Leistung gebührenfrei ist. 

 

(6) Auslagen, die bei richtiger Sachbehandlung nicht entstanden wären, sind nicht zu 

erheben. Das Gleiche gilt für Auslagen, die durch die Verlegung eines Termins oder 

durch die Vertagung einer Verhandlung entstanden sind, soweit dies nicht dem Aus-

lagenschuldner zuzurechnen ist. 
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§ 12 Verwaltungskostenentscheidung 
(1) Die Verwaltungskosten werden von Amts wegen festgesetzt. Die Entscheidung 

über die Verwaltungskosten soll, soweit möglich, zusammen mit der Sachentschei-

dung ergehen. Aus der Verwaltungskostenentscheidung müssen mindestens hervor-

gehen: 

1. die verwaltungskostenerhebende Behörde, 

2. der Verwaltungskostenschuldner, 

3. die verwaltungskostenpflichtige öffentliche Leistung, 

4. die als Gebühren und Auslagen zu zahlenden Beträge sowie 

5. wo, wann und wie die Gebühren und die Auslagen zu zahlen sind. 

 

(2) Die Verwaltungskostenentscheidung kann mündlich ergehen; sie ist auf Antrag 

schriftlich zu bestätigen. Soweit sie schriftlich ergeht oder schriftlich bestätigt wird, ist 

auch die Rechtsgrundlage für die Erhebung der Verwaltungskosten sowie deren Be-

rechnung anzugeben. 

 

(3) Die Verwaltungskostenentscheidung kann vorläufig ergehen, wenn der für die 

Ermittlung der Gebühr maßgebende Wert des Gegenstands der öffentlichen Leistung 

ungewiss ist. Sie ist zu ändern oder für endgültig zu erklären, sobald die Ungewiss-

heit beseitigt ist. 

 

(4) Vor der endgültigen Festsetzung der Gebühr kann die Summe der erstattungsfä-

higen Auslagen im Sinne des § 11 festgesetzt werden. Gebühren und Auslagen sind 

dann jeweils nach Maßgabe des Absatzes 1 getrennt festzusetzen. 

 

§ 13 Fälligkeit 
Verwaltungskosten werden mit der Bekanntgabe der Verwaltungskostenentschei-

dung an den Verwaltungskostenschuldner fällig, wenn nicht die Behörde einen späte-

ren Zeitpunkt bestimmt. 

 

§ 14 Säumniszuschlag  
(1) Werden Gebühren oder Auslagen nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages ent-

richtet, so ist für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 
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3. Aufwendungen für öffentliche Bekanntmachungen und Zustellungen durch die Be-

hörde, 

4. Vergütungen und andere Aufwendungen für die Ausführung von Dienstgeschäften 

außerhalb der Dienststelle, 

5. Beträge, die Behörden, Einrichtungen, natürlichen oder juristischen Personen zu-

stehen sowie 

6. Aufwendungen für Ausfertigungen, Abschriften und Kopien, soweit sie auf beson-

deren Antrag hergestellt oder aus vom Verwaltungskostenschuldner zu vertreten-

den Gründen notwendig wurden. 

 

In einer Verwaltungskostenordnung nach § 21 kann bestimmt werden, dass entstan-

dene Auslagen mit der Gebühr abgegolten sind. 

 

(2) Die Auslagen sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erheben. Pauschalier-

te Auslagen können in einer Verwaltungskostenordnung nach § 21 bestimmt werden. 

 

(3) Wird in anderen Rechtsvorschriften die Erhebung von Auslagen ohne Angabe 

ihrer Art bestimmt, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

(4) Auslagen nach Absatz 1 Nr. 5 werden auch dann erhoben, wenn die verwal-

tungskostenerhebende Behörde aus Gründen der Gegenseitigkeit, der Verwaltungs-

vereinfachung oder aus ähnlichen Gründen an die andere Behörde, Einrichtung, na-

türliche oder juristische Person keine Zahlungen leistet. 

 

(5) Auslagen sind außer in den Fällen des § 2 Abs. 1 auch dann zu erheben, wenn 

die öffentliche Leistung gebührenfrei ist. 

 

(6) Auslagen, die bei richtiger Sachbehandlung nicht entstanden wären, sind nicht zu 

erheben. Das Gleiche gilt für Auslagen, die durch die Verlegung eines Termins oder 

durch die Vertagung einer Verhandlung entstanden sind, soweit dies nicht dem Aus-

lagenschuldner zuzurechnen ist. 
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eins vom Hundert des abgerundeten rückständigen Betrags zu erheben, wenn dieser 

50 Euro übersteigt. Ein Säumniszuschlag wird bei einer Säumnis bis zu drei Tagen 

nicht erhoben. 
 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Säumniszuschläge, die nicht rechtzeitig entrichtet werden. 

 

(3) Für die Berechnung des Säumniszuschlags wird der rückständige Betrag auf den 

nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag abgerundet. 

 

(4) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden ist, gilt 

 

1. bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln an die für den Kostenträger 

zuständige Kasse der Tag des Eingangs oder 

2. bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der für den Verwaltungskosten-

gläubiger zuständigen Kasse und bei Einzahlung mit Zahlkarte oder Postanwei-

sung der Tag, an dem der Betrag der Kasse gutgeschrieben wird. 

 

(5) In den Fällen der Gesamtschuld entstehen Säumniszuschläge gegenüber jedem 

säumigen Gesamtschuldner. Insgesamt ist jedoch kein höherer Säumniszuschlag zu 

entrichten als entstanden wäre, wenn die Säumnis nur bei einem Gesamtschuldner 

eingetreten wäre. 

 

§ 15 Kostenvorschuss, Sicherheitsleistung, Zurückbehaltungsrecht 
(1) Die Behörde kann bei öffentlichen Leistungen, die auf Antrag vorgenommen wer-

den, die Zahlung eines Kostenvorschusses und/oder die Leistung einer Sicherheit bis 

zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Verwaltungskosten verlangen. Unbe-

schadet des Satzes 1 kann die Behörde eine öffentliche Leistung, die auf Antrag vor-

genommen wird, davon abhängig machen, dass der Antragsteller keine Verwal-

tungskostenrückstände für öffentliche Leistungen des gleichen Sachgebiets hat. Satz 

2 gilt nicht für das Widerspruchsverfahren. 

 

(2) Dem Antragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses, zur 

Leistung der Sicherheit oder zur Begleichung des Rückstands zu setzen. Die Behör-
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de kann den Antrag als zurückgenommen behandeln, wenn die Frist nicht eingehal-

ten wird und der Antragsteller bei der Anforderung des Vorschusses, der Sicherheits-

leistung oder des Rückstands hierauf hingewiesen worden ist. Satz 2 gilt nicht für das 

Widerspruchsverfahren. 

 

(3) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlass 

der öffentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der an-

geforderten Verwaltungskosten zurückbehalten werden. 

 

§ 16 Billigkeitsregelungen 
(1) Die festsetzende Behörde kann die Verwaltungskosten ermäßigen oder von der 

Erhebung absehen, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Verwaltungskostenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint. 

 

(2) Die zuständigen Ministerien können im Einvernehmen mit dem für Finanzen zu-

ständigen Ministerium anordnen, dass für bestimmte Arten von öffentlichen Leistun-

gen von der Erhebung der Verwaltungskosten ganz oder zum Teil abzusehen ist, 

wenn die Erhebung der Gebühr unbillig erscheint oder dem öffentlichen Interesse 

widerspricht. 

 

(3) Für die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Forderungen des 

Landes auf Zahlung von Gebühren, Auslagen und sonstigen Nebenleistungen gelten 

die Bestimmungen der Thüringer Landeshaushaltsordnung. In den Fällen, in denen 

ein anderer Rechtsträger als das Land Verwaltungskostengläubiger ist, gelten die für 

ihn verbindlichen entsprechenden Vorschriften. 

 

§ 17 Verjährung 
(1) Der Anspruch auf Zahlung von Verwaltungskosten verjährt nach drei Jahren. Die 

Verjährung beginnt mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der Anspruch fällig gewor-

den ist. Mit Ablauf dieser Frist, spätestens mit Ablauf des vierten Jahrs nach der Ent-

stehung, erlischt der Anspruch. Ist die öffentliche Leistung mit Ablauf des vierten 

Jahrs nach der Entstehung der Verwaltungskostenschuld nicht beendet, erlischt der 
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eins vom Hundert des abgerundeten rückständigen Betrags zu erheben, wenn dieser 

50 Euro übersteigt. Ein Säumniszuschlag wird bei einer Säumnis bis zu drei Tagen 

nicht erhoben. 
 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Säumniszuschläge, die nicht rechtzeitig entrichtet werden. 

 

(3) Für die Berechnung des Säumniszuschlags wird der rückständige Betrag auf den 

nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag abgerundet. 

 

(4) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden ist, gilt 

 

1. bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln an die für den Kostenträger 

zuständige Kasse der Tag des Eingangs oder 

2. bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der für den Verwaltungskosten-

gläubiger zuständigen Kasse und bei Einzahlung mit Zahlkarte oder Postanwei-

sung der Tag, an dem der Betrag der Kasse gutgeschrieben wird. 

 

(5) In den Fällen der Gesamtschuld entstehen Säumniszuschläge gegenüber jedem 

säumigen Gesamtschuldner. Insgesamt ist jedoch kein höherer Säumniszuschlag zu 

entrichten als entstanden wäre, wenn die Säumnis nur bei einem Gesamtschuldner 

eingetreten wäre. 

 

§ 15 Kostenvorschuss, Sicherheitsleistung, Zurückbehaltungsrecht 
(1) Die Behörde kann bei öffentlichen Leistungen, die auf Antrag vorgenommen wer-

den, die Zahlung eines Kostenvorschusses und/oder die Leistung einer Sicherheit bis 

zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Verwaltungskosten verlangen. Unbe-

schadet des Satzes 1 kann die Behörde eine öffentliche Leistung, die auf Antrag vor-

genommen wird, davon abhängig machen, dass der Antragsteller keine Verwal-

tungskostenrückstände für öffentliche Leistungen des gleichen Sachgebiets hat. Satz 

2 gilt nicht für das Widerspruchsverfahren. 

 

(2) Dem Antragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses, zur 

Leistung der Sicherheit oder zur Begleichung des Rückstands zu setzen. Die Behör-
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Anspruch mit Ablauf eines Jahrs nach vollständiger Erbringung der öffentlichen Leis-

tung. 

 

(2) Die Verjährung wird unterbrochen durch 
 
1.  schriftliche Zahlungsaufforderung, 

2.  Zahlungsaufschub, 

3.  Stundung, 

4.  Aussetzen der Vollziehung, 

5.  Sicherheitsleistung, 

6.  eine Vollstreckungsmaßnahme, 

7.  Vollstreckungsaufschub, 

8.  Anmeldung im Insolvenzverfahren, 

9.  Ermittlungen des Verwaltungskostengläubigers über Wohnsitz oder Aufenthalt 

des Zahlungspflichtigen, 

10.  die Aufnahme in einen Insolvenzplan, 

11.  einen gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan und 

12.  Einbeziehung in ein Verfahren, das die Restschuldbefreiung für den Schuldner 

zum Ziel hat. 

 

(3) Mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Unterbrechung endet, beginnt eine neue 

Verjährung. 

 

(4) Die Verjährung wird nur in Höhe des Betrags unterbrochen, auf den sich die Un-

terbrechungshandlung bezieht. 

 

(5) Wird eine Verwaltungskostenentscheidung angefochten, so erlöschen Ansprüche 

aus ihr nicht vor Ablauf von sechs Monaten, nachdem die Verwaltungskostenent-

scheidung unanfechtbar geworden ist oder das Verfahren sich auf andere Weise er-

ledigt hat. 
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§ 18 Erstattung 
(1) Überbezahlte oder zu Unrecht erhobene Verwaltungskosten sind unverzüglich zu 

erstatten, zu Unrecht erhobene Verwaltungskosten jedoch nur, soweit eine Verwal-

tungskostenentscheidung noch nicht unanfechtbar geworden ist; nach diesem Zeit-

punkt können zu Unrecht erhobene Verwaltungskosten nur aus Billigkeitsgründen 

erstattet werden. 

 

(2) Der Erstattungsanspruch erlischt durch Verjährung, wenn er nicht bis zum Ablauf 

des dritten Kalenderjahrs geltend gemacht wird, das auf die Entstehung des An-

spruchs folgt; die Verjährung beginnt jedoch nicht vor der Unanfechtbarkeit der Ver-

waltungskostenentscheidung. 

 

§ 19 Anfechtung der Verwaltungskostenentscheidung 
Wird eine Verwaltungskostenentscheidung selbständig angefochten, so ist das 

Rechtsbehelfsverfahren verwaltungskostenrechtlich als selbständiges Verfahren zu 

behandeln. 

 

§ 20 Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen 
Union 
Werden öffentliche Leistungen erbracht, für die Gebührenvorschriften in Rechtsakten 

der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen Union maßgebend sind, 

sind die Gebühren nach Maßgabe dieser Vorschriften zu bemessen. Die Gebühren 

können abweichend bemessen werden, soweit die Gebührenvorschriften der 

Rechtsakte dies zulassen. 

 

§ 21 Ermächtigung 
(1) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung (Verwaltungskostenordnung) 

Gebühren für öffentliche Leistungen festsetzen und die Erstattung von Auslagen re-

geln. Die in einer Verwaltungskostenordnung vorgesehenen Verwaltungskostentat-

bestände gelten nach Maßgabe des § 4 Abs. 1 bis 6 auch im Fall 

1. der Ablehnung eines Antrags, 

2. der Zurückweisung eines Widerspruchs, 

3. der Rücknahme oder des Widerrufs einer Amtshandlung, 
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Anspruch mit Ablauf eines Jahrs nach vollständiger Erbringung der öffentlichen Leis-

tung. 

 

(2) Die Verjährung wird unterbrochen durch 
 
1.  schriftliche Zahlungsaufforderung, 

2.  Zahlungsaufschub, 

3.  Stundung, 

4.  Aussetzen der Vollziehung, 

5.  Sicherheitsleistung, 

6.  eine Vollstreckungsmaßnahme, 

7.  Vollstreckungsaufschub, 

8.  Anmeldung im Insolvenzverfahren, 

9.  Ermittlungen des Verwaltungskostengläubigers über Wohnsitz oder Aufenthalt 

des Zahlungspflichtigen, 

10.  die Aufnahme in einen Insolvenzplan, 

11.  einen gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan und 

12.  Einbeziehung in ein Verfahren, das die Restschuldbefreiung für den Schuldner 

zum Ziel hat. 

 

(3) Mit Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Unterbrechung endet, beginnt eine neue 

Verjährung. 

 

(4) Die Verjährung wird nur in Höhe des Betrags unterbrochen, auf den sich die Un-

terbrechungshandlung bezieht. 

 

(5) Wird eine Verwaltungskostenentscheidung angefochten, so erlöschen Ansprüche 

aus ihr nicht vor Ablauf von sechs Monaten, nachdem die Verwaltungskostenent-

scheidung unanfechtbar geworden ist oder das Verfahren sich auf andere Weise er-

ledigt hat. 
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4. der Zurücknahme oder der Erledigung eines Antrags und 

5. der Zurücknahme oder der Erledigung eines Widerspruchs, soweit die Verwal-

tungskostenordnung nichts anderes bestimmt. 

 

(2) Die Gebühren sind nach festen Sätzen (Festgebühren, Wertgebühren, Zeitgebüh-

ren) oder Rahmensätzen (Rahmengebühren) zu bestimmen. 

 

(3) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger öffentlicher Leistungen für denselben Ge-

bührenschuldner können Pauschgebühren vorgesehen werden. Bei der Bemessung 

der Pauschgebührensätze ist der geringere Umfang des Verwaltungsaufwands zu 

berücksichtigen. 

 

(4) Die Gebührensätze sind so zu bemessen, dass zwischen der den Verwaltungs-

aufwand berücksichtigenden Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeutung, dem 

wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen der öffentlichen Leistung anderer-

seits ein angemessenes Verhältnis besteht. Die Gebühr darf den Verwaltungsauf-

wand nur dann unterschreiten (Kostenunterschreitungsverbot), wenn dies aus Grün-

den des öffentlichen Interesses oder der Billigkeit erforderlich ist oder wenn die öf-

fentliche Leistung für den Empfänger der öffentlichen Leistung belastend wirkt. Ist 

gesetzlich oder in Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäi-

schen Union vorgesehen, dass Gebühren nur zur Deckung des Verwaltungsauf-

wands erhoben werden, sind die Gebührensätze so zu bemessen, dass das ge-

schätzte Gebührenaufkommen den auf die öffentlichen Leistungen entfallenden 

durchschnittlichen Verwaltungsaufwand für den betreffenden Verwaltungszweig nicht 

übersteigt. Verwaltungsaufwand im Sinne der Sätze 1 bis 3 sind der Personal- und 

Sachaufwand sowie kalkulatorische Abschreibungen und Zinsen. Zum Personalauf-

wand zählen insbesondere die tatsächlich gezahlten Bezüge oder Entgelte und Per-

sonalnebenkosten. Dabei sind Steigerungen der Bezüge oder Entgelte zu berück-

sichtigen. Der Sachaufwand umfasst die Kosten eines Arbeitsplatzes einschließlich 

der damit verbundenen Nebenkosten. Die Landesregierung kann durch Rechtsver-

ordnung weitere Vorgaben zur Bemessung der Verwaltungsgebühren nach den §§ 8 

und 9 erlassen. 
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(5) Spätestens drei Jahre nach der letzten Überprüfung der Verwaltungskostensätze 

sind diese erneut zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen. 

 

§ 22 Übergangsbestimmungen 
Wird eine Verwaltungskostenordnung erlassen oder geändert, gelten für öffentliche 

Leistungen, die vor dem In-Kraft- Treten der Rechtsverordnung beantragt waren, 

aber noch nicht beendet sind, die bisherigen Vorschriften, wenn sie für den Verwal-

tungskostenpflichtigen günstiger sind. 

 

§ 23 Gleichstellungsbestimmung 
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher 

und weiblicher Form. 

 

§ 24 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 
(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des siebten auf die Verkündung folgenden Ka-

lendermonats in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig mit dem In-Kraft-Treten tritt das Thüringer Verwaltungskostengesetz 

vom 7. August 1991 (GVBl. S. 285 -321-), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-

setzes vom 22. März 2005 (GVBl. S. 115), außer Kraft. 
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4. der Zurücknahme oder der Erledigung eines Antrags und 

5. der Zurücknahme oder der Erledigung eines Widerspruchs, soweit die Verwal-

tungskostenordnung nichts anderes bestimmt. 

 

(2) Die Gebühren sind nach festen Sätzen (Festgebühren, Wertgebühren, Zeitgebüh-

ren) oder Rahmensätzen (Rahmengebühren) zu bestimmen. 

 

(3) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger öffentlicher Leistungen für denselben Ge-

bührenschuldner können Pauschgebühren vorgesehen werden. Bei der Bemessung 

der Pauschgebührensätze ist der geringere Umfang des Verwaltungsaufwands zu 

berücksichtigen. 

 

(4) Die Gebührensätze sind so zu bemessen, dass zwischen der den Verwaltungs-

aufwand berücksichtigenden Höhe der Gebühr einerseits und der Bedeutung, dem 

wirtschaftlichen Wert oder dem sonstigen Nutzen der öffentlichen Leistung anderer-

seits ein angemessenes Verhältnis besteht. Die Gebühr darf den Verwaltungsauf-

wand nur dann unterschreiten (Kostenunterschreitungsverbot), wenn dies aus Grün-

den des öffentlichen Interesses oder der Billigkeit erforderlich ist oder wenn die öf-

fentliche Leistung für den Empfänger der öffentlichen Leistung belastend wirkt. Ist 

gesetzlich oder in Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäi-

schen Union vorgesehen, dass Gebühren nur zur Deckung des Verwaltungsauf-

wands erhoben werden, sind die Gebührensätze so zu bemessen, dass das ge-

schätzte Gebührenaufkommen den auf die öffentlichen Leistungen entfallenden 

durchschnittlichen Verwaltungsaufwand für den betreffenden Verwaltungszweig nicht 

übersteigt. Verwaltungsaufwand im Sinne der Sätze 1 bis 3 sind der Personal- und 

Sachaufwand sowie kalkulatorische Abschreibungen und Zinsen. Zum Personalauf-

wand zählen insbesondere die tatsächlich gezahlten Bezüge oder Entgelte und Per-

sonalnebenkosten. Dabei sind Steigerungen der Bezüge oder Entgelte zu berück-

sichtigen. Der Sachaufwand umfasst die Kosten eines Arbeitsplatzes einschließlich 

der damit verbundenen Nebenkosten. Die Landesregierung kann durch Rechtsver-

ordnung weitere Vorgaben zur Bemessung der Verwaltungsgebühren nach den §§ 8 

und 9 erlassen. 
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Anlage 3 - Thüringer Allgemeine Verwaltungskostenordnung  

                   (ThürAllgVwKostO) 
 

vom 3. Dezember 2001 in der derzeit geltenden Fassung 

 

§ 1 
Für öffentliche Leistungen werden allgemeine Verwaltungskosten nach dem als An-

lage beigefügten Allgemeinen Verwaltungskostenverzeichnis erhoben. 

 

§ 2 
Soweit in Spalte 3 des Allgemeinen Verwaltungskostenverzeichnisses nichts anderes 

bestimmt ist, werden angefangene Bemessungseinheiten wie volle Einheiten bewer-

tet. 

 

§ 3 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Thüringer Allgemeine 

Verwaltungskostenordnung vom 27. September 1993 (GVBl. S. 619) außer Kraft. 
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Anlage 
(zu § 1) 
Allgemeines Verwaltungskostenverzeichnis 
 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

1  2  3  4 

1  Gebühren 
Anmerkung zu Nr. 1: 
Bei Genehmigungen im Sinne der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 
vom 27.12.2006, S. 36) in der jeweils gelten‐
den Fassung sind entsprechend Artikel 13 
Abs. 2 Satz 2 Gebühren nach dem Kostende‐
ckungsprinzip zu bemessen (§ 21 Abs. 4 Satz 
3 ThürVwKostG).       

1.1  Allgemeine öffentliche Leistungen 
wie Genehmigungen, Anerkennungen, Er‐
laubnisse, Zustimmungen, Gestattungen, 
Fristverlängerungen und andere öffentliche 
Leistungen, soweit in anderen Rechtsvor‐
schriften weder eine besondere Gebühr be‐
stimmt noch Gebührenfreiheit vorgesehen 
ist    

5,00 
bis 50 000,00 

1.2  Auskünfte, Akteneinsicht       

1.2.1  Schriftliche und mündliche Auskünfte aus 
amtlichen oder sonstigen Unterlagen mit 
Ausnahme einfacher schriftlicher und münd‐
licher Auskünfte 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4)    

1.2.2  Gewährung von Einsicht in amtliche Akten, 
Karteien, Bücher, Datenträger usw. außer‐
halb eines anhängigen Verfahrens       

1.2.2.1  wenn ein Beschäftigter die Einsichtnahme 
dauernd beaufsichtigen muss 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4)    

1.2.2.2  in anderen Fällen  je Akte, Kartei, Buch, 
Datenträger usw. 

4,00 
mindestens 8,00
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und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Anlage 3 - Thüringer Allgemeine Verwaltungskostenordnung  

                   (ThürAllgVwKostO) 
 

vom 3. Dezember 2001 in der derzeit geltenden Fassung 

 

§ 1 
Für öffentliche Leistungen werden allgemeine Verwaltungskosten nach dem als An-

lage beigefügten Allgemeinen Verwaltungskostenverzeichnis erhoben. 

 

§ 2 
Soweit in Spalte 3 des Allgemeinen Verwaltungskostenverzeichnisses nichts anderes 

bestimmt ist, werden angefangene Bemessungseinheiten wie volle Einheiten bewer-

tet. 

 

§ 3 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Thüringer Allgemeine 

Verwaltungskostenordnung vom 27. September 1993 (GVBl. S. 619) außer Kraft. 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

1.2.2.3  Zuschlag zu Nr. 1.2.2.1 und 1.2.2.2 bei weg‐
gelegten Akten, Karteien, Büchern, Datenträ‐
gern usw. 

je Akte, Kartei, Buch, 
Datenträger usw.  4,00 

1.2.2.4  Zuschlag zu Nr. 1.2.2.2 für die Versendung 
von Akten, auch von Bußgeldakten außerhalb 
eines Bußgeldverfahrens; die Auslagen sind 
mit der Gebühr abgegolten  je Sendung  13,50 

1.3  Beglaubigungen, Bescheinigungen, Zeugnis‐
se 
Anmerkung zu Nr. 1.3:       

   Gebührenfrei sind: 

1. Zeugnisse und Bescheinigungen in folgen‐
den Angelegenheiten: 

‐  Besuch von Schulen und anderen Lehran‐ 
stalten, 

‐  Zahlung von Ruhe‐, Witwen‐ und Waisen‐
geld, Krankengeld, Beihilfen, Unterstützun‐
gen und ähnlichen Sozialleistungen aus öf‐
fentlichen oder privaten Kassen, 

‐  Totenscheine, Bestattungsscheine, 

‐  Angelegenheiten der Schwerbehinderten  

und 

2. öffentliche Leistungen nach Nr. 1.3.3 und 
1.3.4, soweit sie sich auf Urkunden der Ju‐
gendämter nach § 59 Abs. 1 des Achten Bu‐
ches Sozialgesetzbuch ‐ Kinder‐ und Jugend‐
hilfe ‐ in der Fassung vom 11. September 
2012 (BGBl. I S. 2022) in der jeweils gelten‐
den Fassung beziehen.       

1.3.1  Beglaubigungen von Unterschriften     8,00 

1.3.2  Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien 
usw.,       

1.3.2.1  die die Behörde selbst hergestellt hat  je Urkunde  4,00 

1.3.2.2  in anderen Fällen 
je Seite 

0,80 
mindestens 8,00
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

1.3.3  Bestätigung der Echtheit einer in amtlicher 
oder öffentlicher Funktion geleisteten Unter‐
schrift auf einer deutschen Urkunde zwecks 
Legalisation  je Urkunde  20,00 

1.3.4  Ausstellung der Apostille nach Artikel 3 oder 
Prüfung nach Artikel 7 des Haager Überein‐
kommens vom 5. Oktober 1961 zur Befreiung 
ausländischer öffentlicher Urkunden von der 
Legalisation (BGBl. 1965 II S. 875, 876) in der 
jeweils geltenden Fassung oder Beglaubigung 
oder entsprechende Förmlichkeit aufgrund 
eines anderen Abkommens der Bundesre‐
publik Deutschland mit dem Ausland über 
den Verzicht auf die Legalisation von Urkun‐
den und andere Förmlichkeiten  je Urkunde  20,00 

1.3.5  Andere Zeugnisse und Bescheinigungen  je Zeugnis, je Be‐
scheinigung 

5,00 
bis 100,00 

1.4  Gebühren nach dem Zeitaufwand       

   Anmerkung zu Nr. 1.4: 
Gebühren nach Nr. 1.4 sind zu erheben, 
wenn für eine öffentliche Leistung eine Ge‐
bührenbemessung nach Zeitaufwand be‐
stimmt ist oder Wartezeiten entstanden sind, 
die der Kostenschuldner zu vertreten hat.       

   Mit diesen Gebühren ist der Zeitaufwand der 
Beschäftigten abzugelten, die an der Vor‐
nahme der öffentlichen Leistung direkt betei‐
ligt sind. Die Tätigkeit von Hilfskräften (z.B. 
Fahrer, Schreibkräfte) ist in der Berechnung 
der Gebühren nach dem Zeitaufwand be‐
rücksichtigt. Entsprechende Gebühren sind 
daher nicht gesondert zu erheben. Anzuset‐
zen sind ebenfalls der durchschnittliche, auch 
anteilige Zeitaufwand für die Vorbereitung 
und die Nachbereitung der eigentlichen öf‐
fentlichen Leistung sowie für etwaige Wege‐
zeiten. Hierfür kann ein pauschalierter, auch 
gestaffelter Betrag oder der Zeitaufwand bis 
zu einer Obergrenze zugrunde gelegt wer‐
den.       

208 
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und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

1.2.2.3  Zuschlag zu Nr. 1.2.2.1 und 1.2.2.2 bei weg‐
gelegten Akten, Karteien, Büchern, Datenträ‐
gern usw. 

je Akte, Kartei, Buch, 
Datenträger usw.  4,00 

1.2.2.4  Zuschlag zu Nr. 1.2.2.2 für die Versendung 
von Akten, auch von Bußgeldakten außerhalb 
eines Bußgeldverfahrens; die Auslagen sind 
mit der Gebühr abgegolten  je Sendung  13,50 

1.3  Beglaubigungen, Bescheinigungen, Zeugnis‐
se 
Anmerkung zu Nr. 1.3:       

   Gebührenfrei sind: 

1. Zeugnisse und Bescheinigungen in folgen‐
den Angelegenheiten: 

‐  Besuch von Schulen und anderen Lehran‐ 
stalten, 

‐  Zahlung von Ruhe‐, Witwen‐ und Waisen‐
geld, Krankengeld, Beihilfen, Unterstützun‐
gen und ähnlichen Sozialleistungen aus öf‐
fentlichen oder privaten Kassen, 

‐  Totenscheine, Bestattungsscheine, 

‐  Angelegenheiten der Schwerbehinderten  

und 

2. öffentliche Leistungen nach Nr. 1.3.3 und 
1.3.4, soweit sie sich auf Urkunden der Ju‐
gendämter nach § 59 Abs. 1 des Achten Bu‐
ches Sozialgesetzbuch ‐ Kinder‐ und Jugend‐
hilfe ‐ in der Fassung vom 11. September 
2012 (BGBl. I S. 2022) in der jeweils gelten‐
den Fassung beziehen.       

1.3.1  Beglaubigungen von Unterschriften     8,00 

1.3.2  Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien 
usw.,       

1.3.2.1  die die Behörde selbst hergestellt hat  je Urkunde  4,00 

1.3.2.2  in anderen Fällen 
je Seite 

0,80 
mindestens 8,00
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

1.4.1  Gebühren für die regelmäßige Tätigkeit       

1.4.1.1  Beamte des höheren Dienstes und vergleich‐
bare Arbeitnehmer  je 15 Minuten  20,50 

1.4.1.2  Beamte des gehobenen Dienstes und ver‐
gleichbare Arbeitnehmer  je 15 Minuten  15,50 

1.4.1.3  übrige Beschäftigte  je 15 Minuten  12,50 

1.4.2  Zuschlag zu Nr. 1.4.1.1 bis 1.4.1.3 für Tätig‐
keiten außerhalb der üblichen Dienstzeit 

25 v. H. der Kosten 
nach Nr. 1.4.1.1 bis 
1.4.1.3 

mindestens 
15,00 

1.4.3  Leistungen nach § 1 Abs. 4 des Thüringer 
Prüfungs‐ und Beratungsgesetzes vom 25. 
Juni 2001 (GVBl. S. 66) in der jeweils gelten‐
den Fassung, soweit hierfür keine Erstattung 
von Auslagen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
ThürVwKostG erfolgt       

1.4.3.1  Beratungen in Fragen der Organisation und 
Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4.1 bis 1.4.2)    

1.4.3.2  Beratungen in Fragen der Planung und Ab‐
wicklung von Investitionen 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4.1 bis 1.4.2) 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

2  Auslagen     

  Anmerkung zu Nr. 2: 
Auslagen (§ 11 ThürVwKostG) sind, soweit 
nicht durch ein oder aufgrund eines Gesetzes 
etwas anderes bestimmt ist, auch dann zu 
erheben, wenn für die öffentliche Leistung 
selbst Gebührenfreiheit besteht. Regelmäßig 
mit der öffentlichen Leistung anfallende Aus‐
lagen sind bei der Berechnung der Gebüh‐
renhöhe zu berücksichtigen. 
Auslagen bis 25 Euro sind nicht zu erheben, 
wenn es sich um Amtshilfe nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrens‐
gesetzes (ThürVwVfG) in der Fassung vom 1. 
Dezember 2014 (GVBl. S. 685) in der jeweils 
geltenden Fassung handelt. 
Übersteigen die Auslagen den Betrag von 25 
Euro, so sind diese nicht zu erheben, wenn 
eine Behörde des Landes um Amtshilfe er‐
sucht hat (§ 8 Abs. 1 Satz 3 ThürVwVfG).  

 

Werden mehrere Dienstgeschäfte außerhalb 
der Dienststelle hintereinander durchge‐
führt, werden alle Auslagen nach Nr. 2.2.1.2 
und 2.2.2 sowie § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
ThürVwKostG durch die Zahl der Dienstge‐
schäfte geteilt und den einzelnen Kosten‐
schuldnern berechnet. 
Die Auslage für den Personenkraftwagen 
nach Nr. 2.2.2.2 kommt zur Anwendung, 
wenn der zur Erbringung der öffentlichen 
Leistung beauftragte Bedienstete das Fahr‐
zeug selbst steuert (Selbstfahrer).       

2.1  Schreibauslagen, Fotokopien       

2.1.1  Maschinengeschriebene Ausfertigungen oder 
Abschriften, die vom Kostenschuldner be‐
sonders beantragt oder die aus vom Kosten‐
schuldner zu vertretenden Gründen notwen‐
dig wurden       
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2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

1.4.1  Gebühren für die regelmäßige Tätigkeit       

1.4.1.1  Beamte des höheren Dienstes und vergleich‐
bare Arbeitnehmer  je 15 Minuten  20,50 

1.4.1.2  Beamte des gehobenen Dienstes und ver‐
gleichbare Arbeitnehmer  je 15 Minuten  15,50 

1.4.1.3  übrige Beschäftigte  je 15 Minuten  12,50 

1.4.2  Zuschlag zu Nr. 1.4.1.1 bis 1.4.1.3 für Tätig‐
keiten außerhalb der üblichen Dienstzeit 

25 v. H. der Kosten 
nach Nr. 1.4.1.1 bis 
1.4.1.3 

mindestens 
15,00 

1.4.3  Leistungen nach § 1 Abs. 4 des Thüringer 
Prüfungs‐ und Beratungsgesetzes vom 25. 
Juni 2001 (GVBl. S. 66) in der jeweils gelten‐
den Fassung, soweit hierfür keine Erstattung 
von Auslagen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
ThürVwKostG erfolgt       

1.4.3.1  Beratungen in Fragen der Organisation und 
Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4.1 bis 1.4.2)    

1.4.3.2  Beratungen in Fragen der Planung und Ab‐
wicklung von Investitionen 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4.1 bis 1.4.2) 
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Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 
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2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

2.1.1.1  bei fortlaufendem Text in deutscher Sprache 
je Seite DIN A4  6,70 

2.1.1.2  in fremder Sprache oder in Tabellenform  nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4) 

2.1.2  Anfertigen von Kopien bis DIN A3, die vom 
Kostenschuldner besonders beantragt oder 
die aus vom Kostenschuldner zu vertreten‐
den Gründen notwendig wurden, unabhän‐
gig von der Art der Herstellung und der Art 
des Übermittlungsmediums,  

für die ersten 50 Seiten  je Seite  0,50 

für jede weitere Seite  je Seite  0,15 

für die ersten 50 Seiten in Papierform in Far‐
be  je Seite  1,00 

für jede weitere Seite in Papierform in Farbe  je Seite  0,30 

2.1.3  Anfertigen von Kopien in Papierform größer 
als DIN A3, die vom Kostenschuldner beson‐
ders beantragt oder die aus vom Kosten‐
schuldner zu vertretenden Gründen notwen‐
dig wurden,  

in schwarz‐weiß  je Seite  3,00 

in Farbe  je Seite  6,00 

2.1.4  Überlassung von elektronisch gespeicherten 
Dateien anstelle von Ausfertigungen, Ab‐
schriften oder Kopien in Papierform  je Datei  1,50 

2.2  Benutzung von Dienstfahrzeugen 

2.2.1  Auslagen für den Fahrer 

2.2.1.1  Kosten für den Fahrer sind nur zu erheben, 
soweit der Kostenschuldner besondere War‐
tezeiten des Fahrers zu vertreten hat 

nach Zeitaufwand 
(Nr. 1.4) 

2.2.1.2  Reisekosten des Fahrers sind in jedem Fall 
anzusetzen 

nach § 11 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 4 ThürVwKostG 
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und die Informationsfreiheit 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

Nr.  Gegenstand  Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro 

2.2.2  Auslagen für den Personenkraftwagen 

2.2.2.1  mit Fahrer 
je km  0,60 

2.2.2.2  ohne Fahrer 
je km  0,30 

2.3  Sonstige Auslagen 

2.3.1  Aufwendungen für die Verwahrung und Ver‐
pflegung von Personen und Tieren  in voller Höhe 

2.3.2  Aufwendungen für die Verwahrung von Sa‐
chen  in voller Höhe 

2.3.3  Aufwendungen für die Beförderung von Per‐
sonen, Tieren und Sachen  in voller Höhe 

2.3.4  Aufwendungen für die Benutzung fremder 
Gegenstände  in voller Höhe 
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2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

Nr. Gegenstand Bemessungsgrundlage Gebühr/Auslage
Euro

2.1.1.1 bei fortlaufendem Text in deutscher Sprache
je Seite DIN A4 6,70

2.1.1.2 in fremder Sprache oder in Tabellenform nach Zeitaufwand
(Nr. 1.4)

2.1.2 Anfertigen von Kopien bis DIN A3, die vom
Kostenschuldner besonders beantragt oder
die aus vom Kostenschuldner zu vertreten‐
den Gründen notwendig wurden, unabhän‐
gig von der Art der Herstellung und der Art
des Übermittlungsmediums,

für die ersten 50 Seiten je Seite 0,50

für jede weitere Seite je Seite 0,15

für die ersten 50 Seiten in Papierform in Far‐
be je Seite 1,00

für jede weitere Seite in Papierform in Farbe je Seite 0,30

2.1.3 Anfertigen von Kopien in Papierform größer
als DIN A3, die vom Kostenschuldner beson‐
ders beantragt oder die aus vom Kosten‐
schuldner zu vertretenden Gründen notwen‐
dig wurden,

in schwarz‐weiß je Seite 3,00

in Farbe je Seite 6,00

2.1.4 Überlassung von elektronisch gespeicherten
Dateien anstelle von Ausfertigungen, Ab‐
schriften oder Kopien in Papierform je Datei 1,50

2.2 Benutzung von Dienstfahrzeugen

2.2.1 Auslagen für den Fahrer

2.2.1.1 Kosten für den Fahrer sind nur zu erheben,
soweit der Kostenschuldner besondere War‐
tezeiten des Fahrers zu vertreten hat

nach Zeitaufwand
(Nr. 1.4)

2.2.1.2 Reisekosten des Fahrers sind in jedem Fall
anzusetzen

nach § 11 Abs. 1 Satz
1 Nr. 4 ThürVwKostG
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und die Informationsfreiheit 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

Anlage 4 – Verordnung zur Einrichtung des zentralen Informationsregisters 

nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (Thüringer Informationsregis-

terverordnung -ThürInfoRegVO -)7 

vom 6. August 2014 

§ 1 Einrichtung des zentralen Informationsregisters
(1) Die Landesregierung stellt als Internetanwendung ein zentrales Informationsregis-

ter auf dem Serviceportal des Freistaats Thüringen unter http://portal.thueringen.de/ 

portal/page/portal/Serviceportal bereit. 

(2) Der Zugang zu dem Informationsregister ist kostenlos und anonym. Er wird über 

öffentlich zugängliche Kommunikationsnetze barrierefrei bereitgestellt. Über das 

zentrale Informationsregister sind amtliche Informationen nach § 3 dieser Verordnung 

und nach § 11 Abs. 2 ThürIFG abrufbar. Fehler beim Aufruf oder der Darstellung der 

amtlichen Information können über ein bereitgestelltes Feld anonym oder über die 

angezeigten Kontaktdaten der öffentlichen Stelle, die die betreffende amtliche Infor-

mation eingestellt hat, gemeldet werden. 

(3) Die amtlichen Informationen werden unter Nennung der einstellenden öffentlichen 

Stelle durch elektronische Verweise auf bereits elektronisch vorhandene Informatio-

nen und Informationssammlungen thematisch geordnet bereitgestellt. Bundes- oder 

landesrechtliche Vorgaben zur Veröffentlichung von Informationen bleiben unberührt. 

Folgende Themenbereiche werden eingerichtet: 

1. Bevölkerung,

2. Bildung und Wissenschaft,

3. Geographie, Geologie und Geobasisdaten,

4. Gesetze und Justiz,

5. Gesundheit,

7  Verordnung zur Einrichtung des zentralen Informationsregisters nach dem Thüringer Informations-
freiheitsgesetz vom 6. August 2014 in der derzeit gültigen Fassung unter:
http://www.thueringen.de/imperia/md/content/tim/abteilung2/referat21/140902_thuer_inforeg_vo.pdf 
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6. Infrastruktur, Bauen und Wohnen, 

7. Kultur, Freizeit, Sport und Tourismus, 

8. öffentliche Verwaltung, Finanzen, Haushalt und Steuern, 

9. Politik und Wahlen, 

10. Soziales, 

11. Transport und Verkehr, 

12. Umwelt und Klima, 

13. Verbraucherschutz und 

14. Wirtschaft und Arbeit. 

 

(4) Beim Abruf von Informationen werden technisch bedingt folgende Daten gespei-

chert: 

 

1. Datum, 

2. Uhrzeit, 

3. Suchbegriffe, 

4. abgerufene Datensätze und 

5. Identifikationsmerkmal (Session-ID); dieses wird für die Dauer der jeweiligen Nut-

zung des Registers auf dem Rechner des Nutzers mittels Cookie gespeichert. 

 

§ 2 Anforderungen an eingestellte amtliche Informationen 
(1) Die amtlichen Informationen, die über das zentrale Informationsregister abgerufen 

werden können, sollen bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen als Druck-

version, im Übrigen als Textversion bereitgestellt werden. Die Dokumente sollen bar-

rierefrei sein. 

 

(2) Die amtlichen Informationen sollen nach den technischen Möglichkeiten auch in 

einem Format vorgehalten werden, dass eine maschinelle Weiterverwendung ermög-

licht. 

 

§ 3 Zur Einstellung geeignete amtliche Informationen  
(1) Über das Informationsregister abrufbar sind über das Internet öffentlich zugängli-
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Anlage 4 – Verordnung zur Einrichtung des zentralen Informationsregisters 

nach dem Thüringer Informationsfreiheitsgesetz (Thüringer Informationsregis-

terverordnung -ThürInfoRegVO -)7 
 

vom 6. August 2014 

 

§ 1 Einrichtung des zentralen Informationsregisters 
(1) Die Landesregierung stellt als Internetanwendung ein zentrales Informationsregis-

ter auf dem Serviceportal des Freistaats Thüringen unter http://portal.thueringen.de/ 

portal/page/portal/Serviceportal bereit. 

 

(2) Der Zugang zu dem Informationsregister ist kostenlos und anonym. Er wird über 

öffentlich zugängliche Kommunikationsnetze barrierefrei bereitgestellt. Über das 

zentrale Informationsregister sind amtliche Informationen nach § 3 dieser Verordnung 

und nach § 11 Abs. 2 ThürIFG abrufbar. Fehler beim Aufruf oder der Darstellung der 

amtlichen Information können über ein bereitgestelltes Feld anonym oder über die 

angezeigten Kontaktdaten der öffentlichen Stelle, die die betreffende amtliche Infor-

mation eingestellt hat, gemeldet werden. 

 

(3) Die amtlichen Informationen werden unter Nennung der einstellenden öffentlichen 

Stelle durch elektronische Verweise auf bereits elektronisch vorhandene Informatio-

nen und Informationssammlungen thematisch geordnet bereitgestellt. Bundes- oder 

landesrechtliche Vorgaben zur Veröffentlichung von Informationen bleiben unberührt. 

Folgende Themenbereiche werden eingerichtet: 

 

1. Bevölkerung, 

2. Bildung und Wissenschaft, 

3. Geographie, Geologie und Geobasisdaten, 

4. Gesetze und Justiz, 

5. Gesundheit, 

                                            
7  Verordnung zur Einrichtung des zentralen Informationsregisters nach dem Thüringer Informations-

freiheitsgesetz vom 6. August 2014 in der derzeit gültigen Fassung unter: http://www.thueringen. 
de/imperia/md/content/tim/abteilung2/referat21/140902_thuer_inforeg_vo.pdf 
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che amtliche Informationen im Zusammenhang mit der Verwaltungstätigkeit der öf-

fentlichen Stellen, insbesondere 
 

1. des Landtags, 

2. der Staatskanzlei und der Ministerien, 

3. der sonstigen Landesbehörden, 

4. der Landesbeauftragten und 

5. der Justiz. 

 

(2) Zur Einstellung in das Informationsregister geeignete amtliche Informationen sind 

insbesondere 

 

1. Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne, 

2. Gesetze, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften des Landes, 

3. aufgrund von Rechtsvorschriften veröffentlichte amtliche Informationen und 

4. Handlungsempfehlungen, Statistiken und Broschüren. 

 
§ 4 Zuständigkeiten, Nutzungsbedingungen 

(1) Die öffentlichen Stellen sind in Bezug auf die von ihnen eingestellten amtlichen 

Informationen zuständig für 

 

1. das Setzen der elektronischen Verweise im betroffenen Themenbereich, 

2. die Erfüllung der sich aus § 2 ergebenden Anforderungen, 

3. die Entscheidung über die Dauer der Einstellung der amtlichen Information in 

das Informationsregister, 

4. deren Aktualität, Richtigkeit und Vollständigkeit und 

5. die Einhaltung der durch die Veröffentlichung tangierten Rechte, insbesondere 

solcher des Datenschutzes, der Datensicherheit, des Urheberrechtsschutzes 

sowie des Wettbewerbsrechts; hierauf wird auf der Startseite des Informati-

onsregisters hingewiesen. 
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(2) Die Nutzungsbedingungen für die amtlichen Informationen, insbesondere eine 

etwaige Kostenpflicht, richten sich nach den durch die öffentliche Stelle festgelegten 

Nutzungsbedingungen für die Information, auf die elektronisch verwiesen wird. 

 

(3) Das Landesrechenzentrum ist zuständig für 

 

1. die Errichtung des Informationsregisters entsprechend den sich aus § 1 erge-

benden Funktionalitäten sowie 

2. dessen Wartung und Pflege nach den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik. 

 

Das Landesrechenzentrum gewährleistet, dass die eingesetzte elektronische An-

wendung eine zeit- und sachgerechte Einstellung, Aktualisierung und Löschung der 

amtlichen Informationen durch die öffentlichen Stellen ermöglicht. Zur Sicherstellung 

des Betriebs der Anwendung kommuniziert es unmittelbar mit den öffentlichen Stel-

len. 

 

§ 5 Verfahren zur Einstellung, Änderung und Löschung von amtlichen Informa-
tionen 
(1) Die öffentlichen Stellen erhalten nach Anmeldung beim Landesrechenzentrum die 

für die Einstellung, Änderung und Löschung der amtlichen Informationen erforderli-

chen technischen Redaktionszugänge. Für die Anmeldung sind dem Landesrechen-

zentrum die Daten für eine elektronische Kontaktaufnahme mitzuteilen. Die öffentli-

chen Stellen melden dem Landesrechenzentrum unverzüglich, wenn bei dem Abruf 

oder der Darstellung amtlicher Informationen Fehler auftreten oder sich die Daten für 

die elektronische Kontaktaufnahme ändern. 

 

(2) Das Landesrechenzentrum meldet der betroffenen öffentlichen Stelle unverzüg-

lich, wenn einer Einstellung, Aktualisierung oder Löschung von amtlichen Informatio-

nen technische Probleme entgegenstehen. 
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§ 6 Kosten, Gebührenaufkommen 
(1) Das Land trägt die Kosten für die Erstellung, Redaktion, Wartung und Pflege des 

Informationsregisters. 

 

(2) Gebühren, die eine öffentliche Stelle für die Nutzung der von ihr eingestellten 

amtlichen Informationen erhebt, verbleiben bei der einstellenden öffentlichen Stelle. 

 

§ 7 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

 

 

Anlage 5 – Entschließungen der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftrag-
ten in Deutschland im Berichtszeitraum 

 

A. Mehr Transparenz bei den Verhandlungen über das Transatlantische Frei-
handelsabkommen (TTIP)! 

 
Entschließung der 30. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutsch-

land am 30. Juni 2015 in Schwerin 

 

Die Bundesregierung hat sich dafür ausgesprochen, noch im Jahr 2015 das geplante 

Freihandelsabkommen (Transatlantic Trade and Investment Partnership, TTIP) zwi-

schen der EU und den Vereinigten Staaten von Amerika zu verabschieden. Mit dem 

geplanten Abkommen würde die derzeit weltgrößte Freihandelszone entstehen. 

 

Seit der Aufnahme der Verhandlungen zwischen der EU und den USA im Jahr 2013 

wurden deren Intransparenz und der spärliche Informationsfluss kritisiert. Als Reakti-

on auf diese Kritik hat die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström im November 

2014 mehr Transparenz versprochen. In diesem Rahmen hat sich die Europäische 

Kommission dazu verpflichtet, die Öffentlichkeit darüber zu informieren, mit wem sich 

ihre führenden Politiker und höheren Beamten treffen und einen erweiterten Zugang 

zu Dokumenten im Zusammenhang mit den Verhandlungen über eine transatlanti-
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sche Handels- und Investitionspartnerschaft mit den Vereinigten Staaten zu ermögli-

chen.  

 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland (IFK) sieht diese 

Initiative als einen wichtigen ersten Schritt hin zu mehr Offenheit und mahnt deren 

Fortführung und Ausweitung dringlich an. Sie hebt die Notwendigkeit größtmöglicher 

Transparenz in den Verhandlungen für eine lebendige öffentliche Debatte hervor, in 

der die Bürgerinnen und Bürger vollständig über die Auswirkungen auf ihr tägliches 

Leben informiert werden. Die Informationsfreiheitsbeauftragten fordern im Sinne von 

Open Government Data, der Öffentlichkeit neben zusammenfassenden und erläu-

ternden Informationen vermehrt Originaldokumente zur Verfügung zu stellen, um es 

den Bürgerinnen und Bürgern zu ermöglichen, sich eine eigene Meinung von den 

Inhalten und dem Ablauf der Verhandlungen zu bilden. Hierzu gehören auch Informa-

tionen über die Positionen und Forderungen der USA sowie von Lobbyisten. Eine 

umfassende Offenlegung von Informationen zu TTIP auf EU- sowie auf Bundes-

Ebene soll so früh und so weit wie möglich erfolgen. Erst wenn Originaldokumente 

aus den Bereichen Umwelt-, Arbeitnehmer- und Verbraucherschutz bekannt sind, 

kann beurteilt werden, ob es zu einer Absenkung europäischer Standards kommt.  

 

Die IFK fordert die Bundesregierung und die Europäische Kommission dazu auf, in 

den Verhandlungen mit den USA darauf zu bestehen, dass für Streitigkeiten zwi-

schen den Handelspartnern öffentlich tagende hoheitliche Gerichte geschaffen wer-

den. Nur dadurch kann die notwendige Transparenz gewährleistet werden. 

 

B. Auch Kammern sind zur Transparenz verpflichtet! 
 
Entschließung der 30. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutsch-

land am 30. Juni 2015 in Schwerin 

 

Immer wieder verweigern sich berufsständische Kammern den Transparenzanforde-

rungen der jeweiligen Informationszugangsgesetze. 
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§ 6 Kosten, Gebührenaufkommen 
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zu Dokumenten im Zusammenhang mit den Verhandlungen über eine transatlanti-
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Berufsständische Kammern nehmen hoheitliche Aufgaben auf Bundes- und Länder-

ebene wahr. Für die jeweiligen Berufsgruppen besteht eine gesetzliche Pflicht zur 

Mitgliedschaft, die Kammern sind für Berufszulassungen zuständig und haben oft 

weitgehende Sanktionsmöglichkeiten. 

 

Informationen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit anfallen, unterfallen den Informations-

zugangsgesetzen von Bund und Ländern. Dies gilt auch für Jahresabschlüsse und 

Angaben zu Einnahmen, Ausgaben und Rückstellungen der Kammern. Für die Ver-

pflichtung der Kammern ist es unerheblich, ob Antragstellende Kammermitglieder 

sind und welche Motive zur Antragstellung führten. Öffentlich-rechtliche Körperschaf-

ten befinden sich in weiten Bereichen nicht in Konkurrenz zu Marktteilnehmern – 

Wettbewerbsnachteile können sich zumeist nicht ergeben. Folglich stehen schutz-

würdige Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse einem Informationszugang in der Re-

gel nicht entgegen. 

 

Ansprüche auf Informationszugang sind unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb 

der in den Informationszugangsgesetzen des Bundes bzw. der Länder genannten 

Fristen zu erfüllen. Eine Entscheidung darf nicht auf Gremiensitzungen verschoben, 

sondern sollte im Rahmen der regulären Geschäftsführung getroffen werden. Im Üb-

rigen sind transparenzpflichtige Informationen der berufsständischen Kammern in 

den bereits vorhandenen Informationsregistern zu veröffentlichen. 

Die Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland fordern daher die berufsständi-

schen Kammern auf, ihren Transparenzverpflichtungen nachzukommen. 

 
C. Informationsfreiheit 2.0 –endlich gleiches Recht in Bund und Ländern!* 
 
Entschließung zwischen der 30. und 31. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauf-

tragten in Deutschland 

 

Vor zehn Jahren hat der Deutsche Bundestag das Informationsfreiheitsgesetz verab-

schiedet und damit für solche Länder, die bislang noch kein derartiges Gesetz kann-

ten, ein Beispiel gegeben. Inzwischen besteht in elf Ländern ein Recht auf Zugang zu 
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Verwaltungsinformationen, ohne dass die Antragsteller ihr Einsichtsinteresse be-

gründen müssen. 

 

Trotz einer flächendeckenden Entwicklung hin zu mehr Verwaltungstransparenz be-

steht weiterhin Handlungsbedarf. So zeigen weder Bayern noch Hessen Bestrebun-

gen, Informationsfreiheitsgesetze zu schaffen. Die niedersächsische Landesregie-

rung hat zwar beschlossen, einen Entwurf vorzulegen, berät aber noch über die Ein-

zelheiten. In Sachsen soll bis spätestens 2019 ein Informationsfreiheitsgesetz ge-

schaffen werden. Indes enttäuscht der lange erwartete Gesetzentwurf der baden-

württembergischen Landesregierung durch viele überflüssige Einschränkungen. Das 

brandenburgische Beispiel zeigt, dass auch die Novellierung vorhandener Gesetze 

dazu dienen kann, das Rad durch die Schaffung neuer Ausnahmen zurückzudrehen. 

Die Umsetzung der Evaluation des Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes steht 

noch aus. Ob dort –ebenso wie bereits in den Transparenzgesetzen von Hamburg 

und Bremen –Verwaltungen verpflichtet werden, bestimmte Informationen von sich 

aus im Internet zu veröffentlichen, ist ungewiss. In Rheinland-Pfalz tritt zum 01. Ja-

nuar 2016 als erstem Flächenland ein solches Transparenzgesetz in Kraft. Es um-

fasst auch das im Übrigen bundesweit eingeführte Recht auf Zugang zu Umweltin-

formationen. Auch in Thüringen und Nordrhein-Westfalen ist laut Koalitionsvertrag 

beabsichtigt, das derzeitige Informationsfreiheitsgesetz zu einem Transparenzgesetz 

fortzuentwickeln. 

 

Nach Auffassung der Informationsfreiheitsbeauftragten sollten moderne Regelungen 

über den Informationszugang in Form effektiver Transparenzgesetze    

 

1. der herkömmlichen Informationserteilung auf Antrag eine Pflicht der Verwal-

tung zur proaktiven Veröffentlichung von Informationen in Open-Data-Portalen 

zur Seite stellen, 

2. Ausnahmen vom freien Zugang zu Informationen nur in einem unbedingt er-

forderlichen Maß enthalten, 

3. neben klassischen Verwaltungen auch Unternehmen der öffentlichen Hand 

einbeziehen und 
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4. der vorhandenen Rechtszersplitterung auf dem Gebiet der Informationsfreiheit 

entgegenwirken und das Umweltinformationsrecht mit dem Informationsfrei-

heitsrecht zusammenführen. 

 

Sowohl bei der Novellierung vorhandener als auch bei der Schaffung neuer Rege-

lungen muss die Erhöhung der Transparenz  oberstes Ziel sein. Nach Auffassung der 

Informationsfreiheitsbeauftragten gibt es keinen vernünftigen Grund dafür, dass eini-

ge Länder noch immer kein Recht auf voraussetzungslosen Zugang zu Informationen 

haben. 

Die Informationsfreiheit hat dort, wo sie eingeführt wurde, zu mehr staatlicher Trans-

parenz, einer besseren Informiertheit der Bürger und einer offeneren Verwaltungskul-

tur geführt. Transparenzgesetze und Open-Data-Plattformen im Internet haben diese 

Wirkung in erfreulicher Weise befördert. Die Befürchtung von Kritikern, dass Verwal-

tungen von einer Antragsflut überrannt würden, hat sich nicht bewahrheitet.  

 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland fordert die Ge-

setzgeber in Bund und Ländern auf, die positiven Erfahrungen mit der Informations-

freiheit in Deutschland anzuerkennen und die Einheitlichkeit der Lebensbedingungen 

auch im Bereich der Verwaltungstransparenz herzustellen. 

 

D. Auch die Verwaltungen der Landesparlamente sollen Gutachten der Wis-
senschaftlichen Dienste proaktiv veröffentlichen! 

 
Entschließung zwischen der 30. und der 31. Konferenz der Informationsfreiheitsbe-

auftragten in Deutschland vom 28. April 2016 

 

Nach der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 25. 

Juni 2015, Az.: 7 C 1/14) muss die Bundestagsverwaltung auf Antrag Zugang zu den 

Ausarbeitungen der Wissenschaftlichen Dienste gewähren. 

Wie der Deutsche Bundestag inzwischen bekannt gab, bedarf es derartiger individu-

eller Anträge seit dem 18. Februar 2016 nicht mehr, denn die Bundestagsverwaltung 

veröffentlicht generell die Ausarbeitungen der Wissenschaftlichen Dienste nunmehr 

vier Wochen nach Auslieferung an die auftraggebenden Abgeordneten, damit diese 
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zunächst die Möglichkeit haben, die Gutachten exklusiv nutzen zu können, proaktiv 
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Die Entscheidung zur proaktiven Veröffentlichung ist im Sinne von Open Data und 

Transparenz nachdrücklich zu unterstützen, da es ein großes öffentliches Interesse 

an den Ausarbeitungen der Wissenschaftlichen Dienste gibt. So lagen infolge der 
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Entschließung der 31. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutsch-

land vom 15. Juni 2016 
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222 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 
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der Information der Bürgerinnen und Bürger, sondern fördert zugleich auch die 

Transparenz und Akzeptanz des Verwaltungshandelns. Es stellt der Wirtschaft dar-

über hinaus Verwaltungsdaten zur Entwicklung neuer Geschäftsmodelle zur Verfü-

gung.  

Bislang beteiligen sich jedoch an dem Bund-Länder-Online-Portal noch nicht alle 

Länder. Viele Daten, an deren Veröffentlichung ein großes öffentliches Interesse be-

steht, sind noch nicht abrufbar. Das immense wirtschaftliche Potential von Open Data 

bleibt ungenutzt. 

Sowohl für die Wirtschaft als auch für die Zivilgesellschaft ergeben sich erhebliche 

Vorteile durch einen freien Zugang zu den öffentlichen Daten der Verwaltung. Der 

Umfang und die Qualität der in GovData zur Verfügung gestellten Daten müssen 

verbessert und der Nutzwert des Portals weiter erhöht werden.  

Daher appelliert die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

an die verbleibenden Länder, der Verwaltungsvereinbarung beizutreten, und fordert 

alle Vereinbarungspartner zur verstärkten Bereitstellung von Daten auf. 

 

F. Nicht bei Open Data stehenbleiben: Jetzt auch Transparenzgesetze in Bund 
und Ländern schaffen! 

 
Entschließung der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

vom 2. Dezember 2016  

 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten fordert die Gesetzgeber in Bund 

und Ländern auf, jetzt flächendeckend Transparenzgesetze zu schaffen. Solche Ge-

setze verbinden den individuellen, antragsgebundenen Informationszugangsan-

spruch mit der Verpflichtung öffentlicher Stellen, bestimmte Informationen aktiv auf 

Informationsplattformen im Internet zu veröffentlichen.  

Anlass für die Forderung ist ein Beschluss der Regierungschefs von Bund und Län-

dern vom 14. Oktober 2016. Nach dieser Vereinbarung werden Bund und Länder 

Open-Data-Gesetze erlassen und das Ziel verfolgen, bundesweit vergleichbare 

Standards für den Zugang zu öffentlichen Datenpools zu erreichen.  

Die Informationsfreiheitsbeauftragten befürworten zwar die Zielrichtung des Be-

schlusses; dieser greift jedoch zu kurz. Neben der Bereitstellung von Rohdaten in 
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standardisierten und offenen Formaten für eine Weiterverwendung gebietet die 

Transparenz öffentlichen Handelns, zusammenhängende, aus sich heraus nachvoll-

ziehbare Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Hierfür kommen beispielsweise Ver-

träge, Gutachten, Studien, umweltrelevante Konzepte, Pläne, Programme oder Zu-

lassungsentscheidungen, Berichte, Protokolle, Beschlüsse, Organisationserlasse, 

Statistiken, öffentliche Planungen, Haushalts-, Stellen-, Organisations-, Geschäfts-

verteilungs- und Aktenpläne, Drucksachen, Verwaltungsvorschriften oder wesentliche 

Bestandteile von Subventions- und Zuwendungsvergaben und Baugenehmigungen 

sowie die wesentlichen Unternehmensdaten öffentlicher Beteiligungen einschließlich 

der Vergütung der Leitungsebenen infrage.  

Daher fordert die Konferenz, dass Bund und Länder ihre Behörden verpflichten, der-

artige Dokumente grundsätzlich im Internet zu veröffentlichen. Der bekannt gewor-

dene Entwurf des Eckpunktepapiers des Bundes vom 18.10.2016 genügt diesen An-

forderungen nicht. Anstatt separate Gesetze zu schaffen oder die Regelungen den 

eher informationstechnisch orientierten E-Government-Gesetzen zu überlassen, soll-

te der Beschluss der Regierungschefs von Bund und Ländern so umgesetzt werden, 

dass Open-Data-Regelungen in Transparenzgesetze aufgenommen werden. Länder, 

die noch nicht über solche Gesetze verfügen, sollten nach Auffassung der Informati-

onsfreiheitsbeauftragten vorhandene Informationsfreiheitsgesetze entsprechend fort-

entwickeln. Auch fordert die Konferenz jene Länder auf, die keinen allgemeinen An-

spruch auf Informationszugang gewähren, endlich ein modernes Informationsrecht 

einzuführen.   

 

 

Anlage 6 - RESOLUTION OF THE 9th INTERNATIONAL CONFERENCE OF IN-

FORMATION COMMISSIONERS, ICIC 2015.SANTIAGO DE CHILE  
 

In Santiago de Chile, on April 21, 2015, a private working session took place in the 

context of the 9th International Conference of Information Commissioners, ICIC, in-

volving 33 Commissioners from 25 countries.  

According to the work schedule proposed by the Council for Transparency as host 

and organizer of this meeting, the Commissioners formed four working groups with 

the purpose of analyzing the following subjects:  
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Umfang und die Qualität der in GovData zur Verfügung gestellten Daten müssen 

verbessert und der Nutzwert des Portals weiter erhöht werden.  

Daher appelliert die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 

an die verbleibenden Länder, der Verwaltungsvereinbarung beizutreten, und fordert 

alle Vereinbarungspartner zur verstärkten Bereitstellung von Daten auf. 
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setze verbinden den individuellen, antragsgebundenen Informationszugangsan-

spruch mit der Verpflichtung öffentlicher Stellen, bestimmte Informationen aktiv auf 

Informationsplattformen im Internet zu veröffentlichen.  

Anlass für die Forderung ist ein Beschluss der Regierungschefs von Bund und Län-

dern vom 14. Oktober 2016. Nach dieser Vereinbarung werden Bund und Länder 

Open-Data-Gesetze erlassen und das Ziel verfolgen, bundesweit vergleichbare 

Standards für den Zugang zu öffentlichen Datenpools zu erreichen.  

Die Informationsfreiheitsbeauftragten befürworten zwar die Zielrichtung des Be-

schlusses; dieser greift jedoch zu kurz. Neben der Bereitstellung von Rohdaten in 



226

226 
 

 
Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz 

und die Informationsfreiheit 
 

2. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit 

1. Sharing of the experiences in the collaboration and exchange in management 

and implementation of Access to Information Laws.  

2. The use of mediation or other forms of alternative dispute resolution in the Cit-

izen - Public Agency dispute, as a tool to expedite Access to Public Infor-

mation: advantages, disadvantages and main results.  

3. Identification of measurement mechanisms in the implementation of Transpar-

ency Public Policies and the right to access public information.  

4. Comparative case law (correct term is “case law” ie no hyphen).  

 

The conclusions and agreements of the mentioned working groups are listed below: 

  

1. Conclusions and group agreements on "Sharing of the experiences in 
the collaboration and exchange in management and implementation of 
the Access to Information Laws "  

1.a) Agreement in the desirability of moving towards the establishment of a perma-

nent working mechanism for the ICIC, through a light functional non- bureaucratic 

structure, which will take charge of the following necessities:  

• Explore the operation of other networks,  

• Monitor and follow up of the issues discussed at the meetings, 

• Promote and coordinate the exchange of experiences and good practices  

• All relevant information will be made available and the process of installing new leg-

islation and institutional frameworks will be encouraged and supported.  

 

1.b) For the developing of a proposal for this functional structure it is agreed to man-

date a working group comprising Commissioners from at least three countries and up 

to five, all members of the ICIC, which thoroughly investigates the possible structure 

for this coordination mechanism in accordance with the identified requirements.  

This working group will be integrated by one commissioner representative of: the Of-

fice of the Information Commissioner of Canada, the Office of the Scottish Infor-

mation Commissioner, Indonesia Information Commissioner, the Federal Institute for 

Access to Public Information and Data Protection of Mexico, The Institute for Access 

to Public Information of Honduras and the Council for Transparency of Chile.  
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2. Conclusions and group agreements relating to " The use of mediation or 
other forms of alternative dispute resolution in the Citizen - Public Agen-
cy dispute, as a tool to expedite the Access to Public Information: ad-
vantages, disadvantages and main results”.  

2.a) The importance of implementing forms of alternative dispute resolution in the 

right to access public information is acknowledged.  

2.b) These forms of alternative dispute resolution should be a participative tool in 

which both citizens and public bodies are required in the process of solving the con-

flict.  

2.c) These forms of alternative dispute resolution should consider the special consti-

tution of the right to access public information.  

2.d) These forms of alternative dispute resolution mechanisms and their processes 

should undergo evaluation.  

2.e) The participants in this conference commit to share the best practices in the 

forms of alternative dispute resolution for the right to access public information.  

 
3. Conclusions and group agreements on "Identification of measurement 

mechanisms in the implementation of Transparency Public Policies and 
the right to access public information".  

3.a) Systematize a catalogue of existing international measures (OECD, OAS, etc) 

and evaluate the relevance of these indicators.  

3.b) Assess the need to develop a unified measurement model.  

3.c) Analyze the possibility to create new indicators for common measurement  

3.d) Generate communicating strategies for the results of these measurements for a 

full understanding of them  

3.e) Share good practices of the different national measurement systems  

 
4. Conclusions and group agreements relating to "Comparative case law ".  

4.a) Strengthen regional platforms of case law to create a future network that will be 

shared with all members of the organization, at national, provincial or federal level.  

4.b) Generate an updated directory that will contain the general data of access to 

information guarantor bodies, their contact information and appropriate material to 

allow a fluid and effective communication between the members of the organization. 
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The information will be submitted voluntarily by the members. The first list will be 

generated in the 9th International Conference of Information Commissioners.  

4.c) When point 4b is completed, the guarantor bodies will share links to the respec-

tive websites where the particular case law of each of the members of the organiza-

tion is published.  

4.d) Update voluntarily, via mailing list of members of the organization, the decisions 

of the guarantor bodies or court decisions which have significance or impact on the 

right of access to information, and also updates of the regulations in the subject.  

4.e) In the case of national organizations that share functions with provincial or fed-

eral agencies, the board agreed to instruct the national organizations to involve the 

local organizations and share with them the agreements reached at this meeting  

4.f) Finally, it was agreed to designate the Council for Transparency in Chile as tech-

nical secretariat to manage the information to be supplied by the members of the or-

ganization, while another particular body is not designated.  

 
5. Final Statement  

During the plenary session, commissioners and supervisory bodies representing 

twenty-five countries, considering the importance of the right to access information, 

expressed concern regarding some important challenges to this right:  

• The continuing inequalities that limit the right to access information for all citizens  

• The deterioration of the right to access information because of the approval of legis-

lation and public policies contrary to that right  

• The right of access to information becomes more difficult in countries with greater 

digital divide  

• The lack of adequate funding, support and maintenance of the supervisory bodies  

 
Therefore, we encourage governments, civil society organizations, the international 

community and citizens to remain vigilant and work together to protect, promote and 

strengthen an effective right to access information. We, commissioners and supervi-

sory bodies, are committed to work with all parties involved to fulfill this goal.  

 
6. Next meeting  

The 10th International Conference on Information Commissioners will be held in 2017 

in Bali, Indonesia, and will be organized by the Indonesia Information Commissioner. 
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6. Next meeting  

The 10th International Conference on Information Commissioners will be held in 2017 

in Bali, Indonesia, and will be organized by the Indonesia Information Commissioner. 
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